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56. Sitzung 

Bonn, den 15. September 1966 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 
13. September 1966 die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD betr. Haushaltsvollzug 1966 
— Drucksache V/865 — beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache V/912 verteilt. 

Der Abgeordnete Dr. Morgenstern hat gegen

-

über dem Präsidenten des Bundestages am 
14. September 1966 auf seine Mitgliedschaft 
im Bundestag verzichtet. 

Wir treten in die Tagesordnung ein und beginnen 
mit der 

Fragestunde — Drucksachen V/ 908, V/911 — 

Zuerst kommen die Fragen aus der Drucksache 
V/911, also die Dringlichen Mündlichen Anfragen 
aus dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 
an die Reihe. Ich rufe die beiden Fragen des Ab-
geordneten Schmidt (Kempten) auf: 

Trifft eine Pressemeldung zu, wonach der deutsche Botschafter 
in Australien, Ritter, erklärt haben soll,  die  Bundesregierung 
werde keine Einwände erheben, wenn Deutsche zur australischen 
Armee und damit zu möglichem Einsatz in Vietnam eingezogen 
würden? 

Wer hat den deutschen Botschafter in Australien zu einer sol-
chen Erklärung autorisiert? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bundes-
außenminister. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ant-
wort auf diese Fragen lautet wie folgt: 

Herrn Botschafter Ritter wurden am 24. August 
dieses Jahres bei seiner Rückkehr aus dem Heimat-
urlaub im Hafen Melbourne von australischen 
Journalisten einige Fragen gestellt. Die Journalisten 
erwähnten dabei auch die Protestschritte einiger 
europäischer Staaten gegen die vorgesehene Ein-
ziehung ausländischer Einwanderer zum Wehrdienst 

in Australien. Botschafter Ritter erklärte den Journa-
listen, er sei auf dem Wege aus dem Urlaub zu sei-
ner Botschaft und kenne daher keine Instruktionen 
seiner Regierung in dieser Frage. In diesem Ge-
spräch mit den Journalisten war von einem mög-
lichen Einsatz ausländischer Wehrpflichtiger in 
Vietnam nicht die Rede. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, wie ist 
es dann zu verstehen, daß eine Pressemeldung unter 
dem 26. August 1966, zwei Tage nach diesem Presse-
gespräch — es handelt sich um das „Allgäuer Tag-
blatt" — eindeutig herausstellt: 

Der Botschafter der Bundesrepublik in Austra-
lien, Ritter, hat in Melbourne die Entscheidung 
der australischen Regierung unterstützt, auch 
Einwanderer zum Wehrdienst einzuziehen. Ritter 
versicherte, die Bundesregierung werde keine 
Einwände erheben, daß Deutsche eingezogen 
werden, nachdem ja feststeht, daß Australien 
auch Kontingente in Vietnam hat. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Das „Allgäuer Tagblatt", Herr Kollege, in allen Eh-
ren! Aber es kommen auch an anderer Stelle Irr-
tümer vor. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, ist die 
Bundesregierung noch immer der Meinung, daß eine 
militärische Unterstützung durch die Bundesrepublik 
im Vietnam-Konflikt nicht ratsam ist, da sie sowohl 
den deutschen als auch den Interessen des jeweiligen 
Gastlandes zuwiderläuft? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ja, das ist eine unveränderte Politik. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zu den 
Fragen auf dem Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amts, die in der Drucksache V/908 enthalten sind. 
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Vizepräsident Schoettle 
Ich rufe die Frage IV/8 — des Herrn Abgeordneten 
Dr. Bechert — auf: 

In welcher völkerrechtlich für die Vereinigten Staaten und 
die Bundesrepublik verbindlichen Vereinbarung ist festgelegt, 
daß die Vereinigten Staaten das Recht haben — das sie nach 
deutschen Pressemeldungen ausüben —, wehrpflichtige Deutsche, 
die sich für einige Zeit in den Vereinigten Staaten aufhalten, 
ohne daß sie die Absicht haben, dort zu bleiben oder amerika-
nische Staatsbürger zu werden, zum Wehrdienst in der US-
Wehrmacht einzuziehen? 

Herr Bundesaußenminister, bitte! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Die Antwort auf die erste Frage des Kollegen Dr. 
Bechert lautet: Es bestehen keine völkerrechtlichen 
Vereinbarungen, in denen die Bundesrepublik 
Deutschland den Vereinigten Staaten von Amerika 
das Recht eingeräumt hat, Deutsche zum Wehrdienst 
in den US-Streitkräften einzuziehen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert! 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Ist Ihnen 
bekannt, Herr Minister, daß der amerikanische Ge-
neralkonsul in Frankfurt auf Anfrage antwortete, 
daß Inhaber eines Einwanderervisums innerhalb von 
14 Tagen eingezogen werden können, wobei zu be-
achten ist, daß ein Einwanderervisum nicht bedeutet, 
daß der Einwandernde die amerikanische Staatsbür-
gerschaft erwerben will, sondern daß er vielmehr 
nur das Recht des Aufenthalts und der Tätigkeits-
ausübung hat, da er die Staatsbürgerschaft ja erst 
auf Antrag bekommt? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Diese spezielle Auskunft, die dort jemand bekommen 
hat, ist mir natürlich nicht bekannt. Aber vielleicht 
darf ich die Sache einmal grundsätzlich klarstellen. 
Es gibt zwei Arten von Visa. Die eine ist die des 
erklärten Willens, eine andere Staatsangehörigkeit 
unter den bekannten Vorschriften zu erwerben. Das 
andere ist ein Visum, das den Status eines zum dau-
ernden Aufenthalt Berechtigten gibt. Bei jeder dieser 
Möglichkeiten steht fest, daß man sich dem Wehr-
dienst entziehen kann oder daß man — so sage ich 
vielleicht richtiger — keinen Wehrdienst zu leisten 
hat, wenn man die Absicht erklärt, auf den Erwerb 
der Staatsbürgerschaft zu verzichten. Mit anderen 
Worten: Alle diejenigen, die eingezogen werden, 
werden eingezogen auf der Basis ihres eigenen 
freien, erklärten Willens. Sie können sich von ihrer 
Einziehung durch Erklärungen freistellen, die dann 
allerdings die Folge haben, daß sie nicht amerika-
nische Staatsbürger werden können. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert! 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Darf ich Sie 
darauf aufmerksam machen, Herr Bundesminister, daß 
Ihre Darlegung der Darstellung des früheren Nürn-
berger Anklägers Dr. Kempner in der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung", die er am 26. August in 
einem Leserbrief veröffentlicht hat, völlig wider-
spricht. Ich darf darstellen, was Herr Dr. Kempner 

zu dieser Frage geschrieben hat. Es steht ganz klar in 
dieser Leserzuschrift — — 

Vizepräsident Schoettle: Herr Kollege Bechert, 
Sie müssen Fragen stellen und dürfen nicht auf Um-
wegen zu Kommentaren gelangen. 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Wie er-
klären Sie sich, Herr Minister, den Widerspruch zu 
der Darstellung von Herrn Dr. Kempner, der dar-
legt, daß der Antrag auf Erteilung eines Einwande-
rervisums — wie ich schon in der ersten Zusatzfrage 
gesagt habe — nicht notwendigerweise den Antrag 
auf Staatsbürgerschaft in den Vereinigten Staaten 
bedeutet, daß aber andererseits jeder, der ein Ein-
wanderervisum hat — so schreibt Herr Dr. Kemp-
ner —, eingezogen werden kann? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Bechert, die Sache ist doch ganz klar. 
Jedermann muß, wenn er in die Vereinigten Staa-
ten gehen will, wissen, was er will. Will er ame-
rikanischer Staatsbürger werden, dann wird er 
erklären, daß das seine Absicht ist. Will er einen 
dauernden oder einen längeren Aufenthalt — ohne 
diese Absicht — nehmen, wird er das auch erklä-
ren. Und wenn er sich dort nur als Student oder für 
irgendeinen kurzfristigen Zweck aufhalten will, 
wird er das auch erklären. Aber aus keiner dieser 
Erklärungen folgt etwa eine Einziehung zum 
Wehrdienst gegen seinen Willen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Spitzmüller! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Minister, war die 
Rechtslage früher einmal durch amerikanisches oder 
internationales Recht so geregelt, daß deutsche 
Einwanderer nicht der amerikanischen Wehrpflicht 
unterlagen? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Spitzmüller, es gab einmal — nach 
dem, was ich hier sehe — den Art. VI des deutsch-
amerikanischen Freundschafts-, Handels- und Schiff-
fahrtsvertrages vom 8. Dezember 1923. Der sah 
vor, daß es im Kriegsfall gestattet sein sollte, 
Staatsangehörige des anderen Vertragsstaates mit 
dauerndem Wohnsitz im fremden Staat und mit 
Einbürgerungsabsicht zum Wehrdienst einzuziehen, 
falls die Betroffenen nicht innerhalb von 60 Tagen 
nach Kriegsbeginn das fremde Territorium ver-
lassen würden. Diese Bestimmung gilt heute nicht 
mehr. 

Spitzmüller (FDP) : Ich darf fragen, Herr Mini-
ster, ob die „Hannoversche Presse" richtig berichtet 
hatte, wenn sie am 14. Dezember 1953 unter der 
Überschrift „Deutsche müssen zur US-Armee" sagte, 
daß die Vereinigten Staaten den Art. VI des deutsch-
amerikanischen Vertrages gekündigt hätten und 
ab 2. Juni 1954 nunmehr deutsche Einwanderer 
den amerikanischen Wehrpflichtbestimmungen un-
terliegen würden? 
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Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Darin ist ein Punkt, den ich nicht bestätigen kann. 
Auf diese Kündigung von 1954 möchte ich mich 
hier nicht festlegen, weil ich das nicht genau weiß. 
Aber es liegt eine Änderung der Bestimmungen 
vor. Aber das wird ja nachher vielleicht noch zur 
Sprache kommen, vielleicht verschieben wir das 
auf den zweiten Teil der Beantwortung. 

Vizepräsident Schoettle: Dann Ihre zweite 
Frage, Herr Abgeordneter Bechert, Frage IV/9: 

Wenn es eine solche in Frage IV/8 beschriebene Vereinbarung 
gibt — was zu bezweifeln ist, denn sie wurde dem Deutschen 
Bundestag nicht mitgeteilt —, so frage ich die Bundesregierung: 
Mil welchen anderen Staaten des Atlantischen Bündnisses gibt es 
eine solche in gleicher Weise bindende Vereinbarung zwischen 
den USA und diesen Staaten? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Die Antwort darauf lautet: Soweit der Bundesre-
gierung bekannt ist, gibt es auch zwischen den ande-
ren NATO-Staaten und den Vereinigten Staaten 
von Amerika keine derartigen Vereinbarungen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert! 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Herr Bun-
desminister, nachdem durch die Darstellungen von 
Dr. Kempner feststeht, daß Staatsangehörige anderer 
Länder als der Vereinigten Staaten bereits in Viet-
nam dienen, frage ich: Wie verhält sich Großbritan-
nien in dieser Frage? Nimmt es hin, daß britische 
Staatsbürger zur amerikanischen Armee eingezogen 
werden? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich kann darüber keine Auskunft geben, darüber ist 
mir nichts bekannt. In den Unterlagen, die mir zur 
Verfügung stehen, ist darüber nichts gesagt. Ich bin 
gern bereit, diesen speziellen Punkt — Großbritan-
nien — sowohl nach Rechtslage wie nach Praxis noch 
einmal nachzuprüfen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert! 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Üben die 
Vereinigten Staaten dieses von ihnen gesetzte Recht 
gegenüber den Angehörigen anderer Staaten unter-
schiedlos aus — nach Ihrer Darstellung ist das ja 
so —, oder gibt es da Unterschiede je nach Staatsan-
gehörigkeit? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Diese Frage ist mehr oder weniger mit der identisch, 
die Sie gerade gestellt haben. Ich werde, wie gesagt, 
dieser Sache noch einmal nachgehen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Berlin. 

Berlin (SPD) : Herr Minister, mir ist ein Fall be-
kannt, in dem sich ein in den Staaten befindlicher 

Student zur Zeit in der Bundesrepublik in Urlaub 
befindet und krank wurde. Er hat eine Einberufung 
zum 20. September. Setzt er sich nicht der Gefahr 
aus, wenn er nach dem 20. September wieder in die 
Vereinigten Staaten geht, wegen Fahnenflucht be-
langt zu werden, weil er seiner Einberufung nicht 
nachgekommen ist? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Es handelt sich hier um einen Studenten. Man müßte 
einmal hören, mit welcher Art von Visum er sich 
dort aufhält, ob er sich für einen begrenzten Stu-
dienaufenthalt dort befindet. Dann kommt nämlich 
alles dies überhaupt nicht in Frage. Oder er lebt 
dort und hat ein Einwanderervisum oder ein Visum 
für den Status eines permanent resistent. 

Berlin (SPD) : Er hat kein Einwanderervisum, 
sondern ein Einreisevisum und wird bis Mitte 1968 
in den Staaten bleiben, um dort sein Studium zu 
beenden. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Dies ist ein Fall, in dem er nur einen Antrag stellen 
muß, vom Wehrdienst freigestellt zu werden. Das 
nimmt ihm aber dann für später — sollte er diese 
Absicht gehabt haben — die Chance, amerikanischer 
Staatsbürger zu werden. 

Berlin (SPD) : Die Absicht hat er nicht. 

Vizepräsident Schoettle: Sie haben keine 
Frage mehr. 

Berlin (SPD) : Eine zweite Frage. 

Vizepräsident Schoettle: Nein. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Aber, Herr Kollege, wir sind gern bereit, diesen 
speziellen Fall noch einmal aufzunehmen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Minister, werden Sie mit 
Rücksicht auf unsere sehr exponierte Lage — auch 
in Berlin — Verhandlungen mit der amerikanischen 
Regierung mit dem Ziel aufnehmen, eine dem Ver-
trag von 1923 entsprechende Regelung wiederher-
zustellen? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Genscher, man muß erst einmal ge-
prüft haben, welche anderen Implikationen das 
hat. Ich glaube, daß, so wie die Rechtslage jetzt 
ist, die Dinge tatsächlich weitgehend von dem Wil-
len der Beteiligten abhängen. Ich habe gerade ge-
sagt: man muß wissen, mit welchen Absichten, aus 
welchen Gründen man in die Vereinigten Staaten 
geht. 

Ich möchte über das umgekehrte Verhältnis eines 
sagen, was meist nicht bekannt ist. In unserem 
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Bundesminister Dr. Schröder 
Wehrpflichtgesetz — ich glaube gleich vorne irgend-
wo, § 2 — steht eine Bestimmung, daß auch wir 
ausländische Staatsangehörige zum Wehrdienst 
in Deutschland einziehen können, wenn das 
ebenso drüben gilt. Sie sehen, daß diese Sache auf 
Gegenseitigkeit beruht, obwohl natürlich nicht alle 
Parallelen stimmen und ich ohne weiteres ein-
räume, daß die Situation Vietnam unter vielen 
Gesichtspunkten eine Besonderheit darstellt. Den-
noch muß man das Problem dann sowohl nach 
seiner allgemeinen Lage als auch nach seinem 
Umfang richtig beurteilen. Die Vorstellungen dar-
über, welchen Umfang dieses Problem in Wirklich-
keit hat, sind offenbar sehr, sehr übertrieben. Nach 
dem, was wir wissen, handelt es sich um ein Pro-
blem, von dem bisher nur eine Handvoll Menschen 
betroffen wurde. 

Vizepräsident Schoettle: Frage IV/10 des Ab-
geordneten Dr. Bechert (Gau-Algesheim) : 

Was hat die Bundesregierung getan, um zu bewirken, daß 
wehrpflichtige Deutsche, die nach dem in Frage IV/8 beschriebe-
nen Verfahren in die US-Wehrmacht geraten sind, nicht in 
Vietnam eingesetzt werden, was, wenn es geschähe, ein ein-
deutiger Verstoß gegen einen eindeutigen Beschluß des Deutschen 
Bundestages wäre? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Zur dritten Frage des Kollegen Dr. Bechert möchte 
ich folgendes sagen. Die Bundesregierung hat keine 
rechtlichen Handhaben, um zu verhindern, daß 
deutsche Staatsangehörige, die sich für den Dienst 
in der amerikanischen Wehrmacht entschieden 
haben, in Vietnam eingesetzt werden. Sie hat 
jedoch gleich bei Bekanntwerden des ersten Falles 
im November 1965 durch unsere Botschaft bei der 
amerikanischen Regierung um Freistellung deut-
scher Staatsangehöriger vom Vietnam-Einsatz ge-
beten. Eine solche Ausnahmeregelung zugunsten 
der Bundesrepublik Deutschland konnte bisher nicht 
erreicht werden. Die Bundesregierung wird fortfah-
ren, sich in begründeten Einzelfällen dafür ein-
zusetzen, daß junge Deutsche, die sich für den 
Dienst in der amerikanischen Wehrmacht entschie-
den haben, nicht in Vietnam eingesetzt werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert! 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Herr Bun-
desminister, darf ich Ihrer Antwort entnehmen, 
daß die Bundesregierung der Ansicht ist, der Ein-
satz von deutschen Wehrpflichtigen, die noch die 
deutsche Staatsbürgerschaft haben, in Vietnam be-
deute einen Verstoß gegen die eindeutige Willens-
bekundung des Deutschen Bundestages, der Sie 
damals als Bundesminister auch zugestimmt haben, 
daß Deutsche nicht in Vietnam Kriegsdienst leisten 
sollten? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich glaube, dies wäre jetzt doch eine unzulässige 
Vereinfachung. Die Sache liegt um ein gutes Stück 
komplizierter, wie ich das gerade auseinandergesetzt 
habe. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert. 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Ich darf Sie 
zu dem, was Sie vorhin gesagt haben, darauf hin-
weisen, daß Herr Dr. Kempner nicht von wenigen 
Fällen ausländischer Staatsangehöriger geschrieben 
hat, sondern von mehreren tausend, die in den USA 
und teilweise auch in Vietnam eingesetzt sind. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Das mag zutreffen. Allerdings kenne ich den Auf-
satz nicht. Aber die Zahl von deutschen Fällen, mit 
denen wir befaßt sind, läßt sich in der Tat noch an 
den Fingern einer Hand abzählen; es sind nämlich 
fünf. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Spitzmüller! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Minister, bedeutet die 
Antwort, die Sie dem Kollegen Bechert auf seine 
schriftlich eingereichte Frage gegeben haben, daß 
die deutschen Staatsbürger, die sich in den Vereinig-
ten Staaten mit einem befristeten Visum länger als 
ein Jahr aufhalten, zum Wehrdienst herangezogen 
und mit ihrer Einheit nach Vietnam versetzt werden 
können? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Das bedeutet es. Aber es ist hinzuzufügen, daß sie 
die Freistellung davon ohne weiteres erreichen mit 
der Folge, später nicht amerikanische Staatsbürger 
werden zu können. 

Spitzmüller (FDP) : Können Sie sich dann er-
klären, wieso die deutsche Botschaft vorgestern — 
gestern stand es in den Zeitungen — erklärt hat, es 
sei nicht möglich, daß jemand mit einem befristeten 
Visum zum Einsatz nach Vietnam komme? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Es würde mich interessieren, ob hier nicht eine 
Verwechslung vorliegt. Ich habe vorhin gesagt: Das 
Visum, das ein „permanent resident" abgibt, ist auf 
jeden Fall, wenn Sie so wollen, mit der genannten 
Folge außer Kraft zu setzen, und ich sprach von der 
befristeten Zeit. — Herr Kollege, sagten Sie, es sei 
ein Visum gewesen, das jetzt per Ende 1968 erteilt 
worden sei? 

Spitzmüller (FDP) : Ein befristetes Visum. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Das würde mich an sich überraschen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Berlin! 

Berlin (SPD) : Herr Minister, unterliegt nun der-
jenige, der in den Staaten seiner Wehrdienstpflicht 
nachkommt, ohne dort bleiben zu wollen, und später 
in die Bundesrepublik zurückkehrt, auch hier noch 
einmal der Wehrdienstpflicht? 
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Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege, das setzt schon eine sehr detaillierte 
Kenntnis des deutschen Wehrdienstgesetzes voraus. 
Grundsätzlich glaube ich Ihre Frage bejahen zu 
können. Aber ich möchte vermuten, daß das Befrei-
ungsfälle sein würden. Ich will hier nichts Falsches 
sagen, ohne mich noch einmal genau mit dem Wehr-
pflichtgesetz beschäftigt zu haben. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Berlin. 

Berlin (SPD) : Würde eine solche Klärung wohl 
herbeizuführen sein, Herr Minister? Denn ich nehme 
an, daß das viele interessiert, nachdem Sie sagten, 
jeder müsse wissen, was er wolle, wenn er in die 
Staaten zum Studieren gehe? 

Dr. Schröder, Bundesminister' des Auswärtigen: 
Nein, das habe ich nicht gesagt. Ich habe gesagt: 
Wenn man in die Vereinigten Staaten geht, muß 
man wissen, was man dort will, ob man dort für 
kurze Zeit studieren will, angenommen das berühmte 
Jahr in Harvard — das ist eine ganz klare Sache 
ohne irgendeinen Bezug auf Wehrpflicht —, oder ob 
man sich dort für eine begrenzte Zeit zu seiner Fort-
bildung in einem anderen Bereich aufhalten will — 
auch das hat nicht diese Folge — oder ob man dort 
zunächst ein Visum als mehr oder weniger „perma-
nent resident" bekommt. In diesem Fall gibt es die 
Möglichkeit der Einziehung, umgekehrt aber auch 
die Möglichkeit eines Antrags auf Freistellung. Die-
ser Antrag enthebt einen dort der Wehrpflicht, führt 
aber umgekehrt dazu, daß sich eine Einwanderungs-
absicht, falls man eine solche hat, nicht mehr wird 
verwirklichen lassen, weil man die amerikanische 
Staatsbürgerschaft nicht mehr bekommen kann. 

Alles, was ich sage, zeigt ganz klar, daß nichts 
geschieht, ohne daß es die Folge eines eigenen er-
klärten freien Willens ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fellermaier! 

Fellermaier (SPD) : Herr Minister, ich darf Sie 
auf Grund Ihrer Darlegungen fragen: Würden Sie 
es für notwendig halten, daß die Bundesregierung 
über ihre Informationsquellen denen, die in die 
USA ausreisen, Unterlagen dafür gibt, welche wehr-
rechtlichen Konsequenzen das für sie haben könnte? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
In der Tat, Herr Kollege, das ist eine Frage, auf die 
ich gern noch ein paar Worte sagen möchte: Es gibt 
ein Amt für Auswanderung, das ein umfangreiches 
Merkblatt für Einwanderer in die Vereinigten Staa-
ten ausgearbeitet hat und es allen Anfragenden zur 
Verfügung stellt. Ferner geben die amerikanischen 
Auslandsbehörden Auskünfte über den Wehrdienst 
in den Vereinigten Staaten. Schließlich stellen un-
sere eigenen Auslandsvertretungen in den Vereinig-
ten Staaten Merkblätter zur Verfügung und geben 
auch individuelle Auskünfte. Mit anderen Worten, 
seitdem dieses Thema für jüngere Menschen über

-

haupt ein Thema geworden ist, sollten sie sich aller 
dieser Aufklärungsmöglichkeiten bedienen und da-
nach ihre wohlerwogenen eigenen freien Entschei-
dungen treffen. 

Vizepräsident Schoettle: Ich glaube, die Frage 
ist genügend beantwortet, zumal das Thema noch 
einmal aufgegriffen wird. 

Wir kommen zur Frage IV/11 des Herrn Abgeord-
neten Spitzmüller: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele deutsche Staats-
angehörige auf Grund der amerikanischen Wehrgesetze zur Zeit 
in der US-Armee dienen müssen? 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich darf ,die Frage noch einmal vorlesen, damit für 
alle anderen Beteiligten der Zusammenhang klar ist: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
deutsche Staatsangehörige auf Grund der ameri-
kanischen Wehrgesetze zur Zeit in der US-
Armee dienen müssen? 

Die Antwort lautet nein. Unsere Botschaft in 
Washington ist schon vor einiger Zeit um Feststel-
lung gebeten worden. Nach Eingang des Berichts 
werden wir den  Herrn Kollegen gleich unterrichten. 
Im übrigen kann ich die Frage nur dahin verstehen, 
daß nach den auf Grund ihrer freien Entscheidung in 
der amerikanischen Wehrmacht dienenden jungen 
Deutschen gefragt wird. Gegen seinen Willen — ich 
habe das vorhin schon betont — braucht kein Aus-
länder in den USA Wehrdienst zu leisten. Es steht 
ihm frei, sich vom Wehrdienst unter Verzicht auf die 
Einbürgerung und den Einwandererstatus befreien 
zu lassen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Spitzmüller! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Minister, sehen Sie 
nicht eine Möglichkeit, in Zukunft auf 'deutscher 
Seite die Zahl dadurch zu erfassen, daß deutsche 
Staatsbürger verpflichtet werden, eine Einberufung 
zur US-Armee oder zu anderen ausländischen 
Armeen den deutschen zuständigen Stellen — Paß-
amt oder Kreiswehrersatzamt — mitzuteilen? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich bin im Moment nicht 'in der Lage, zu sagen, ob 
das, was Sie vorschlagen, mit den in Deutschland 
geltenden rechtlichen Bestimmungen vereinbar ist. 
Vorausgesetzt daß das der Fall ist, hätte ich gegen 
eine solche Anordnung keine Bedenken. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Minister, Ihnen ist dann 
sicherlich auch nicht bekannt, wieviel Deutsche im 
Alter von 18 bis 26 Jahren sich 'zur Zeit mit einem 
Visum, das länger als ein Jahr dauert, in Amerika 
befinden? 
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Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein, das ist mir in der Tat nicht bekannt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Bechert! 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Herr Mini-
ster, halten Sie es nicht für nötig, die deutsche 
Öffentlichkeit über diese Fragen deutlich aufzuklä-
ren, indem man darstellt, wie die amerikanische Ge-
setzgebung in diesem Fall aussieht, insbesondere 
darauf hinweist, daß die amerikanische Gesetzge-
bung vorsieht, daß jemand, der noch eine andere 
Staatsangehörigkeit hat, eingezogen werden kann, 
wenn ,er nur ein Einwanderervisum hat. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Dr. Bechert, ich sehe keine Veranlas-
sung, hier sozusagen eine große öffentliche Aktion 
zu starten, wenn Sie die jetzige Erörterung nicht 
schon als eine solche ansehen wollen. Der Kreis von 
Menschen, der dafür in Betracht kommt, ist ein Kreis 
jüngerer Menschen, die, wenn sie in die Vereinigten 
Staaten gehen, sich sehr sorgfältig überlegen und 
natürlich auch überlegen müssen, welche Absichten 
sie damit verbinden. Natürlich ist es deren Aufgabe, 
sich entweder bei den Auswanderungsstellen hier 
oder bei den Einwanderungsstellen drüben und bei 
den deutschen Vertretungen zu erkundigen. Sie wer-
den alles das, was wir jetzt erörtert haben, auf diese 
Weise erfahren und es zur Grundlage ihrer eigenen 
Entscheidung machen können. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 
IV/12 ,des Herrn Abgeordneten Spitzmüller auf: 

Wie viele der in Frage IV/11 erwähnten deutschen Staats-
angehörigen sind bereits in Vietnam? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Die Frage: „Wie viele davon sind bereits in Viet-
nam?" möchte ich damit beantworten, daß ich sage: 
dies ist der Bundesregierung nicht bekannt. Auch 
hier ist die Botschaft in Washington um Klärung 
bemüht. Ich habe gerade die Zahl von fünf Fällen 
genannt. Das sind die einzigen Fälle, mit denen wir 
bisher befaßt gewesen sind. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 
V/13 des Herrn Abgeordneten Spitzmüller auf: 

In wie vielen Fällen sind Auswärtiges Amt und Deutsche Bot-
schaft in Washington seit dem Einsatz amerikanischer Truppen 
in Vietnam gebeten worden, die Verlegung deutscher Staats-
angehöriger nach Südostasien zu verhindern? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Entschuldigung, ich habe diese Frage schon vor-
gezogen und sie vorhin schon einmal beantwortet. 

Vizepräsident Schoettle: Sie ist damit er-
ledigt. Keine weiteren Fragen mehr. — Herr Ab-
geordneter Schmidt (Kempten) ! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, können 
Sie uns mitteilen, in wieviel Fällen der von Ihnen 
genannten fünf Fälle die Intervention Erfolg gehabt 
hat? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich möchte darüber jetzt nichts Falsches sagen. Die 
Sache lag ein bißchen kompliziert. Nach meiner 
Erinnerung hat in allen Fällen der Wille der Betei-
ligten selbst durchgeschlagen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, han-
delt es sich in einem der durchschlagenden Fälle um 
den Fall des Hubert Schmidt, bezüglich dessen das 
Auswärtige Amt am 1. September 1966 dem Abge-
ordneten Spitzmüller mitteilte, daß das amerika-
nische Außenministerium unserer Botschaft auf 
ihre Demarchen hin jetzt erklärt habe, Herr Hubert 
Schmidt werde nicht nach Vietnam versetzt werden. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
In der Tat ist es so, daß in dem einen Ausnahmefall, 
den Sie gerade erwähnt haben, unsere Intervention 
erfolgreich gewesen ist. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Minister, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß diese Auskunft des State 
Department gegenüber der Deutschen Botschaft 
offensichtlich nicht stimmen kann, wenn ich Ihnen 
sage, daß ich einen Brief des Herrn Hubert Schmidt 
vom 3. September 1966 in Händen habe, der wie 
folgt beginnt: 

Meine Lieben! Nach langem Hin und Her bin 
ich jetzt doch in Vietnam gelandet. Sind am 
31. August nach 22 Stunden in der Luft hier in 
Vietnam eingetroffen, und es wird links und 
rechts in der Ferne geschossen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege Spitzmüller, es tut mir leid, wenn ich 
dazu nicht mehr sagen kann, als ich weiß. Ich bin 
aber gerne bereit, nachdem Sie hier einen neuen 
Umstand in die Fragestunde eingeführt haben, die-
ser Sache weiter nachzugehen. 

Vizepräsident Schoettle: Wir bleiben beim 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts und kom-
men nun zu den Fragen IV/1 und IV/2 des Abge-
ordneten Kahn-Ackermann: 

Warum wird anstelle von Englisch und Französisch nicht auch 
die Beherrschung anderer weit verbreiteter Sprachen, etwa 
Spanisch oder Russisch, als Voraussetzung einer Bewerbung für 
den höheren auswärtigen Dienst anerkannt? 

Welche für eine spätere Verwendung als Kultur- oder Presse-
attaché besonders geeigneten Bewerber für den höheren Dienst 
glaubt das Auswärtige Amt für eine Teilnahme an dem im 
November 1966 stattfindenden Auswahlwettbewerb gewinnen zu 
können, wenn als Voraussetzung neben dem abgeschlossenen 
Hochschulstudium Kenntnisse im Staats- und Völkerrecht, in 
Volkswirtschaft und neuerer Geschichte verlangt werden? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 
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Vizepräsident Schoettle  

Frage IV/3 des Abgeordneten Schmitt-Vocken-
hausen: 

Wann wird die Bundesregierung den Entwurf eines neuen 
Konsulargesetzes dem Bundestag vorlegen? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident, die Antwort auf die Frage des 
Kollegen Schmitt-Vockenhausen lautet wie folgt. 
Die Bundesregierung wird den Entwurf eines 
neuen Konsulargesetzes erneut einbringen, sobald 
das Wiener Übereinkommen über konsularische 
Beziehungen vom 24. April 1963 deutsches Recht 
geworden ist. Das Zustimmungsgesetz zu diesem 
Übereinkommen wird zur Zeit vom Auswärtigen 
Amt in Zusammenarbeit mit den anderen betei-
ligten Bundesministerien vorbereitet. Es ist erfor-
derlich, dem erwähnten Wiener Übereinkommen 
den Vortritt vor dem deutschen Konsulargesetz zu 
lassen, weil dieses Übereinkommen auf völker-
rechtlicher Ebene Aufgaben und Status der Mit-
glieder der konsularischen Vertretungen umreißt 
und es die Bundesregierung für wichtig hält, nicht 
nur die Tätigkeiten von konsularischen Vertretun-
gen im Ausland, sondern auch die Tätigkeiten ent-
sprechender ausländischer Vertretungen im Inland 
auf eine allgemein anerkannte internationale 
Rechtsgrundlage stellen zu können. Demgegenüber 
ist der Erlaß eines neuen Konsulargesetzes, das 
sich nur mit der innerdeutschen Rechtsgrundlage 
der amtlichen Tätigkeit deutscher konsularischer 
Vertreter im Ausland befaßt, nicht von gleicher 
Dringlichkeit. Der Entwurf eines neuen Konsular-
gesetzes soll daher nach Inkrafttreten des Zustim-
mungsgesetzes zur Wiener Konvention eingebracht 
werden. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Schmitt -Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Minister, 
wann rechnen Sie mit dem Inkrafttreten des Rati-
fizierungsgesetzes bzw. mit der weiteren parlamen-
tarischen Behandlung? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nach meiner Erinnerung — ich habe keine Unter-
lage darüber hier — nehmen wir an, daß die Rati-
fizierung in einigen Wochen eingeleitet wird. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage? 
Dann rufe ich die Fragen IV/4, IV/5 und IV/6 des 
Abgeordneten Ertl auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die verleumderischen Behaup-
tungen zahlreicher italienischer Zeitungen zurückzuweisen, die 
Bombenanschläge in Südtirol würden in erster Linie von pan

-

germanistischen und nazistischen Elementen in der Bundesrepu-
blik organisiert, wobei München immer wieder als Terroristen-
zentrum verunglimpft wird? 

Was will die Bundesregierung dagegen unternehmen, daß 
italienische Zeitungen sich bei ihrer Kampagne gegenüber Bür-
gern und demokratischen Organisationen der Bundesrepublik 
nachweislich derselben Verleumdungsmethoden bedienen wie die 
kommunistische Ostpropaganda? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Lösung der 
Südtirolfrage nicht ausschließlich eine intern österreichisch

-

italienische Angelegenheit ist, sondern angesichts des Zusam-
menschlusses der EWG-Länder ein gesamteuropäisches Problem 
darstellt? 

Ist der Abgeordnete Ertl im Saal? — 

(Abg. Genscher: Herr Präsident, der Kol

-

lege Kubitza übernimmt die Fragen!) 

— Die Fragen werden übernommen? — An sich 
müßte ich darauf bestehen, daß das schriftlich mit-
geteilt wird. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident, darf ich dazu vielleicht folgendes 
sagen. Seit dem Zeitpunkt, zu dem der Abgeordnete 
seine Fragen formuliert hat, sind Ereignisse einge-
treten, die die Spannungen über das Südtirol-Pro-
blem erneut verschärft haben. Ich möchte deshalb 
mit Ihrer Zustimmung diese Gelegenheit nutzen, um 
die Haltung der Bundesregierung darzustellen und 
gleichzeitig die Fragen des Herrn Abgeordneten Ertl 
zusammenhängend zu beantworten. 

Wieder haben Anschläge und Attentate in Südtirol 
Menschenleben gekostet. Die deutsche Regierung 
und das deutsche Volk verurteilen diese auf das 
schärfste. Nach ihrer Auffassung sind Terrorakte ein 
ebenso ungeeignetes wie unzulässiges Mittel, um 
politische Forderungen durchzusetzen. Die Terro-
risten leisten den Südtirolern den denkbar schlech-
testen Dienst; sie vergiften überdies die internatio-
nalen Beziehungen. 

Der italienische Ministerpräsident Moro hat vor 
dem Parlament seines Landes unter anderem auch 
die verbündete Bundesrepublik Deutschland aufge-
rufen — und ich zitiere das hier wörtlich —: 

... wirksam zur Eliminierung einer solchen 
Situation der Unsicherheit und der ernstesten 
Not beizutragen. 

Hierzu sind wir bereit. Die deutsche Regierung läßt 
der Aufklärung und Verfolgung von Straftaten sei-
tens der italienischen und österreichischen Behör-
den jede Hilfe angedeihen. Sie wird auch weiterhin 
dazu beitragen, um im Einvernehmen mit österrei-
chischen und italienischen Stellen alle notwendigen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrors zu treffen. 
Sie steht zu jeder erforderlichen Aufklärung zur 
Verfügung. 

Der grundsätzliche Standpunkt der deutschen 
Regierung zur Südtirolfrage ist unverändert. Ich 
darf ihn wiederholen. Die deutsche Regierung 
würde es aus menschlichen und politischen Grün-
den, namentlich unter europäischen Gesichtspunk-
ten begrüßen, wenn das Südtiralproblem eine 
Lösung fände, die ein friedliches Zusammenleben 
aller Beteiligten ermöglichte. Sie würde es begrü-
ßen, wenn eine solche Lösung bald gefunden würde. 
Sie glaubt, diesem Ziel am besten dadurch zu die-
nen, daß sie sich jeder Einmischung in die beste-
henden Auseinandersetzungen enthält. 

Osterreich und Italien haben das Gruber—de 
Gasperi-Abkommen über die Stellung Südtirols und 
die seiner Bevölkerung innerhalb. des italienischen 
Staates geschlossen. Die Vereinten Nationen, an 
die sich Österreich wegen der Durchführung des 
Vertrages gewandt hatte, empfahlen den beiden 
Staaten bilaterale Verhandlungen. Diese Verhand-
lungen und die inneritalienischen Gespräche sind 
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Bundesminister Dr. Schröder 
gerade jetzt in ein entscheidendes Stadium getre-
ten, das ein baldiges positives Ergebnis erhoffen 
läßt. 

Trotz der klaren Haltung der deutschen Regie-
rung gibt es Kreise, die der Bundesrepublik 
Deutschland eine Mitschuld an den Attentaten in 
Südtirol zuschieben möchten. Wir bedauern und 
wir verurteilen es, wenn in einer im übrigen sehr 
kleinen Anzahl von Fällen deutsche Staatsangehö-
rige an der Vorbereitung oder Durchführung von 
Attentaten mitgewirkt haben. Aber diese Einzel-
fälle sollten nicht zu vagen Unterstellungen oder 
Verallgemeinerungen führen. Die gleichen Kreise 
haben Vorkommnisse in Südtirol zum Anlaß ge-
nommen, den Anspruch des deutschen Volkes auf 
seine Wiedervereinigung in Zweifel zu ziehen. 

Diesen willkürlichen und unzulässigen Parallelen 
tritt die deutsche Regierung mit Entschiedenheit 
entgegen. Sie ist davon überzeugt, daß sich das 
italienische Volk von derartigen Stimmen nicht 
beirren lassen wird. Wir verstehen die Erregung, 
die die jüngsten Vorkommnisse in Italien her-
vorgerufen haben. Wir denken über diese Vor-
kommnisse nicht anders als die italienische 
Öffentlichkeit. Zugleich hoffen wir, daß die 

klare Haltung, die wir in dieser Frage stets ein-
genommen haben, in dem befreundeten Italien ge-
würdigt wird. Die deutsch-italienische Freundschaft, 
die wir als eine der erfreulichsten Tatsachen der 
Nachkriegsgeschichte und deren Ausbau wir als 
eines der wichtigsten Ziele unserer Politik betrach-
ten, darf nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich möchte mich ver-
gewissern, Herr Minister, daß Sie mit Ihrer Ant-
wort alle drei Fragen zu diesem Thema beantwortet 
haben. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ja, das war meine Absicht. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Minister, wie ich gelesen 
habe, ist der italienische Botschafter in Bonn wegen 
deutscher Rundfunk- und Fernsehsendungen sieben-
mal bei dem Auswärtigen Amt vorstellig gewor-
den. Darf ich fragen, wieviele Male der deutsche 
Botschafter in Rom wegen dieser Pressekampagne 
bei unserem italienischen Partner vorstellig gewor-
den ist. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich darf dazu folgendes sagen, Herr Kollege. 

Die Bundesregierung hat auf diplomatischem 
Wege der italienischen Regierung gegenüber ihre 
Sorge ausgedrückt, daß weitere unberechtigte An-
griffe eines Teils der italienischen Presse auf die 
Bundesrepublik zu einer Störung des freundschaft-
lichen Verhältnisses der beiden Länder führen müß

-

ten. Die italienische Regierung hat Verständnis für 
unsere Auffassung gezeigt, gleichzeitig aber unter 
Hinweis auf die auch in Italien herrschende Presse-
freiheit erklärt, daß ihre Einflußmöglichkeiten be-
grenzt seien. Die italienische Regierung hat weiter-
hin geltend gemacht, daß Vorkommnisse wie das in 
Deutschland ausgestrahlte Fernsehinterview mit 
österreichischen Terroristen dazu beitragen müßten, 
die italienische Presse darin zu bestärken, daß weite 
Kreise der deutschen Offentlichkeit die Terrorakte 
billigen. 

Vielleicht darf ich aber noch ergänzend etwas 
hinzufügen; das bezieht sich auf den ersten Teil 
Ihrer Frage, wogegen sich die italienische Regie-
rung bei uns gewandt hat. Sie hat sich gegen fol-
gende Sendungen gewandt. Am 3. Januar dieses 
Jahres wurden im Ersten Deutschen Fernsehen aus 
München über den sogenannten Geheimsender Radio 
Freies Tirol berichtet und ein Interview mit Terror-
isten veranstaltet. Eine weitere Sendung über das 
gleiche Thema wurde am 10. Januar dieses Jahres vom 
Zweiten Deutschen Fernsehen ausgestrahlt. Am 10. 
Juli dieses Jahres fand im Ersten Deutschen Fern-
sehen eine weitere Sendung ähnlichen Inhalts statt. 
Am 29. Juli dieses Jahres wurde vom Ersten Deut-
schen Fernsehen ein Interview mit den Terroristen 
Burger und Kienzberger ausgestrahlt. Von italieni-
scher Seite — das bezieht sich auf die Demarchen, 
die Sie nannten — ist zu diesen Sendungen bemerkt 
worden, daß in ihnen kein deutlicher Unterschied 
zwischen einer objektiven Diskussion des Problems 
und einer Verherrlichung des Terrors gemacht wor-
den sei. Und wenn Sie nun noch die Meinung der 
Bundesregierung zu diesen Südtirol-Sendungen ken-
nenlernen wollen, so ist es diese: Die Bundesregie-
rung bejaht eine objektive Unterrichtung der deut-
schen Öffentlichkeit über das Südtirolproblem. Sie 
hält aber ein Auftreten von Terroristen im deutschen 
Fersehen für inopportun und hat das auch zum 
Ausdruck gebracht. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Minister, halten Sie den 
Appell des italienischen Ministerpräsidenten für be-
rechtigt, in dem er vor einer neonazistischen Men-
talität und vor neuen rassistischen Ressentiments 
warnt? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Sie bezogen sich auf den stellvertretenden Minister-
präsidenten? 

Kubitza (FDP) : Nein, auf den Herrn Minister-
präsidenten Moro. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Das sollen Ausführungen aus der letzten Rede des 
Herrn Ministerpräsidenten Moro sein? 

Kubitza (FDP) : Ja. 
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Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nun, ich habe das nicht so in Erinnerung. Deswegen 
kann ich mich nur auf das beziehen, was ich gerade 
gesagt habe. Ich habe, glaube ich, gerade eingangs 
dargelegt, in welchem Rahmen wir diese Angelegen-
heit sehen, wie wir darum bemüht sind, dazu beizu-
tragen, daß sie wieder in den richtigen Rahmen 
fällt, und dazu gehört natürlich, daß wir uns gegen 
alle übertriebenen Darstellungen und falschen Paral-
lelen zur Wehr setzen, wie ich das in meiner Er-
klärung vorhin getan habe. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Prochazka. 

Prochazka (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß die von der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft als frei erfunden bezeichneten 
italienischen Meldungen über die angebliche Betei-
ligung an den Südtiroler Attentaten aus tschecho-
slowakisch-sowjetischen Quellen stammen und Teil 
eines Täuschungs- und Verleumdungsmanövers sind, 
das einen Keil zwischen die Bundesrepublik und 
Italien treiben soll und will? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Mir ist das nicht bekannt, Herr Kollege, aber ich 
halte das für durchaus wahrscheinlich, denn das ge-
hört zur Praktik unserer Gegner. 

Sie wissen wahrscheinlich, was als Anhalt dafür 
benutzt wird. Als Anhalt wird ein Aufruf der Sude-
tendeutschen, in dem um Hilfe für Südtirol gebeten 
wird, benutzt. Daß in dieser Weise eine Umfäl-
schung erfolgt, ist nicht überraschend. Es ist eben 
das Umfälschen eines Ansatzpunktes, der in ver-
werflicher Weise benutzt wird. Ich sage das des-
wegen, weil man in dieser Frage eine nach allen 
Seiten sehr bedachte Haltung einnehmen muß, um 
nicht in einen falschen Zusammenhang hineingestellt 
zu werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Prochazka. 

Prochazka (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
wären Sie in der Lage, die deutsche Öffentlichkeit 
und den italienischen Bündnispartner über die Zu-
sammenhänge aufzuklären, die hinter den zitierten 
italienischen Pressemeldungen sichtbar wurden? 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Es genügt nicht, wenn ich Vermutungen weitergebe. 
Soweit Sie aber, Herr Kollege, in der Lage sein soll-
ten, das, was Sie gesagt haben, in einer weiteren 
Weise zu konkretisieren, würden wir uns gern sol-
cher Unterlagen bedienen. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zu 
Frage IV/7 des Abgeordneten Prochazka. 

Welche Bemühungen hat die Bundesregierung unternommen, 
um eine Wiederherstellung der diplomatischen Beziehungen zu 
den in Frage kommenden arabischen Staaten vorzubereiten? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Die Antwort auf diese Frage lautet wie folgt. Der 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu den 
zehn arabischen Staaten im vergangenen Jahr ist 
bekanntlich von der arabischen Seite ausgegangen. 
Die Bundesregierung ist bemüht, die Wiederherstel-
lung der diplomatischen Beziehungen zu den arabi-
schen Staaten zu erleichtern und vorzubereiten. Sie 
hat bei verschiedenen Gelegenheiten ihr Interesse 
an einer baldigen Normalisierung unseres Verhält-
nisses zu den arabischen Staaten betont und erklärt, 
daß unsere Hand ausgestreckt sei. Sie hat darauf 
geachtet, daß die nach dem Abbruch bestehengeblie-
benen anderen Verbindungen weiter gepflegt wur-
den. Insbesondere wurden alle Projekte der Ent-
wicklungshilfe, für die Regierungsabkommen be-
reits unterzeichnet waren, fortgeführt und der inten-
sive kulturelle Austausch fortgesetzt. Kontakte zu 
maßgeblichen arabischen Persönlichkeiten wurden 
benutzt, um über unsere Politik aufklärend zu wir-
ken und unsere Haltung zu erläutern. Die Bundes-
regierung hat sich bei allen diesen Schritten von 
dem Bestreben leiten lassen, die Atmosphäre in 
den deutsch-arabischen Beziehungen wieder zu ver-
bessern und so die Voraussetzungen für eine Wie-
deraufnahme der Beziehungen zu schaffen. Die Be-
mühungen der Bundesregierung können allerdings 
nur erfolgreich sein, wenn auch auf der arabischen 
Seite die Bereitschaft und der gute Wille vorhanden 
sind. 

Vizepräsident Schoettle: Keine Frage mehr? 
Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abge-
ordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Antworten des Herrn Bundes-
ministers auf die Fragen, die sich mit dem Militär-
dienst deutscher Staatsangehöriger in den Ver-
einigten Staaten befaßten, sind von allgemeinem 
aktuellem Interesse. Ich beantrage deshalb hierzu 
eine Aktuelle Stunde, auch um dem Herrn Minister 
Gelegenheit zu geben, noch die von ihm angekün-
digten Ausführungen zu machen. Mein Antrag wird 
ausreichend unterstützt. 

Vizepräsident Schoettle: Zuerst muß klar-
gestellt werden, daß die Forderung nach einer 
Aktuellen Stunde genügend unterstützt wird. Nach 
den Richtlinien müssen 30 anwesende Abgeordnete 
den Antrag unterstützen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Wir haben es ausgezählt, Herr Kollege Merten; 
Sie brauchen sich also nicht zu bemühen. Ich darf 
feststellen: es sind hier mehr als 30 Mitglieder der 
FDP-Fraktion anwesend. Das genügt also. 

(Zurufe von der FDP: Da kommen noch 
einige! — Wir haben Reservisten rechts 

und links! — Heiterkeit.) 

Ich brauche die Probe aufs Exempel nicht zu machen, 
wenn wir von hier oben feststellen, daß die Zahl der 
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anwesenden Mitglieder der FDP-Fraktion ausreicht, 
um den Antrag zu unterstützen. 

Wir treten damit in die 

Aktuelle Stunde 

ein. — Zunächst hat das Wort Herr Abgeordneter 
Spitzmüller. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß prinzipiell 
nicht länger als fünf Minuten geredet werden soll. 
Auch die Bundesregierung hat sich zur Einhaltung 
dieser Redezeit verpflichtet. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Im August habe 
ich drei Fragen für die Fragestunde eingereicht, um 
der Bundesregierung die Möglichkeit zu geben, 
durch eine schriftliche Antwort die Rechtssituation 
deutscher Staatsbürger in Amerika im Hinblick auf 
die Musterungs-, Wehr- und Kriegsdienstverpflich-
tungen in ihrer ganzen Vielfältigkeit darzustellen. 
Leider hat die Bundesregierung diese Möglichkeit 
nicht in diesem Maße genutzt, sondern sie hat im 
Gegenteil kurze Antworten erteilt, die mir so, wie 
sie erteilt worden sind, gefährlich erscheinen, weil 
die Risiken geradezu verniedlicht werden. Es bleibt 
nach der Beantwortung meiner gestellten Fragen 
durch die Bundesregierung der Eindruck haften, 
man brauche als Deutscher nicht zu den Waffen und 
nicht nach Vietnam, man brauche nur die Absicht 
der Einwanderung erkennbar aufzugeben oder einen 
Freistellungsantrag zu stellen. 

Leider liegen die Dinge nicht so einfach, wie sie in 
der Beantwortung meiner Anfragen durch die Bun-
desregierung dargestellt werden. 

Ich möchte noch eines hinzufügen. Um jeder zu-
fälligen oder bewußten Mißdeutung vorzubeugen, 
darf ich hier feststellen: es geht hier nicht um den 
Versuch der Einflußnahme auf amerikanische 
Souveränitätsrechte. Diese und ihre Anwendung 
gegenüber amerikanischen und ausländischen Staats-
bürgern sind Sache der USA und ihres diplo-
matischen Fingerspitzengefühls. 

Es geht um die Klärung von drei Problemen 
aus parlamentarischer Verantwortlichkeit, um 
deutsche Inhaber und zukünftige deutsche Inhaber 
von USA-Visen und deren Angehörige auf Gefah-
ren und Risiken aufmerksam zu machen, die sie 
bisher in dieser Größe offensichtlich noch nicht 
gesehen haben. Die drei Probleme sind die folgen-
den. Erstens: Unter welchen Voraussetzungen kön-
nen und müssen deutsche Staatsbürger zum ameri-
kanischen Wehr- und Kriegsdienst herangezogen 
werden und können damit theoretisch und praktisch 
nach Vietnam zum Einsatz kommen? Zweitens: Bis 
zu welchem Zeitpunkt und in welchen Fällen sind 
Freistellungen möglich? Zu diesem Punkt werde ich 
gleich einiges sagen. Drittens: Was geschieht bis 
jetzt zur Aufklärung von deutschen Staatsbürgern 
über die inneramerikanischen Wehrgesetze oder die 
Frage, was dieses oder jenes Visum rechtlich be-
deutet? 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Spitzmüller, ich muß Sie darauf aufmerksam ma-
chen, daß nach den Richtlinien für die Aktuelle 
Stunde das Verlesen von Reden unzulässig ist. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident, ich verlese 
keine Rede, aber einige Notizen muß man bei einer 
so wichtigen Frage letzten Endes verwenden kön-
nen. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wie sieht es aus? Wir haben Hunderttausende von 
Ausländern im wehrpflichtigen Alter bei uns, die 
nicht wehrpflichtig sind. Deshalb glauben viele 
Deutsche, es sei auch in allen anderen Staaten so. 
Folglich muß man darauf hinweisen, daß es in den 
Vereinigten Staaten anders ist. 

Es ist ein ziemlicher Wirrwarr entstanden. Ich 
darf nur auf eines hinweisen: Die Bundesregierung 
gibt mir zur Antwort, Deutsche mit kurzfristigen 
Visen könnten einen Freistellungsantrag stellen; 
dem würde stets stattgegeben. In den Merkblättern 
des Bundesverwaltungsamts steht, einem solchen 
Antrag werde in der Regel stattgegeben. Nun 
habe ich einen Brief einer Mutter vorliegen, die 
mir schreibt: Diesem Antrag wird in der Regel 
stattgegeben; aber nichts ohne die berühmte Aus-
nahme; mein Sohn hat einen Antrag auf Freistel-
lung vom Wehrdienst gestellt, aber er wurde als 
Motorenfachmann für Hubschrauber nicht frei-
gestellt. Es ist also hier offensichtlich die Frage 
zu klären — und darum bitte ich die Regierung 
dringend —: Wann muß der Freistellungsantrag ge-
stellt werden, und wie ist es mit den Konsequenzen 
eines solchen Antrages? Auch darüber sind die 
differierendsten Meinungen ausgetauscht worden. 
Die Bundesregierung sagt, wenn sich jemand frei-
stellen lassen wolle, habe dies nur das Ergebnis, 
daß er die Möglichkeit verliere, amerikanischer 
Staatsbürger zu werden oder ein Dauervisum zu 
erhalten. Die amerikanische Botschaft hat gestern 
Journalisten erklärt: Er verliert auch die Mög-
lichkeit für ein kurzes oder langfristiges Visum. 
Was gilt nun? 

Ich führe das nur so kurz in dieser aktuellen 
Stunde aus, um deutlich zu machen, daß es Sinn 
und Zweck dieser aktuellen Stunde sein sollte, 
daß der Herr Außenminister hier sprechen kann, 
daß er einiges darlegen kann und daß die Bundes-
regierung ermutigt wird, für die Öffentlichkeit eine 
übersichtliche Darstellung zu geben, so daß keine 
Fragen vielfältigster Art mehr offenbleiben für die 
Deutschen, die in Amerika sind, für die Eltern, die 
in Deutschland sind, und für diejenigen, die in 
Zukunft nach Amerika wollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat Herr 
Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Thema „Deutsche in Viet-
nam" kehrt immer wieder. Die Fraktion der CDU/ 
CSU begrüßt es deshalb, daß heute im Rahmen die- 
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ser Aktuellen Stunde in aller Öffentlichkeit die 
Dinge mal wieder zurechtgerückt werden. Es gehen 
da ja manche Schauermärchen durch das deutsche 
Land, nicht zuletzt infolge der kommunistischen 
Propaganda. Ich habe selbst z. B. vor einigen Mo-
naten den Brief eines Wehrpflichtigen aus meinem 
Wahlkreis bekommen, in dem er schreibt, daß er 
sich deswegen der Wehrpflicht entzogen habe, weil 
seine Eltern ihm gesagt hätten, nach Zeitungsmel-
dungen werde die Bundeswehr demnächst in Viet-
nam eingesetzt, und da könne er nicht mitmachen. 

Nun, wie steht es? Es muß vorweg wieder einmal 
ganz klar festgehalten werden, daß kein deutscher 
Bundeswehrangehöriger im Vietnam-Konflikt einge-
setzt ist. In Vietnam befinden sich zwei Angehörige 
der Bundeswehr, nämlich die beiden Militärattachés 
bei der deutschen Botschaft in Saigon. 

Wie ist es mit den jungen Leuten, die nach 
Amerika einwandern wollen oder sich für längere 
Zeit dort aufhalten wollen? Meine Damen und Her-
ren, das Problem ist ganz ähnlich wie bei allen ande-
ren größeren Einwanderungsländern. Es ist ganz 
klar, daß sie gewisse Schutzmaßnahmen ergreifen, 
Um  die Leute, die die Genüsse des amerikanischen 
Lebens haben wollen, auch die Pflichten des ameri-
kanischen Staates auf sich nehmen zu lassen. Daß 
gerade das Einwanderungsland Amerika wie etwa 
auch Australien hier ganz scharf vorgehen, dafür 
muß man meines Erachtens Verständnis haben. 

Um was geht es? Wenn jemand in Amerika ein-
wandern will, also die amerikanische Staatsbürger-
schaft erwerben will, dann kann er von den Ameri-
kanern auch schon gezogen werden, ehe er formell 
die amerikanische Staatsbürgerschaft hat. Er muß 
also vorweg eine gewisse Pflicht auf sich nehmen, 
um nachher auch die Rechte zu bekommen. Ich 
glaube, daß dagegen im Prinzip nichts einzuwenden 
ist. 

Wie ist es bei anderen, ausgenommen etwa Prak-
tikanten oder Studenten oder sonstige Personen-
gruppen, die in ihren speziellen Visen Befreiungen 
bekommen? Bei Leuten, die etwa länger als ein Jahr 
sich in Amerika aufhalten, kann es vorkommen, daß 
sie gezogen werden. Aber sie können sich — so bin 
ich informiert, und bisher habe ich noch keinen Fall 
konkret erfahren, der anders verlaufen wäre — da-
von freistellen gegen die Erklärung, daß sie nie die 
Absicht haben, amerikanische Staatsbürger zu wer-
den. Indem jemand also nicht dient, verliert er das 
Recht, je einmal Amerikaner zu werden. Ich glaube, 
auch dagegen ist im Prinzip nichts einzuwenden. 
Sinn dieser Vorschrift ist, eine praktische Einwande-
rung zu verhindern, wenn sie auch nicht rechtlich 
vollzogen werden soll. 

Nun mag es vielleicht mal eine Panne geben. Mir 
ist bisher keine bekanntgeworden. Herr Kollege 
Spitzmüller oder Herr Kollege Schmidt (Kempten), 
ich würde mich nicht zu sehr auf Pressemeldungen 
stützen. Man muß dem einzelnen Fall ganz konkret 
nachgehen. Jeder, der eine gewisse Verwaltungser-
fahrung hat, weiß, daß das, was einem vorgetragen 
wird, sei es in der Presse, sei es vom Hörensagen, 
vielfach nicht ,so stimmt. Man blamiert sich in den 

Rechtsfolgen, wenn der Sachverhalt nicht ganz ge-
nau ermittelt wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Ich würde also, meine Damen und Herren, empfeh-
len, wenn Sie einen solchen konkreten Fall haben, 
dann nicht etwa in einer Aktuellen Stunde den Mi-
nister damit zu überfallen, sondern die Sache recht-
zeitig bei der Instanz vorzutragen. Dann wird dieser 
Fall natürlich geprüft; und ich möchte den Herrn 
Außenminister bitten, daß, wenn so ein Fall vorge-
kommen sein sollte, das Auswärtige Amt — aber 
das ist ja selbstverständlich — diesem Fall nachgeht 
und sich dann für den deutschen Staatsangehörigen 
einsetzt. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, ist zu sagen: 
Es geht bei dieser Debatte nicht um die Frage, wie 
wir den Vietnam-Krieg beurteilen — da sind ver-
schiedene Meinungen möglich, das ist ganz klar —, 
sondern es geht darum, vor aller Öffentlichkeit klar-
zustellen, daß die Amerikaner hier nichts anderes 
tun — übrigens nach meinen Informationen mit den 
Deutschen das gleiche wie mit Angehörigen anderer 
Nationen —, als von dem völkerrechtlichen Grund-
satz auch hier Gebrauch zu machen: Volenti non fit 
iniuria, dem, der es will, geschieht kein Unrecht. 

Es ist auch noch ganz klar zu betonen, daß Deut-
sche, die die Wehrpflicht bei uns in der Bundeswehr 
schon abgeleistet haben, seien es nun Auswanderer 
oder solche, die für längere Zeit in Amerika bleiben 
wollen, nach den NATO-Vereinbarungen drüben 
nicht gezogen werden. 

Insgesamt gesehen kann man allenfalls empfeh-
len, daß vielleicht die Merkblätter etwas klarer ab-
gefaßt werden. Aber auch hier dürfte nicht selten ein 
gewisses Verschulden bei den einzelnen Interessier-
ten vorliegen. Wir wissen das alle. Mir geht es auch 
so. Ich habe in diesen Tagen einen Mietvertrag un-
terschrieben, ohne die Allgemeinen Bestimmungen 
durchzulesen. Entsprechendes wird vielleicht auch 
hier manchmal vorliegen. 

(Zurufe.) 

Man muß eben, wenn man nach Amerika auswan-
dern oder für längere Zeit gehen will, sich ganz 
konkret erkundigen, damit man weiß, was los ist, 
damit man nicht überrascht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Darf ich für alle 
kommenden Redner darauf aufmerksam machen, daß 
hier links an der Rednertribüne eine sehr sinnreiche 
Vorrichtung angebracht ist, die dem jeweiligen Red-
ner zeigt, wieviel von den fünf Minuten er noch zu 
reden hat. Ich bitte, das doch zu beachten; vielleicht 
ist es bisher übersehen worden. 

Nun hat das Wort der Herr Bundesminister des 
Auswärtigen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach 
dem., was der Herr Kollege Häfele gesagt hat, habe 
ich zu der allgemeinen Sache eigentlich nicht mehr 
viel zu sagen. Ich glaube, er hat die Situation sehr 
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treffend geschildert. Ich möchte nur noch im Zuge 
dessen, was ich während der Fragestunde gesagt 
habe, ein paar weitere Informationen nachholen aus 
einem Telegramm, das heute morgen aus Washing-
ton eingegangen ist. Das kann vielleicht noch dazu 
dienen, das, was ich gesagt habe, zu präzisieren. 

Die Botschaft in Washington ist um Interven-
tion in zwei Fällen zugunsten einer Entlassung aus 
der amerikanischen Wehrmacht und in fünf Fällen 
zugunsten einer Befreiung vom Einsatz in Vietnam 
gebeten worden. Die Botschaft hat in vier dieser fünf 
letzteren Fälle mit den zuständigen amerikanischen 
Stellen Verbindung aufgenommen und in einem Fall 
— das ist der Fall Schmidt, von dem gesprochen 
wurde — die Befreiung vom Einsatz in Vietnam 
erreicht. Für diese war ausschlaggebend, daß der 
Betreffende einziger Sohn einer Kriegerwitwe war, 
also hier in Deutschland nicht eingezogen würde. 
In einem weiteren Falle hat eine Rückfrage des 
Militärattachés ergeben, daß der Betroffene ent-
gegen den Befürchtungen seiner Mutter nicht in 
Vietnam eingesetzt worden war. Der fünfte Fall 
konnte mangels ausreichender Angaben nicht auf-
gegriffen werden. 

Das ist das eine. 

In der Sache Schmidt haben Sie soeben etwas 
angeführt. Ich bitte Sie, uns noch einmal die Unter-
lagen zu geben; wir werden dem weiter nachgehen. 

Wir haben uns natürlich um die internationalen 
Vergleiche bemüht. Nach einer vorläufigen Aus-
kunft des State Department haben im letzten Jahr 
außer uns andere Länder in etwa fünf bis sechs Fäl-
len in inoffizieller Weise wegen des Einsatzes von 
eigenen Staatsangehörigen in Vietnam interveniert. 
Es konnte aber nicht angegeben werden, um welche 
Staaten es sich dabei gehandelt hat und ob die Inter-
ventionen erfolgreich gewesen sind. 

Ich komme nun zu einem Punkt, den der Herr 
Kollege Bechert aufgegriffen hat, nämlich was sich 
bei Großbritannien ergeben hat. Wir haben bei 
einigen befreundeten Botschaften Rückfrage gehal-
ten. Dabei hat sich herausgestellt, daß Großbritan-
nien grundsätzlich nicht bereit ist, in solchen Fällen 
etwas zu unternehmen, da es das amerikanische 
Verfahren für völlig legal erachtet. Frankreich inter-
veniert nicht bei Doppelstaatlern und einwande-
rungswilligen Franzosen, es sei denn, daß diese 
ihren Wehrdienst bereits in Frankreich abgeleistet 
haben. 

Das sind die Tatsachen, die ich noch ergänzend 
hinzufügen möchte. Ich habe eine Liste der sieben 
Fälle, die ich jetzt nicht mit Namen nennen möchte. 
In den Fällen 5 und 6 ging es, wie ich schon sagte, 
allgemein um eine Entlassung aus der amerikani-
schen Wehrmacht wegen familiärer Gründe, in den 
Fällen 1 bis 4 und 7 um Befreiung vom Einsatz in 
Vietnam. Der Fall 4 ist der gerade behandelte Fall 
Schmidt. 

Ich begrüße es, daß wir hierüber so ausführlich 
gesprochen haben. Es dient, glaube ich, dazu, zu 
sehen, einmal um einen wie begrenzten Kreis von 
Menschen es sich handelt, und zum anderen, daß 

hier ihr freier Wille entscheidend ist. Was darüber 
hinaus noch deutsches Interventionsinteresse bleibt, 
das haben wir hier auch, glaube ich, einigermaßen 
abgegrenzt. In diesem Sinne wird sich die Bundes-
regierung weiter verhalten, und dem gerade ge-
nannten Fall werden wir noch einmal nachgehen. 
Es ist natürlich nicht sehr angenehm, wenn wir in 
diesem Falle gehört haben, die Befreiung werde 
vorgenommen, und dann enttäuscht worden sein 
sollten. Wir werden aber das Hohe Haus darüber 
unterrichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dr. Häfele, der hier sicherlich als Rundfunkhörer 
und Zeitungsleser gesprochen hat, zeigen, wie not-
wendig es ist, zunächst einmal dieses Haus über 
die tatsächlichen Verhältnisse aufzuklären, um dann 
auch die deutsche Öffentlichkeit aufklären zu kön-
nen. Denn wenn es so wäre, wie der Kollege Dr. 
Häfele meint und wie auch der Herr Außenminister 
hier soeben noch einmal im wesentlichen dargestellt 
hat, wäre diese Aktuelle Stunde gar nicht notwen-
dig geworden. Tatsächlich ist der Sachverhalt aber 
ein klein wenig anders. Es gibt eben Deutsche, die 
in den USA eingezogen wurden, obwohl sie nicht 
auswandern wollten, die aber nicht genügend dar-
auf aufmerksam gemacht worden sind, daß eine be-
stimmte Formulierung im Visum ihnen drüben nach 
dem amerikanischen Recht als Einwanderungs-
absicht ausgelegt werden muß, — die also dies 
schlichtweg nicht gewußt haben. Es gibt zum Bei-
spiel junge Männer, die drüben auf Montage waren 
und nach wenigen Monaten schon eingezogen wur-
den, weil sie ein Visum besaßen, das auf längere 
Zeit für den Aufenthalt drüben gilt und drüben als 
Einwanderungsvisum gewertet wird. Das ist das 
Problem. Es geht nicht darum, daß, wie heute wie-
der in der Zeitung steht, Leute eingezogen werden, 
die noch deutsche Staatsangehörige sind, aber 
Amerikaner werden wollen, weil sie drüben ein-
wandern wollen, sondern darum, daß Leute ein-
gezogen worden sind, die subjektiv nicht den Wil-
len hatten, Amerikaner zu werden, aber trotzdem 
eingezogen worden sind, weil sie über die Kom-
plikation bei der Visumerteilung nicht Bescheid ge-
wußt haben. — Herr Blumenfeld, Sie schütteln den 
Kopf. Es sind hier genügend schriftliche Unterlagen 
über solche Fälle vorhanden. Sie können vielleicht 
den Kollegen Graaff einmal fragen, der Ihnen da 
nähere Auskunft über seine eigenen Söhne geben 
kann. 

(Abg. Blumenfeld: Sie können sich abet 
ohne weiteres durch eine Erklärung frei

-

stellen lassen!) 

— Ohne weiteres geht es nicht. 

(Abg. Blumenfeld: Doch!) 

— Sie können mir doch nicht widersprechen, wenn 
ich die Unterlagen gelesen habe und Sie es nur aus 
der Zeitung wissen. So ohne weiteres geht es nicht. 
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Moersch 
Wir haben die Belege dafür, daß die Tatsachen an-
ders sind: daß sie die Freistellung versucht haben, 
wie hier in dem vorhin erwähnten Fall, daß die Frei-
stellung erwirkt worden ist, daß sie dann aber 
doch nicht mehr freigestellt worden sind. Die Frage 
ist doch, wann die Freistellung beantragt werden 
muß, und das muß man diesen Leuten doch vor

-

her ganz genau sagen. Darum geht es, und ich 
meine, das ist bisher versäumt worden. 

Die Bundesregierung sagt in einem Schreiben auf 
die Fragen des Abgeordneten Spitzmüller, die Aus-
wanderungsberatungsstellen würden die Leute 
unterrichten. Das nützt doch gar nichts für Leute, 
die überhaupt nicht zur Auswanderungsberatungs-
stelle gehen, weil sie gar nicht auswandern wollen. 
Das ist doch das Problem. Was nützt ein Hinweis 
bei der Auswanderungsberatungsstelle, wenn ich 
gar nicht auswandern will, sondern z. B. nur für ein 
Jahr für eine Firma auf Montage nach drüben gehen 
will? Da liegt die eigentliche Schwierigkeit des 
Problems. 

Zum zweiten ist es doch ein ganz einfaches Vor-
gehen, und das möchten wir hier beantragen oder 
als Anregung geben, daß künftig die Kreiswehr-
ersatzämter, bei denen sich die jungen Leute ohne-
dies abmelden müssen — sie müssen dort den Wehr-
paß abgeben, wenn sie ins Ausland gehen —, mit 
vernünftigen Merkblättern ausgerüstet werden, in 
denen die genauen Formulierungen, wie das Visum 
lauten muß, stehen, so daß man auf diese Weise 
jedem, der seinen Wehrpaß abgibt, unmißverständ-
lich klarmacht, was nach amerikanischem Recht und 
Gesetz auf ihn wartet. Darum geht es doch. Das ist 
viel einfacher, als nachher zu intervenieren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Diese aktuelle Stunde soll keinen anderen Sinn 
haben, als unsere eigenen Behörden endlich darauf 
aufmerksam zu machen, daß sie eine besondere 
Pflicht gegenüber den deutschen Staatsangehörigen 
haben, die deutsche Staatsangehörige bleiben wol-
len. Daß die Amerikaner als Einwandererland völlig 
korrekt handeln, wenn sie jeden, der nach Amerika 
kommt, zunächst einmal als potentiellen Einwande-
rer ansehen, das ist einfach Tradition, darüber 
haben wir gar nicht zu befinden, das ist gutes ameri-
kanisches Recht. Es geht hier nicht um eine Kritik 
an den Amerikanern, es geht darum, daß von unse-
rer Seite die Dinge bisher zu lasch gehandhabt wor-
den sind. Dieses Hohe Haus hat die Pflicht, daran 
etwas zu ändern. Deswegen werden wir uns erlau-
ben, in diesem Hohen Hause demnächst einen An-
trag einzubringen mit dem Ziel, die Kreiswehr-
ersatzämter unmißverständlich zu verpflichten, 
Menschen, die zu einem Arbeitsaufenthalt nach 
Amerika gehen, über diese Lücke zu unterrichten. 
Für Studenten und andere trifft das nicht zu. Ich 
habe heute gehört, es treffe auch für Journalisten 
zu, daß sie notfalls eingezogen würden. Das würde 
sicher ihre Lebenserfahrung bereichern, 

(Heiterkeit) 

und dann könnten wir künftig in Rundfunk und 
Presse korrektere Berichte erhalten, als sie bisher 
wegen Unkenntnis der Zusammenhänge leider ge

-

geben worden sind. Ich hoffe, daß wir künftig nicht 
mehr über diese Fälle zu debattieren brauchen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jahn (Marburg). 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, es ist gut, daß hier 
einmal über diese Frage gesprochen wird. Ich halte 
es auch für notwendig — da stimme ich mit dem 
Kollegen Moersch gern überein —, daß wir im Rah-
men der Möglichkeiten unseres Landes das Notwen-
dige tun, um aufzuklären und die Bürger unseres 
Landes davor zu bewahren, Schritte zu tun, die sie 
vorher nicht genau überlegt und bedacht haben. In-
soweit stimmen wir völlig überein. 

Was mir aber mißfällt — und deswegen habe ich 
mich hier zu Wort gemeldet —, ist, daß in dieser 
Debatte gelegentlich auch Untertöne aufklingen, die 
den Eindruck vermitteln, als gäbe es auch nur den 
Anschein der Berechtigung eines Vorwurfs gegen-
über den amerikanischen Behörden, als würde da 
mit nicht ganz lauteren Mitteln gearbeitet oder als 
würde derjenige, der sich dort hinbegibt, in eine 
Falle gelockt. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, hier sollte 
man doch einmal ganz deutlich und ganz klar sagen: 
Jedermann weiß, daß Amerika, ein typisches Ein-
wanderungsland, sehr strenge und teilweise sehr 
komplizierte Einwanderungs- und Schutzbestimmun-
gen hat. Mir scheint, alles das, was hier so mit doku-
mentarischer Überzeugung gesagt wird, müßte doch 
zunächst einmal daraufhin geprüft werden, ob in all 
diesen Fällen denn eigentlich überhaupt mit der not-
wendigen Sorgfalt und der notwendigen Genauig-
keit der richtige Antrag auf Erteilung des richtigen 
Visums gestellt worden ist. 

(Zurufe von der FDP.) 

Ich zweifle daran, daß das geschehen ist, und ich 
meine, solange diese Frage nicht in jedem einzelnen 
Fall präzise und eindeutig beantwortet werden kann, 
muß man mit alledem, was hier kritisch gesagt wird, 
doch wohl sehr zurückhaltend sein. 

Als Resümee bleibt: Es muß von unserer Seite 
sehr sorgfältige Bemühungen geben, um den Antrag-
steller in dem notwendigen Umfang aufzuklären und 
zu unterrichten. 'Es muß darüber hinaus eine allge-
meine Information und Unterrichtung geben. Ich 
glaube, man sollte in der Tat erwägen — das ist ein 
Vorschlag, über den man ernsthaft diskutieren 
sollte —, ob hier nicht bei den Kreiswehrersatz-
ämtern eine geeignete Möglichkeit gegeben ist. Herr 
Kollege Moersch, wir sind gerne bereit, diese Dis-
kussion mit Ihnen fortzuführen. 

Es bleibt schließlich die Bitte an die Bundesregie-
rung, auch ihrerseits bei den amerikanischen Behör-
den noch einmal die notwendige Klärung herbeizu-
führen und sich, wenn sie den Eindruck gewinnen 
sollte, daß gewisse Regelerscheinungen auftreten, 
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auch um eine grundsätzliche Änderung etwa Schwie-
rigkeiten bereitender Vorschriften zu bemühen. 

(Beifall bei der SPD und bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesaußenminister. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
nur noch zwei Dinge zu sagen; denn ich möchte 
nicht gerne, daß aus dieser Debatte ein falscher 
Eindruck nach draußen dringt. Das, was ich jetzt 
sage, geht an die Adresse des Kollegen Moersch. 
Herr Kollege Moersch, in dem von Ihnen geschil-
derten Bereich — ich sage jetzt einmal: Montage-
fälle, um das klarzustellen — gibt es nicht einen 
einzigen Fall, in dem ein Freistellungsantrag nicht 
erfolgreich gewesen wäre oder erfolgreich sein 
würde. Das muß man einmal ganz klar festhalten. 
Sonst entsteht hier plötzlich eine gewisse Unsicher-
heit. 

Das zweite, was Sie vorgeschlagen haben — oder 
ich glaube, der Kollege Spitzmüller ist es schon 
gewesen — und was der Kollege Jahn aufgenom-
men hat, halte ich für ganz gut, daß nämlich die 
Wehrersatzbehörden — wir wollen prüfen, ob das 
geht — in einem solchen Fall sagen: Haben Sie 
sich auch genau vergewissert, wie das ist? Stellen 
Sie lieber gleich den und den Antrag, wenn das 
Ihrem Willen entspricht! — Dann sind wir aus 

) allen Schwierigkeiten heraus. 

Aber es wäre ganz schlecht, wenn durch diese 
Debatte draußen etwa der Eindruck entstünde, daß 
es sich hier um eine große Anzahl von Fällen 
handle. Es handelt sich wirklich um ganz, ganz 
wenige Menschen. 

(Zuruf von der FDP: Die Anzahl ist nicht 
das Wichtigste!) 

— Ich behaupte auch nicht, daß die Anzahl das 
Wichtigste ist. Für uns sind das Rechtsfragen, Fragen 
internationaler Beziehungen usw. Aber es ist klar, 
daß für die Öffentlichkeit das Volumen des Pro-
blems eine Rolle spielt und nicht die Frage, ob sich 
Regierung und Parlament in ein, zwei, drei Fällen 
richtig oder nicht richtig verhalten. Deswegen müs-
sen wir etwas Sorge dafür tragen: die Öffentlichkeit 
soll ruhig die rechtlichen Probleme genau und deut-
lich sehen; aber sie darf keine falschen Vorstellun-
gen über das Volumen der Sache bekommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen des Kollegen Jahn 
veranlassen mich, hier noch einige klarstellende 
Worte zu sagen. 

(Zuruf rechts: Das ist notwendig!) 

Herr Kollege Jahn, niemand in diesem Hause und 
keiner der Sprecher oder Fragesteller hat beabsich

-

tigt — weder mit Untertönen noch ausdrücklich —, 
eine Kritik an der amerikanischen Gesetzgebung und 
Verwaltungspraxis zu üben. Uns geht es darum, die 
Erfüllung der Fürsorgepflicht unseres Staates für 
jeden jungen Menschen, auch wenn es sich um 
Einzelfälle handelt, in vollem Umfang sicherzu-
stellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir sind der Meinung, daß man dies nach dem 
Vorschlag tun kann, den der Herr Kollege Spitz-
müller gemacht hat und den der Herr Bundesaußen-
minister dankenswerterweise aufgreifen will. 

Wir sind weiter der Meinung, daß es nützlich 
wäre, da schon einmal eine entsprechende Regelung 
zwischen unserem Land und den Vereinigten Staaten 
bestanden hat, sich erneut um eine Vereinbarung zu 
bemühen, die dem Inhalt jenes Art. 4 des Vertrages 
von 1923 entspricht. 

Wir haben schließlich diese Aktuelle Stunde bean-
tragt, um wiederum vor aller Welt deutlich zu ma-
chen, daß dieses deutsche Parlament und daß diese 
Bundesregierung unabänderlich an ihrer Auffassung 
festhalten, daß deutsche Staatsangehörige besser 
nicht in die kriegerischen Verwicklungen in Vietnam 
hineingeraten. Wir wollen dem Osten nicht leicht-
fertig eine Handhabe für eine Propaganda gegen 
unser Land geben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Borm. 

Borm (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Wir unterstellen, daß das 
Auswärtige Amt alles versuchen wird, um eine 
Klärung der Dinge herbeizuführen. Meine Bitte geht 
dahin, daß bei dieser Klärung auch Klarheit darüber 
geschaffen wird, ob ein augenblicklicher Verzicht 
eines von der möglichen Einziehung betroffenen 
Deutschen, wenn er jetzt ausgesprochen wird, ein für 
allemal Gültigkeit hat. Es ist sehr wohl der Fall 
vorstellbar, daß jemand heute nicht einwandern will 
— unter den gegebenen Umständen —, daß aber 10 
oder 20 Jahre später eine Einwanderungsabsicht 
besteht. Es wäre also zu klären, ob ein einmaliger 
Verzicht für immer Gültigkeit hat. 

Ferner sollte geklärt werden, ob jemand, der jetzt 
ebenfalls nicht die  Einwanderungsabsicht hat, dann 
gehindert ist oder sich der Möglichkeit begibt, sich 
später einmal für längere Zeit — ohne amerika-
nischer Staatsbürger zu werden — in den Vereinig-
ten Staaten aufzuhalten, etwa für eine Firma oder 
für wen immer. Das ist für die Entscheidung mancher 
junger Deutscher, die. heute nicht eingezogen oder 
nicht eingebürgert werden wollen, sicher von Wich-
tigkeit. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aktuelle 
Stunde geschlossen. 
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Vizepräsident Schoettle 
Wir nehmen nun die Beratung des Punktes 2 a 

und b von gestern wieder auf: 

2. a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines ... 
Gesetzes zur Änderung des Grundge-
setzes 
— Drucksache V/890 — 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Förderung der wirtschaftlichen 
Stabilität 
— Drucksache V/890 — 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es wäre gewiß 
sehr reizvoll, die sehr interessante Debatte über das 
Stabilitätsgesetz, die wir gestern nachmittag und 
gestern abend hier geführt haben, in ihrer ganzen 
Breite fortzusetzen. Das ist jedoch nicht meine Ab-
sicht. Ich möchte mich auf drei grundsätzliche Fragen 
beschränken, die gestern nachmittag hier von ver-
schiedenen Rednern angeschnitten worden sind. Es 
geht erstens um die Frage, ob wir die Ziele des 
Stabilitätsgesetzes auf dem Wege einer Verfas-
sungsänderung oder eines Staatsvertrages ver-
wirklichen wollen. Zweitens möchte ich einige 
Worte zum Konjunkturrat sagen, den der Kollege 
Schiller angesprochen hat. Drittens möchte ich 
einige Bemerkungen zur parlamentarischen Mitwir-
kung machen. 

Zu dem ersten Problem, Verfassungsänderung 
oder Staatsvertrag, möchte ich mir erlauben, auf 
folgende Umstände hinzuweisen. Gegenstand dieses 
Gesetzes ist die Beeinflussung des gesamten volks-
wirtschaftlichen Ablaufs in der Bundesrepublik. Das 
Mittel, das dazu angewandt werden soll, ist die 
Steuerung des Kapitalmarktes. Nun gibt es in unse-
rem Lande weder Ländervolkswirtschaften noch 
Länderkapitalmärkte. Die Verfassung geht davon 
aus, daß die die Gesamtwirtschaft betreffende Ge-
setzgebung vom Bund gemacht wird. 

Wir haben deshalb große Bedenken, anzunehmen, 
,daß man in diesen Gesetzgebungsbereich durch eine 
staatsvertragliche Regelung eingreifen könnte. Denn 
es ist doch so: durch die Gesetzgebungskompetenzen 
des Grundgesetzes hat die Bundesrepublik nicht nur 
gewisse Rechte erhalten, gewisse Dinge zu regeln, 
sondern auch eine Pflicht, sich gewisser Dinge an-
zunehmen, und zwar in dem Verfahren, das im 
Grundgesetz vorgeschrieben ist. Dieses Verfahren 
ist das normale Gesetzgebungsverfahren und in 
Sonderfällen die Änderung des Grundgesetzes im 
Wege eines verfassungsändernden Gesetzes. Aber 
selbst bei einer Verfassungsänderung brauchen wir 
nur eine Zweidrittelmehrheit im Bundestag und 
Bundesrat, während der Vorschlag, einen Staatsver-
trag abzuschließen, ein einstimmiges Zusammenwir-
ken von Bund und Ländern — und das auf einem 
Gebiet, das der Bundesgesetzgebung untersteht - 
erfordert. 

Ich teile die Auffassung aller derer, die der Mei-
nung sind, daß ein derartig wichtiges Gesetzge

-

bungswerk im möglichst breiten Einvernehmen, ja 
möglicherweise einstimmig verabschiedet werden 
sollte. Aber es sind zwei verschiedene Dinge, ob 
man die Einstimmigkeit in gewissen Fragen für 
politisch wünschenswert hält oder ob man sie zur 
Voraussetzung von politischem Handeln überhaupt 
macht. Das letzte erscheint uns gefährlich. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu diesem 
Komplex machen. Nach unserer Auffassung handelt 
es sich bei dem Vorschlag zur Ergänzung des Grund-
gesetzes um eine außerordentlich wesentliche Er-
gänzung, nämlich um eine Ergänzung, die in den 
Augen der Öffentlichkeit klarstellt, daß die Bundes-
republik, der Bund, daß Regierung, Parlament und 
Bundesrat verantwortlich sind für stabiles Geld, 
sichere Arbeitsplätze und ein stetiges Wirtschafts-
wachstum. Dazu braucht man gewisse Steuerungs-
mittel. Weshalb diese noch nicht im Grundgesetz 
stehen, wissen wir doch alle. Wir alle kennen die 
Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes und die 
Schwierigkeiten, die wir gerade bei der Verabschie-
dung des finanzpolitischen Teils in den Jahren 
1948/49 gehabt haben. Wir von der Christlich-Demo-
kratischen und Christlich-Sozialen Union begrüßen 
es besonders, daß dieser Grundsatz unserer Wirt-
schaftspolitik: „Stabiles Geld - sichere Arbeits-
plätze — stetiges Wirtschaftswachstum" nun in den 
Rang eines Verfassungssatzes erhoben werden soll. 
Wir sind sicher, auch in diesem Punkte mit allen 
Seiten dieses Hohen Hauses übereinzustimmen. 

Lassen Sie mich nun einige Worte zu dem Kon-
junkturrat sagen. Ich möchte hier nicht auf die Frage 
eingehen, ob ein Konjunkturrat oder ein Sachver-
ständigengremium unfehlbarer ist als die Regierung. 
Der Kollege Arndt hat in dankenswerter Weise klar-
gelegt, daß Regierungen irren können. Meine Da-
men und Herren, daß Sachverständige irren können, 
wissen Sie, ohne daß ich es Ihnen expliziere. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Daneben, meine Damen und Herren, gibt es ein 
zweites Problem. Sachverständige können sich nicht 
nur irren, sie können sich häufig auch nicht einigen. 
Es ist keineswegs sicher, daß ein Sachverständigen-
gremium in der Lage ist, der Regierung in einer 
schwierigen wirtschaftspolitischen Situation schnell 
einstimmige, einmütige Vorschläge zu machen. Aber 
die Regierung muß trotzdem handeln; denn nach un-
serer Auffassung hat sie die Verantwortung für das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht. 

Dennoch möchten wir die Nützlichkeit solcher 
Gremien nicht bestreiten. Der Bundeswirtschafts-
minister hat in seiner Vorlage selbst zwei Gremien 
vorgeschlagen. Aber wir möchten vermeiden, daß 
die Regierung durch einen Wust von Verfahrensvor-
schriften etwa darin gehindert wird zu handeln, weil 
die zuständigen Sachverständigen noch nicht ge-
sprochen haben. 

Noch ein Punkt scheint uns besonders wichtig zu 
sein. Ich glaube, da stimmen wir mit allen Seiten 
dieses Hauses überein. Wir können uns nicht vor-
stellen, daß ein solches Sachverständigengremium, 
wie es auch immer zusammengesetzt sei, rechtset-
zende Befugnisse hat. Das ist nach unserer Auffas- 
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sung mit dem parlamentarischen Grundgedanken 
unserer Verfassung unvereinbar. Ich nehme an, 
darüber brauche ich hier nicht lange zu reden. 

(Zuruf von der SPD: Allerdings!) 
Schließlich zur parlamentarischen Mitwirkung! 

Wir befinden uns hier, glaube ich, in weitgehender 
Übereinstimmung mit dem, was von der Seite unse-
res Koalitionspartners, vor allen Dingen des Kolle-
gen Starke, der darüber eingehende Ausführungen 
gemacht hat, und auch von seiten der SPD gesagt 
worden ist. Ich habe den Eindruck, daß auch der 
Bundeswirtschaftsminister, der ja eine lange parla-
mentarische Erfahrung hat und Parlamentarier ist, 
Verständnis für dieses unser Anliegen hat. Ich bin 
davon überzeugt, daß wir in den Ausschußberatun-
gen geeignete Formen finden werden, um diese 
auch nach unserer Auffassung wünschenswerte und 
notwendige stärkere parlamentarische Mitwirkung 
im Gesetz zu verankern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin Herrn Kollegen Lenz außer-
ordentlich dankbar, daß er hier die Frage der Ver-
fassungsänderung noch einmal zur Diskussion ge-
stellt hat. Gerade diese Frage ist in der publizisti-
schen „Vorberatung" dieses Gesetzes einer der 
Schwerpunkte der Kritik der Opposition am Vor-
haben der Bundesregierung gewesen. 

Positiv hebt sich davon '  die Stellungnahme der 
Mehrheit der Länder im Bundesrat ab, die mit ihrer 
grundsätzlichen Zustimmung zur Verfassungsände-
rung und mit ihren konstruktiven Vorschlägen zur 
Änderung des Vorschlags der Bundesregierung 
einen Beweis hoher bundesstaatlicher Verantwor-
tung erbracht haben. Ich möchte sagen, daß dieser 
Durchgang im Bundesrat eine bestandene Bewäh-
rungsprobe des Föderalismus in unserem Lande war. 
Ich würde es begrüßen, wenn die kritischen Länder 
ihre Auffassung heute von dieser Rednertribüne 
aus in einer Diskussion noch einmal darlegten. 

Die Erklärungen des Kollegen Schiller in der 
gestrigen Debatte geben eine gewisse Hoffnung, 
daß sich in der sozialdemokratischen Opposition ein 
Sinneswandel vollzieht. Wir vermissen, daß der Kol-
lege Arndt in seiner Schlußrede gestern diese Frage 
nicht noch etwas präzisiert hat; denn er gehörte zu 
denen, die sich in besonderem Maße als Propheten 
der staatsvertraglichen Regelung in der Öffentlich-
keit betätigt haben. 

Dem Herrn Kollegen Schiller müssen wir sagen, 
daß wir mit der Verfassungsänderung kein schwe-
res Geschütz auffahren wollen. Mit dieser Verfas-
sungsänderung wollen wir klare und beständige 
Regelungen schaffen. Wir sagen ja zur Verfassungs-
änderung und damit nein zum Immobilismus der 
Staatsverträge. Wir wollen nicht, daß sich das Fiasko 
des Schuljahresbeginns im Bereich der Konjunktur-
politik wiederholt. 

(Beifall rechts und bei Abgeordneten in der 
Mitte.) 

Es ist gewiß keine leichtfertige Grundgesetzände-
rung, die hier vorgeschlagen wird. Es ist auch keine 
Grundgesetzänderung aus aktuellem Anlaß, son-
dern in Wahrheit handelt es sich um die Anpas-
sung unserer Verfassung an die Erfordernisse einer 
modernen Konjunkturpolitik. 

Mit Recht haben schon einige Vorredner darauf 
hingewiesen, daß die Väter des Grundgesetzes die-
ser Bundesregierung die Verantwortung für die 
Konjunktur- und Währungspolitik übertragen ha-
ben, daß sie ihr aber nicht die Instrumente gegeben 
haben, um dieser Verantwortung gerecht werden 
zu können, und diese Verfassungsänderung soll 
nichts anderes bewirken als die Aufhebung der Dis-
krepanz zwischen Verantwortung und Möglichkeit. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Zuordnung eines Instrumentariums für die 
Beeinflussung auch des Finanzgebarens der öffent-
lichen Hände ist in Wahrheit keine Hingabe neuer 
Zuständigkeiten an den Bund, sondern sie ist eine 
Folgewirkung der Vorentscheidung über die wäh-
rungspolitische Verantwortung, die dem Bund durch 
das Grundgesetz übertragen worden ist. 

Die anfänglich vorgebrachten Bedenken, es könne 
etwa die Garantie des Art. 79 Abs. 3, also die 
Garantie der Gliederung des Bundes in Länder, an-
getastet werden, können im Ernst nicht mehr vor-
gebracht werden. Auch der Grundsatz der Trennnung 
der Haushaltswirtschaften von Bund und Ländern 
wird durch die angestrebte Regelung in keiner Weise 
berührt. Schon heute ist dieser Grundsatz ja in 
einer Reihe von Fragen durchbrochen. Ich darf dar-
auf hinweisen: wir haben ein einheitliches Wäh-
rungswesen, wir haben ein einheitliches Zollgebiet, 
wir kennen den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern, und wir haben eine veränderbare 
Steuerverteilung. Also auch die Väter des Grund-
gesetzes haben doch schon den sehr starken inneren 
Zusammenhang der öffentlichen Finanzmassen er-
kannt, und es kann nicht geleugnet werden, daß das 
Haushaltsgebaren der öffentlichen Hand — wenn 
Sie z. B. irgendwo einige spektakuläre Rathausbau-
ten sehen — sehr dazu geeignet ist, das Konjunk-
turgeschehen in unserem Lande zu beeinflussen. 

Wir wollen mit der Grundgesetzänderung die Wir-
kung erreichen, daß die öffentlichen Haushalte sich 
auf allen Ebenen einpassen müssen in die konjunk-
tur- und wirtschaftspolitische Linie, die der Bund 
beschlossen hat und die er durchführt. Wir können 
auf die Dauer die Hauptlast im Kampf für die 
Währungsstabilität eben nicht der Bundesbank über-
lassen. Die öffentlichen Hände müssen in allen 
Ebenen mitwirken. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Warum f an

-

gen Sie dann nicht beim Haushalt 1967 an!) 

— Wir werden, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
sehr genau aufpassen, wer uns dabei unterstützt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie wollen 
wohl unterstützt werden und selbst nichts 

tun!) 

— Sie brauchen sich nicht zu erregen, Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen; Sie können Ihre Energien 
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jetzt ganz aufsparen und sie bei Ihren innerpartei-
lichen Veranstaltungen in Hessen verwenden, wenn 
Sie sich in diesen Rahmen einpassen müssen. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
SPD. — Abg. Schmitt-Vockenhausen: Bei 
den nächsten Wahlen in Hessen werden Sie 

sich noch einmal verringern!) 

— Na ja, das haben Sie ja schon in Nordrhein-West-
falen vorausgesagt. Sie müssen dort einmal nach-
fragen, wie es da aussieht. 

(Zurufe von der Mitte. — Abg. Schmitt

-

Vockenhausen: Jedenfalls haben Sie diesen 
großen Zuwachs der SPD in Nordrhein

-

Westfalen vorher bestritten!) 

— Einen Zuwachs der SPD haben wir nie bestritten. 
Zu dieser Frage haben wir uns gar nicht geäußert, 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Doch!) 

weil wir nicht Wahlastrologen sind, Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen. Aber Sie haben sich soeben 
als Wahlastrologe für Hessen betätigt. Sie werden 
bei der Landtagswahl in Hessen erfahren, daß die 
FDP stärker aus dieser Wahl hervorgehen wird, als 
sie heute im Landtag vertreten ist. 

(Zurufe von der SPD. — Abg. Schmitt

-

Vockenhausen: Das wäre für die CDU sehr 
schmerzlich!) 

— Herr Schmitt-Vockenhausen, das Wahlergebnis 
wird natürlich mit entscheidend davon abhängen, 
wie sehr Sie sich hier bei dieser Grundgesetz-
ergänzung und -änderung Ihrer staatspolitischen 
Verantwortung bewußt zeigen. 

Meine Damen und Herren, die öffentlichen Haus-
halte in Bund, Ländern und Gemeinden stellen in 
ihrer Gesamtheit, in ihrer Summe eine sehr wesent-
liche Beeinflussung des Kapitalmarktgeschehens und 
des Konjunkturgeschehens dar. Die Trennung in die 
einzelnen Haushaltswirtschaften hat aber bisher ver-
hindert, daß dieser Gesamtwirkung die Möglichkeit 
einer Gesamtbeeinflussung gegenübersteht. Auch 
diese Diskrepanz muß überwunden werden. 

Wir halten es für verfassungsrechtlich unzulässig, 
diese Zuständigkeitsfragen zwischen Bund und Län-
dern im Wege eines Staatsvertrages zu ändern. Die 
Länder sind nicht befugt, durch Staatsvertrag Kom-
petenzen aufzugeben, und der Bundestag könnte 
einer verfassungsändernden vertraglichen Regelung 
mit den Ländern ohne Beteiligung des Bundesrates 
gar nicht zustimmen. Der Staatsvertrag würde in 
Wahrheit eine dritte Ebene in unserem Land instal-
lieren. Er würde jenen gefährlichen Weg sank-
tionieren, den die Länder heute schon in manchen 
Bereichen im Wege der Selbstkoordinierung gehen. 
Die Bundesrepublik ist durch einen zweigliedrigen 
Staatsaufbau in Bund und Länder ausgezeichnet. 
Wir wollen nicht noch eine zusätzliche Ebene ein-
fügen und damit die Handlungsfähigkeit von Bund 
und Ländern gemeinsam schwächen. 

(Zustimmung bei der FDP und CDU/CSU.) 

Die Summe der Länder ist nun einmal der Bund und 
nicht eine im Grundgesetz nicht vorgesehene Länder-
gemeinschaft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Schiller hat mit Recht darauf hinge-
wiesen — — 

(Abg. Matthöfer: Wie stehen Sie denn 
zu dem „Gemeinschaftswerk" von Herrn 

Erhard?) 

— Sie haben mit Recht darauf hingewiesen, daß die 
Pläne für ein Gemeinschaftswerk die Vorstellungen 
des CDU-Vorsitzenden Erhard und nicht die der 
Bundesregierung sind. Ich kann hier für die CDU 
nicht sprechen. 

(Abg. Wehner: Damals war er aber noch 
gar nicht Vorsitzender!) 

— Sein Vorsitzender hat ihm aber nicht widerspro

-

chen, Herr Kollege Wehner. Sie wissen ja, die Her-
ren stimmen auch manchmal überein. 

Der Staatsvertrag würde zudem dazu führen, daß 
wir neue „graue Zonen" zwischen Bund und Ländern 
schaffen, die der parlamentarischen Kontrolle der 
Länder entzogen, aber der parlamentarischen Kon-
trolle des Bundes noch nicht zugeordnet sind. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Herr Kollege Schiller hat gestern darauf hinge-
wiesen, daß der Entwurf einer Verfassungsänderung 
insoweit einer Ergänzung bedürfe, als bei den Aus-
führungsgesetzen, die wir auch zu beschließen ha-
ben, die parlamentarische Kontrolle verstärkt wer-
den müsse. Wir stimmen ihm darin völlig zu. Sie 
würden aber mit dem Staatsvertrag das Gegenteil 
erreichen. Sie würden weder die parlamentarische 
Kontrolle der Länder noch des Bundes bekommen. 
Aus diesem Grunde sagen wir auch aus verfassungs-
politischen Gründen nein zu der Vorstellung, diese 
Frage in einem Staatsvertrag regeln zu wollen. Wir 
sind aber bereit, mit Ihnen konstruktiv an Lösungen 
zu arbeiten, die die parlamentarische Kontrolle für 
alle Maßnahmen, die die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung treffen kann, sicherstellen. Ich 
glaube, daß wir nach den Äußerungen des Kollegen 
Lenz eine Mitwirkung der CDU/CSU unterstellen 
dürfen. 

Ich bin Ihnen, Herr Kollege Schiller, sehr dankbar 
dafür, daß Sie gestern eindeutig klargestellt haben, 
daß der Konjunkturrat keine rechtsetzende Befugnis 
bekommen sollte. Das ist ein klärendes Wort in 
einer guten Richtung. Vielleicht können Sie in die-
ser Richtung noch etwas weitergehen; dann werden 
wir auch in dieser Frage eine Übereinstimmung er-
zielen. 

Meine Damen und Herren, für uns Freie Demo-
kraten — und ich glaube, ich kann für die Regie-
rungskoalition in ihrer Gesamtheit sprechen — ist 
die Entscheidung über diese notwendige Verf as-
sungsänderung zugleich ein Testfall für die Bereit-
schaft der Opposition, dann auch an der Finanz-
reform mitzuwirken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen des Abg. Wehner.) 
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— Wir möchten Sie bitten, Herr Kollege Wehner: 
Gehen Sie nicht den Weg zurück zu einem immobi-
len Staatenbund, sondern gehen Sie mit uns den 
Weg hin zu einem modernen handlungsfähigen Bun-
desstaat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jahn (Marburg). 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bevor ich mich zur Sache 
äußere, muß ich zunächst den Antrag stellen, ge-
mäß § 46 der Geschäftsordnung den Herrn Bundes-
kanzler herbeizurufen. Es geht hier immerhin um 
die Erörterung von Verfassungsfragen. Ich werde 
im Rahmen dieser Erörterungen dem Herrn Bundes-
kanzler eine Reihe von Fragen vorlegen müssen, 
von denen ich hoffe, daß er sie beantworten kann, 
und die verbindlich wohl nur er überhaupt beant-
worten kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich wäre dankbar, Herr Präsident, wenn über diesen 
Antrag zunächst entschieden würde. 

(Abg. Wehner: Er wird ja nicht lange 
warten lassen, weil er doch auch für die 

schnelle Verabschiedung ist!) 

Vizepräsident Schoettle: „Jeder Abgeordnete 
kann die Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundes-
regierung beantragen. Der Antrag bedarf der Unter-
stützung von 30 anwesenden Abgeordneten." Ich 
unterstelle, daß 30 Mitglieder der SPD-Fraktion da 
sind. 

Im übrigen wird mir gerade gesagt, daß der 
Bundeskanzler auf dem Wege hierher sei; er habe 
ausländischen Besuch. Ich glaube, das ist immerhin 
ein Grund für seine Nichtanwesenheit. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Gut, wenn Herr Bundes-
kanzler ohnehin auf dem Wege hierher ist, brau-
chen wir über den Antrag nicht weiter zu verhan-
deln. Ich hoffe nur, daß er den Weg hierher recht-
zeitig beenden wird. 

Vizepräsident Schoettle: Vielleicht fahren Sie 
inzwischen fort. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Ja, gut. Ich bin also damit 
einverstanden, daß der Antrag zunächst zurückge-
stellt wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der 
Debatte ist schon gestern und jetzt eben durch den 
Kollegen Genscher ein Wort gefallen, das ich nur 
mit einiger Verwunderung zur Kenntnis nehmen 
kann. Hier wird gesagt, wenn die Sozialdemokraten 
meinten, es sei besser, zunächst die Möglichkeiten 
zu prüfen und anzustreben, zu einer einvernehm-
lichen Regelung mit den Ländern mit Hilfe eines 
Staatsvertrages zu kommen, dann hätten sie im 
Grunde schon den Schritt weg vom Bundesstaat 
zum Staatenbund gemacht. Wer eine solche Behaup

-

tung aufstellt, der setzt sich doch wohl dem Vor-
wurf aus, daß er sich allzu einfach über die Notwen-
digkeiten, die Möglichkeiten, aber auch den Auf-
trag des Grundgesetzes, das diesem Staate eine 
föderative Ordnung gegeben hat, hinwegsetzt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sehr richtig!) 

Denn die Verfassung achten bedeutet doch zunächst 
einmal — und man sollte als selbstverständlich da-
von ausgehen können, daß eine Regierung und der 
Bundeskanzler die Verfassung zu achten sich nicht 
nur vorgenommen haben —, daß die Möglichkeiten 
der Verfassung, so wie sie gegeben sind, auch wirk-
lich ausgeschöpft werden. 

Nun ist sicher eines zuzugeben. Das föderative 
Prinzip ist sicher kein bequemes Prinzip. Es ermög-
licht nicht die Verwirklichung von obrigkeitsstaat-
lichem Denken. Sicher hat der Kollege Genscher 
recht, wenn er hier in durchaus verständlicher 
Weise auf die Schwäche des föderativen Prinzips 
an Hand eines für ihn so attraktiven Beispiels wie 
des des Schuljahrsbeginns hinweist. Nur, meine 
Damen und Herren, es ist doch wohl die Frage er-
laubt: Muß denn dieses schlechte Beispiel unter 
allen Umständen maßgebend sein für alles, was 
man auf diesem Gebiet tun kann? Diese Frage, 
glaube ich, ist in diesem Zusammenhang notwen-
digerweise zu stellen, weil über das Problem, um 
dessen Regelung wir uns jetzt bemühen, in sehr 
viel stärkerem Umfang grundsätzliche Erörterungen 
zwischen Bund und Ländern auf der Grundlage 
einer allgemeinen Übereinstimmung stattfinden und 
die gemeinsame Zielsetzung von keiner Seite, auch 
von keiner Seite aus den Ländern, bestritten wird. 
Das heißt, die entscheidende Voraussetzung für die 
Verwirklichung des föderativen Gedankens, die 
sachliche Übereinstimmung, ist gegeben. Deswegen 
sollte man es sich nicht so einfach machen, wie es 
hier in den Begründungen der Bundesregierung 
und in den Darlegungen des Herrn Bundeskanzlers 
und denen einer Reihe von Diskussionsrednern zum 
Ausdruck gekommen ist, hier müsse man zu dem 
einfacheren Mittel, greifen, daß Entscheidungen mit 
Hilfe der Zweidrittelmehrheit zustande kommen 
könnten. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Bitte! 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Jahn, sind Sie nicht mit mir der Auffassung, daß wir 
uns in einem Entwicklungsprozeß befinden und daß 
der moderne Bundesstaat, der nicht mehr auf den 
gesellschaftlichen und politischen Grundlagen des 
19. Jahrhunderts - seitdem kennt man ihn ja erst 

- beruht, gewisse Korrekturen bei unserem Zu-
stand erfordert und daß man deshalb also den kla-
ren Weg der Änderung des Grundgesetzes gehen 
sollte? 
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Jahn (Marburg) (SPD) :- Herr Kollege von Mer-
katz, darüber wird man sicher in Ruhe miteinander 
reden müssen. Die Frage ist nur, ob an dieser Stelle 
und mit einer solch punktuellen Herausnahme eines 
einzelnen Problems das richtige Verfahren ange-
wandt ist Aber haben Sie bitte die Liebenswürdig-
keit, sich noch ein paar Minuten zu gedulden. Ich 
komme auf diese Frage in anderem Zusammenhang 
ohnehin noch einmal zurück. 

Meine Damen und Herren, ich sagte, das födera-
tive Prinzip ist natürlich ein sehr mühseliges Unter-
fangen, ein sehr mühseliger Weg, und hier kommt 
es darauf an, daß diejenigen, die im föderativen 
Staat Übereinstimmung anstreben, sich sehr gedul-
dig und sehr nachhaltig unter Umständen mit er-
heblichen Anstrengungen darum bemühen müssen, 
das allseitige grundsätzliche Übereinstimmen auch 
in Formen zu bringen, die dann nachher praktikable 
und wirksame politische Entscheidungen ermög-
lichen. Bitte, tun Sie doch nicht so, als wäre das 
wirksamere Verfahren von vornherein auch schon 
das richtigere Verfahren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben uns auf der Grundlage des Grundgeset-
zes zu bewegen, und dieses Grundgesetz schreibt 
nun einmal das mühsamere Verfahren vor. Ich halte 
es für eine schlechte Haltung gegenüber eben die-
sem Grundgesetz, wenn man von vornherein ohne 
jede Prüfung der Möglichkeiten, die dieses Grund-
gesetz gibt, den einfacheren Weg der Verfassungs-
änderung anstrebt. Hier zeigt sich offenbar ein Hang 
zur Bequemlichkeit, ein Hang, den Belastungen, die 
das Grundgesetz ausdrücklich will — denn sonst 
wäre es ja anders konstruiert worden —, auszu-
weichen, aus dem Wege zu gehen und sich mit ein-
facheren, kleineren Mehrheiten zu begnügen. Genau 
das aber, meine Damen und Herren, ist nicht im 
Sinne des föderativen Prinzips, ja es ist im Grunde 
ein schreckliches Mißverständnis eben dieses Prin-
zips. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

 

Jahn (Marburg) (SPD) : Bitte!  

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Frau Abgeord-
nete Dr. Diemer-Nicolaus! 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Jahn, sind Sie sich nicht bewußt, daß man, gerade 
wenn man das Grundgesetz achtet, nicht versuchen 
kann, hier eine Kompetenzänderung über Staatsver-
träge vorzunehmen, sondern daß das eben nur durch 
eine entsprechende Ergänzung der Verfassung geht? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Verehrte Frau Kollegin, 
es ist gar nicht die Rede von Kompetenzänderungen. 
Ich fürchte, hier liegt ein weiteres Mißverständnis 
bei Ihnen vor. Es geht nämlich gar nicht darum, 
Kompetenzveränderungen im Wege einer staatsver-
traglichen Lösung herbeizuführen, sondern es geht 
darum, im Wege des Staatsvertrags eine Ebene, 

eine Plattform zur ständigen Übereinstimmung, zur 
ständigen Diskussion, mit der Folge, daraus Ent-
scheidungen zu erwirken, zustande zu bringen. 

Natürlich, ich weiß — ich habe es bereits mehr-
fach gesagt, ich wiederhole es Ihnen gern —, das 
ist der beschwerlichere Weg, aber das ist genau der 
Weg, den das Grundgesetz vorschreibt. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Bitte sehr. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Frau Abgeord-
nete Kalinke! 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich will 
mich nicht in den staatsrechtlichen Streit einmischen, 
ich möchte Sie aber folgendes fragen: Sind Sie wirk-
lich der Meinung, daß trotz aller Ihrer Argumente, 
die hier vielfältig widerlegt wurden, ein solcher 
Staatsvertrag mit allen Ländern möglich wäre, und 
haben Sie nichts aus den Erfahrungen gelernt, die wir 
— auch Ihre eigene Fraktion — z. B. bei den Gesetz-
entwürfen zur Berufsausbildung und zu Vorsorge-
maßnahmen — ich denke nur an die Schul- und 
Jugendzahnpflege — und auf anderen Gebieten ge-
macht haben; haben Sie aus dem Scheitern und dar-
aus, wie viele Monate die Verhandlungen gedauert 
haben, nichts gelernt? Ich darf Sie weiter fragen: 
Wie lange, schätzen Sie, würde die Vorbereitung zu 
solchen Verträgen dauern? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Verehrte Frau Kollegin 
Kalinke, ich weiß nicht, warum Sie mich das fragen, 

(Abg. Wehner: Mit solchem Charme 
fragen!) 

— ja, mit solch unübertrefflichem Charme fragen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich hielte es für richtiger, wenn Sie die dieser Frage 
notwendigerweise vorhergehende Frage - dann 
aber an eine andere Adresse, nämlich an den Herrn 
Bundeskanzler — stellten, nämlich die Frage, was 
der Herr Bundeskanzler denn eigentlich bisher zur 
Lösung des hier anstehenden konkreten Problems 
getan hat, 

(Beifall bei der SPD) 

um die Möglichkeit einer staatsvertraglichen Rege-
lung herbeizuführen. 

(Zuruf der Abg. Frau Kalinke.) 

— Seien Sie doch nicht so ungeduldig; so schnell, wie 
Sie denken können, kann ich gar nicht sprechen. Es 
ist mit den Beispielen, die Sie hier angebracht ha-
ben, doch keine Antwort auf das Problem gegeben; 
denn auch da ist doch der ernsthafte Versuch, zu 
einem vertraglichen Übereinkommen mit den Län-
dern zu kommen, gar nicht gemacht worden. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich will einmal ganz davon absehen, daß wir uns 
hier ohnehin — und das wird von den Ländern frei- 
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Jahn (Marburg) 
mutig zugestanden — in einer Situation befinden, 
in der selbstverständlich allerseits das Bedürfnis für 
eine beschleunigte Verhandlungsführung und Ent-
scheidung anerkannt wird, und daß von da her also 
durchaus die Chance gegeben ist, ein solches Ver-
tragswerk schnell herbeizuführen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
würden Sie noch eine Frage gestatten? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Einen Moment bitte, 
gleich. — Ich weiß wirklich nicht, was diese stän-
dige Diffamierung einer dem föderativen Staat im-
manenten, notwendigen und unverzichtbaren Ver-
haltensweise, nämlich des Anstrebens von Staats-
verträgen, hier soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diesen Weg gibt das Grundgesetz. Diesen Weg 
kann man gehen. Diesen Weg muß man gehen, be-
vor man, wie Sie es ständig tun, mit dieser voreili-
gen Schnelle über die Notwendigkeit von Verfas-
sungsänderungen redet. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bitte schön! 

Vizepräsident Schoettle: Frau Abgeordnete 
Kalinke! 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Ich möchte auf Ihren 
vorhergehenden Satz zurückkommen. Darf ich Sie 
daran erinnern, verehrter Herr Kollege, daß es so-
zialdemokratisch regierte Länder waren, die im Bun-
desrat nein gesagt haben? Und nach dieser Erfah-
rung sind wir besorgt, 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

daß ihre Überlegungen so lange dauern werden, daß 
wirkliche Maßnahmen zur Erreichung der Stabilität 
entscheidend verzögert werden könnten. Darum 
habe ich Sie gefragt: Wie lange wird das nach Ihrer 
Meinung dauern? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Mir ist natürlich nicht be-
kannt, verehrte Frau Kollegin, über welche Erfah-
rungen Sie verfügen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

An dieser Stelle habe ich nur festzustellen: es ist 
gar nicht der Versuch gemacht worden, Erfahrungen 
zu sammeln. Und das allein ist maßgebend. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Abgeordneter? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Bitte schön, Herr Kollege 
Benda! 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Benda! 

Benda (CDU/CSU) : Herr Kollege Jahn, werden 
Sie im Verlaufe Ihrer Ausführungen vielleicht Ge-
legenheit nehmen, uns einmal darzulegen, was nach 
den Vorstellungen Ihrer Fraktion in einem solchen 
Staatsvertrag konkret stehen sollte, wenn es sich 
nach Ihren bisherigen Bemerkungen nicht um eine 
Kompetenzverschiebung im Verhältnis zwischen 
Bund und Ländern handeln soll? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Kollege Benda, es 
kann hier nicht meine Aufgabe sein, 

(Aha-Rufe und Lachen bei der CDU/CSU) 

Ihnen einen gesamten Staatsvertrag zu präsentieren. 
Was aber der Kern dieser vertraglichen Verein-
barung sein müßte, habe ich bereits vorhin einmal 
gesagt. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

— Ich bin  gern bereit, es Ihnen zu wiederholen. Im 
Rahmen des Staatsvertrages muß die Möglichkeit 
geschaffen werden, in ständigem Einvernehmen mit 
den Ländern und unter eindeutiger Berücksichtigung 
der Erkenntnisse und Vorstellungen der Bundes-
regierung zu einer einvernehmlichen, aber auf der 
freiwilligen Einsicht und Entscheidung der Länder 
beruhenden Regelung der Fragen zu kommen, um 
deren Regelung es geht, ohne daß — wie Sie es 
offenbar wollen, wie es von der Bundesregierung 
angestrebt wird und wie es der letzte Sinn dieser 
Verfassungsänderung ist — die Bundesregierung 
gegenüber den Ländern die Grundeinstellung zu ha-
ben wünscht, in einer Art Befehlsausgabe verfügen 
zu können, wie sich die Länder zu verhalten haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Genau das, meine Damen und Herren, widerspricht 
nach unserer Überzeugung dem föderativen Prinzip. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? — Herr Abgeordneter 
Benda! 

Benda (CDU/CSU) : Herr Kollege Jahn, verstehe 
ich Sie dann richtig, daß es sich also um ein Gre-
mium handeln soll, bei dem man sich gegenseitig 
freundlich zur Mäßigung zuredet? Und halten Sie im 
Lichte Ihrer bisherigen Polemik etwa gegen ent-
sprechende Appelle des Herrn Bundeskanzlers eine 
solche Methode wirklich für wirksam? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jahn (Marburg) (SPD) : Es handelt sich, Herr 
Kollege Benda, nicht um ein Gremium, in dem man 
sich gegenseitig freundlich zuredet 

(Abg. Wehner: Jedenfalls kein Spiegelbild 
der Bundesregierung!) 

— sicherlich kein Spiegelbild der Bundesregie-
rung —, sondern es wird sich um ein Gremium han-
deln müssen, in dem man auch vorher gewisse Ver-
pflichtungen einzugehen bereit ist, die im Staatsver-
trag festgelegt werden können. Warum wollen Sie 
das denn von vornherein ausschließen? Das ist doch 
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eine Möglichkeit, die im Rahmen der Ausgestaltung 
dieses Vertrages durchaus gegeben ist und die die 
Wirksamkeit dieses Instruments in gar keiner Weise 
beenträchtigen, sondern eher fördern kann. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? — Bitte, Frau Abgeord-
nete Dr. Diemer-Nicolaus! 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Jahn, nachdem auch die SPD für eine parlamen-
tarische Kontrolle eingetreten ist, wie soll diese 
parlamentarische Kontrolle funktionieren, wenn 
Staatsverträge abgeschlossen werden? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Diese Frage der parla-
mentarischen Kontrolle wäre ohnehin noch. zur 
Erörterung gekommen. Nur, die Frage der parla-
mentarischen Kontrolle steht doch nicht im Wider-
spruch zu der Möglichkeit, einen Staatsvertrag ab-
zuschließen. Denn bekanntlich müssen Staatsver-
träge allseitig ratifiziert werden, und es hinge von 
der Ausgestaltung des Vertrages im einzelnen ab, 
in welcher Form die Landesparlamente und dieser 
Bundestag, die diese Abkommen ja dann zu ratifi-
zieren hätten, ihrerseits dafür sorgten, daß nicht 
einseitige und unkontrollierte Vollmachten an die 
Regierungen gegeben werden. Diese Möglichkeit 
besteht. 

Meine Damen und Herren, zu allen diesen Zwi-
schenfragen — ich hoffe, dieses Thema kann damit 
zunächst einmal als abgeschlossen betrachtet wer-
den — möchte ich eines sagen. Jede dieser Zwi-
schenfragen, ganz gleich, von wem sie gekommen 
sind, macht eines deutlich: Sie haben einfach nicht 
die Bereitschaft, die sicherlich vorhandenen Schwie-
rigkeiten, die sicherlich mühseligen Formen, wie sie 
im föderativen Prinzip des Grundgesetzes vorge-
sehen sind, ernst zu nehmen und ernsthaft zu prak-
tizieren. Genau an dieser Stelle setzt nämlich auch 
die Begründung für die Überlegung ein, die uns 
dazu veranlaßt hat, immer wieder zu sagen: Wir 
geben in genauer Erfüllung des Grundgesetzes der 
staatsvertraglichen Regelung den Vorzug. Wir 
wären bereit, alle diese mühseligen und ernsten 
und sicher auch schwierigen Auseinandersetzungen 
mit den Ländern zu führen, um zu einer mit dem 
Grundgesetz klar zu vereinbarenden Regelung zu 
kommen. 

Denn, meine Damen und Herren, mit der einfa-
chen Forderung nach Grundgesetzänderung — wir 
werden ja in den Ausschüssen noch über eine ganze 
Fülle von Einzelfragen zu sprechen haben — gehen 
Sie ja einen Weg, der genausowenig ohne sehr 
ernsthafte Problematik ist, die keineswegs mit einer 
Handbewegung vom Tisch gewischt werden kann. 
Sie sind sich darüber im klaren — ich meine das 
jedenfalls in einer Reihe von Diskussionsbeiträgen 
gehört zu haben —, daß wir mit der von Ihnen an-
gestrebten Regelung — ich will mich einmal vor-
sichtig ausdrücken — zumindest sehr hart an die 
Grenze dessen kommen, was im Rahmen von Ver-
fassungsänderungen überhaupt geregelt werden 
kann. Mit diesen vorgesehenen weitgehenden Ein

-

griffsmöglichkeiten des Bundes in die selbständige 
Gestaltung der Haushalte, der Wirtschaftsführung 
von Ländern und Gemeinden rühren Sie unmit-
telbar an ein Wesenselement der grundgesetzlichen 
Ordnung. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Wir werden Punkt für Punkt nicht nur das, was in 
der vorgeschlagenen Grundgesetzänderung enthal-
ten ist, sondern auch die einzelnen Bestimmungen 
des einfachen Gesetzes mit all seinen möglichen 
Auswirkungen sorgfältig durchzurechnen haben, um 
festzustellen, ob diese Grenze nicht letzten Endes 
doch überschritten wird und das, was Sie wollen, 
überhaupt nicht realisierbar ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist aber nur einer der Punkte, die in den Be-
ratungen über die Grundgesetzänderung erörtert 
werden müssen. Ich möchte auf zwei Fragen noch 
ein wenig eingehen. 

Mit der Formulierung: „Zur Abwehr von Gefah-
ren für das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht" 
wird in das Grundgesetz an einer Stelle, bei der ich 
keineswegs davon überzeugt bin, daß es unver-
meidlich ist, ein Begriff eingefügt, den wir Juristen 
gewohnt sind als einen „unbestimmten Rechtsbe-
griff" zu bezeichnen. Bei dem Versuch, dahinterzu-
kommen, was genau, juristisch faßbar, mit diesem 
Begriff eigentlich gemeint ist, bin ich versucht ge-
wesen, zu dem Ergebnis zu kommen: das ist nicht 
nur ein unbestimmter Rechtsbegriff, sondern das ist 
noch mehr ein unbestimmter Wirtschaftsbegriff. Ob 
man mit solchen so undeutlichen Formulierungen in 
der Verfassung arbeiten kann, erscheint mir zum 
mindesten äußerst zweifelhaft, und die Frage ist, 
ob wir mit einer solchen Regelung überhaupt ein 
Instrument schaffen können, das nachher in der ver-
fassungsrechtlichen Praxis auch anwendbar ist. — 
Bitte schön, Herr Kollege Lenz! 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dr. Lenz zu einer Zwischenfrage. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Jahn, sind Sie der Auffassung, daß dieser Begriff 
wesentlich unpräziser ist als der im Grundgesetz 
in Art. 91 verwendete Begriff: „Zur Abwehr einer 
drohenden Gefahr für den Bestand ... des Bundes 
oder eines Landes"?  

Jahn (Marburg) (SPD) : Ich bin nicht der Auf-
fassung, daß dieser Begriff oder andere Begriffe des 
Grundgesetzes sich in allen Fällen durch überdurch-
schnittliche Präzision auszeichnen. Wenn man das 
weiß und wenn man diese Schwierigkeiten sieht, ist 
das doch noch keine . Einladung, neue und noch 
wesentlich unschärfere Bestimmungen einzufügen; es 
kann bestenfalls ein Grund dafür sein, sorgfältig zu 
überlegen, wie die Schwierigkeiten. die sich aus 
anderen unbestimmten Begriffen ergeben, möglichst 
vermieden werden können. 

Das gleiche gilt für die Frage, was mit den Wor-
ten „Zur Abwehr von Gefahren" gemeint ist. Was 
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sind denn eigentlich „Gefahren für das gesamtwirt-
schaftliche Gleichgewicht"? Auch hier ist das, was 
für den Verfassungsrechtler faßbar gesagt worden 
ist, noch keineswegs ausreichend. Ich melde jetzt 
lediglich an, daß auch diese Frage sehr sorgfältiger 
und gründlicher Prüfung bedarf. 

(V o r s i t z: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Ein weiterer Punkt in diesem Zusammenhang ist 
die Frage nach der parlamentarischen Kontrolle. 
Über das Verfahren, das bei dieser Forderung nach 
einer Ergänzung oder Änderung des Grundgesetzes 
angewandt worden ist, wird gleich noch zu reden 
sein. Seien Sie sich aber. bitte im klaren darüber, 
daß die sozialdemokratische Fraktion in diesem 
Hause nicht bereit ist, an einer Änderung des Grund-
gesetzes mitzuwirken, durch die einer Bundesregie-
rung — nicht nur dieser, sondern einer Bundes-
regierung — irgendeine Vollmacht gegeben wird, 
die nicht in voller Form durch das Parlament kon-
trolliert ist. Das gilt nicht nur für diese Frage, aber 
es gilt auch für diese Frage. Die unverbindliche An-
kündigung, man werde darüber sprechen können, 
genügt nicht. Das ist für uns eine ganz entscheidende 
Frage, eine der Fragen, an denen wir den Maßstab 
anlegen werden, ob es uns überhaupt möglich ist, 
dieser Grundgesetzänderung zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe aber zu den Punkten, die hier angeschnit-
ten worden sind, noch eine andere grundsätzliche 
Überlegung anzumelden. Wir möchten gern einmal 
wissen — und der Herr Bundeskanzler wäre gut be-
raten gewesen, wenn er sich diese Frage selber 
rechtzeitig vorgelegt hätte —, welche Vorstellungen 
über die weitere Entwicklung unserer Verfassung 
diese Bundesregierung überhaupt hat. Es ist natür-
lich ganz munter, wenn man sich hier hinstellt und 
sagt, diese Verfassung entspreche nicht mehr den 
modernen Anforderungen unserer Zeit, und dann 
mit dieser globalen Begründung eine einzige, ganz 
bestimmte Verfassungsänderung dem Hause abfor-
dern will, ohne zu sagen, wie weit und bis zu wel-
chen Konsequenzen diese Kritik am Grundgesetz 
überhaupt reichen soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. von Merkatz? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Ja bitte! 

Dr. von Merkatz (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Jahn, angesichts der sehr großen Tragweite Ihrer 
gegenwärtigen Aussage möchte ich doch fragen, 
ob Sie nicht zugeben sollten oder müßten, daß in der 
Deyilffsbildung, der Formulierung für die Änderung 
des Grundgesetzes sehr objektivierbare Tatbestände 
nach dem gegenwärtigen Stand der Wissenschaft 
und der Erkenntnis wirtschaftlicher Zusammenhänge 
vorausgesetzt werden. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Nein, Herr Kollege von 
Merkatz, ich gebe das nicht zu. Ich möchte über-
zeugt werden und bin neugierig, ob es in den Be-
ratungen denjenigen, die das erfunden haben, ge-
lingen wird, mich und andere zu überzeugen. Das 
werden wir abwarten. 

(Abg. Vogel [Warendorf] : Aber wenn Sie 
nicht wollen, Herr Jahn?) 

— Verehrter Herr Kollege Vogel, wer redet denn 
davon? Hier ist doch mehrfach gesagt worden, und 
wenn es Ihnen Spaß macht, will ich es für Sie noch 
einmal wiederholen: Wir sind ja bereit, unsere 
grundsätzlich anderen Vorstellungen, von denen wir 
immer wieder gesagt haben, daß wir ihnen aus 
wohlerwogenen verfassungsrechtlichen und verfas-
sungspolitischen Gründen den Vorzug geben, zu-
rückzustellen und auch über diese Dinge sachlich 
zu reden. Vielleicht ist das ein gewisser Unter-
schied zu den Erfahrungen, die Sie in Ihrer Frak-
tion und mit Ihrer Regierung gemacht haben, daß 
bei uns nicht nur die Bereitschaft besteht, zu reden, 
sondern auch die Bereitschaft, dann zu handeln. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir müssen wissen, 
was sich hinter dieser globalen Bemerkung — Herr 
Abgeordneter von Merkatz hat sie ja in der De-
batte noch einmal aufgegriffen —, das Grundgesetz 
entspreche nicht mehr den Vorstellungen unserer 
Zeit, eigentlich verbirgt. Wir können manches 
ahnen, aber wir wissen nichts Genaues. Der Herr 
Bundeskanzler hat vor einem Jahr in seiner Re-
gierungserklärung eine Fülle von Punkten ange-
schnitten, bei denen er sich — in einer solchen Re-
gierungserklärung verständlicherweise — darauf be-
schränkt hat, zu sagen, da seien Verfassungsände-
rungen notwendig. Er hat natürlich — das gehört 
heute selbstverständlich dazu — in erster Linie 
über die Finanzreform gesprochen. Er hat von der 
Errichtung des Deutschen Gemeinschaftswerkes und 
den damit verbundenen Änderungen der Verfas-
sung gesprochen. Es war in dieser Regierungserklä-
rung die Rede von der notwendigen Änderung des 
Art. 113 des Grundgesetzes. Es war die Rede davon, 
daß die Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf 
dem Gebiete des Gesundheitswesens geändert wer-
den müsse. Es wurde in der Regierungserklärung 
darauf hingewiesen, daß die Aufgaben der Bildung 
und Forschung ebenfalls bestimmte Fragen im Hin-
blick auf die verfassungsmäßige Kompetenz des 
Bundes aufwürfen. Es war schließlich die Rede von 
der Notstandsverfassung und auch von einer Er-
gänzung des Art. 10 des Grundgesetzes — wohl-
gemerkt: in diesem Zusammenhang. 

Diese erstaunlich lange Liste von Forderungen 
auf Ergänzung und Änderung des Grundgesetzes 
hat uns veranlaßt, alsbald in der Debatte über die 
Regierungserklärung eindeutig an die Regierung die 
Frage zu stellen, ob und in welcher Weise sie diese 
Gesamtkonzeption zu verwirklichen beabsichtige. 
Eine Antwort wurde in der Debatte nicht gegeben. 

Wir haben uns daraufhin veranlaßt gesehen, an 
den zuständigen Minister, den Bundesinnenminister, 
zu schreiben und ihn zu fragen, was denn in seinem, 
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dem für die Verfassung zuständigen Ressort an Vor-
stellungen bekannt sei und verfolgt werde. Es 
scheint in der Bundesregierung sehr schwierig zu 
sein, diese Dinge schnell und verbindlich zu klären. 
Denn der Bundesminister des Innern konnte nur auf 
Raten antworten. Er hat eine erste vorläufige und 
dann eine abschließende Antwort gegeben, in der 
er im einzelnen, ergänzend zu dem eben genannten 
Katalog, nun auch noch gefordert hat — teilweise 
sind die Dinge ja auch in der Diskussion — eine 
Ergänzung des Art. 12 des Grundgesetzes im Hin-
blick auf die Zulassung einer Bundesgrenzschutz-
dienstpflicht, die Ergänzung des Art. 75 des Grund-
gesetzes — Erweiterung der Gesetzgebungszustän-
digkeit des Bundes auf dem Gebiete des Besoldungs-
rechts — und schließlich eine Änderung der Art. 92, 
95 und 96 zur Bildung eines Gemeinsamen Senats 
der oberen Bundesgerichte an Stelle des in der Ver-
fassung ursprünglich vorgesehenen Obersten Bun-
desgerichts. 

Ich enthalte mich an dieser Stelle ganz bewußt 
jeder Wertung aller dieser Verfassungsänderungs-
absichten. Aber ich glaube, hier ist doch wohl eine 
Frage erlaubt, die mit den Überlegungen zusammen-
hängt, die zur Vorlage dieses Gesetzentwurfs ge-
führt haben. Auch in der gestrigen Debatte ist hier 
gesagt worden, eigentlich werde mit der Forderung 
nach Neugestaltung des Art. 109 des Grundgesetzes 
doch nur etwas getan, was ohnehin in dem Gutach-
ten zur Finanzreform schon gefordert worden sei. 
Das ist zwar richtig, nur fehlt dieser Feststellung die 
andere Hälfte, das zweite Bein; und das ist für uns 
bei der Bewertung dieses Verlangens eine der sehr 
entscheidenden Fragen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Denn, meine Damen und Herren, das Gutachten zur 
Finanzreform sagt sehr eindeutig: Zwar ist eine Re-
gelung in der Richtung, wie sie jetzt vorgeschlagen 
wird, unter Änderung des Art. 109 des Grundgeset-
zes erforderlich, und es ist eine Koordinierung und 
engere Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden erforderlich; aber es wird ebenso 
unmißverständlich und klar gesagt, daß Vorausset-
zung dieser Regelung eine völlige Neuordnung der 
Steuerverteilung, der Finanzordnung im Verhältnis 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ist. 

(Zustimmung des Abg. Schmitt-Vocken

-

hausen.) 

Was Sie hier jetzt anstreben, bedeutet, daß Sie 
sich vorweg das Ihnen für Ihre gegenwärtigen 
Pläne Positive, Günstige und Angenehme heraus-
picken und den bequemen Brocken draußen lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber nicht nur das. In der praktischen politischen 
Auswirkung bedeutet das doch: den Gemeinden 
werden hier Steine statt Brot gegeben. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Es soll ihnen in der Zukunft etwas verboten wer

-

den können. Auf der anderen Seite wird ihnen aber 
die seit vielen Jahren anerkanntermaßen überfäl

-

lige Möglichkeit verweigert, aus eigener Kraft die 
erdrückende Fülle ihrer Aufgaben zu lösen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir möchten, wenn Sie von uns fordern, daß wir 
diesen einen Teilschritt auf dem Wege zur Lösung 
eines Gesamtproblems mitgehen, wissen, wie es 
denn nun eigentlich mit der Lösung des Gesamt-
problems aussieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat sowenig wie der 
Herr Bundeswirtschaftsminister in der gestrigen 
Debatte die Möglichkeit genutzt, seine Vorstellun-
gen darüber in klarer und unmißverständlicher 
Form zu sagen. Ich frage mich, ob denn eigentlich 
solche Einladungen zu Gesprächen mit dem Herrn 
Bundeskanzler, wie wir sie heute vor einer Woche 
hatten, einen wirklichen Sinn haben sollen oder ob 
sie für den Herrn Bundeskanzler nur die Erfüllung 
einer lästigen und unangenehmen Pflicht sind. 

Wir haben Sie, Herr Bundeskanzler — ich darf 
Sie daran erinnern —, sehr eindeutig und sehr klar 
gefragt: was ist denn nun eigentlich Ihre verfas-
sungsrechtliche Konzeption? Sie haben schon in 
diesem Gespräch — sowenig wie der Herr Bundes

-

wirtschafts- oder der Herr Bundesfinanzminister — 
auf diese Frage eine angemessene und befriedi-
gende Antwort geben können. Ich bin gestern in 
der Erwartung hierhergekommen, daß Sie diese 
Frage wenigstens als einen Hinweis für diese 
Debatte begriffen und aufgegriffen hätten und die 
Gelegenheit benutzt hätten, dem Hause zu sagen, 
welche Vorstellungen Sie auf diesem Gebiet eigent-
lich haben und wann Sie in der speziellen Frage 
der Finanzreform nun den für Sie angenehmen 
Seiten die notwendigen Erleichterungen für die Ge-
meinden folgen lassen wollen, also wenigstens einen 
Teil des Gesamtproblems lösen wollen. Sie haben 
es vorgezogen, darüber zu schweigen. Ich habe hier 
namens meiner Freunde festzustellen: mit dieser 
Antwort sind wir nicht zufrieden, mit dieser Ant-
wort werden wir uns auch nicht zufriedengeben. 

Ich muß Ihnen an dieser Stelle noch etwas Weite-
res sagen. Es wäre gut gewesen, Sie hätten erkannt, 
daß die Zweidrittelmehrheit, die Sie für eine Grund-
gesetzergänzung in diesem Hause benötigen, nicht 
nur ein rein numerisches Erfordernis ist, sondern 
daß darin ein guter und vernünftiger politischer 
Sinn steckt. Sie können sich bei den täglichen Ent-
scheidungen hier im Parlament in der Regel dar-
auf verlassen, daß die Mehrheit der von Ihnen ge-
bildeten Koalition Ihren Erwägungen zustimmt. 
Aber Sie sollten doch eigentlich schon aus eigener 
Erfahrung — zumindest des letzten Jahres — wis-
sen, daß es auch da offenbar nicht so geht, daß Sie 
einfach verfügen, sondern daß Sie — von den 
Barzel-Empfängen am Montagmorgen bis zum Ende 
der Woche — sich in jeder wichtigen Frage mit 
denjenigen einigen müssen, deren Zustimmung Sie 
haben wollen. 

Im Falle der Zweidrittelmehrheit geht das aber 
über ein bloßes politisches Erfordernis hinaus. Die 
Zweidrittelmehrheit bedeutet, daß Sie das hier tun 
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müssen, wenn Sie den Auftrag des Grundgesetzes, 
der doch auch in dieser Zweidrittelmehrheit steckt, 
richtig verstehen und richtig ausführen wollen. Ich 
frage Sie, ob Sie etwa jenes erste Informationsge-
spräch im Juli unter den Wirtschaftsfachleuten und 
jenes Gespräch, das Sie noch nicht eine Woche vor 
dieser Debatte geführt haben, als eine ausreichende 
Form der Erfüllung dieses Grundgesetzauftrages an-
sehen. Wir Sozialdemokraten tun das nicht. Es wäre 
gut gewesen, Sie hätten zu früherer Gelegenheit 
sich vergewissert, ob trotz aller öffentlich disku-
tierten Vorbehalte wenigstens in der Form und in 
der Sache das, was Sie hier vorzuschlagen beabsich-
tigen und diesem Hause im Grunde ja erst vor 
wenigen Tagen endlich vorgelegt haben, denn nun 
eigentlich etwas sei, worüber die Opposition in die-
sem Hause bereit sei, mit sich verhandeln zu lassen. 
Sie haben das unterlassen. 

Ich kann Sie vor dem weiteren Verfolgen dieses 
Weges nur sehr ernst und sehr nachdrücklich war-
nen. Denn nach den vielen unbestimmten, unklaren 
und wenig durchsichtigen Ankündigungen, die wir 
im Laufe des letzten Jahres — und nicht erst seit 
dieser Zeit — gehört haben und die erkennen las-
sen, was alles bei Ihnen in den Köpfen spukt über 
angeblich notwendige Änderungen der Verfassung, 
können Sie von uns nicht erwarten, daß wir diesen 
Weg so mit Ihnen weitergehen. Es geht nicht an, daß 
die Bundesregierung, wenn es ihr einfällt, von Fall 
zu Fall -- nach gehöriger Diskussion in ihrer eige-
nen Mitte und mit den Koalitionsfraktionen — vor 
dieses Haus tritt und dem Bundestag und damit 
auch der Opposition erstmals verbindlich erklärt, 
was sie will. Sie können nicht erwarten, daß wir 
Punkt für Punkt bereit sind, über einzelne Verfas-
sungsänderungen oder -ergänzungen mit uns reden 
zu lassen, ohne zu wissen, wohin die Reise eigent-
lich gehen soll. Sie müssen uns sagen, welche ver-
fassungsrechtliche Konzeption Sie verfolgen. Wir 
werden unsere Hand nicht dazu hergeben, daß am 
Ende dieses Weges einer Punkt für Punkt in Einzel-
diskussionen zerfledderten Auseinandersetzung das 
Grundgesetz in seiner ursprünglichen Struktur über-
haupt nicht mehr wiederzuerkennen ist. 

Das bedeutet nicht, Herr Kollege von Merkatz, 
ein grundsätzliches Nein und eine Weigerung ge-
genüber den Überlegungen, auf die Sie mit Recht 
hingewiesen haben, ob es nicht in der Tat die eine 
oder andere Frage innerhalb unserer Verfassung 
gibt, über die wir neu nachdenken, über die wir neu 
reden und über die wir uns möglicherweise nicht 
nur verständigen müssen, sondern auch verständi-
gen können. 

(Zuruf von der Mitte: Na also!) 

Es beinhaltet lediglich die Aufforderung, von Ihnen 
und insbesondere von dieser Regierung und zu-
nächst einmal von dem Herrn Bundeskanzler zu er-
fahren, welche Konzeption er in dieser Frage hat - 
wenn er überhaupt eine hat —, wohin die Reise 
gehen soll, und die Aufforderung zur Bereitschaft, 
darüber mit uns in eine umfassende Erörterung ein-
zutreten: Hier liegt in einer Einzelfrage ein Punkt 
für eine Verfassungsänderung vor. Andere Fragen 
sind für uns bei aller Einsicht in die Bedeutung dieses 

Themas von mindestens gleichem Gewicht und min-
destens gleicher Bedeutung. Wenn Sie unsere Zu-
stimmung bei einem Teilproblem haben wollen, 
dann müssen Sie uns mindestens Sicherheit geben, 
daß wir wissen, was Sie mit den anderen entschei-
denden Problemen weiter machen wollen und welche 
Ziele Sie im Endergebnis verfolgen. Darauf dürfen 
wir doch wohl billigerweise eine verbindliche und 
klare Antwort verlangen. 

(Beifall bei der SPD.) 
 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Möller. 

(Bundesminister Dr. Jaeger verläßt seinen 
Platz, um an das Rednerpult zu gehen.) 

Entschuldigen Sie vielmals, Herr Bundesjustiz-
minister; auf meinem Zettel sind Sie nämlich bereits 
ausgestrichen. Ich bitte um Nachsicht. 

(Heiterkeit. — Beifall bei der SPD.) 

Aber da Sie leben und in voller Blüte stehen und ein 
Bundesjustizminister natürlich jederzeit das `Haus 
erfreuen darf, —.bitte sehr! 

(Erneute Heiterkeit.) 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr 
Präsident, da Totgesagte angeblich lange leben, 
nehme ich das als gutes Omen. 

(Heiterkeit.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das war nur 
auf dem Papier! 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Ausführun-
gung des Herrn Kollegen Arndt verlangen in einigen 
Punkten 

(Zurufe von der SPD: Diesmal Jahn!) 

eine Antwort von mir. Herr Kollege Arndt hat die 
Frage — — 

(Erneute Zurufe von der SPD: Jahn!) 

— Jahn! Entschuldigen Sie. Es sind Ihre beiden 
prominentesten Juristen; die kann man, obwohl sie 
unterschiedlich sind, geistig nicht immer so ganz 
auseinanderhalten. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Jahn hat 
hier die Meinung ausgesprochen, auf seiten der 
Bundesregierung bestehe die Auffassung, das Grund-
gesetz entspreche nicht mehr den Erfordernissen 
unserer Zeit. Diese Meinung ist falsch. Die Bundes-
regierung ist durchaus der Auffassung, daß das 
Grundgesetz als Ganzes den Erfordernissen der 
Demokratie in unserem Zeitalter entspricht. Aber in 
einzelnen Punkten hält sie Verbesserungen für 
möglich und sogar für notwendig. 

Vizepräsident D. Dr. Gerstenmeier: Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Jahn. 

Jahn (Marburg) (SDP) : Ich weiß nicht, Herr Mini-
ster, ob Sie gestern den ganzen Tag im Hause waren 
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Jahn (Marburg) 
und aufmerksam der Debatte gefolgt sind. Aber 
vielleicht — es soll eigentlich nur .eine Warnung 
sein — sind Sie bereit, ,den Herrn Bundeskanzler 
erst einmal zu fragen, ob das, was Sie jetzt sagen, 
genau mit dem übereinstimmt, was er gestern hier 
gesagt hat. 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr 
Kollege Jahn, ich habe den Herrn Bundeskanzler, 
bevor ich hierher gegangen bin, gefragt, ob er mit 
dieser meiner Erklärung einverstanden ist. Er hat 
gesagt: Ja. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Noch eine 
Zwischenfrage. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Hat er Sie auch ermäch-
tigt, Herr Bundesminister, damit die Erklärung zu 
verbinden, daß er seine eigene revoziert? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Ich 
glaube, der Herr Bundeskanzler hat keinen Anlaß, 
eine eigene Erklärung zu revozieren. Ich habe höch-
stens Anlaß, sie auszudeuten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, das Grundgesetz ist 
im Jahre 1949 geschaffen worden. Es umfaßt 146 
Artikel. Es ist in einer sehr kurzen Zeit verabschie-
det worden. Es ist unter Zeitdruck entstanden und 
sicherlich auch unter manchen anderen Einflüssen. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Auch unter 
bayerischem Druck!) 

— Wenn der bayerische Einfluß stark gewesen ist, 
dann war das nur gut, Herr Kollege Schmid. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Den wollen 
Sie jetzt eliminieren!) 

- Ich denke gar nicht daran! Sie kennen mich ja 
viel zu gut, um das anzunehmen. Aber, meine 
Damen und Herren, Sie wollen doch nicht bestrei-
ten,  daß wir unter einem Druck standen, der es 
uns damals z. B. nicht möglich gemacht hat, die 
Frage des Notstandes zu regeln, und daß eine solche 
Regelung nun, da die Bundesrepublik souverän ge-
worden ist, nachgeholt werden muß. 

Es läßt sich auch nicht leugnen, daß wir durch 
Verfassungsänderungen in diesen Jahren eine Bun-
deswehr bekommen haben und daß auch dies die 
Notwendigkeit mit sich bringt, bestimmte Änderun-
gen vorzunehmen, z. B. eine Regelung über den Ein-
satz der bewaffneten Macht in Krisenzeiten zu 
schaffen; denn das versperrt das Grundgesetz bis-
her. Das soll ja nach dem Willen aller Parteien des 
Hauses eines Tages — ich hoffe, eines baldigen 
Tages — geregelt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Schmitt-
Vockenhausen zu einer Zwischenfrage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Minister, 
ich frage, ob es nicht gut gewesen wäre, wenn man 

die guten Erfahrungen bei der Grundgesetzände-
rung 1955/56 zum Anlaß für ein angemessenes Ver-
fahren bei der angestrebten Änderung Art. 109 des 
Grundgesetzes genommen hätte. 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr 
Kollege Schmitt, das angemessene Verfahren ist 
hier genauso möglich, wie es 1955/56 im Verteidi-
gungsausschuß möglich war. Damals hat die Bun-
desregierung einen Entwurf vorgelegt und haben 
alle Parteien — ich selber war an der Angelegenheit 
beteiligt — dort miteinander gesprochen. Jetzt legt 
die Bundesregierung wieder einen Entwurf vor, der 
viel kleiner und, wie ich meine, in seiner Auswir-
kung und in seiner Beratung nicht ganz so schwie-
rig ist, und der wird im Ausschuß genauso sachlich 
beraten werden. Dazu wollte ich ja reden, um Sie 
zu bitten, im Ausschuß Ihre Mitarbeit nicht zu ver-
weigern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Profes-
sor Schmid? 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Würden Sie mir 
zugeben, daß ein wesenhafter Unterschied besteht 
zwischen Er  g ä n z u n g en  des Grundgesetzes, 
durch die bestimmte Kompetenzen neu geschaffen 
werden, und der Veränderung fundamentaler Struk-
turprinzipien, z. B. des Strukturprinzips der Bundes-
republik, wonach die Länder eigene selbstverant-
wortliche Rechtspersönlichkeiten sind und darum 
nicht durch den Bund unter eine Art von Vormund-
schaft gestellt werden können? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Es mag 
ein Unterschied bestehen. Aber es ist eine Frage der 
Wertung. In meinen Augen war die Einführung 
einer bewaffneten Macht mit 500 000 Mann in den 
bis dahin waffenlosen Staat eine viel, viel größere 
Änderung unserer Struktur, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

als wenn man die wirtschaftliche Dispositionsfrei-
heit der Länder und Gemeinden nicht abschafft, son-
dern nur ein klein wenig in einen Rahmen fügt. 

Ich glaube, daß die Wünsche der Bundesregie-
rung, an diesem oder jenem Punkt des Grundgeset-
zes, z. B. bei Art. 109, Änderungen vorzunehmen, 
keineswegs als etwas Unzulässiges bezeichnet wer-
den können. 

Meine Damen und Herren, gerade vor wenigen 
Tagen hat der Vorsitzende der Sozialdemokrati-
schen Partei, Herr Brandt,  ebenfalls einige 
Punkte herausgehoben, bei denen er aus seiner Sicht 
eine Änderung des Grundgesetzes wünscht. Ich 
glaube, wir können mit ihm und Ihrer Partei durch-
aus darüber reden. Aber Sie sollten auch mit uns 
über unsere Wünsche reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Jahn? 
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Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen 
der Wortlaut dieser Erklärungen des Vorsitzenden 
der Sozialdemokratischen Partei bekannt, und wis-
sen Sie von daher nicht, daß der Vorsitzende der 
Sozialdemokratischen Partei eine Frage zu erwä-
gen gegeben hat und sich wohlweislich und wohl-
wissend, was er sagt, nicht entschlossen hat, zu der 
von ihm aufgeworfenen Frage eine Verfassungs-
änderung zu fordern? Und wissen Sie nicht außer-
dem, daß gerade das von ihm aufgegriffene Problem 
des Mißtrauensvotums in der verfassungsrechtlichen 
Lehre und Literatur außerordentlich umstritten ist 
und als außerordentlich problematisch und revi-
sionswürdig angesehen wird? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr 
Kollege Jahn, ich kenne die Ausführungen des Re-
gierenden Bürgermeisters nur aus den Pressenach-
richten. Aber ich wollte mich ja gar nicht gegen den 
Inhalt dessen stellen, was er sagt. Er kann ja hier 
im Hause keinen Antrag einbringen, er gehört die-
sem Hause nicht an. Er gibt etwas zu erwägen. Die 
Bundesregierung kann es nicht bei Erwägungen 
belassen; denn wenn die Bundesregierung es bei 
Erwägungen läßt, dann sagen Sie wieder: Der Kanz-
ler spricht, aber er handelt nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Hier hat der Kanzler und hat die Bundesregierung 
gehandelt — nun ist das auch wieder nicht recht. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Wenn Sie, Herr Kollege Jahn, die Frage stellen, 
Sie wollten bei Verfassungsänderungen wissen, wo-
hin die Reise gehe, so haben Sie recht. Die Antwort 
kann ich Ihnen aber beim Art. 109 sehr eindeutig 
geben: die Reise, geht zur wirtschaftlichen Stabili-
tät. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Jahn? 
— Bitte. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Minister, wollen Sie 
sich die Antwort wirklich so billig machen? 

(Zurufe von der Mitte.) 

Haben Sie wirklich nicht verstanden, daß unsere 
Frage an die Bundesregierung und an den Bundes-
kanzler geht und daß wir wissen möchten, wohin die 
Reise mit dem Grundgesetz und nicht nur mit dem 
Art. 109 gehen soll? 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Wenn 
Sie die Frage so verstanden wissen wollen — ich 
habe sie anders verstanden —, dann können Sie 
auch darauf — — 

(Abg. Jahn [Marburg] Ich will sie nicht nur 
so verstanden wissen, sondern sie ist auch 

so gestellt worden!) 

— Gut. Wenn ich Sie mißverstanden oder nur teil-
weise verstanden haben sollte — für diesen Punkt 

habe ich Ihnen eine Antwort, die Sie befriedigen 
müßte, gegeben —, so kann ich jetzt sagen: wir 
haben nicht die Absicht einer Totalrevision des 
Grundgesetzes, weil wir es als Ganzes für geeignet 
halten, das staatliche Leben in der Bundesrepublik 
zu ordnen. Aber wir glauben, daß einige Dinge, die 
1949 wegen eines gewissen Drucks, der auf dem Par-
lamentarischen Rat lag, einfach nicht möglich waren 
— siehe Notstand —, nun ergänzt werden müssen, 
und wir glauben, daß gewisse Erfahrungen, die man 
in Deutschland zum erstenmal in einer funktionie-
renden Demokratie gemacht hat, gelegentlich auch 
ihren Niederschlag finden müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine Wirtschaftsverfassung, die im Grundgesetz ge-
regelt und immerhin in einer Zeit ungeheurer Not 
entstanden ist, bedarf vielleicht in einer Zeit des 
Wohlstandes einer gewissen Regulatur, damit nicht 
Gefahren entstehen, an die man 1949 gar nicht ge-
dacht hat, weil damals niemand geglaubt hat, dieses 
Volk könnte noch einmal Wohlstand erleben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Mini-
ster, gestatten Sie weitere Zwischenfragen? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Bitte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Jahn! 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Bundesminister, ich 
darf wohl annehmen, daß Sie im Auftrag des Bun-
deskanzlers eine Antwort zu geben versuchen. 

(Zuruf von der Mitte: Wieso „versuchen"?) 

— Seien Sie doch nicht so ungeduldig! — Darf ich 
aus dieser Antwort, die ebenso unbestimmt ist wie 
alle diejenigen Antworten, die wir bisher bekom-
men haben, entnehmen, daß unsere Frage, welche 
verfassungspolitischen Ziele diese Regierung ver-
folgt, auch von Ihnen nicht beantwortet werden 
kann? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Die ver-
fassungspolitischen Ziele dieser Bundesregierung 
sind eine nach innen und außen politisch und wirt-
schaftlich stabile Demokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Herr Kollege Jahn, Sie haben gegen unbestimmte 
Antworten, wie Sie an einer anderen Stelle Ihrer 
Rede gesagt haben, Bedenken. Ich stimme Ihnen 
darin zu, daß man möglichst alle Formulierungen 
der Verfassung so präzis machen sollte, wie es nur 
irgend geht. Aber Sie werden mir zugeben, daß das 
nicht hier im Zuge einer Diskussion im Plenum, son-
dern allein in einer eingehenden Ausschußberatung 
möglich ist. Sie haben gegen die Formulierung von 
der „Abwehr drohender Gefahren für das gesamt-
wirtschaftliche Gleichgewicht" Bedenken, weil diese 
Formulierung zu allgemein sei. Ich teile Ihren 
Wunsch, das zu konkretisieren, und ich gebe zu: 
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Bundesminister Dr. Jaeger 
der Bundesregierung ist bisher keine bessere For-
mulierung eingefallen. Wir können im Ausschuß 
darüber sprechen. Wenn Sie, ein scharfsinniger Ju-
rist, eine schärfere Formulierung finden, werden 
wir gern darüber diskutieren und sie, wenn sie uns 
überzeugt, sogar annehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Jahn? — Bitte! 

Jahn (Marburg) (SPD) : Ich will meine Frage nach 
den verfassungspolitischen Zielen dieser Regierung 
noch einmal verdeutlichen. Wir wollen wissen, wann 
die Bundesregierung die anderen Vorschläge zur 
Ergänzung des Grundgesetzes, beispielsweise zur 
Regelung des Finanzproblems der Gemeinden — 
einer der Punkte, von denen hier einmal gesprochen 
wird —, vorlegen wird. Wir wollen wissen, welche 
anderen auf die einzelnen Artikel und Sachgebiete 
bezogenen Vorschläge zur Grundgesetzergänzung 
und -änderung von dieser Regierung zu erwarten 
sind, wann sie zu erwarten sind und in welcher 
Grundvorstellung sie zu erwarten sind. Auf diese 
Fragen möchten wir eine präzise Antwort haben. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schulhoff: 
Mit Tag und Stunde?!) 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr Kol-
lege Jahn, die Frage, wann der Bundesfinanzmini-
ster und damit die Bundesregierung dem Hohen 
Hause Vorschläge für eine Finanzverfassung vorle-
gen werden, kann ich Ihnen in dieser Stunde nicht 
beantworten. 

(Zuruf von der Mitte: Diese Frage hat der 
Kanzler ja gestern beantwortet!) 

Es ist aber durchaus möglich und legitim, daß Sie bei 
der Beratung des Gesetzentwurfs diese Frage stellen 
und sie sich vom Bundesfinanminister mit seinen 
konkreten Vorstellungen beantworten lassen. Dazu 
soll ja eine Ausschußberatung dienen, daß man auch 
weitere Erörterungen über eine Fortsetzung der Ge-
samtpolitik führt. 

Ich darf aber noch einmal auf die Frage der unbe-
stimmten Rechtsbegriffe zurückkommen. Verehrter 
Herr Kollege Jahn, die wichtigste Bestimmung des 
ganzen Grundgesetzes, der zentrale Gedanke: die 
Würde des Menschen, ist leider auch ein nicht allzu 
bestimmter Rechtsbegriff; sonst wäre nicht eine um-
fangreiche Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zu diesem Begriff notwendig. Es gibt eben 
leider nun einmal gerade grundlegende Begriffe, die 
man nicht so klar ziseliert formulieren kann, wie 
man es bei weniger wichtigen Begriffen in Verwal-
tungsverordnungen vielleicht leichter tun kann. 
Aber wie gesagt: wir sind bereit, mit Ihnen über die 
Formulierung dieses Gesetzes zu reden und sind für 
jeden Vorschlag dankbar. 

(Abg. Wehner: Aber mit Gummibonbons 
können Sie uns nicht abfertigen!) 

— Lieber Herr Wehner, diese Formulierung ist 
überhaupt kein Bonbon, selbst wenn Sie sie für 
Gummi halten sollten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Jede Reform des Grundgesetzes, die gewisse Rechte 
z. B. der Länder und Gemeinden einengt, ist für die 
Betreffenden bitter; aber Medizin schmeckt manch-
mal bitter. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter Jahn! 

Jahn (Marburg) (SPD) : Nachdem Sie eben den 
Art. 109 des Grundgesetzes mit Art. 1 des Grund-
gesetzes in Beziehung gesetzt oder verglichen 
haben, Herr Minster, frage ich Sie: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist all

-

mählich albern!) 

Welche Ermächtigungen werden in Art. 1 der Bun-
desregierung gegeben und welche Ermächtigungen 
fordern Sie in Art. 109? 

(Abg. Rösing: Da ist doch gar kein Sach

-

zusammenhang!) 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: In Art. 1 
wird keine Ermächtigung gegeben, sondern eine 
Verpflichtung für alle Organe des Bundes gesetz-
gebender, rechtsprechender und vollziehender Ge-
walt, und in Art. 109 wird eine gewisse Verpflich-
tung für die Länder und Gemeinden gegeben, die 
allerdings viel weniger grundsätzlich und viel weni-
ger bedeutsam ist. Es ist aber zweifellos in beiden 
Fällen eine Verpflichtung vorhanden. 

Lassen Sie mich nun zu der Frage kommen, die 
hier so ausführlich erörtert worden ist, zu der 
Frage, ob man nicht die Grundgesetzänderung ganz 
vermeiden könne, indem man ein Verwaltungs-
abkommen oder einen Staatsvertrag schließt, einen 
Staatsvertrag, der sich von einem Verwaltungsab-
kommen dadurch unterscheidet, daß er der Ratifi-
zierung durch das Parlament bedarf. 

Herr Kollege Jahn hat gesagt, die Regierung solle 
es sich nicht so bequem und so einfach machen; der 
Föderalismus sei unbequem, und diesen Weg müsse 
man eben gehen. Herr Kollege Jahn, die Demokratie 
ist, wenn Sie wollen, überhaupt unbequem, und ich 
bin durchaus mit Ihnen der Meinung, daß man die

-

sen unbequemen Weg gehen sollte. An wen sollte 
der Ruf zum Föderalismus besser kommen und wer 
sollte ihn dankbarer aufnehmen als ein Minister, 
der aus Bayern stammt? Ich habe also für diesen 
unbequemen Weg durchaus etwas übrig, und ich 
stimme Ihnen sogar zu, daß Verwaltungsabkommen 
oder Staatsverträge zwischen Bund und Ländern 
grundsätzlich zulässig sind. Das Grundgesetz er-
wähnt sie nicht; aber aus der Tatsache, daß die 
Länder unter bestimmten Voraussetzungen Staats-
verträge mit ausländischen Staaten abschließen kön-
nen, ergibt sich ja wohl, daß sie es durchaus auch 
mit dem Bund können. Das also gebe ich Ihnen zu. 
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Bundesminister Dr. Jaeger 
Aber, Herr Kollege Jahn, es existiert ein Vorrang 
der Verfassung, und ein Staatsvertrag zwischen 
Bund und Ländern kann nicht die Verfassung ganz 
oder partiell außer Kraft setzen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wo eine klare Regelung des Grundgesetzes vor-
liegt, da kann ein Staatsvertrag nichts mehr ändern; 
denn Art. 79 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes 
schreibt vor, daß das Grundgesetz nur durch ein 
Gesetz geändert werden kann, das den Wortlaut 
des Grundgesetzes ändert, also nicht durch einen 
Staatsvertrag. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Minister, sind Sie 
außerstande zu sehen, daß Ihre Logik das Problem 
des Staatsvertrags gar nicht zutreffend erfaßt 

(Abg. Schulhoff: Das ist keine Frage; das 
ist eine Beleidigung!) 

und daß Sie sich allzu eng an Ihre Vorstellungen 
von der gedachten Verfassungsänderung klammern, 
wenn Sie so argumentieren, wie Sie es eben getan 
haben? Stimmen Sie nicht mit mir darin überein, 
daß der Sinn und der Inhalt der staatsvertraglichen 
Regelung nur sein kann und sein muß, eine Platt-
form für die ständige Bemühung zu haben, durch 
Einigung mit den Ländern auch im Konkreten Ent-
scheidungen zu bekommen, und daß sie keinen Ein-
griff in die grundgesetzliche Ordnung mit sich bringt? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr 
Kollege Jahn, da stimme ich mit Ihnen nicht über-
ein. Denn wenn ich bloß eine Plattform haben will, 
um mich friedlich zu einigen, dann brauche ich keine 
Verfassungsänderung. Dann kann der Herr Bundes-
wirtschaftsminister die Landeswirtschaftsminister zu 
sich bitten und mit ihnen am weißen oder am grünen 
Tisch eine Unterhaltung führen. Wenn ich aber 
etwas will, womit ich unmittelbar etwas bewirken 
kann, dann muß ich eben die Zuständigkeiten än-
dern. Vielleicht würden Sie mir zustimmen, wenn 
Sie meine weiteren Ausführungen anhören. Denn 
das läßt sich nicht in einem Satz sagen. Sie müssen 
mir die Gelegenheit geben, mehrere Sätze dazu zu 
sprechen. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Eine kurze Frage, 
Herr Minister, wenn Sie gestatten wollen. Ich 
spreche jetzt nicht darüber, ob die eine oder die 
andere Lösung zweckmäßiger, richtiger, wirksamer 
ist. Ich möchte eine andere Frage stellen: Sind Sie 
mit mir der Meinung, daß, wenn man das Ver-
hältnis von Bund und Ländern so ändert, wie es die 
Vorlage vorsieht, wir dann eine andere Art Staat 
vor uns haben werden als bisher, nämlich statt eines 
Bundesstaates, der den Namen nach der gängigen 
Begriffsbestimmung verdient, einen — allerdings 
weit — dezentralisierten Einheitsstaat? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr 
Kollege Schmid, der Bundesstaat ist ein sehr um-
fassender Begriff, dessen Wirklichkeit von den Ver-
einigten Staaten von Nordamerika über die Schwei-
zer Eidgenossenschaft bis zu unserem Nachbarland 
Osterreich reicht, und da sind die Zuständigkeiten 
jeweils sehr verschieden verteilt. Hier wird nur an 
einer bestimmten Stelle nuanciert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf fortfahren, meine Damen und Herren. 
Ich habe festgestellt: das Grundgesetz kann nur 
durch ein Gesetz geändert werden, das den Wortlaut 
des Grundgesetzes ändert. Es ist kein Verzicht auf 
Zuständigkeiten des Bundes oder der Länder durch 
einen Staatsvertrag möglich. Solche Zuständigkeits-
änderungen bedürfen der erwähnten Verfassungs-
änderung. 

Ich halte es auch nicht für denkbar, daß etwa ein 
besonderer Ausschuß gebildet wird, eine Einrich-
tung, die weder dem Bund noch den Ländern ange-
hört und die von sich aus irgendwelche Entschei-
dungen über die Haushaltsrechte der Länder und der 
Gemeinden trifft. 

Herr Kollege Jahn hat gesagt, die Tatsache, daß 
überall eine parlamentarische Kontrolle erforderlich 
sei, sei wesentlich für die Zustimmung seiner Partei 
zur Verfassungsänderung. Ich gebe Ihnen recht. 
Deshalb ist auch ein Gremium nicht möglich, das, 
wie es kürzlich einmal genannt wurde, zwischen 
Bund und Ländern bestehen soll und außerhalb 
jeder parlamentarischen Verantwortung liegen 
würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vor allem aber lassen Sie mich auf eine grundlegen-
de Tatsache hinweisen. Selbst wenn Bund und Länder 
nach Ihrer Meinung freiwillig auf Zuständigkeiten, 
die sie haben, verzichten könnten, ganz sicher kön-
nen sie nicht Verpflichtungen zu Lasten Dritter ein-
gehen. Unsere Gemeinden haben nach Art. 28 Abs. 2 
des Grundgesetzes eine weitgehende Autonomie, 
die die Selbständigkeit der Haushaltswirtschaft be-
inhaltet. Selbst wenn Bund und Länder einmütig 
einen Staatsvertrag schließen würden, was viel Zeit 
kosten würde, könnten sie die Gemeinden nicht 
zwingen, die Auflagen, die hier gemacht werden, 
zu erfüllen. Die Länder könnten es nicht einmal 
durch eine Änderung ihrer elf Landesverfassungen. 
Das kann nur der Bund, weil hier eine institutionelle 
Garantie des Bundes gegeben ist. Meine Damen und 
Herren, an einen Vertrag mit 25 000 Gemeinden 
oder aber nur mit 86 Großstädten — wobei nicht 
nur die Großstädte mit über 100 000 Einwohnern 
Schulden machen, sondern auch die mittelgroßen 
Städte — denkt ja wohl niemand, weil ,das nicht nur 
eine Frage der Bequemlichkeit, sondern eine Frage 
der Langwierigkeit ist und weil ein Vertrag zwischen 
Bund und Gemeinden kaum noch als Staatsvertrag 
anzusprechen wäre. 

Nein, meine Damen und Herren, es geht nicht um 
Bequemlichkeit, nicht einmal um Langwierigkeit, die 
man sich auf dem Gebiet der Wirtschaft gar nicht 
leisten kann, weil sie zu allen möglichen Spekula-
tionen Anlaß gibt. Es geht um die Frage der Recht- 
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mäßigkeit. Wollen wir für unsere Konjunktur eine 
neue verfassungsrechtliche Grundlage, dann müs-
sen wir das Grundgesetz ändern. Das ist eine Frage 
des Rechtes, und das Recht ist allerdings die erste 
Grundlage der Politik dieser Regierung und der sie 
tragenden Parteien und, wie ich hinzufügen möchte, 
des ganzen Hauses. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, es steht dem Präsidenten des Hauses 
nicht zu, Zensuren zu erteilen, aber ich möchte doch 
zu der Form der Diskussion mit den zahlreichen 
Zwischenfragen sagen, daß ich das, was wir soeben 
gehört haben, für guten Parlamentarismus halte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube 
nach dem bisherigen Verlauf der Debatte feststellen 
zu können, daß im großen und ganzen die haushalts-
rechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzentwurfs 
von keiner Seite ernsthaft angegriffen worden sind. 
Ich stelle das mit großer Genugtuung fest, denn es 
zeigt, daß der Gedanke einer nicht nur fiskalisch, 
sondern auch konjunkturpolitisch ausgerichteten 
Haushaltspolitik in diesem Hohen Hause im Laufe 
des letzten Jahres oder der letzten zwei Jahre er-
heblich an Boden gewonnen hat. 

Ich bin den Kollegen, die zu meinen Gunsten als 
Redner zurückgetreten sind, weil ich heute mittag 
eine Reise anzutreten habe, sehr dankbar. Obwohl 
zu dem haushaltsrechtlichen Teil in der Debatte 
nicht allzuviel gesagt wurde, bin ich doch sehr dank-
bar dafür, die Gelegenheit zu haben, in bezug auf 
die gestrigen Ausführungen von Herrn Kollegen 
Schiller ein paar Anmerkungen zu geben, die zei-
gen, daß nicht alles Gold ist, was schillert. 

Herr Kollege Schiller hat z. B. erklärt, daß der Ge-
setzentwurf stärker auf den Staat als auf die private 
Wirtschaft gerichtet sei, der Staat solle offensicht-
lich als Lückenbüßer, und die staatlichen Investi-
tionen sollten als Ausgleichspuffer für die Schwan-
kungen der privaten Investitionen dienen. Meine 
Damen und Herren, selbstverständlich sind die 
öffentlichen Haushalte allein nicht in der Lage, 
Preis- und Währungsstabilität zu gewährleisten. Das 
anzunehmen, wäre eine Illusion, und an anderen 
Stellen seiner Ausführungen hat ja Kollege Schiller 
auch dargelegt, daß er sich dieser Illusion keines-
wegs hingegeben hat. Aber die öffentliche Haus-
haltspolitik kann und muß einen maßgeblichen Bei-
trag zur Lösung dieser Probleme leisten, den sie 
nach dem bisherigen Instrumentarium, das die Bun-
desregierung und die Bundesbank gehabt haben, 
nicht leisten konnte; denn das, was bisher getan 
worden ist, ist im wesentlichen zu Lasten der priva-
ten Wirtschaft gegangen. Es ist an der Zeit, daß die 
öffentlichen Haushalte auch in dieser Richtung tätig 
werden. 

Es wird — das möchte ich dazu sagen — trotz 
aller Konjunkturpolitik — der Finanzminister muß 

das feststellen — die Hauptaufgabe der Haushaltspo-
litik sein, die Bedarfsdeckung der öffentlichen Hand 
sicherzustellen, das Geld zu schaffen, das notwendig 
ist für die Investitionen, für die Vorratshaltung, die 
der Staatsbürger von der öffentlichen Hand mit 
Recht erwarten kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Finanz-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte schön, Herr Kollege. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Schiller. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Finanzminister, Sie sag-
ten vor einiger Zeit — ich habe versucht, mich gleich 
zu Wort zu melden, und ich muß deswegen das jetzt 
wiederholen —, ich hätte gesagt, der Entwurf ginge 
zu sehr zu Lasten des Staates, die Investitionen des 
Staates seien der Ausgleichspuffer für die privaten 
Zyklen. Ich frage nunmehr, Herr Bundesfinanzmini-
ster, ist Ihnen nicht erinnerlich, daß ich diese Fest-
stellung ganz klar im Zusammenhang mit der Frage 
getroffen habe: Werden nicht durch zu starke Schwan-
kungen der öffentlichen Investitionen, durch diese 
antizyklische Politik die langfristigen Notwendig-
keiten der Entwicklung, der Infrastrukturpolitik be-
einträchtigt, behindert oder in Frage gestellt? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Schiller, ich bitte um Verzeihung, daß 
ich Ihre Meldung zu einer Zwischenfrage nicht ge-
sehen habe. Ich war gerade dabei, zu sagen, daß 
vom Standpunkt des Finanzministers aus die Be-
darfsdeckung der öffentlichen Hand durchaus in die-
sem Sinne eine Hauptaufgabe ist, wenn auch — und 
das ist das Kennzeichen dieses Gesetzentwurfs — 
in  Zukunft stärker als bisher größtmögliche Rück-
sicht auf die Erfordernisse des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts zu nehmen sein wird. Diese in 
den letzten Jahren mehr und mehr berücksichtigte 
Auffassung von den Aufgaben der Finanzpolitik fin-
det eben ihren Niederschlag in den Vorschriften 
über eine konjunkturgerechte Haushaltspolitik im 
Stabilitätsgesetz. 

Herr Kollege Schiller, der Grund, weshalb ich 
überhaupt auf diese Frage eingegangen bin, war 
Ihre Feststellung, daß es wünschenswert sei, wenn 
man die Gemeinden möglicherweise aus der Rege-
lung des Stabilitätsgesetzes herauslösen könnte. Ich 
bitte, dazu aber folgendes zu überlegen. Daß die 
Investitionen von besonderer konjunkturpolitischer 
Bedeutung sind, ist zwischen uns keine Frage. Die 
Investitionsausgaben der Gemeinden sind aber, grob 
geschätzt, genauso hoch wie die Investitionsaus-
gaben von Bund und Ländern zusammengenommen. 
Nun geht es meiner Überzeugung nach nicht an, daß 
dieser wichtige und umfangreiche Investitionsbe-
reich durch das Stabilitätsgesetz überhaupt nicht er-
faßt wird. 

Im übrigen muß man klar herausstellen, daß eines 
der wesentlichsten Ziele des Stabilitätsgesetzes die 
baldige und anhaltende Sanierung des Kapital- 
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markts ist. Ohne die Sanierung dieses Marktes hät-
ten weder die Privatwirtschaft noch der Bund, noch 
die Länder, noch die Gemeinden Aussicht auf die 
notwendigen Kredite. — Bitte schön, Herr Kollege. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Dahlgrün, ist 
Ihnen entgangen, daß der Kollege Schiller nicht ge-
fordert hat, die Gemeinden aus dem Gesetz zur 
Stabilisierung der Wirtschaft und Währung heraus-
zunehmen, sondern daß er gefordert hat, die Lücke, 
die dadurch entsteht, daß Sie den Gemeinden den 
Kapitalmarkt versperren, ihnen aber keine Steuer-
mittel zur Verfügung stellen, zu schließen? Das war 
doch das Petitum des Kollegen Schiller. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Hermsdorf, ich weiß nicht: hellsehen 
können Sie ja nicht. Ich bin dabei, auf dieses Pro-
blem einzugehen. 

(Abg. Dr. Schiller: Sie  haben aber eine ab

-

sichtlich falsche Wiedergabe gemacht!) 

— Nun warten Sie doch einmal! Genau das, was 
Herr Hermsdorf gefragt hat, will ich gerade behan-
deln. Ich habe gesagt, ich sei der Meinung, daß man 
die Gemeinden wegen der Höhe des Investitions-
bedarfs nicht herauslösen kann. Damit habe ich 
nicht gesagt, daß Sie das verlangt haben, Herr 
Schiller. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Noch eine 
Zwischenfrage, Herr Kollege Schiller? 

Dr. Schiller (SPD) : Darf ich damit annehmen, daß 
Sie Ihre Aussage, ich hätte gestern hier verlangt, 
daß die Gemeinden aus dem Stabilisierungsgesetz 
ausgespart werden, zurücknehmen? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Aber, Herr Schiller, ich habe ja gar nicht ge-
sagt, — — 

(Abg. Dr. Schiller: Doch, doch!) 

— Ich habe gesagt, daß ich es mit Ihnen für wün-
schenswert hielte, wenn man sie aussparen könnte. 
Damit habe ich nicht gesagt, daß Sie das gefordert 
haben. Ich habe dann zu erklären versucht, warum 
wir beide der Meinung sind, daß es nicht geht: 
wegen der Höhe nämlich. 

Aber wenn ich nun fortfahren darf, wird das Ihre 
Zwischenfragen mit beantworten. Sie oder einer der 
anderen Herren haben von einem Sofortprogramm 
zur Sanierung der Gemeinden gesprochen: Zuwei-
sung von 15 % Mineralölsteuer und 3 % des Auf-
kommens an Einkommen- und Körperschaftsteuer an 
die Gemeinden, das alles bei einem Anteil von 65 % 
des Steueraufkommens, der ab 1. Januar 1967 auf 
Grund einer meiner Überzeugung nach falschen 
Rechtsauffassung wieder den Ländern zufließen soll. 
Ich halte diesen Vorschlag, Herr Kollege Schiller, für 
ausgezeichnet. Sie müssen mir dann bloß sagen, wo-
her der Bund und die Länder die Mittel zur Erfül-
lung dieses Sofortprogramms nehmen sollen, ohne 
daß gleichzeitig bei ihnen entsprechende Lücken ent-
stehen. Deshalb scheinen mir solche Überlegungen  

sehr problematisch zu sein. Denn wenn man diesen 
Vorschlag verwirklicht, Herr Schiller, bedeutet das, 
daß die Gemeinden zwar 2,5 Milliarden DM mehr 
bekommen; dafür würden die Länder gezwungen 
sein, bei ihren Investitionsvorhaben oder bei den 
Zweckzuweisungen an die Gemeinden 1,5 Milliarden 
zu kürzen, und im Bundeshaushalt müßte, da andere 
Streichungsmöglichkeiten nicht bestehen, z. B. allein 
bei den Straßenbauvorhaben mehr als 1 Milliarde 
DM weggenommen werden. Ich erwähne das nur 
einmal als Überlegung, um zu zeigen — und das 
scheint mir das Wesentliche zu sein —, daß die 
Finanzwirtschaft von Bund, Ländern und Ge-
meinden trotz formaler Unabhängigkeit so stark 
voneinander abhängt, daß jede Maßnahme zugun-
sten der einen Ebene von Gebietskörperschaften 
entsprechende Nachteile bei anderen hat. Diese 
Dinge lassen sich nicht so einfach auf eine Formel 
bringen, wie das hier in der Debatte versucht wor-
den ist. 

Die Vorschriften über eine längerfristige Finanz-
planung — auch das stelle ich mit Befriedigung fest 
— haben den allgemeinen Beifall auf allen Seiten 
des Hauses gefunden, so daß ich glaube, darauf ver-
zichten zu können, die Problematik der Durchfüh-
rung dieser Bestimmungen vorzuführen. Ich möchte 
allerdings mit Nachdruck betonen, daß ein wesent-
licher Kern dieser Bestimmungen darin liegt, die 
Finanzpolitik von Bund und Ländern gemeinsam auf-
einander abzustimmen und durchzuführen. Hier liegt 
in meinen Augen eine grundsätzliche Fortentwick-
lung gegenüber den Vorstellungen des Grundgeset-
zes. Das Grundgesetz hat eine formelle Abgrenzung 
der Finanzverantwortlichkeit mit der Vorstellung 
verbunden, daß jede Gebietskörperschaft in ihrem 
Haushalt losgelöst von der Umwelt wirtschaften 
könne, wie sie wolle. Ich erinnere an das, was ich 
gesagt habe: Die Investitionen der Gemeinden ha-
ben dieselbe Höhe wie die Investitionen von Bund 
und Ländern zusammengenommen. 

In diesem Zusammenhang darf ich mir erlauben, 
zur Finanzreform und zur Haushaltsrechtsreform 
einige Angaben zu machen, die gleichzeitig Antwor-
ten auf Zwischenfragen zur Rede des Herrn Kolle-
gen Dr. Jaeger sind. Wir haben eine Arbeitsgruppe 
Bund—Länder. Zur Zeit wird in der Arbeitsgruppe 
der Länder und in der Arbeitsgruppe des Bundes für 
die Finanzreform der Versuch gemacht oder Arbeit 
daran geleistet, eine einheitliche Auffassung beim 
Bund und unter den Ländern herbeizuführen. Ich 
hoffe, daß in nicht allzu ferner Zeit die Arbeits-
gruppe Bund—Länder auf Grund der bisher erarbei-
teten Vorstellungen und Überlegungen gemein-
schaftlich die Arbeit aufnehmen kann. 

Aus der Fülle der Planungen und Notwendigkei-
ten, die in diesen Arbeitsgruppen diskutiert wer-
den, erlaube ich mir — ohne mich in irgendeiner 
Weise festlegen zu können, weil das ja das Arbeits-
ergebnis der Bund-Länder-Gruppe ist — auf die 
Frage zu antworten: Welche Verfassungsänderun-
gen stehen in Rede? Da ist z. B. die Einfügung eines 
Art. 85 a: das ist die Frage der Gemeinschaftsauf-
gaben; Einfügung eines Art. 104 a: das sind ergän-
zende Vorschriften zur Lastenverteilung bei der 
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Wahrnehmung von Bundes- und Gemeinschaftsauf-
gaben durch die Länder; Art. 105: Neuregelung der 
Steuergesetzgebungskompetenzen; Art. 106: Neu-
regelung der Steuerverteilung; eventuell Art. 108: 
ergänzende Regelungen zur Steuerverwaltung. 

Auf dem Gebiete der Haushaltsrechtsreform: Der 
Gesetzentwurf befindet sich im Augenblick in der 
letzten Abstimmung mit den Referenten der Länder, 
und Bund und Länder auf Referentenebene sind hin-
sichtlich dieses Gesetzentwurfs bereits zu — es ist 
schwer zu schätzen — etwas mehr als der Hälfte 
einig. Ich will keine Prognosen stellen und keinen 
Termin nennen, wann das fertig sein wird; aber 
im Laufe der Herbstmonate werden wir diesen Ge-
setzentwurf mit den Ländern so weit haben, daß ich 
ihn einbringen kann. Auch hier sind nach den Vor-
stellungen der Arbeitsgruppen Verfassungsände-
rungen notwendig, so die Ergänzung des Art. 109: 
der Bundesgesetzgeber muß durch Gesetz bestim-
men können, welche Stellen die Zahlungs- und 
Buchungsgeschäfte des Bundes wahrnehmen und 
welches Verfahren dabei anzuwenden ist. Meine 
Damen und Herren, um eine einheitliche Kassenan-
weisung und ein computerfähiges Kassenformular 
für Bundesgeld zu schaffen, muß man die Verfas-
sung ändern. Das ist etwas paradox, aber es läßt 
sich nun einmal nicht umgehen. Art. 110 soll die 
Möglichkeit schaffen, den Entwurf des Haushalts-
planes oder von Teilen des Haushaltsplanes gleich-
zeitig dem Bundesrat und dem Bundestag vorzu-
legen und den Haushaltsplan oder Teile für meh-
rere Jahre festzusetzen — Beiträge zur rechtzeitigen 
Verabschiedung des Haushaltsplans —, ferner ein 
vereinfachtes Verfahren zur Änderung — . das 
jetzige Verfahren für Nachtragshaushaltsgesetze ist 
zeitraubend —; schließlich soll eine ausgeglichene 
Haushaltsentwicklung durch Änderung von aus-
gabenverursachenden Bundesgesetzen durch Finanz-
gesetze ermöglicht werden. Das sind Dinge, die in 
Überlegung sind. Durch Änderung und. Ergänzung 
des Art. 113 sollte eine wirkungsvolle Straffung und 
Ausgestaltung dieser Vorschrift erreicht werden, 
die in der Vergangenheit akademischen Wert ge-
habt hat und so gestaltet werden muß, daß man sie 
auch praktisch anwenden kann; auch die Stellung-
nahme der Bundesregierung vor ausgabenerhöhen-
den und einnahmenmindernden Beschlüssen wäre 
also ein Ziel. Bei Art. 115 ist die Beseitigung der 
mehrdeutigen Fassung und die Anpassung der Vor-
schrift an moderne finanz- und wirtschaftspolitische 
Vorstellungen erforderlich. 

Das, meine Damen und Herren, ist eine globale 
Übersicht mit ein paar Beispielen, um Ihnen zu zei-
gen, welch gewaltiges Aufgabengebiet zur Zeit von 
Bund und Ländern gemeinsam in Richtung auf die 
Modernisierung unseres Staates in Angriff genom-
men worden ist. 

Was die haushaltswirtschaftlichen Bestimmungen 
angeht, hat Herr Kollege Schiller ein paar spitzige 
Bemerkungen über die beiden Konjunkturrücklagen 
I und II gemacht. Ich glaube, hier irrt Schiller. Denn 
der Entwurf der Bundesregierung hatte nur eine 
Konjunkturrücklage, und die Konjunkturrücklage II 
ist vom Bundesrat in Vorschlag gebracht worden, 

mit denselben Zielen wie die von der Bundesregie-
rung vorgeschlagene Konjunkturrücklage I. Hier 
liegt aber — das sollten wir nicht übersehen - ein 
völlig anderer Tatbestand zugrunde. Die Konjunk-
turrücklage der Bundesregierung ist grundsätzlich 
aus Überschüssen zu bilden, soweit die konjunktu-
relle Lage bei Aufstellung des Haushalts nicht schon 
dazu zwingt, die Stillegung von Geldmitteln im 
Haushaltsplan selbst vorzusehen. Die Konjunktur-
rücklage II des Bundesrates soll dagegen unabhän-
gig von der Haushaltslage, sozusagen neben dem 
Haushalt, durch Abzweigung bestimmter Einnahme-
teile gebildet werden. Es liegen also ganz unter-
schiedliche Voraussetzungen für diese beiden Kon-
junkturrücklagen vor. Aus diesem Grunde hat die 
Bundesregierung auch keine prinzipiellen Bedenken 
dagegen, daß die Konjunkturrücklage II des Bundes-
rates im Laufe der weiteren Beratungen in das Ge-
setz aufgenommen wird. Ich bin wenigstens persön-
lich dieser Meinung. Aber welche der beiden Kon-
junkturrücklagen größere Aussicht auf Verwirk-
lichung hat, müssen wir, glaube ich, erst einmal da-
hingestellt sein lassen. Die Erfahrungen aus dem 
Anfang der 60er Jahre sprechen allerdings gegen 
die Annahme von Herrn Kollegen Schiller, daß nur 
die Konjunkturrücklage II Aussicht auf Verwirk-
lichung besitze. Ich darf als Beispiel erwähnen, daß 
im Jahre 1961 der Bund ganz im Sinne des § 4 des 
Entwurfs eine Rate der sogenannten Nachkriegs-
wirtschaftshilfe bei der Deutschen Bundesbank vor-
zeitig in Höhe von rund einer halben Milliarde ge-
tilgt hat und weiter die bei der Bundesbank laufen-
den Kreditlinien für die Vorratsfinanzierung im 
Jahre 1960 um über 400 Millionen DM und im Jahre 
1961 um über 200 Millionen DM zurückgeführt hat. 
Der Grundgedanke der Konjunkturrücklage I ist also 
bereits verwirklicht worden, ohne daß verpflich-
tende Vorschriften bestanden. 

Herr Kollege Schiller, auf Ihre Polemik zum Haus-
halt 1967 möchte ich nicht eingehen. Ich glaube, es 
lohnt auch nicht. Ich möchte nur das sagen, was ich 
schon bei früheren Gelegenheiten Herrn Kollegen 
Dr. Möller und auch Ihnen gesagt habe: Wenn man 
einen Ausdruck wie „unsolide" benutzt, sollte man 
sich darüber klar sein, daß darin ein Vorwurf liegt, 
der über die Grenze dessen hinausgeht, was meiner 
Überzeugung nach zulässig ist, und das müßte man 
dann beweisen. 

Ich möchte zu Ihrer Polemik und Ihrer Kritik an 
einem Haushalt 1967, der gestern und heute nicht 
zur Debatte stand und steht, über den wir noch sehr 
ausgiebig diskutieren werden, an diesem Haushalt, 
der noch gar nicht fertig ist, nichts Näheres sagen. 
Ich möchte nur daran erinnern, daß jeder in diesem 
Hohen Hause weiß, daß der Bundeshaushalt auf 
Grund gesetzlicher, vertraglicher und internationaler 
Verpflichtungen in einem so hohen Maße vorbela-
stet ist, daß eine Verfügungsmasse, die frei beein-
flußbar wäre, nur in ganz geringem Umfange vor-
handen ist. Ich glaube, daß in der weiteren Zukunft 
im Zusammenhang mit der mittelfristigen Finanz-
vorausschau ohne Zweifel das Ergebnis herauskom-
men wird, daß wir die freie Verfügungsmasse in den 
Haushalten — in den Länderhaushalten sieht es ja 
letzten Endes genauso aus — vergrößern; denn nur 
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dann können wir im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzvorausschau wirklich etwas machen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Mini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schiller? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte sehr! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Bundesfinanzminister, 
Sie geben doch zu, daß ich nicht zu einem Haushalt 
im ganzen gesprochen habe, sondern zu den publi-
zierten, von Ihnen in einer Pressekonferenz be-
kanntgegebenen bisherigen Kabinettsbeschlüssen zu 
dem Haushalt? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Selbstverständlich! Ich habe auch nichts anderes 
behauptet und auch in keiner anderen Weise Stel-
lung genommen. 

(Abg. Dr. Schiller: Darf ich eine Zusatz

-

frage stellen?) 
— Bitte sehr! 

Dr. Schiller (SPD) : Sind Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß diese Beschlüssse des Bundeskabinetts 
über den Haushalt 1967 in engstem Zusammenhang 
mit dem Regierungsentwurf des Stabilisierungs-
gesetzes zu stehen hätten? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen:  
Ich bin dieser Meinung. Ich wollte gerade im weite-
ren Verlauf meiner Ausführungen sagen, daß 
man — — 

(Abg. Dr. Schiller: Darf ich eine letzte Zu

-

satzfrage stellen?) 
— Bitte! 

Dr. Schiller (SPD) : Sind Sie der Meinung, daß 
sich der Haushalt, soweit er jetzt beschlossen ist, 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Stabi-
sierungsgesetzes befindet? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Schiller, diese Frage ist nicht zu be-
antworten, weil der Haushalt 1967, wie Sie wissen, 
noch nicht beschlossen ist. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Und was die Grundsatzbeschlüsse angeht, so möchte 
ich Ihnen sagen: es wäre mir sehr angenehm, wenn 
Sie sich einmal mit der Zensur befaßten, die Ihr 
Kollege Marjolin von der Kommission der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft diesen Planungen 
des Bundeshaushalts am vorigen Montag in  Luxem-
burg  erteilt hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Herms-
dorf? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte! 

Hermsdorf (SPD) : Herr Minister, sind Sie nicht 
der Auffassung, daß die Art und Weise, in der die 
Regierung den Haushalt 1967 in der Öffentlichkeit 
behandelt, eine Methode ist, die nicht dazu bei-
trägt, die Solidität des Haushalts zu gewährleisten? 

Dr. Dahlgriin, Bundesminister der Finanzen: 
Die Art, in der die Bundesregierung den Haushalt 
behandelt hat, halte ich für absolut in Ordnung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Schmidt (Ham-
burg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ich möchte. fragen, 
Herr Dr. Dahlgrün, ob Sie meinen, daß das Gesamt-
volumen des Bundeshaushalts 1967, wie es ja auch 
durch Sie vor der Presse bekanntgegeben worden 
ist, mit 73,9 Milliarden DM den Erfordernissen 
gerecht wird, von denen Sie bei der Vorlage dieses 
Stabilisierungsgesetzes ausgehen. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Schmidt, ich würde das mit einigen 
Vorbehalten, die noch nicht entschieden sind, be-
jahen. Denn die Kommission hat immerhin festge-
stellt, daß es — nach dem bisherigen Wissen über 
den Bundeshaushalt — ein sehr konjunkturgerechter 
Haushalt sei, der, was das gute Beispiel angehe, 
innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
weitaus an der Spitze liege. Aber die endgültige 
Diskussion darüber, Herr Kollege Schmidt, können 
wir erst führen, wenn ich das endgültige Bild habe, 
das ich jetzt noch nicht habe. Ich habe es für not-
wendig gehalten, und die Bundesregierung hat es für 
notwendig gehalten, während dieser Debatte die 
Konturen des Haushalts 1967 zeichnen zu können. 
Meine Damen und Herren, es war keine Hellseher-
eigenschaft nötig, um zu wissen, daß Sie (zur SPD) 
mit solchen Fragen kommen würden. Aber über den 
Haushalt 1967 möchte ich mit Ihnen ausgiebig dis-
kutieren, wenn ich ihn vorgelegt habe. 

Meine Damen und Herren, ich bin damit praktisch 
am Schluß. Die Zwischenfragen sind von mir in dem 
Sinne beantwortet worden, wie ich es mir für diese 
kurzen Schlußworte vorgestellt hatte. Daher habe 
ich jetzt keine weiteren Anmerkungen zu machen. 
Ich bin der Überzeugung, daß der haushaltsrecht-
liche und haushaltswirtschaftliche Teil des Gesetzes 
zur Förderung der wirtschaftlichen Stabilität im 
wesentlichen von allen Seiten akzeptiert worden 
ist, und ich hoffe nur, daß es in aller Kürze gelingt, 
durch Verabschiedung dieses Gesetzes für Bund 
und Länder die entsprechenden Richtlinien zu er-
halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ehe ich das Wort weiter gebe, muß ich 
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dem Haus Kenntnis von einem schweren Unfall 
geben, der die Bundesmarine betroffen hat. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Mir wird soeben folgende amtliche Mitteilung 
vorgelegt: 

Am 14. September 1966 gegen 18 Uhr ist das 
deutsche U-Boot U-Hai in der Nordsee gesun-
ken. Ein Besatzungsmitglied wurde heute mor-
gen gegen 6.30 Uhr von dem britischen Trawler 
St. Martin auf Position 55 °  25' Nord und 
04 °  25' Ost aufgefischt. Weitere vier über-
lebende Soldaten sollen sich im Wasser befun-
den haben. U-Hai hat 21 Mann Besatzung. Das 
Boot befand sich mit weiteren Einheiten der 
U-Boot-Lehrgruppe auf einer Übungsfahrt. Laut 
Aussagen des geborgenen Obermaats Silber-
nagel soll U-Hai nach Wassereinbruch gesun-
ken sein. 

Rettungsmaßnahmen: Zwei dänische Hubschrau-
ber befinden sich seit heute morgen im Such-
gebiet. Der Zerstörer „Bayern" wurde ins Such-
gebiet befohlen und ist heute gegen 9 Uhr dort 
eingetroffen. Der Kommandant des Zerstörers 
„Bayern" ist der Oberkommandierende der 
Suchaktion. Ferner befinden sich im Suchgebiet 
zwei Flugboote „Albatros" und eine Bréguet 
Atlantic vom Kommando Marineflieger. Die 
britische und die holländische Marine haben 
ebenfalls ihre Hilfe angeboten. Die Such- und 
Rettungsmaßnahmen sind in vollem Gange. 

Weiteres wird zu gegebener Zeit mitgeteilt. 

Meine Damen und Herren, Sie werden mit mir 
von dieser Mitteilung tief betroffen sein. Wir wis-
sen nicht, wie viele unserer Soldaten wir dabei ver-
loren haben. Aber wir müssen sicher mit Toten rech-
nen. Ich spreche den Angehörigen unsere tiefemp-
fundene Anteilnahme aus. Ich spreche dieselbe 
Anteilnahme dem Herrn Bundesverteidigungsmini-
ster und der Bundeswehr im ganzen, insbesondere 
aber der Bundesmarine, aus. Unsere Soldaten kön-
nen gewiß sein, daß dieses Haus das in Ehrerbie-
tung und in dem Bewußtsein tut, daß es nicht nur 
eine Ehre ist, auch in unserer Zeit dem Vaterland zu 
dienen, sondern daß es auch Risiken sind, die dabei 
getragen werden müssen und die von diesem Hause 
mit Respekt gewürdigt werden. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sich zum 
Gedenken erhoben. Sie werden die weiteren Mittei-
lungen den öffentlichen Informationsmeldungen 
entnehmen. Der Herr Bundesverteidigungsminister 
ist nicht in der Lage, in diesem Augenblick einen 
abschließenden Bericht mir oder dem Hause zu-
gänglich zu machen. Ich nehme an, daß Sie dafür 
Verständnis haben. Unsere herzlichen Wünsche gel-
ten denen, die noch in Not sind. Wir hoffen, daß so 
viel wie möglich gerettet werden kann. — Ich 
danke Ihnen. 

Es tut mir leid, daß ich noch eine andere Mittei-
lung machen muß. Der Herr Bundesverteidigungs-
minister macht mir soeben mit Bedauern die Mittei-
lung, daß es ihm unmöglich sei, an der für Freitag, 
23. September 1966, anberaumten außen- und ver-

teidigungspolitischen Debatte teilzunehmen. — „Für 
diesen Tag ist die Sitzung des Special Committee 
anberaumt, dem fünf Verteidigungsminister ad 
personam angehören. Die Bundesregierung gehört 
dem Gremium als ein Vertreter der nicht nuklearen 
Staaten an. Es ist mir deshalb weder möglich, dem 
Special Committee fernzubleiben noch mich ver-
treten zu lassen." — Meine Damen und Herren, Sie 
werden Verständnis haben, daß das neue Über-
legungen über den Ablauf der Geschäfte in der 
nächsten Woche erforderlich macht. Ich berufe den 
Ältestenrat für heute nachmittag 15 Uhr ein. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Möller. 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Der Herr Bun-
deskanzler hat gestern für die Behandlung der 
Stabilisierungsgesetze — ich zitiere wörtlich —
„drei Grundsätze klar herausgestellt" : 

Erstens. Das Stabilitätsgesetz ist notwendig. 

Zweitens. Das Stabilitätsgesetz ist jetzt notwen-
dig. 

Drittens. Das Stabilitätsgesetz ist in den dem 
Hohen Hause vorgelegten Grundzügen notwen-
dig. 

Ohne zu der Eigenart dieser Grundsätze und ihrer 
Rangfolge eine Anmerkung machen zu wollen, ver-
weise ich auf die Konjunkturdebatte vom 25. Juni 
1964, bei der die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion zu dem Schluß gekommen ist — ich zitiere 
wörtlich —: „Es muß j e t z t gehandelt werden, um 
Stabilität und weiteren Aufstieg zu sichern." Das 
war am 25. Juni 1964, als die Regierung und die 
Sprecher der Koalition unsere damaligen Bedenken 
mit der Bemerkung abtaten, das Ganze sei nichts 
anderes als „Inflationsgerede". 

Ein Jahr später hat der Vorsitzende der SPD, 
Willy Brandt, auf der Bundespressekonferenz in 
Bonn am 5. Juli 1965 folgendes ausgeführt: 

Ich halte die finanzwirtschaftliche Situation in 
der Bundesrepublik Deutschland für außerge-
wöhnlich ernst. In den letzten Monaten sind im 
Bundestag Beschlüsse mit erheblichen finanziel-
len Auswirkungen auch für den 5. Deutschen 
Bundestag gefaßt worden, der also mit dieser 
schweren, ihn belastenden Hypothek seine Ar-
beit wird beginnen müssen. Hinzu kommt, daß 
die amtlichen Zahlen des Bundeshaushalts 1965 
keine reale Ausgangsbasis darstellen. Diese 
Tatsache ist von der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion nicht nur in der dritten Lesung 
des Bundeshaushalts 1965 mit Nachdruck her-
ausgestellt worden; sie wurde auch von nicht 
parteigebundenen sachverständigen Institu-
tionen ebenso wie von der Fachpresse mit gro-
ßer Besorgnis gewürdigt. 

An diesen Vorgang müssen wir deswegen erinnern, 
weil gestern in der Debatte — unter anderem auch 
vom Herrn Kollegen Luda — diese Ausgabenwirt-
schaft, die wesentlich das jetzige Konjunkturklima 
bestimmt, in dem Sinne angeführt worden ist, als 
wenn sich auch die Opposition für diese Mehrheits- 
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beschlüsse des Deutschen Bundestages verantwort-
lich fühlen müsse. Ich halte dem entgegen, daß wir 
in der Haushaltsdebatte, insbesondere im Februar 
1965, mit allem Ernst und Nachdruck auf die desolate 
finanzielle Lage des Bundeshaushalts und die wei-
tere Entwicklung hingewiesen haben. Auch aus der 
ganzen Vorgeschichte des Haushaltssicherungsge-
setzes ist klar erkennbar, daß die sozialdemokra-
tische Bundestagsfraktion keine Veranlassung hatte, 
sich an der Einsammlung der Wahlgeschenke zu be-
teiligen, die trotz unserer Warnung von der Mehr-
heit des 4. Deutschen Bundestages aus naheliegen-
den Gründen verteilt wurden. 

In diesem Zusammenhang hat bekanntlich auch die 
Anwendung des Art. 113 des Grundgesetzes eine 
Rolle gespielt. Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion hat die Meinung vertreten — die sie auch 
heute noch zu vertreten beabsichtigt —, daß bei 
einer ziel- und tatbewußten Bundesregierung der 
Art. 113 ausreichen würde, um Ausgabenerhöhun-
gen zu vermeiden, die zu einem nicht konjunktur-
gerechten Verhalten führen. Die Bundesregierung 
und die sie tragenden Parteien waren und sind 
anderer Meinung. Deshalb ist zunächst einmal, wenn 
wir uns mit dem Stabilisierungsgesetz und der vor-
gesehenen Änderung und Ergänzung des Art. 109 
des Grundgesetzes beschäftigen, auch die Frage ge-
stattet: warum wird der Art. 113 des Grundgesetzes 
nun nicht in einer der Bundesregierung und der 
Bundestagsmehrheit gemäßen Form eingebaut? 
Denn mit dem Stabilisierungsgesetz und seinen 
Bestimmungen haben Sie immer noch nicht die Mög-
lichkeit, sich gegen Ausgabenbeschlüsse des Bundes-
tages oder einer Mehrheit des Bundestages zu 
wehren, 

(Abg. Frau Kalinke: Sie können uns dabei 
helfen!) 

die ähnliche Ergebnisse zur Folge haben könnten, 
wie das im 4. Deutschen Bundestag der Fall gewesen 
ist. Das zeigt doch die Unzulänglichkeit dieses Vor-
schlages der Bundesregierung, und das beweist, wie 
notwendig es ist, daß sich die Opposition mit diesen 
Erfahrungen gerade auf dem Hintergrund der Ände-
rung des Art. 109 des Grundgesetzes und des Stabi-
lisierungsgesetzes beschäftigt. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
dürfen in dieser Debatte die Dinge nicht auf den 
Kopf stellen und so tun, als hätte die Bundesregie-
rung und als hätten Sie die Notwendigkeit einer 
Ergänzung des Instrumentarismus zum konjunktur-
gerechten Verhalten erfunden und wären in dem 
schwierigen Werk begriffen, die Opposition von der 
Richtigkeit eines solchen Vorgehens zu überzeugen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Umgekehrt liegen die Dinge! Wir versuchen, Ihnen 
seit Jahren klarzumachen, daß das Konjunkturin-
strumentarium ergänzt werden muß. Noch am 
1. März 1966 konnten Sie im „Industriekurier", einer 
der SPD sicher nicht wohlgesinnten Zeitung — ich 
will mich sehr vorsichtig ausdrücken —, lesen: 

Die Abneigung ... des Bundeskanzlers gegen 
jede Art von quantifizierbarer Wirtschaftspoli-
tik ist bekannt. Wirtschaftspolitik in Bonn 

— damit ist die Bundesregierung und damit ist die 
Koalition gemeint — 

wird von frei schaffenden Künstlern gemacht, 
denen Zahlen und Prognosen ein Greuel sind. 

So hieß es am 1. März 1966. Meine Damen und Her-
ren, daran müssen Sie einmal zurückdenken, wenn 
Sie diese Stabilisierungsdebatte mit einer Angriffs-
stellung gegen die Opposition führen, als wenn Sie 
uns von der Notwendigkeit eines solchen Instru-
mentariums überzeugen müßten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dann kam die Bundestagsdebatte vom 3. März 
1966. Das ist doch alles noch nicht so lange her. Das 
kann doch alles auch Herr Luda nicht vergessen ha-
ben! Der Bundeskanzler hat uns am 3. März 1966 
zum erstenmal mit Planungsüberlegung überrascht. 
Dazu schrieb die „Neue Zürcher Zeitung", ein Blatt, 
das uns ebenfalls nicht nahesteht, vielleicht aber 
dem Altbundeskanzler: 

Erhard bediente sich eines volkswirtschaftlichen 
Vokabulars, das zu einem beachtlichen Teil aus 
dem sozialdemokratischen Wahlprogramm vom 
Sommer 1965 bekannt war und das er in frühe-
ren Jahren mit Sicherheit noch kategorisch von 
sich gewiesen hätte. 

(Beifall bei der SPD.) 

So schrieb die „Neue Zürcher Zeitung" über den 
3. März 1966. In dieser Debatte, meine Damen und 
Herren, hat der Herr Bundeskanzler ein beachtliches 
Eingeständnis seiner Gedächtnisschwäche gemacht. 
Ich habe das Protokoll hier, in dem er erklärte, daß 
ihm einfach entfallen sei, daß das sozialdemokrati-
sche Regierungsprogramm im finanzwirtschaftlichen 
Teil auf der Forderung aufgebaut war, den Preis-
anstieg abzubauen: 3 % — 2 % — 2 % — 1 %. — 
Es wurde gefragt, ob wir ein solches Gutachten der 
Sachverständigen etwa vorausgeahnt hätten. Nie-
mand ist auf die Idee gekommen, daß der Sachver-
stand der sozialdemokratischen Opposition hier 
eben mit dem Sachverstand der von der Bundes-
regierung eingesetzten Sachverständigen übereinge-
stimmt hat. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
von der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, ich halte diese Tat-
sache aus einem Grunde fest, den Sie nachher noch 
erkennen werden. Ich werde ihn ganz deutlich for-
mulieren. Denn es kommt darauf an, solche Tatbe-
stände und Fakten nicht untergehen zu lassen in 
Reden, wie sie hier gestern etwa Herr Luda gehal-
ten hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion war 
von der Ankündigung der Vorausschau und der 
Finanzplanung durch den Herrn Bundeskanzler auch 
deswegen überrascht, weil nach der vor einigen 
Wochen vorausgegangenen Erörterung des wirt-
schaftlichen Sachverständigengutachtens Herr Er-
hard derartige Absichten nicht erkennen ließ. Hierzu 
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schrieb die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 
7. März 1966: 

Die Genugtuung der Opposition war begreif-
lich. Hier kommt ein Stück der von ihr lange 
geforderten Rechenhaftigkeit in die Finanz- und 
und damit auch in die Wirtschaftspolitik hin-
ein, die Erhard im Grunde gar nicht liegt. 

Ich füge hinzu: bei mir sind große Zweifel vorhan-
den, ob Herrn Erhard selbst dieses unvollständige 
Stabilisierungsgesetz innerlich wirklich liegt. 

Der Zickzackkurs des Bundeskanzlers bzw. der 
Bundesregierung in dieser lebenswichtigen Frage 
kommt ganz besonders klar in dem Artikel der Wo-
chenzeitung „Die Zeit" vom 26. August 1966 zum 
Ausdruck, erschienen unter der Überschrift „Zu früh 
gefreut". Ich zitiere: 

Ludwig Erhard im Juni: „Das deutsche Volk 
taumelt dahin." Ludwig Erhard im August: 
„Über das Gröbste sind wir nun hinweg." 

(Lachen bei der SPD.) 

Seit seiner Regierungserklärung im vergange-
nen Herbst hat der Kanzler vor drohenden wirt-
schaftlichen Gefahren gewarnt, hat er mit Ernst 
und mit Leidenschaft gemahnt: „Wir sind be-
reits auf der schiefen Bahn." Nun soll alles 
plötzlich nicht mehr wahr sein. Erhard in einem 
Interview am Tegernsee: „Wir sind doch ver-
rückt geworden, dauernd von einer Krise oder 
einem Verfall der Konjunktur zu sprechen!" 

Am 17. August 1966 überraschten uns die deut-
schen Zeitungen mit der Überschrift „Barzel verlangt 
von Herrn Erhard ein wirtschaftliches Gesamtpro-
gramm". In dem Brief heißt es vor allen Dingen, das 
Stabilisierungsgesetz und der Haushalt 1967 könn-
ten nur Teil einer sichtbaren Gesamtpolitik sein. So 
Herr Barzel. Mir wäre lieber gewesen, er hätte ge-
stern nicht gegen eine Polemik meines Kollegen 
Schiller in einer Weise polemisiert, die seine Kritik 
an Herrn Schiller ungerechtfertigt, aber eine Kritik 
ihm gegenüber durchaus gerechtfertigt erscheinen 
läßt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es wäre besser gewesen, er hätte uns einmal gesagt, 
wieso und auf welchem Hintergrund — Herr Pohle! 
— er, Herr Barzel, zu diesen Erkenntnissen gekom-
men ist. Wenn schon der Vorsitzende der CDU/CSU-
Fraktion erklärt, das Stabilisierungsgesetz und der 
Haushalt 1967 könnten nur Teil einer sichtbaren Ge-
samtpolitik sein, so muß ich fragen: Wie können 
Sie da von der Opposition verlangen, daß sie dem 
Bundeskanzler weniger Mißtrauen entgegenbringt 
als der Vorsitzende der stärksten Regierungsfrak-
tion? 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Kollege Barzel hat einen Katalog wirtschafts-
politischer Überlegungen angeführt mit dem Hin-
weis, daß wichtige Männer der Wirtschaft ebenfalls 
pessimistische Prognosen gäben und daß daher zu-
nächst politische Prioritäten bis 1970 festgelegt wer-
den müßten. Herr Barzel hat in dem Brief geschrie-
ben — ich muß es noch einmal wiederholen —, daß 
innerhalb einer solchen Rangfolge die Ausgaben- 

entscheidungen zu prüfen seien. Bei einer solchen 
Haltung müßte Herr Barzel vorübergehend Ehren-
mitglied der sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion sein. Wir haben für ihn ein Plätzchen frei, wenn 
er mit solchen Auffassungen Schwierigkeiten be-
kommt, und er scheint sie zu bekommen; denn sonst 
hätte er den Mut haben müssen, gestern in der Bun-
destagsdebatte zu diesem seinem Brief zu stehen 

(Beifall bei der SPD) 

und hier vor dem Deutschen Bundestag die Sorgen 
darzustellen, die ihn als den Vorsitzenden der größ-
ten Regierungsfraktion mit Recht plagen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

So sehr das, was Herr Barzel hier ausgeführt hat, 
richtig ist, so sehr bleibt auch festzustellen, daß aus 
den bisherigen Erklärungen des Bundeskanzlers und 
seiner Regierung überhaupt noch kein solches wirt-
schaftliches Gesamtprogramm erkennbar wurde. 

Die Aufforderung der unserem verehrten Herrn 
Präsidenten nahestehenden Zeitung „Christ und 
Welt" vom 12. August 1966 blieb gleichfalls unbe-
achtet. Sie lautet: 

Der Bundeskanzler wird freilich Abstriche von 
seinem Glauben an die ökonomische Vernunft 
vornehmen müssen, er wird eine volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung nicht länger als den 
ersten Schritt zum wirtschaftlichen Dirigismus 
abtun können, er wird in einer Projektion die 
wirtschafts- und sozialpolitischen Ziele seiner 
Regierung für das kommende Jahr anzugeben 
haben. 

Das alles, meine Damen und Herren, fehlt. Alle 
Unschuldsbeteuerungen aus dem Lager der Koali-
tion können die Tatsache nicht wegwischen, daß die 
Ausgabenpolitik und die Wahlgeschenke der Mehr-
heit des Bundestages, die Auswirkungen der großen 
Steuersenkungen auf dem Höhepunkt der Konjunk-
tur, das Kupon-Steuergesetz bei einem bereits 
schwer angeschlagenen Kapitalmarkt und ähnliches 
mehr zu der Vorlage dieses Stabilisierungsgesetzes 
geführt haben, wobei von uns immer und immer 
wieder ein koordiniertes Vorgehen von Bund, Län-
dern und Gemeinden über einen Staatsvertrag ge-
fordert worden ist, um überhaupt — und das wollen 
wir auch in diesem Stadium der Diskussion nicht 
vergessen — eine Basis für das notwendige kon-
junkturgerechte Verhalten der öffentlichen Hand zu 
finden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich sage hier für das 
Protokoll des Deutschen Bundestages und für die 
deutsche Öffentlichkeit: unsere Stabilisierungsbe-
mühungen, die Stabilisierungsbemühungen der So-
zialdemokratischen Partei und ihrer Bundestags-
fraktion, sind älter als die Existenz dieses jetzigen 
5. Bundestages. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Lachen in der 
Mitte: Zuruf von der Mitte.) 

— Das habe ich eben nachgewiesen. 

Ich übrigen empfehle ich Herrn Luda, sich wegen 
der Zweckmäßigkeit der Beibehaltung der Kupon- 
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steuer auch einmal mit Herrn Strauß zu unterhalten. 
Es ist Ihnen doch nicht unbekannt, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU-Fraktion, daß wir schon 
vor Monaten von einigen Ihrer Kollegen gefragt 
worden sind, ob wir nicht ein Vorhaben mitmachen 
wollten, das dahin zielt, die Aufhebung dieser No-
vellierung zu erreichen. 

Nun noch ein paar Bemerkungen zum Bundes-
haushalt 1966 und den bekanntgewordenen Umris-
sen des Bundeshaushalts 1967! Zu 1966 nur eins: 
ich verweise auf die Meldungen in den Zeitungen 
vom 8. September 1966: „Unerwartete Schwierig-
keiten im Etat 1966. Zur Vermeidung eines Defizits 
im laufenden Jahr sperrt die Bundesregierung ge-
setzlich nicht festgelegte Ausgaben in Höhe von 
über 1 Milliarde Mark." So die Zeitungsüberschrif-
ten am 8. September 1966! 

Zu den bisher bekanntgewordenen Umrissen der 
Haushaltsplanung für 1967 sollte sich die Koalition 
und sollte sich der Herr Bundesfinanzminister an die 
Veröffentlichung des Deutschen Industrieinstituts 
vom 13. September dieses Jahres, also vor zwei Ta-
gen, erinnern, in der dieses Institut, das die Inter-
essen der industriellen Arbeitgeber publizistisch 
vertritt, einen Zuwachs des Bundesetats von 8,5 % 
errechnet und fragt, wie diese Tatsache mit der Sta-
bilisierungskonzeption der Bundesregierung und 
den Zielsetzungen des Stabilisierungsgesetzes zu 
vereinbaren sei. Das fragt das Deutsche Industrie-
institut. 

Meine Damen und Herren, ich muß im Hinblick. 
auf die Ausführungen, die der Herr Bundesfinanz-
minister eben gemacht hat, doch einmal die folgende 
Frage stellen: Soll nur in der Öffentlichkeit über die 
Haushaltsplanung für 1967, soweit sie bekanntge-
worden ist, diskutiert werden? Nur in der Öffent-
lichkeit?! Soll der Bundestag in dieser Situation an 
einer solchen Diskussion in der Öffentlichkeit vor-
beigehen und so tun, als wenn die Minister da drü-
ben überhaupt keine Interviews gegeben hätten? 
Herr Bundesfinanzminister, haben Sie vergessen, 
was Sie im Bulletin veröffentlicht haben? 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie haben doch im Bulletin der Bundesregierung ein 
Interview veröffentlicht, in dem Sie einiges über den 
Bundeshaushalt 1967 sagen. Ist das nicht auch für 
uns bestimmt? Müssen nicht auch wir uns darüber 
Gedanken machen? Auch der Herr Bundesminister 
Niederalt hat schon einige Tage vorher ein Inter-
view im „Deutschlandfunk" gegeben, das selbstver-
ständlich auch im Bulletin der Bundesregierung ver-
öffentlicht wurde. Er tut darin so, als wenn die 
Haushaltsplanung für 1967 ein gutes Beispiel für 
die Haushaltsgebarung von Ländern und Gemeinden 
sein könnte. Meine Damen und Herren, sollen wir 
einfach erklären, das existiert für uns nicht? Sollen 
wir denn in diesem Stadium vor der endgültigen 
Beschlußfassung der Bundesregierung über diese 
Vorlage des Bundeshaushalts nicht auch unsere 
Meinung sagen? Denn das ist es, was wir an der 
Erörterung des Stabilisierungsgesetzes und der da-
mit in Zusammenhang stehenden Grundgesetzände-
rung als besonders bedrückend empfinden. Wir ha-
ben immer und immer wieder früh genug in den 

verschiedensten Debatten des Deutschen Bundes-
tages unsere Vorstellungen über Maßnahmen zu 
einem konjunkturgerechten Verhalten der öffent-
lichen Hand und der Wirtschaft überhaupt vorge-
tragen. Die Bundesregierung ist an diesen Vorstel-
lungen vorbeigegangen, als wenn sie ihr nie be-
kanntgeworden wären. Man hat es erstmalig für 
zweckmäßig gehalten, ein paar Worte mit uns zu 
sprechen, als dieses Gesetz bereits im Entwurf fertig 
vorlag. 

Meine Damen und Herren, ich verweise auf die 
Meldung der „Welt" Nr. 213 vom 13. September 
1966, in der behauptet wird, daß im Bundesfinanz-
ministerium eine Kabinettsvorlage erarbeitet wor-
den sei mit dem Ziel, den gegenwärtigen Bundes-
anteil von 39 0/o an der Einkommen- und der Kör-
perschaftsteuer beizubehalten, da nur so die Maß-
stäbe des Grundgesetzes und auch die Grundsätze 
des Stabilitätsgesetzes beachtet würden. 

Ein Stabilitätsgesetz ist noch nicht verab-
schiedet, und zu dem letzteren will ich noch festhal-
ten, daß eine Veränderung der Steuerverteilung im 
Stabilisierungsgesetz, jedenfalls soweit es uns jetzt 
im Entwurf und in der Stellungnahme der Bundes-
regierung zu den Empfehlungen des Bundesrates 
bekannt wurde, nicht vorgesehen ist und daß sich 
die Regulierung von Einnahmen nach § 13 auf die 
Kreditaufnahme beschränkt. Bei Gefahr für die 
Preisstabilität soll ein Teil der Steuereinnahmen 
der Länder und natürlich auch des Bundes an die 
Konjunkturausgleichsrücklage gehen, wobei die 
Basis des Steueranteils von Bund und Ländern selbst-
verständlich überhaupt keine Rolle spielt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick. Herr Kollege Möller, ich wäre Ihnen sehr 
dankbar, wenn Sie mir das Wort zu einer geschäfts-
leitenden Bemerkung erlaubten. 

Meine Damen und Herren, ich werde bestürmt, ob 
eine Mittagspause stattfinden wird oder ob wir die 
Sitzung nicht heute vormittag noch zu Ende brin-
gen können. Ich glaube, nicht. Ich möchte auch den 
Herrn Redner nicht unziemlich bedrängen. Soweit 
ich sehe, wird er sicher bis gegen ein Uhr spre-
chen. Herr Kollege Möller, das schätzen Sie doch 
selber? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Das war 
bisher meine Tradition. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das war Ihre 
Tradition. — Nun, geben wir noch eine kleine 
Marge dazu und sagen wir: 13.15 Uhr. Dann habe 
ich auf meiner Liste noch fünf Redner stehen. Ob die 
Bundesregierung noch etwas zu sagen wünscht, weiß 
ich nicht. Aber das wird sich aus der Debatte er-
geben. Vielleicht zieht auch der eine oder der an-
dere Redner seine Wortmeldung zurück. Aber es 
können sich auch noch andere melden. 

Kurz und gut, meine Damen und Herren, ich 
möchte diese Diskussion, die sehr wichtig ist, nicht 
manipulieren. In Anbetracht dieser Situation schlage 
ich Ihnen vor, daß wir, wenn der jetzige Redner 
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seine Rede zu Ende gebracht hat, eine Mittagspause 
machen. Wir brauchen vielleicht nicht zwei Stunden 
Mittagspause zu machen. Es reicht eine Pause bis, 
sagen wir mal, 14.30 Uhr. Dann geht die Diskus-
sion weiter und wird in Anstand und Ruhe und so, 
wie es der Sache angemessen ist, zu Ende gebracht. 
Ich schätze, daß wir, wenn es etwa bei diesen Wort-
meldungen bleibt und wenn alles gut geht, viel-
leicht zwischen 17 und 18 Uhr fertig werden. 

(Abg. Rasner: Vorsicht, Herr Präsident!) 

— Ja nun, Vorsicht; das Leben ist eine riskante 
Sache, und auch Voraussagen über den Verlauf 
einer Debatte sind riskant. Aber ich sage das, da-
mit Sie sich darauf einrichten können. Ich glaube, 
daß die besonnenen Mitglieder dieses Hauses da-
für sind, daß wir nach dieser Rede eine Pause 
machen und um 14.30 Uhr fortfahren. — Das Haus 
ist einverstanden; es ist so beschlossen. 

Bitte fahren Sie fort! 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Meine 
Damen und Herren, zu dem, was bisher zur Probe 
des Bundeshaushalts 1967 auf das Exempel des Sta-
bilisierunggesetzes bekanntgeworden ist, will ich 
nur drei Feststellungen treffen, da selbstverständlich 
auch wir eine gründliche Haushaltsberatung nicht 
vorwegnehmen möchten. 

Erstens. Er soll von einem Bundesanteil von 39 % 
ausgehen, obwohl die Rechtsgrundlage ab 1. Januar 
1967 zweifelsfrei 35 % ist. 

Zweitens. Die Bundesausgaben werden wieder 
einmal auch aus Nebenquellen finanziert, wobei es 
sich um mehr als 2 Milliarden DM konjunkturwirk-
same Ausgaben handeln wird. 

Drittens. Es wird immer behauptet, Steuererhö-
hungen seien nicht beabsichtigt. Aber durch den 
Haushalt 1967 und die Novellierung von 20 oder 30 
Gesetzen — wie angekündigt — will man die Hin-
tertür der Aufhebung steuerlicher Vergünstigungen 
benutzen. Von seiten des Finanzministeriums ist vor 
einiger Zeit angegeben worden, die dadurch erziel-
baren Mehreinnahmen würden für den Bund auf 
mindestens 300 Millionen DM und für die Länder 
auf mindestens 500 Millionen DM geschätzt. Die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" hat heute eine 
neue Berechnung veröffentlicht, aus der hervorgeht, 
daß man bei dem Abbau von Steuerpräferenzen mit 
einer Mehreinnahme von 1,3 Milliarden DM rechnet. 
Das sind Mehreinnahmen an Steuern! Ich glaube 
also, man muß in Zukunft mit der Formulierung 
„Steuererhöhungen sind nicht beabsichtigt" etwas 
vorsichtiger oder man muß so ehrlich sein, auf diese 
Dinge auch mit dem notwendigen Nachdruck hinzu-
weisen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Neuverteilung der Finanzen von Bund, Län-
dern und Gemeinden ist nicht nur die entscheidende 
Voraussetzung einer gedeihlichen Entwicklung von 
Staat und Wirtschaft, sondern die Kenntnis der von 
der Bundesregierung aus dem Gutachten zur Finanz-
reform zu ziehenden Konsequenzen würde auch die 
Entscheidung über die Maßnahmen zur Herbeifüh

-

führung eines konjunkturgerechten Verhaltens der 
öffentlichen Hand wesentlich erleichtern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Dahlgrün? — 

Herr  Abgeordneter, bitte! 

Dr. Dahlgrün (FDP) : Herr Kollege Dr. Möller, 
ist Ihnen hinsichtlich des Abbaus von Steuervergün-
stigungen nicht bekannt, daß mit den Unterschriften 
der drei Vorsitzenden der Fraktionen dieses Hauses 
am 26. Mai 1966 das Ersuchen an die Bundesregie-
rung gerichtet worden ist, mindestens 500 Millio-
nen DM Steuervergünstigungen abzubauen? Unter 
diesem Antrag stand auch: Erler und Fraktion. 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr 
Abgeordneter Dahlgrün, Sie haben meine Darlegun-
gen offenbar nicht richtig verstanden. Für mich hat 
es sich darum gehandelt, festzuhalten, daß man von 
Ihrer Seite nicht dauernd erklären kann, Steuerer-
höhungen seien nicht beabsichtigt, ohne zu sagen, 
was sich an Belastungen aus dem Abbau von Steu-
erpräferenzen mindestens für erhebliche Teile der 
Arbeitnehmer ergibt. Diese Unterschrift, die Sie 
eben erwähnt haben, beinhaltet keine Blankovoll-
macht dafür, beispielsweise 800 Millionen DM für 
die Reduzierung der Autopauschale bei den Arbeit-
nehmern einzusparen. Darüber, wie abgebaut wer-
den soll, Herr Abgeordneter Dahlgrün, müssen wir 
uns schon unterhalten. Was ich hier festgestellt 
habe, beinhaltet einfach die Tatsache, daß , diese 
steuerlichen Vergünstigungen auch Konsequenzen 
für steuerliche Mehrbelastung insbesondere der Ar-
beitnehmer zur Folge haben können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Dahlgrün? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter, bitte! 

Dr. Dahlgrün (FDP) : Herr Kollege Dr. Möller, 
finden Sie nicht auch, daß die Bundesregierung mit 
dieser Maßnahme einem vom ganzen Hause ein-
stimmig verabschiedeten Ersuchen nachkommt? Daß 
über die Frage der Einzelheiten, wie sie nachkommt, 
noch nicht entschieden ist, wissen Sie genauso gut 
wie ich. Wenn wir Steuervergünstigungen in dieser 
Höhe abbauen, folgen wir einem Ersuchen des Bun-
destages, dem auch Sie, Herr Dr. Möller, zugestimmt 
haben. Ich frage Sie: ist das richtig? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Ich habe 
Ihnen auseinandergesetzt, Herr Abgeordneter Dahl-
grün, was ich für richtig und was ich in der Aus-
legung für falsch halte. Mehr habe ich nicht hinzu-
zufügen, und bei diesem von mir festgestellten Tat- 
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bestand bleibt es, soweit es die heutige Diskussion 
betrifft. 

Meine Damen und Herren, gerade von der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion ist immer wie-
der die gutachtliche Beratung für eine Finanzreform 
gefordert worden. Ebenso haben wir auch zu der 
von der Bundesregierung im Finanzbericht 1966 
vorgelegten sogenannten mittelfristigen Finanzvor-
schau erklärt, daß die rein additive Zusammenstel-
lung von voraussichtlichen Einnahme- und Ausgabe-
wünschen keine Unterlage darstellt, auf der sich 
eine konstruktive Politik entwickeln kann. 

Für die abschließende Behandlung des Stabilisie-
rungsgesetzes sind Termine mit Vokabeln und Zah-
len genannt worden. Demgegenüber sei von mir 
daran erinnert, daß sich zu zwei Empfehlungen des 
Bundesrats vom 5. August 1966 die Bundesregie-
rung in der Drucksache V/890 vom 2. September 
1966 wie folgt äußert. Der Bundesrat hat die Ein-
fügung eines neuen § 19 a vorgeschlagen, um auch 
die Vorauszahlungen der Gewerbesteuer anpassen 
zu können. Die Bundesregierung erklärt, daß sie 
zum Formulierungsvorschlag des Bundesrates im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren Stellung nehmen 
möchte. In einer Entschließung hat der Bundesrat 
die Bundesregierung gebeten, sich im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens dazu zu äußern, 
wie das Instrument der Kreditbegrenzung gehand-
habt werden soll und welche Auswirkung eine 
solche Kreditbegrenzung auf die verschiedenen 
Wirtschaftszweige, unter anderem den Mittelstand, 
haben kann. Die Bundesregierung hat in ihrer Stel-
lungnahme vom 2. September 1966 zugesagt, sich 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu äußern. 

Meine Damen und Herren, wenn sich die Bun-
desregierung hier Zeit nimmt, so kann das doch 
nur mit dem die Materie betreffenden Denkprozeß 
zusammenhängen, den wir auch in vollem Umfang 
bei der hohen Verbesserungswürdigkeit des Stabi-
lisierungsgesetzes für uns in Anspruch nehmen müs-
sen. Dabei darf man außerdem nicht die Tatsache 
hinwegmogeln, daß die Haushalte des Bundes und 
der Länder entweder schon fertiggestellt sind oder 
in den Grundzügen so festliegen, daß der endgül-
tige Text des Stabilisierungsgesetzes hierauf keinen 
Einfluß nehmen kann. 

Die Opposition kann man nicht mit Zuckerbrot 
und Peitsche behandeln, mit dem Zuckerbrot vager 
Andeutungen, daß man mit sich reden lasse, und der 
Peitsche: Nur so, wie wir es wollen, geht es, sonst 
gibt es keine Stabilisierung. Dieses Verhalten war 
insbesondere in der gestrigen Debatte erkennbar, 
von den, sagen wir, eleganten, auch im Entgegen-
kommen schillernden Sätzen des Fraktionsvorsitzen-
den der CDU bis zum „Luda im Porzellanladen". 

'(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. - 
Zuruf des Abg. Leicht.) 

— Das ist meine Auffassung von der Spannweite 
der Darstellungen der CDU/CSU-Fraktion. 

(Abg. Leicht: Sie charakterisieren sich selbst!) 

Gegenüber den bisherigen Debatten möchte ich 
nachdrücklichst betonen, daß dieses Stabilisierungs-
gesetz, so wie es vorliegt, ganz sicher keinen Zau-
berstab darstellt, z. B. nicht die Preissteigerungen 
durch Mietenfreigabe oder durch Agrarverhandlun-
gen in Brüssel berührt. 

Niemand wird auch den Widerstreit übersehen 
können, der sich an verschiedenen Stellen des Stabi-
lisierungsgesetzes widerspiegelt, z. B. zwischen 
Struktur- und Konjunkturpolitik, zwischen individu-
ellem Konsum und produktiven Investitionen, zwi-
schen dirigistischen Kreditmaßnahmen und Subven-
tionen, z. B. Zinssubventionen, zwischen Lenkung 
der Kreditmittel und der ordentlichen Finanzmittel. 

Im Jahresgutachten der Sachverständigen von 
1965 heißt es: 

Stabiles Geld erfordert stetiges Wachstum, 
stetiges Wachstum den Wandel der Struktur. 

Und gerade hier fehlt es, was ich noch nachweisen 
möchte. Ich wiederhole, die Bundesregierung und 
ihre Koalitionsparteien versuchen, bei dem auf allen 
Seiten als notwendig erkannten Bemühen, im Rah-
men der marktwirtschaftlichen Ordnung das ge-
samtwirtschaftliche Gleichgewicht zu gewähren — 
wobei wir darunter verstehen die Gleichzeitigkeit 
von Stabilität des Preisniveaus, hohem Beschäf-
tigungsgrad, außenwirtschaftlichem Gleichgewicht 
bei stetigem und angemessenem Wachstum —, der 
Öffentlichkeit einzureden, daß der Bund im Gegen-
satz zu den anderen Gebietskörperschaften eine 
diese Ziele sichernde, konjunkturgerechte Haushalts-
und Finanzpolitik betreibe. Hierauf im einzelnen 
einzugehen — ich sagte es vorhin schon —, wird 
Sache der in Kürze beginnenden Beratung des 
Bundesetats 1967 sein. 

Im Zusammenhang mit der Debatte über das 
Stabilisierungsgesetz steht im Vordergrund unseres 
Interesses die Frage der Auswirkungen des vorlie-
genden Gesetzentwurfs auf die Möglichkeiten eines 
konjunkturgerechten Vollzuges der öffentlichen 
Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden. 

Obwohl die Finanznot der Gemeinden allgemein 
bekannt ist, muß ich hierzu im Hinblick auf die 
Ausführungen des Herrn Bundesfinanzministers vor-
hin doch noch einiges sagen. Zur Illustration können 
einige wenige Zahlen ausreichen. Während der An-
teil der Gemeindesteuer am Gesamtsteueraufkom-
men der öffentlichen Hand in den letzten Jahren 
konstant rückläufig war, von 13,3 % in 1962 auf 
etwa 12,4 % in 1966 — und zwar auch unter Einbe-
ziehung der allgemeinen Finanzzuweisungen fällt der 
Gemeindeanteil an den Gesamtsteuereinnahmen —, 
ist bei der Verschuldung der Gemeinden zwangs-
läufig eine umgekehrte Entwicklung festzustellen, 
nach der der Anteil der Gemeinden an der Kredit-
marktverschuldung der öffentlichen Hand von 
47,8% in 1961 auf 53,7 % in 1965 angewachsen ist. 

Das Rezept der Bundesregierung, daß die Ge-
meinden eben aufhören könnten und müßten, Schul-
den zu machen, ist zu primitiv; denn wir alle wissen 
schließlich, daß bei der bestehenden Aufgaben- 
und Lastenverteilung die Gemeinden die Haupt- 
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träger der Sozial- und Grundlageninvestitionen sind, 
von denen nach unserer Auffassung die weitere 
Entwicklung der Bundesrepublik als Industrie- und 
Kulturnation maßgeblich abhängen wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Praxis des Bundesgesetzgebers, hier seiner 
parlamentarischen Mehrheit, die gemeindliche 
Finanzmasse, die vom Bedarf her gesehen zweifel-
los zu knapp ist, durch gesetzliche Änderungen der 
Einnahmequellen weiter zu beschneiden, möchte 
ich wenigstens erwähnt haben. Durch das Stabili-
sierungsgesetz soll der Zugang der Gemeinden zum 
Kapitalmarkt beschränkt werden, ohne daß ihre 
Finanzmasse durch Verstärkung ihres Steueranteils 
oder durch eine Umschichtung der Aufgabenlast 
verbessert wird. Die Bundesregierung hält den Weg, 
die Kredite unmittelbar für jeden Haushalt nach 
bestimmten Maßstäben und Schlüsseln zu begren-
zen, für den praktikabelsten und wirksamsten. Wel-
cher Schlüssel, so frage ich, gilt nun für die Gemein-
den? Die SPD hält eine solche isolierte Betrach-
tungsweise für unerträglich und ein Sofortprogramm 
zur Stärkung und Gesundung der gemeindlichen 
Finanzmasse für erforderlich. 

Nun muß ich, um die Dinge klarzustellen, im 
Gegensatz zu dem, was der Herr Bundesfinanz-
minister vorhin ausgeführt hat, auf die Kleine An-
frage der SPD-Bundestagsfraktion vom 29. Juni die-
ses Jahres und die Antwort der Bundesregierung 
verweisen. Wir haben die Bundesregierung gefragt, 
ob sie erstens Sofortmaßnahmen zur Verbesserung 
der Gemeindefinanzen für erforderlich hält und 
welche sie ergreifen will und ob sie zweitens eine 
15%ige Beteiligung der Gemeinden am zweckge-
bundenen Aufkommen der Mineralölsteuer vor-
schlagen und einen entsprechenden Gesetzentwurf 
zum Inkrafttreten am 1. Januar 1967 vorlegen will. 
Bevor ich zu der Antwort der Bundesregierung 
komme, darf ich aus dem Gutachten über die Finanz-
reform, Textziffer 63, zitieren: 

Es ist aber auch zweifelhaft geworden, 
— so sagen die Gutachter — 

ob die den Gemeiden zugewiesenen Einnahmen 
ausreichen, die kommunalen Aufgaben in dem 
notwendigen Umfang zu erfüllen. Dabei stehen 
die vielfältigen Investitionsaufgaben, nament-
lich im Bereich des Verkehrs und des Schul- 
und Bildungswesens, aber auch die Versor-
gungsaufgaben im Vordergrund, die die Lei-
stungskraft mancher kommunaler Körperschaft 
schon heute übersteigen. Wenn die grundsätz-
liche Notwendigkeit einer verstärkten Investi-
tionspolitik in der örtlichen Ebene bejaht wird, 

— die SPD tut das 

muß für die Möglichkeit ihrer angemessenen 
Finanzierung ohne den Preis übermäßiger Ver-
schuldung vorgesorgt werden. 

Das sagt die Finanzkommission in einem Gutachten, 
das nach meiner bisherigen Kenntnis von der Bun-
desregierung, insbesondere auch von dem Herrn 
Bundeskanzler, anerkannt wird. Das war hier ein 
Erkenntnisstand bis zum Jahre 1965. Bis zur Fassung 

dieser Textziffer hat sich die Situation wesentlich 
zuungunsten der Gemeinden verändert. In Textzif-
fer 451 sagt die Kommission, daß eine Verstärkung 
der kommunalen Finanzmasse um einen Betrag von 
rund 2 Milliarden DM für die Gemeinden eine wirk-
same Hilfe bedeuten würde. Dabei ist auf das Rech-
nungsjahr 1964 abgestellt. 

Die Antwort der Bundesregierung vom 14. Juli 
1966 ist gerade unter diesem Gesichtspunkt des Gut-
achtens zur Finanzreform völlig unbefriedigend. 
Unter Bezugnahme auf das Troeger-Gutachten — 
meines Ermessens bei unzulässiger Interpretation — 
wird sogar in der Antwort auf die Inangriffnahme 
der Gemeindefinanzreform ab 1. Januar 1968, und 
hier nur, soweit es sich um die Beteiligung an der 
Mineralölsteuer handelt, und im übrigen frühestens 
ab 1. Januar 1970 verwiesen, mit der ergänzenden 
Bemerkung — ich zitiere wörtlich —, „daß die ge-
genwärtige Finanzlage der Gemeinden für 1967 
keine unmittelbaren Maßnahmen des Bundes mit 
dem Ziele einer sofortigen allgemeinen Verbesse-
rung der Gemeindefinanzen erfordert" und daß — 
ich zitiere wieder wörtlich — „soweit schon für 1967 
eine allgemeine Verstärkung der Finanzausstattung 
der Gemeinden geboten ist, die Länder wie bisher 
auf Grund ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeit 
für die ergänzende Finanzausstattung der Gemein-
den den vordringlichen Finanzbedürfnissen der Ge-
meinden im Rahmen des gemeindlichen Finanzaus-
gleichs Rechnung tragen müssen". 

Das ist im wesentlichen die Antwort der Bundes-
regierung. Eine solche Erklärung gibt die Bundes-
regierung ab, obwohl auch sie weiß, daß die Länder 
bereits im Jahre 1966 zum Teil die Zuweisungen an 
die Gemeinden reduzieren mußten und daß sie dies 
im Jahre 1967 vermutlich weiter tun müssen, wenn 
nach der meines Erachtens unrichtigen Auffassung 
der Bundesregierung, die aber vorhin der Herr Bun-
desfinanzminister noch einmal vertreten hat, nur ein 
Anteil von 61 v. H. an der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer zustehen sollte. Im übrigen sei hier an 
die durch den Bundesgesetzgeber herbeigeführte 
Stagnation der Grundsteuer bzw. der Neubewertung 
des Grundvermögens bis 1970 hingewiesen, eine 
Maßnahme, die insbesondere die finanzielle Lage 
der Gemeinden erheblich berührt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Burg-
bacher? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte 
schön! 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Danke sehr! — 
Herr  Kollege Möller, die Finanznot der Gemeinden 
setze ich bei dem Hohen Hause als bekannt voraus. 
Würden Sie so freundlich sein, dem Hohen Hause 
zu erklären, woher Sie nach Ihren Vorschlägen die 
notwendigen Mittel nehmen wollen? 

(Zuruf des Abg. Jacobi (Köln) : Die Andeu

-

tung ist ja schon gefallen!) 
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ich gern bereit. Darf ich nur noch einen Satz hinzu-
fügen. Hinsichtlich der Beteiligung der Gemeinden 
an der Minerralölsteuer sind die Überlegungen der 
Bundesregierung gemäß ihrer Antwort vom 14. Juli 
1966 wieder einmal — ich zitiere wörtlich — „noch 
nicht abgeschlossen". 

Nun zu Ihrer Frage. Die SPD hat auf ihrem Dort-
munder Parteitag 1966 im Rahmen ihrer Entschlie-
ßung zur Finanzreform als Sofortmaßnahmen für die 
Gemeinden gefordert: „a) Die Zuweisung von 15 % 
aus dem zweckgebundenen Aufkommen der Mine-
ralölsteuer an die Gemeinden ab 1. Januar 1967, 
b) die Bereitstellung und Zuweisung von 3 % des 
Aufkommens aus der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer an die Gemeinden, und zwar aus dem 
Anteil von 65 % des Steueraufkommens, der ab 
1. Januar 1967 wieder den Ländern zusteht." Das 
wäre ein Betrag, der jährlich zwischen 1,4 und 1,5 
Milliarden DM liegt. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Das ist doch schon 
vorgesehen!) 

— Das ist leider nicht vorgesehen. — An diesen 
Forderungen, meine Damen und Herren, halten wir 
fest, da sie den Intentionen des Stabilisierungsge-
setzes nicht entgegenstehen. Zu ihrer Verwirk-
lichung bedarf es allerdings der Entwicklung klarer 
Zielvorstellungen qualitativer und quantitativer Art, 
sowie — darin involviert — der Entscheidung über 
Aufgaben- und damit Ausgabeprioritäten. Welches 
Instrumentarium — neben dem vor allem wichtigen 
politischen Führungswillen— zu einer solchen kon-
struktiven Politik erforderlich ist, haben Sozialde-
mokraten mehrfach, so auch wieder in dieser De-
batte, dargelegt. 

Im Verlauf der Ausschußberatungen wird darüber 
zu reden sein, wie ein wohlabgewogener Interessen-
ausgleich zu erreichen ist und wie vor allem im 
Gemeindebereich die derzeit drohenden Investi-
tionsruinen — zum Beispiel in der Bauwirtschaft — 
vermieden werden können. 

Lassen Sie mich auch folgenden Vergleich vor-
tragen. Das Kernstück der Ermächtigung ist die men-
genmäßige Limitierung des Kreditvolumens. Das In-
strument der Kreditlimitierung der öffentlichen 
Hand nimmt hier keine Tatbestände aus. In der Stel-
lungnahme der Steuerabteilung des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie — Sie sehen, mit wel-
cher Aufmerksamkeit wir das lesen; wenn Sie die 
Veröffentlichungen der Gewerkschaften und ihrer 
Institute auch so aufmerksam lesen würden, kämen 
wir gemeinsam ein Stück weiter — wird mit Nach-
druck hervorgehoben, daß und warum wirtschafts-
politische Abschreibungsveränderungen nur ober-
halb der Basis des betriebswirtschaftlich Erforder-
lichen angesetzt werden können. Man verlangt da-
her, bei jedem Vorschlag einer konjunkturpolitisch 
motivierten Abschreibungsveränderung die Grund-
satzfrage zu stellen, wo diese Basis liegt und ob sie 
unangetastet bleibt. Bundesverband und Bundesre-
gierung stimmen in diesem Falle in der Auffassung 
überein, daß hinsichtlich der Außerkraftsetzung et-
waiger Sonderabschreibungen jeweils sehr sorgfäl

-

tig zu prüfen ist, ob die ihnen zugrunde liegenden 
strukturellen Dauerziele hinter momentanen kon-
junkturpolitischen Notwendigkeiten zurückstehen 
sollen. Warum — so fragen wir — gilt dasselbe 
nicht auch für das Instrument der Kreditlimitierung 
der öffentlichen Hand, insbesondere für die Gemein-
den, also zunächst Prüfung der strukturellen Dauer-
ziele — beispielsweise Zonenrandgebiete — und 
dann die Erwägung: sind die momentanen konjunk-
turpolitischen Notwendigkeiten so stark, daß wir 
diese strukturellen Dauerziele vernachlässigen müs-
sen? 

Und nun, meine Damen und Herren, damit Sie 
das Unvermögen der Bundesregierung, wirklich 
etwas Entscheidendes für konjunkturpolitische In-
strumente zu tun, einmal ganz deutlich erfassen, ein 
Punkt, der die Selbstveranlagung betrifft! Das ist, 
meine ich, ein sehr gutes Beispiel zum Nachdenken. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Professor Burgbacher? 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller (SPD): Bitte 
sehr! 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Entschuldigen Sie, 
Herr Kollege Möller, ist Ihnen der Unterschied zwi-
schen der Variationsmöglichkeit der Abschreibung, 
die ja letzten Endes ein reiner Hoheitsakt ist, und 
der Kontingentierung von Krediten gar nicht ge-
läufig? Sie haben hier eine Parallele hergestellt. 
Das eine ist eine rein legislative Maßnahme; das 
andere geht nach dem Grundsatz: keiner kann mehr 
geben, als er hat. 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Verehr-
ter Herr Kollege, bei unseren Überlegungen handelt 
es sich einfach um die Feststellung, die auch durch 
das Gutachten zur Finanzreform bestätigt wird, daß 
die Finanzmasse der Gemeinden nicht ausreicht, um 
lebenswichtige und strukturell wichtige Maßnahmen 
zu realisieren. Diese Finanzmasse wird nicht ver-
größert. Wenn nun die Gemeinden in der Vergan-
genheit versucht haben, sich über den Kredit die 
Möglichkeit zu verschaffen, ihren Aufgaben gerecht 
zu werden, dann wird ihnen diese Möglichkeit in 
demselben Umfange abgebaut, wie die Einengung 
erfolgt, an den Kreditmarkt heranzutreten, und 
zwar ohne daß man die beiden entscheidenden Vor-
aussetzungen beachtet, nämlich: keine Vermehrung 
der Finanzmasse, keine zusätzlichen Steuern — 
etwa durch unseren Vorschlag, wie ich ihn vorhin 
vorgetragen habe, der den Bund ja gar nicht be-
rühren würde, wenn es zu der Festlegung des An-
teils der Länder wieder auf 65 % kommt — und 
auch keine Änderung in der Aufgabenstellung. Es 
wird den Gemeinden nichts an Aufgaben abgenom-
men, ihnen aber die finanzielle Möglichkeit genom-
men, diese Aufgaben zu erfüllen. Insoweit ist die 
Parallele durchaus berechtigt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nach § 35 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
können die Einkommensteuervorauszahlungen der 
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Steuer angepaßt werden, die sich für den laufenden 
Veranlagungszeitraum voraussichtlich ergeben wird. 
Nach dem § 19 des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Förderung der wirtschaftlichen Stabilität soll dem 
Finanzamt die Möglichkeit eingeräumt werden, auch 
noch in dem auf den Veranlagungszeitraum folgen-
den Kalenderjahr eine Anpassung der Vorauszah-
lungen vorzunehmen. Auf diese Weise soll die Zahl 
der Fälle vermindert werden, in denen hohe Ab-
schlußzahlungen zu leisten sind. Die Verminderung 
der zeitlichen Diskrepanz zwischen der Entstehung 
der Steuerschuld und der möglichst vollständigen 
Entrichtung der geschuldeten Steuer soll dazu bei-
tragen, die konjunkturpolitische Wirksamkeit des 
Steuersystems zu verstärken. 

Herr Bundesminister Schmücker hat auf der Bun-
despressekonferenz zugegeben, daß die vorgesehene 
Regelung nicht ausreicht. Dieses Eingeständnis fin-
det sich auch in indirekter Form in der Begründung 
zum Gesetzentwurf, in der es heißt, die Vorberei-
tung weitergehender Lösungen — z. B. in Richtung 
der Einführung der Selbstveranlagung und der Ein-
führung von Verzinsungsfolgen — werde durch die 
vorgeschlagene Änderung der Vorauszahlungsbe-
stimmungen nicht berührt. Damit Sie mich nicht da-
nach fragen, sage ich, daß diese Verzinsungsfolgen 
bei den Überlegungen der Wirtschaft eine beson-
dere Rolle spielen. 

Bereits vor zehn Jahren hat der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium die Ein-
führung der Selbstveranlagung vorgeschlagen. Vor 
zehn Jahren! Und das ist jetzt dabei herausgekom-
men. 

1960 hat die SPD-Bundestagsfraktion einen Ent-
schließungsantrag eingebracht, in dem die Bundes-
regierung ersucht wird, einen Gesetzentwurf zur 
Reform der Steuerverwaltung vorzulegen, der vor-
sieht, daß 

1. die veranlagte Einkommen- und Körper-
schaftsteuer alsbald nach fristgemäß abge-
gebener Steuererklärung zu berechnen un d 

 zu entrichten ist (Selbstveranlagung oder 
vorläufige Veranlagung) ; 

2. sowohl bei nachzuzahlenden wie bei zu er-
stattenden Steuerbeträgen Zinsen zu berech-
nen sind. 

1962 wurde von der SPD-Bundestagsfraktion ein 
erneuter Vorstoß unternommen. 

In jüngster Zeit ist die Einführung der Selbstver-
anlagung vorgeschlagen worden vom Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung und auch von der Kommission 
für die Finanzreform. Im Gutachten über die Finanz-
reform heißt es in Textziffer 504: 

Wenn die veranlagte Einkommensteuer und die 
Körperschaftsteuer trotz der Vorauszahlungen 
nur relativ spät Veränderungen in der Kon-
junkturlage und im Wirtschaftswachstum wider-
spiegeln, so hängt das damit zusammen, daß 
zwischen dem Zeitraum der Erwirtschaftung des 
steuerpflichtigen Einkommens und der erst nach 
amtlicher Veranlagung möglichen Feststellung 

der Abschlußzahlung meist zwei oder mehr 
Jahre liegen. 

Um diesen konjunkturpolitischen, aber auch 
unter dem Gesichtspunkt der Steuergerechtig-
keit bedenklichen Nachteil des heutigen gülti-
gen Verfahrens zu beseitigen, schlägt die Korn-
mission vor, zu dem sog. System der Selbstver-
anlagung überzugehen, wie es seit langem in 
den USA gehandhabt wird. 

Wenn wir bereits eine Selbstveranlagung hätten, 
ergäbe sich daraus für die Bundesregierung die Ver-
pflichtung, sich auch mit diesem Teil der Steuer-
gelder antizyklisch zu verhalten. 

Man hört jetzt nur, daß das Problem der Selbst-
veranlagung im Rahmen der geplanten Reform der 
Abgabenordnung in Angriff genommen werden soll. 
Das Problem wird von den Fachleuten der Ministe-
rien als äußerst schwierig angesehen, da von seiten 
der Wirtschaft mit großen Widerständen zu rechnen 
sei. Diese Tatsache scheint mir auch einer der we-
sentlichen Gründe zu sein, die eine Reform des Ver-
anlagungsverfahrens bisher verhindert haben. 

Meine Damen und Herren, ich wollte auch noch 
einige Bemerkungen zu den gestrigen Ausführungen 
des Herrn Luda zur Kreditplafondierung und ihren 
Auswirkungen machen; aber die Zeit reicht nicht 
aus. Ich darf in diesem Zusammenhang verweisen 
auf die Stellungnahme der im Zentralen Kreditaus-
schuß zusammenwirkenden Spitzenverbände ,des 
Kreditgewerbes, in der in umfassender Weise Be-
denken gegen die im Stabilisierungsgesetz vorge-
sehene Ermächtigung der Bundesbank zur Kredit-
plafondierung zum Ausdruck gebracht worden sind. 
Ich will nicht untersuchen, inwieweit diese Bedenken 
berechtigt sind oder nicht. Ich will angesichts 'der 
vorgerückten Zeit jetzt nur feststellen, daß es durch-
aus lohnt, sich einmal mit diesen Bedenken ausein-
anderzusetzen. Inwieweit man dem einen oder dem 
anderen Wunsch Rechnung tragen kann, wird die 
Ausschußberatung ergeben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zur 
Vermeidung von Mißverständnissen am Schluß noch 
etwas hinzufügen, was sich auf die Ausführungen 
meines Kollegen Professor Schiller bezieht. Ich 
möchte damit das, was wir hinsichtlich des Instru-
mentariums zu sagen haben, noch einmal klar-
stellen. 

Es bestehen keine Meinungsverschiedenheiten 
hinsichtlich des Instruments der mittelfristigen 
Finanzplanung, die wir ja seit Jahren immer und 
immer wieder gefordert haben, keine Differenzen in 
der Frage der Konjunkturausgleichsrücklage, nur die 
Überlegung, inwieweit man 'das hier einheitlicher 
und damit einfacher gestalten könnte. Es bestehen 
keine Differenzen bezüglich der Offenmarktpolitik, 
auch soweit die Bundesnotenbank in Frage kommt. 

Was wir an dem Stabilisierungsgesetz aber ver-
missen und was nach unserer Meinung einer Ergän-
zung bedarf, ist von Professor Schiller gestern darge-
stellt worden. Ich darf diese fünf Punkte noch ein-
mal wie folgt kurz formulieren: 
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1. Im Falle der Störung des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichts, in dem die Bundesregierung zum 
Handeln ermächtigt wird, soll sie sich des Sachver-
ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung bedienen. Wir sind nicht 
der Auffassung, daß die Behebung der Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts etwa durch 
eine Beratung des Bundestags zustande kommen 
könnte, sondern das ist auch nach unserer Meinung 
eine politische Entscheidung, die auf Grund eines 
solchen Sachverständigengutachtens von der Bun-
desregierung zu treffen wäre. Nach unserer Mei-
nung soll die Bundesregierung verpflichtet sein, je-
weils zum Jahresanfang eine ökonomische Jahres-
projektion der Öffentlichkeit und selbstverständlich 
auch dem Bundestag zur Diskussion vorzulegen. 
Auch hier müßte man das Jahresgutachten des Sach-
verständigenrats nach den Darlegungen meines Kol-
legen Schiller als Ausgangspunkt betrachten. Wir 
wünschen dabei eine Verpflichtung der Bundesregie-
rung, die Ziele ihrer Politik quantitativ zu formulie-
ren und sowohl die angestrebte Wachstumsrate als 
auch ihre geldwertpolitischen Ziele anzugeben. 
Denn ohne eine so klare Basis ist weder eine frucht-
bare Diskussion im Bundestag noch eine dieser 
Feststellung entsprechende Einflußnahme auf die 
Gesetzgebung und auf die Wiederherstellung oder 
die Sicherung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts möglich. 

Zweitens. Wir wünschen eine Verpflichtung für 
die Bundesregierung — das hat gestern abend Herr 
Kollege Dr. Arndt noch einmal in aller Ausführlich-
keit und Eindringlichkeit dargestellt —, den Tarif-
partnern Orientierungs - und Entscheidungshilfen — 

wobei die Betonung auf „Hilfen" liegt — im Sinne 
einer Einkommenspolitik der leichten Hand zu ge-
währen. Das ist übrigens auch ein wichtiger Punkt 
des Regierungsprogramms der Sozialdemokratischen 
Partei aus dem Jahre 1965 gewesen und insoweit 
nichts Neues. 

Drittens soll das Stabilisierungsgesetz auch die 
Notwendigkeiten berücksichtigen, die sich aus der 
außenwirtschaftlichen Absicherung der Stabilität er-
geben können. Auch hierzu verweise ich auf die ein-
gehende Darstellung des Kollegen Schiller, ergänzt 
durch die Ausführungen des Kollegen Dr. Arndt am 
gestrigen Abend. 

Viertens möchten wir den Ausbau des vorgesehe-
nen Ausschusses für öffentlichen Kredit in Richtung 
des Konjunkturrates — übrigens ein Instrument und 
eine Überlegung, die auch die Kommission für die 
Finanzreform angestellt hat, was wir hierbei nicht 
vergessen wollen —, damit sich Bund, Länder und 
Gemeinden und, wie ich hinzufüge: die Gemeinden 
bei ausreichender Vertretung — die Vertretung nach 
der bisherigen Vorstellung erscheint uns nicht re-
präsentativ und nicht ausreichend zu sein — ent-
sprechend verhalten. Mit allen Problemen der Stabi-
litätspolitik soll sich dieser Konjunkturrat befassen 
können. 

Fünftens und letztens: eine ausreichende Parla-
mentskontrolle über die Ermächtigungen der Bun-
desregierung. Wir halten sie für erforderlich, wobei 
wir dem Bundestag das Recht einräumen möchten, 

ergriffene Maßnahmen innerhalb von sechs Wochen 
außer Kraft zu setzen. 

Meine Damen und Herren, nachdem Sie gestern 
in der Debatte diese unsere Vorstellungen beinahe 
pauschal abgelehnt haben, möchte ich gerade zu 
dem letzten Punkt sagen, daß es sich hierbei unter 
anderem auch um eine Anregung ,des Herrn Bun-
deswirtschaftsministers bei unserem letzten Ge-
spräch gehandelt hat. Auch er hat es als einen 
Mangel empfunden, daß keine ausreichende Beteili-
gung des Bundestages gesichert sei. Wir haben uns 
dabei sehr wohl überlegt, ob man diese Beteiligung, 
Mitwirkung und Mitverantwortung des Bundestags 
an den Anfang einer solchen Entscheidung stellen 
sollte oder ob man, wie es bei anderen vergleich-
baren Regelungen ja bereits gesetzlich geschehen 
ist, dem Bundestag die Kontrolle über die Ermäch-
tigungen der Bundesregierung in dem Sinne ein-
räumt, daß er das Recht hat, die von der Bundes-
regierung ergriffenen Maßnahmen innerhalb von 
sechs Wochen wieder außer Kraft zu setzen. Auch 
hier sind wir für eine Sechs-Wochen- und keine 
Drei-Monats-Frist, weil wir meinen, daß eine solche 
Entscheidung möglichst schnell herbeigeführt wer-
den sollte, falls man sie überhaupt benötigt. 

Abschließend darf ich folgendes sagen. Es kann für 
die Bundesregierung und die Koalition nicht über-
raschend sein, wenn die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion in der gestrigen und heutigen De-
batte ihre Kritik an dem Stabilisierungsgesetzent-
wurf geltend macht. Die Bundesregierung hat die 
Vorschläge der SPD zu dem gesamten Komplex, wie 
der Gesetzentwurf zeigt, einfach nicht berücksichtigt, 
obwohl das Gesetz wegen der Ergänzung des Art. 
109 des Grundgesetzes ohne die sozialdemokratische 
Zustimmung nicht zustande kommen kann. Wäre 
nicht nach Ihrer Auffassung diese Grundgesetzände-
rung erforderlich, würden Sie sich das alles sehr 
viel einfacher machen, und wir hätten sicherlich 
keine Debatte von zwei Tagen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist zu billig und entspricht nicht der politischen 
Verantwortlichkeit, nun zu argumentieren, die Ver-
gangenheit sei uninteressant, wichtig sei allein die 
Zukunft. Die SPD hat dieser Bundesregierung ihre 
Haltung zu einem Stabilisierungsprogramm nicht 
vorenthalten. Versäumt hat allein die Bundesregie-
rung, die im Parlament immer wieder vorgetrage-
nen sozialdemokratischen Vorschläge zur Kenntnis 
zu nehmen. Sie darf sich daher nicht wundern, wenn 
die sozialdemokratische Bundestagsfraktion nicht 
nur eine gründliche Ausschußberatung wünscht, 
sondern auch überlegt, ob die jetzige Bundesregie-
rung eines so weitgehenden Vertrauens würdig ist, 
wie es die Gewährung all der Vollmachten und Er-
mächtigungen bedeutet, die das Stabilisierungs-
gesetz in Vollzug der beantragten Ergänzung des 
Art. 109 des Grundgesetzes vorsieht. 

Die Wiederherstellung der wirtschaftlichen 
Stabilität ist für die Bundesrepublik Deutschland 
eine vordringliche staatspolitische Aufgabe; darüber 
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gibt es in diesem Hohen Hause keine Meinungsver-
schiedenheiten. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Ob sie aber 	darin besteht die fundamentale Dif

-

ferenz — von einer Bundesregierung gelöst werden 
kann, die offensichtlich nicht über die notwendige 
politische Stabilität verfügt, sondern von den 
lebenswichtigen außen- und innenpolitischen Pro-
blemen hin- und hergeschaukelt wird, 

(Zuruf von der Mitte: Wer schaukelt denn?) 

das ist nach unserer Meinung die wirklich entschei-
dende politische Frage. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Zum Stand der Debatte: Es sind im 
Augenblick noch sechs Redner gemeldet. Ich unter-
breche bis 14.30 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.13 bis 14.32 Uhr.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Wir setzen 
die unterbrochene Sitzung fort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pohle. 

Dr. Pohle (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist sehr 
ehrenvoll, in einem Moment zum Hause sprechen 
zu dürfen, in dem man die sichere Gewißheit hat, 
daß es sich füllt und nicht leert. 

(Heiterkeit.) 

In einer der großen Tageszeitungen hat heute 
morgen ein Artikel gestanden mit der Balkenüber-
schrift „Abschied von der Marktwirtschaft?". — 
Nein, ich glaube, das ist nicht der Sinn unserer 
Debatte über das Stabilitätsgesetz. Diese Tageszei-
tung gibt dann auch selbst die Antwort, wenn sie 
sagt: Das Gesetz bedeutet nicht den Anfang vom 
Ende der Marktwirtschaft; es gibt eine neue Ant-
wort auf neue Fragen. Insoweit glaube ich mit den 
maßgeblichen Sprechern auch der Opposition einig 
zu sein. 

Der Sinn dieser Debatte ist die Frage, die be-
währte Marktwirtschaft — die übrigens nicht 
„Marktwirtschaft", sondern „soziale Marktwirt-
schaft" heißt — mit konformen Mitteln den wirt-
schaftlichen Gegebenheiten der Gegenwart anzu-
passen. Wir müssen deshalb diese Maßnahmen vor-
sichtig dosieren. Wir haben überall, auch im Ple-
num des Bundestages, das Haushaltssicherungsge-
setz stets nur als ersten Schritt, den ausgeglichenen 
Haushalt 1966 als zweiten bezeichnet. Der dritte 
Schritt ist das jetzt aufliegende Stabilitätsgesetz. 

Mit der Opposition bedauern wir, daß es nicht 
möglich war, dieses Gesetz schon im Frühjahr ein-
zubringen und es vor der Sommerpause zu verab-
schieden. Immerhin — das erkennen wir an — ist 
es im Laufe des Sommers von den Bundesressorts 
bearbeitet und in zahllosen, recht schwierigen Ein-
zelverhandlungen so weit gefördert worden, daß es 
nach — wie das so üblich ist — vorherigen Zwi

-

schenmitteilungen durch die Presse Anfang Juli 
schließlich dem Parlament zugeleitet werden konnte. 
Im Interesse der Gesamtheit haben wir uns alsbald 
damit einverstanden erklärt, das Gesetz so bald wie 
möglich zu verabschieden und es schon in der Som-
merpause so weit zu fördern, daß es ohne Zeitauf-
schub zur Verabschiedung gebracht werden kann. 

Wir sind uns mit der Opposition darin einig, daß 
es mit dem Stabilitätsgesetz allein nicht getan ist. 
Wir wissen, daß es zusätzlich eines mittelfristigen 
Finanzprogramms bedarf und daß der Finanzbe-
richt des Bundesfinanzministers, der im Februar vom 
gesamten Kabinett verabschiedet und vorgelegt 
worden ist, einer sehr tiefgründigen Ergänzung be-
darf. Wir wissen, daß es weiterer Überlegungen 
bedarf, um die Gesundung des Kapitalmarktes zu 
vollenden. Wir wissen, daß wir auch die Außen-
wirtschaft unter Kontrolle bringen müssen und die 
Sanierung potentieller Krisenherde der Wirtschaft 
zu betreiben haben. Wir wissen, daß es im Einver-
nehmen zwischen Bund und Ländern einer Ände-
rung und Ergänzung der Haushaltsordnungen be-
darf. Last not least geht es — wie Herr Kollege Möl-
ler erneut gesagt hat — um die Frage der Finanz-
reform — siehe das Gutachten über die Finanzreform 
— und der Finanzverfassungsreform. Dazu gehört 
auch der Haushalt 1967. Auch wir meinen, daß zu 
der Ergänzung des Stabilitätsgesetzes das antizyk-
lische Verhalten des Gesetzgebers beim Haushalt 
1967 gehört. 

Meine Damen und Herren, ich will dennoch nicht 
auf Einzelheiten des Haushalts 1967 eingehen. Herr 
Kollege Möller hat einige Einzelheiten auf den Tisch 
gelegt, so wie sie im Bulletin vom 2. und 14. Sep-
tember nun einmal erschienen sind. Mit Herrn Kol-
legen Hermsdorf bedauere ich, daß das der Fall ge-
wesen ist. Trotzdem bin ich nicht befugt, in diesem 
Hohen Hause und an dieser Stelle heute über den 
Haushalt zu sprechen, weil die Bundesregierung ihn 
effektiv noch nicht verabschiedet hat und es keinen 
Zweck hat, sich in Mutmaßungen darüber zu erge-
hen, wie der Haushalt auf die Dauer aussehen wird. 
Noch ist das, was wir gelesen haben, durchaus nicht 
der Weisheit letzter Schluß. Wir können die Ent-
scheidungsfreiheit des Kabinetts in diesem Punkte 
nicht einengen, und es wird auch gar keinen Zweck 
haben, hier darüber zu sprechen, welche etwaigen 
Alternativvorschläge wir von dieser oder jener 
Seite für diesen oder jenen Posten zu machen haben 
werden, zumal — wie auch richtig bemerkt worden 
ist — eine endgültige Einigung über den Finanzaus-
gleich mit den Ländern nicht erfolgt ist und die Mei-
nungen offensichtlich auseinandergehen. Immerhin 
hat die Bundesregierung die Konturen des Haus-
halts, so wie es vor der Sommerpause gefordert 
wurde, aufgezeigt, und wir werden bei der Haus-
haltsdebatte auf diese Dinge zurückkommen. 

Herr Kollege Möller, Sie haben heute vormittag 
eine im ersten Teil äußerst — wie Sie sagen — 
traditionell-temperamentvolle Rede — übrigens ge-
nauso wie der Kollege Schiller — gehalten, und im 
zweiten Teil haben Sie sich dann sehr sachlichen 
Erwägungen zugewandt. Ich möchte auf den ersten 
Teil in diesem Zusammenhang nicht eingehen. Ich 
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freue mich, daß Sie das Wort von der „Finanzanar-
chie", das im SPD-Pressedienst neuerdings wieder 
aufgetaucht ist, heute morgen im Bundestag nicht 
wiederholt haben. Ich möchte aber doch sagen, daß 
wir keine Veranlassung haben, Ihnen auf diesem 
Wege zu folgen und noch einmal, nachdem wir hier 
schon öfter die Klingen gekreuzt haben, die Fragen 
aufzuwerfen: Was ist im vorigen Bundestag gesche-
hen, wer hat an den Bewilligungsbeschlüssen schuld, 
die Regierungsparteien allein oder nicht auch die 
Opposition? Weiter: Wer hat eigentlich für die Vor-
schläge, die jetzt auch von Ihnen auf den Tisch ge-
legt werden, die Priorität? 

Herr Kollege Schiller hat gestern seine Behaup-
tung von den vier Offerten wiederholt. Ich möchte 
auch nicht im einzelnen darauf eingehen. welche Of-
ferten eine gewisse Neuheit darstellen und welche 
nicht. Die Offerten sind wiederholt besprochen wor-
den. Eine Modifizierung einer Offerte ist nur im 
Rechtssinn eine Ablehnung und eine neue Gegen-
offerte. Aber es ist immerhin eine Diskussions-
grundlage. Lassen Sie mich davon hier nicht anfan-
gen, weil wir uns hier um das Stabilitätsgesetz be-
mühen. 

Nur eines, Herr Möller. Sie sagen: Ihr macht es 
uns schwer, indem ihr sagt: Wir wollen die Zukunft 
sehen und nicht die Vergangenheit aufreißen; ich 
muß aber die Vergangenheit aufreißen. Dazu kann 
ich nur sagen: Die Vergangenheit zerfällt in ver-
schiedene Teile. Ihnen ist es sehr angenehm, wenn 
wir die jüngere Vergangenheit aufreißen, aber un-
angenehmer, wenn wir die ältere Vergangenheit 
aufreißen. Es ist in Ihren Reihen ja nicht immer die 
gleiche Auffassung gewesen wie heute. Deshalb 
sollten wir uns darum bemühen — das haben Sie in 
Ihrem Schlußwort auch gesagt —, die Stabilität und 
das Stabilitätsgesetz in den Vordergrund zu rücken. 

Sie haben freundlicherweise den Brief meines Kol-
legen Barzel an den Bundeskanzler erwähnt. Meines 
Erachtens steht es jedem frei, seine Sorgen dem 
Bundeskanzler zu unterbreiten, auch in wirtschaft-
licher Hinsicht. Mich haben Sie dabei apostrophiert 
und von Hintergründen gesprochen. Ich bin gern 
ein Mann des Hintergrunds. In diesem Fall habe ich 
leider nicht im Hintergrund gestanden, sondern war 
nicht anwesend. Daß Sie Herrn Barzel auf Grund 
dieses Briefs ein Plätzchen in der sozialdemokrati-
schen Fraktion angeboten haben, ist natürlich ein 
ehrenvolles Angebot. Ich bin überzeugt, Herr Barzel 
wird es trotzdem nicht annehmen. 

Dann haben Sie Zitate vom Industrieinstitut und 
von der Steuerabteilung des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie gebracht. Ich bin sehr erfreut, 
von Ihnen zu hören, daß Sie in diese Lektüre ver-
tieft sind. Ich meinerseits lese gern als Gegengabe 
die Darbietungen des Wirtschaftswissenschaftlichen 
Instituts der Gewerkschaften. Aber wir kennen uns 
gut genug, um zu wissen, daß wir schon seit langen 
Jahren beide Nachrichten in uns aufnehmen. 

Nun, meine Damen und Herren, gewisse Dinge 
können wir nur langsam und behutsam zur Reife 
bringen. Wir müssen davon ausgehen, Herr Kollege 
Schiller, daß auch das Stabilitätsgesetz eine gewisse 

Zeitspanne bis zur Reife gebraucht hat. Die An-
regungen der Sachverständigen, die wir nicht leicht 
genommen haben, haben wir eingehend geprüft. 
Auch die Regierung hat sie eingehend geprüft. Man 
wird ihr keinen Vorwurf daraus machen können — 
es  handelt sich ja nicht um jahrelange Verzögerun-
gen —, daß sie erst nach einer gewissen Spanne — 
nach dem Grundsatz: erst wägen, dann wagen — 
das Stabilitätsgesetz hier eingebracht hat. Es ist 
doch nicht so, daß infolge dieser Formulierungs-
zeitspanne, wie Sie behaupten, Gefahr im Verzuge 
sei. Ich wehre mich gegen die Behauptung — und 
stimme insofern der Regierung zu, daß es einfach 
nicht wahr ist —, daß wir uns in einer wirtschaft-
lichen Krise befinden. Wir haben gewisse ernste Er-
scheinungen, mit denen wir fertig werden müssen, 
wie übrigens alle Nachbarstaaten der freien demokra-
tischen Welt auch. Wir werden damit fertig werden. 
Aber es ist nicht so, daß dieses Gesetz schon im Mai 
hätte eingebracht werden müssen, weil eine Krise 
unmittelbar bevorgestanden hätte. Nunmehr ist das 
Gesetz eingebracht. Ich darf mich auf das beziehen, 
was im Bundesrat geschehen ist. Es ist zügig ver-
handelt worden. Sämtliche Ministerpräsidenten der 
Länder haben sich für zügige Verhandlungen zur 
Verfügung gestellt, und im Bundesrat ist dann sehr 
schnell eine Verabschiedung erfolgt. 

Dazu nur ein persönliches Wort hinsichtlich der 
Bemerkung des Herrn Kollegen über den „todes-
mutigen Kampf" des Herrn Bundesministers 
Niederalt. Sicherlich hat Herr Niederalt als 
Bundesratsminister eine besondere Kompetenz, sich 
um diese Dinge zu kümmern, und dies und nichts 
anderes hat er getan. Er kann sicherlich das Ver-
dienst für sich in Anspruch nehmen, in den Beratun-
gen des Bundesrates ohne Verzögerung auf zügige 
Diskussion und Verbesserung der Schlagkraft des 
Stabilitätsgseetzes durch die Vorschläge des Bundes-
rates hingewirkt zu haben. 

Niemand, meine Damen und Herren — das muß 
ich auch Ihnen sagen, Herr Möller —, verlangt eine 
Par-force-Tour dieses Gesetzes. Wir wollen zügig 
verhandeln, und wir sind bereit, über jeden einzel-
nen Punkt — ich werde es am Ende meiner Ausfüh-
rungen noch einmal wiederholen — Ihrer Ergän-
zungsvorschläge, genannt Essentialia, zu verhan-
deln, wenn nicht hier, so in den Ausschüssen. 

(Abg. Dr. Schiller: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, das Gesetz enthält 
eine Reihe von Ermächtigungen für die Bundes-
regierung, für einzelne Bundesressorts und für die 
Bundesbank, gewisse Maßnahmen durchzuführen. 
Das ist hier alles schon behandelt worden. Mit die-
sen Ermächtigungen wird der Bundesregierung und 
der Bundesbank ein scharfes Schwert in die Hand 
gegeben, über dessen Anwendung das Parlament 
mit oder ohne Kassationsmöglichkeit wachen kann, 
dessen Sinn aber gerade darin liegt, es schnell und 
auch ohne parlamentarischen Apparat zum Einsatz 
zu bringen. Wir vertrauen darauf, daß die Bundes-
regierung, die unser Vertrauen genießt, von dem 
Gesetz nur in jenen Fällen Gebrauch machen wird, 
die dringlich erscheinen. 
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Ein Regulativ für jene Rechtsverordnungen, die 

die Beschaffung von Geldmitteln im Wege des Kre-
dits durch Bund, Länder, Gemeinden und Gemeinde-
verbände regeln sollen, ist, daß sie der Zustimmung 
des Bundesrates bedürfen, und in ihnen sind be-
kanntlich als Schwerpunkte vorgesehen nicht nur 
die Konjunkturausgleichsrücklage I und die jetzt 
vom Bundesrat eingefügte obligatorische Konjunk-
turausgleichsrücklage II, falls I nicht greifen sollte, 
sondern auch die Ordnung des Kapitalmarkts durch 
die Möglichkeit quantitativer Begrenzungen des 
Kreditvolumens der öffentlichen Hand durch Höchst-
beträge, wobei der Höchstbetrag für alle Stellen 
nach einheitlichen Maßstäben zu berechnen ist, 
sowie eine bis zu einem Jahr gehende Befristung. Es 
scheint mir der Kern des Gesetzes zu sein, Voraus-
setzungen für den Versuch zu schaffen, die Verhält-
nisse auf dem Kapitalmarkt wieder in den Griff zu 
bekommen. Hier ist am runden Tisch nützliche Vor-
arbeit geleistet worden, die sich aber als nicht aus-
reichend erwiesen hat. 

Nun ist die Frage angeschnitten worden, nach 
welchen Gesichtspunkten das Instrument der Kre-
ditbegrenzung gehandhabt werden soll. Meine 
Damen und Herren, ich glaube, darüber können wir 
uns in den Ausschüssen unterhalten, das kann hier 
im einzelnen nicht festgelegt werden. Es ist ja 
gerade der Sinn des Gesetzes, der Regierung eine 
gewisse Flexibilität, eine gewisse Elastizität an die 
Hand zu geben, wobei sie nach der Würdigung der 
Gesamtkonjunktur und der gesamtwirtschaftlichen 
Zusammenhänge als Basis ihrer Entscheidungen vor-
zugehen hat. 

In diesem Zusammenhang aber ein Wort über die 
Gemeinden. Meine Damen und Herren, uns liegen 
die Gemeinden genauso am Herzen wie Ihnen, — 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

auch und gerade die Großgemeinden; ebenso alle 
anderen, aber bei den Großgemeinden ist die finan-
zielle Situation besonders in die Augen springend. 
Niemand von uns denkt daran, an Hand dieses Ge-
setzes den Gemeinden etwa den Gashahn abzudre-
hen. Dazu ist das Wohl und Wehe der Gemeinden 
und ihrer Finanzgestaltung viel zu stark verwoben 
mit der Gesamtwirtschaft und den vielen Unterneh-
men, deren Auftraggeber in vielen Branchen ja die 
Gemeinden sind. Ich darf dazu folgendes bemerken. 

Erstens. Der Bundesgesetzgeber ist ja letztlich 
derjenige, der über das Gewerbe- und Grundsteuer-
aufkommen bestimmt und damit über die Gemein-
deautonomie, und niemand von uns denkt daran — 
trotz gegenteiliger Überlegungen in dem Gutachten 
für die Finanzreform —, in die Autonomie der Ge-
meinden bei diesen Einnahmequellen entscheidend 
einzugreifen. Wir bleiben dabei, daß die Gemein-
den hier ihre eigenen Quellen haben müssen. 

Zweitens. Es ist aber auch nicht so, daß die Ge-
meinden nun etwa bisher die Hungernden am Kapi-
talmarkt gewesen wären. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Das ist der Gegenpunkt. Schließlich sind im Jahre 
1965 bei einem Gesamtvolumen von 11 Milliarden 

DM Kreditneuaufnahmen allein auf die Gemeinden 
4,6 Milliarden DM entfallen. 

(Abg. Leicht: Ohne den grauen Markt!) 

— Ohne den grauen Markt. Und im Jahre 1966, als 
also die Quelle des Kaiptalmarktes schon sehr viel 
gelinder floß und der Bund überhaupt keine Neuein-
gänge, sondern nur Kapitalrückflüsse hatte, haben 
die Gemeinden von insgesamt 2,2 Milliarden DM 
Kreditneuzugängen 1,6 Milliarden DM erhalten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Drittens möchte ich folgendes anführen, meine 
Damen und Herren. Die Probleme der Gemeinden 
sind — ich habe es soeben schon betont — genauso 
unser Anliegen wie das Ihre. Wir wissen ganz 
genau, daß wir die Gemeinden nicht aushungern 
können, daß das Rückwirkungen hätte, die wir nicht 
vertreten können. Deshalb sind bei uns auch sehr 
eingehende Erwägungen im Gange, durch welche 
Quellen und auf welche Weise den Gemeinden jene 
Mittel zukommen können, die sie brauchen, um 
die notwendigen Infrastrukturmaßnahmen durchzu-
führen. Ich nenne die Stichworte: Schulen, Versor-
gung, Verkehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind die grundlegenden Anliegen meiner 
Fraktion. 

Meine Damen und Herren, für die Rechtsverord-
nungen und für die Genehmigungserteilung auf 
Grund der Rechtsverordnungen soll der Bundeswirt-
schaftsminister im Benehmen mit der Deutschen Bun-
desbank zuständig sein. Wir sind bereit, entspre-
chend der Empfehlung der Bundesregierung der hier-
für notwendigen Änderung des Art. 109 des Grund-
gesetzes unsere Zustimmung zu geben. Das ist be-
reits durch die Ausführungen meiner Fraktions-
freunde hier zum Ausdruck gekommen. 

Es ist heute morgen in der Debatte mit dem Herrn 
Bundesjustizminister gefragt worden: Wie geht denn 
der Weg mit den Grundgesetzänderungen weiter? 
Ich darf dazu ergänzend bemerken, daß auch dies 
ein gemeinsames Anliegen zu sein scheint. Denn 
Sie wissen genauso wie ich, daß allein in dem Gut-
achten für die Finanzreform mindestens 20 bis 30 
sehr schwerwiegende Grundgesetzänderungen vor-
gesehen sind und daß dieses Sachverständigengre-
mium zwar nicht aus Parteivertretern, aber aus Per-
sönlichkeiten der verschiedensten Schattierungen zu-
sammengesetzt war. Diese Empfehlungen sind dem 
Bundestag — mit einer Einschränkung in einem an-
deren Fall — einstimmig gegeben worden. Wir kom-
men also gar nicht darum herum, uns, wenn wir eine 
Finanzreform und eine Finanzverfassungsreform 
ehrlich wollen, auch mit diesen Fragen weiterhin zu 
beschäftigen. 

(Abg. Jahn [Marburg] : Zu beschäftigen, 
oder sie zu lösen, Herr Kollege?) 

— Sie zu lösen, Herr Jahn. Bisher haben wir jeden-
falls keinen Anlaß zu der Meinung gegeben, daß 
wir uns mit den Fragen nur beschäftigten. Vielmehr 
haben wir ja auch — das können wir für uns in 
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Anspruch nehmen — einige Fragen gelöst, wenn 
auch nach Ihrer Ansicht nicht alle. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Schön, ich sehe, daß Sie Zweifel haben, aber wir 
werden Ihnen das erneut beweisen. 

Wir werden uns dabei auch mit der darüber hin-
ausgehenden Forderung des Bundesrats auseinan-
dersetzen, daß wegen der einschneidenden Bedeu-
tung, die das Stabilitätsgesetz für die Haushalts-
gestaltung der Länder hat, die Rechtsverordnungen 
von der Zustimmung einer qualifizierten Mehrheit 
des Bundesrates abhängig gemacht werden sollen. 
Meine Damen und Herren von der Opposition, wir 
sind natürlich auch bereit, zu prüfen, ob wir statt 
dessen oder an anderer Stelle die Stellung des Bun-
destags nach dieser Richtung hin stärker ausgestal-
ten sollten. Das sind also keine Punkte, über die 
wir stolpern. Allerdings muß ich persönlich sagen, 
daß ich gewisse Bedenken hätte gegen eine zu 
starke Vermengung der Aufgaben der Exekutive mit 
den Aufgaben der Legislative, Herr Schiller. 

(Abg. Dr. Schiller: Es geht um die parla

-

mentarische Kontrolle!) 

- Das kann man sagen. Aber Sie haben in Ihrem 
Punkt 6 der Ergänzungsvorschläge ja eine Kassa-
tionsmöglichkeit eingebaut, über die wir auch spre-
chen können. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal wiederholen: wir betrachten das Gesetz als 
Einheit. Diese Bemerkung bedeutet folgendes. Wir 
wissen, daß die derzeitige Konjunktur nicht mehr 
absolute Zeichen einer Überhitzung trägt, trotz der 
Überbeschäftigung; ich komme gleich noch einmal 
darauf zurück. Wir wissen, daß es Schwächeerschei-
nungen gibt. Wir wissen, daß sich einerseits die 
Handelsbilanz durch erhöhte Ausfuhr kräftig gebes-
sert hat und daß bei einigen Branchen auch kräftige 
Steigerungen der Zuwachsraten zu verzeichnen sind. 
Wir wissen aber auch, daß in anderen Branchen ins-
besondere die Erträge ebenso rückläufig sind wie 
die Umsatzzuwachsraten und die Zuwachsraten der 
Produktivität. Das bedeutet keine Krise, aber es ist 
von Branche zu Branche verschieden. Gerade des-
halb — lassen Sie mich diesen Schluß ziehen — steht 
vorweg die Politik der festen Währung, damit man 
auf dieser Basis die Dinge zu meistern versuchen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wissen, daß andere Länder sich mit genau den 
gleichen Problemen herumschlagen und daß unsere 
Zahlungsbilanz noch immer ein erhebliches Defizit 
aufweist, das sich bekanntlich insbesondere aus den 
Gastarbeiterzuführungen, den Zahlungen für den 
Tourismus, für die Wiedergutmachungsschulden, für 
Rüstungskäufe — und damit im Zusammenhang 
Zahlung von Besatzungskosten — zusammensetzt. 
Für 1966 werden wir freilich mit einem geringeren 
Defizit abschließen können als mit 6 Milliarden DM 
wie 1965. Die Besserung ist bekanntlich darauf zu-
rückzuführen, daß unsere Handelsbilanz zur Zeit mit 
einem Überschuß abschließt und daß sich unsere 
Ausfuhr auf einer aufsteigenden Linie befindet, 
wenngleich die Verbesserung zu einem erheblichen 

Teil auf einem Rückgang der Rüstungseinfuhren aus 
Amerika gegenüber dem Vorjahr beruht, ein Um-
stand, von dem wir noch nicht wissen, ob er ein 
dauernder sein wird. 

Zur Deckung des auf die Dauer nicht zu umgehen-
den Kapitalexports müßten wir zudem einen Über-
schuß der Zahlungsbilanz haben. Hier liegt zugege-
benermaßen ein permanenter Unsicherheitsfaktor. 
Das Defizit der Zahlungsbilanz wird in den nächsten 
Jahren eher noch wachsen. Allein der Agrarfonds 
des Gemeinsamen Marktes wird uns Ende der 60er 
Jahre mindestens 2 Milliarden DM kosten. Deshalb 
müßten wir große Außenhandelsüberschüsse erzie-
len; denn auf die Kapitalbilanz allein können wir 
uns angesichts dieser Zahlen nicht verlassen. Die 
Bundesrepublik muß auf lange Sicht Kapital aus- 
und nicht einführen. Die Annahmen, welchen Betrag 
die deutsche Exportwirtschaft zum Ausgleich der 
Zahlungsbilanz aufbringen muß, schwanken zwi-
schen 7 und 9 Milliarden DM. 

Wie in jeder auslaufenden Phase der Hochkon-
junktur steigen die Löhne trotz beginnender Ent-
spannung am Arbeitsmarkt immer noch stärker als 
die Produktivität. Meine Damen und Herren, nun 
gibt es eine Meinung, die lieber die weitere Expan-
sion wünscht, selbst mit der Folge von Inflations-
raten. Ich meine, hier handelt es sich gar nicht um 
die Frage: Wachstum oder Stabilität? Denn Expan-
sion ist auch im Rahmen der Stabilität möglich, wenn 
auch nicht in einem sich überstürzenden Tempo. Es 
handelt sich also um gar nichts anderes als darum, 
die Kreditexpansion auf ein vertretbares Maß zu 
verlangsamen, nicht aber darum, eine Wirtschafts-
krise oder gar eine Deflation zu erzeugen. Wenn 
dies das Ziel dieses Stabilitätsgesetzes ist — und es 
ist das Ziel —, dann schließen wir uns diesem Ziel 
völlig an. 

Ich gebe zu, daß wir nach wie vor Preissteigerun-
gen zu verzeichnen haben. Es wäre falsch, das zu 
leugnen. Wir wollen aber das Stabilitätsgesetz ge-
rade deshalb verabschieden, um hier zu klaren und 
stabilen Verhältnissen zu kommen und einen weite-
ren Schritt zu den bisher gemachten hinzuzufügen. 

Dazu gehört vor allem die Gesundung des Kapi-
talmarkts und die allmähliche Wiederrückführung 
des überhöhten Zinsniveaus auf ein vertretbares 
Maß. Hier ist die Kuponsteuer erwähnt worden. Die 
Kuponsteuer hat im März 1964 den Nettozufluß von 
ausländischen Mitteln in den deutschen Rentenmarkt 
abgestoppt. Aber man muß gleichzeitig mit der 
Deutschen Bundesbank der Wahrheit die Ehre ge-
ben, daß der ausländische Besitz von deutschen fest-
verzinslichen Wertpapieren mit 6,3 Milliarden DM 
1965 sogar etwas höher lag als Ende 1963. Sosehr 
die Kuponsteuer möglicherweise zu einem Ver-
trauensschwund des Auslandes uns gegenüber bei-
getragen haben mag, so wenig läßt sich leugnen, 
daß das Ausland sich nach wie vor heftig mit Kre-
diten — leider auch kurzfristigen — in der Bundes-
republik zu hohen Zinssätzen betätigt. Oder, um mit 
der Bundesbank zu sprechen: „Erst die leergefegten 
Anleihe- und Kreditmärkte haben jene, die den 
Kapitalmarkt überstrapaziert haben, nämlich die 
öffentlichen Hände, zur Einsicht und Umkehr ge- 
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zwungen." Das ist ein Zitat der Deutschen Bundes-
bank. 

Natürlich muß man die Frage aufwerfen, ob der 
totale Verfall des Kapitalmarktes nicht ein zu hoher 
Preis für die letztlich der Stabilisierung der Wäh-
rung dienende Restriktionspolitik der Bundesbank 
war. Ich zitiere auch insoweit die  Bundesbank: 

 „Dann hätte die Bundesbank die Lücke zwischen Ka-
pitalnachfrage und Kapitalangebot, die durch das 
Zusammentreffen von erhöhtem Finanzierungsbe-
darf der Wirtschaft und der öffentlichen Hand 1965 
entstanden war, durch Geldschaffung ausfüllen, d. h. 
den Kapitalmarkt durch Geldspritzen flüssig halten 
müssen." Meine Damen und Herren, ob dies nicht 
zu weiteren Preissteigerungen und zu einer 
Schraube ohne Ende geführt hätte, ist fraglich, es ist 
aber sehr wahrscheinlich. 

Wir haben ernsthaft die Frage geprüft und wer-
den sie weiter prüfen, ob die Einräumung von Be-
fugnissen für die Anwendung weiterer Kreditrestrik-
tionen durch die Deutsche Bundesbank z. B. durch 
die Kreditplafondierung für die Privatwirtschaft 
oder — in das Kapitel gehört auch das hinein — die 
Schaffung variabler Abschreibungssätze nach der 
Richtung der Kürzung dieser Sätze heute noch zeit-
gemäß ist, ob nicht vielmehr die Deutsche Bundes-
bank bei Ausschöpfung der für sie jetzt schon be-
stehenden Möglichkeiten — Mindestreservepolitik, 
Diskont und Rediskont und Lombardpolitik — in der 
Lage ist, die Dinge bei unerwünschter Überhitzung 
der Konjunktur in den Griff zu bekommen. Zweifel-
los hat sie sie bisher nicht in den Griff bekommen. 
Niemand von der Bundesregierung oder von der 
Bundesbank denkt aber daran, die notwendigen 
Investitionen der Industrie mit Hilfe des neuen Ge-
setzes abzustoppen. Sie sind angesichts der äußerst 
dynamischen und finanzstarken ausländischen Kon-
kurrenz der  Lebensnerv zur Erhaltung unserer Wett-
bewerbsfähigkeit, wobei gleichzeitig wegen der 
Uberbeschäftigung — eine Frage, die auch mit den 
Arbeitszeitverkürzungen zusammenhängt — den 
industriellen Werken gar nichts anderes übrig 
bleibt, als verstärkt Rationalisierungsinvestitionen 
vorzunehmen. Aber die Möglichkeiten des Gesetzes 
können andererseits, das gebe ich gern zu, dazu 
führen, einen Ausgleich in den sehr unregelmäßig 
anfallenden Investitionsspitzen vorzunehmen. Wenn 
wir der Möglichkeit weiterer Kreditrestriktionen 
durch Kreditplafondierung und einer Möglichkeit 
der Variierung der Abschreibungssätze im Prinzip 
zustimmen - Modifizierungen im Einzelfall in die-
sem oder jenem Punkt behalten wir der Ausschuß-
beratung vor —, so gehen wir freilich davon aus, 
daß das Schwergewicht des Gesetzes in dem Wohl-
verhalten der öffentlichen Hand und jenem Teil des 
Entwurfs liegt, der sich an die öffentliche Hand und 
an deren Verhalten wendet. Wenn hierfür eine 
Grundgesetzänderung erforderlich ist, so betrachten 
wir das Gesetz in allen seinen Teilen als Junktim. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Wir wünschen nicht die Verabschiedung des Ge-
setzes in seinem letzten Teil mit einfacher Mehrheit, 
ohne daß zugleich durch Grundgesetzänderung die 
Voraussetzungen geschaffen werden, die öffentliche 

Hand vor den gleichen Karren zu spannen. Ein logi-
scher Wunsch. Man könnte daran denken, dieses 
Junktim möglicherweise auch durch die eine oder 
andere Gesetzesbestimmung, z. B. in § 20, in Spezial-
fällen zu verankern. 

Wir glauben nicht — ich möchte das angesichts 
der Debatte mit dem Herrn Bundesjustizminister 
und mit Herrn Kollegen Jahn noch einmal be-
tonen — , daß der gleiche Effekt durch zwischen-
staatliche Vereinbarungen erreicht werden kann. 
Dies mag für kulturpolitische oder andere Abkom-
men zutreffen; es gibt dafür sicherlich genügend 
Beispiele. Binnen kürzester Frist aber gleichlautende 
Staatsverträge mit elf verschiedenen Ländern her-
beizuführen, die zum Ziele haben, die Budgets, die 
Etats aufeinander abzustimmen, wobei nicht nur die 
Regierungen der Länder, sondern auch ihre Parla-
mente dann zuständig wären, das scheint mir ein 
sehr schwieriges Unterfangen, während die Grund-
gesetzänderung klare Verhältnisse schafft. Dabei 
will ich auf die rechtliche Seite der Angelegenheit 
von meinem Standpnukt aus nicht eingehen. 

Ich möchte mich auch nicht auf weitere Einzel-
heiten des Gesetzes einlassen. Lassen Sie mich nur 
noch den Ausschuß für öffentlichen Kredit erwäh-
nen. Auch hier, Herr Schiller, sind wir bereit, in den 
Ausschüssen darüber zu sprechen, ob dieser Aus-
schuß mit einem anderen Ausschuß oder irgend-
einem anderen Instrument, in welcher Form auch 
immer, verschmolzen werden kann oder nicht. 

Wir sind uns in diesem Hause völlig darüber im 
klaren, daß wir nicht die einzigen sind, die sich mit 
Problemen deser Art zu befassen haben. Ich sagte 
schon, und es ist auch hier in der Debatte zum Aus-
druck gekommen, daß in sämtlichen anderen west-
lichen Ländern die gleichen Probleme zur Debatte 
stehen. In der Schweiz wird für 1966 mit einer Preis-
steigerung von 5,3 % gerechnet, in Schweden mit 
6 %, in Holland mit fast 6 %. Es ist aber immerhin 
bemerkenswert, daß die Ziffern in Italien und Frank-
reich nur bei 3,3 % und in den Vereinigten Staaten 
sogar nur bei 2,1 % liegen. 

Interessant ist, daß in der Schweiz kürzlich die 
„Zürcher Zeitung" die Bestrebungen dieses Landes 
dahin zusammengefaßt hat, die grundsätzlich posi-
tive Würdigung der aufliegenden Gesetzentwürfe — 
auch drüben Stabilisierungsgesetze genannt — dürfe 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß allen institutio-
nellen Vorkehrungen Grenzen gesetzt seien. Ent-
scheidend blieben die Finanzgesinnung des Souve-
räns — das ist nämlich das Parlament — und der 
Mut der Parlamentarier zur politischen Unpopulari-
tät. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das mache sich auch auf die Dauer besser bezahlt 
als unhaltbare Versprechungen — auch in bezug auf 
Wählerkreise. 

Ich will auf ,die Vereinigten Staaten und die 
schwierige Lage in England nicht eingehen. Sie 
wissen, daß die britische Regierung bemüht ist, die 
Exporte zu steigern. Gerade das Beispiel Englands 
zeigt, wie schmal der Grat zwischen einer über-
hitzten Konjunktur und dem Umschlag nach der 
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anderen Seite ist. Man kann die Schwierigkeiten — 
diese Bemerkung kann ich doch nicht unterdrücken, 
Herr Schiller — auch nicht allein der Vorgängerin 
der jetzigen Regierung anlasten. Schließlich ist die 
Labour-Regierung fast zwei Jahre im Amt, und die 
Wirtschaft ist ziemlich schnellebig, so daß ich glaube, 
daß die Dinge, die in der Zwischenzeit geschehen 
sind, von der jetzigen Regierung zu vertreten sind. 
Ich gebe aber gerade in bezug auf dieses Beispiel 
zu, daß die Dinge äußerst schwierig liegen und daß 
sich alle Regierungen, welcher Schattierungen auch 
immer, mit diesen Problemen zu beschäftigen haben. 
Auch die Labour-Regierung kann es ja letzten Endes 
nur schaffen, wenn die dortige Opposition mitzieht. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, fest-
stellen zu können, daß sich heute der größere Teil 
der Bevölkerung mit der sozialen Marktwirtschaft 
durchaus identifiziert. Auch die Opposition orien-
tiert sich an der tatsächlichen Entwicklung, und das 
ist politisch durchaus folgerichtig. Das Novum, über 
das wir in dieser Legislaturperiode, aber mit Anfän-
gen schon in der vorigen, hier diskutieren, ist ge-
wissermaßen der Wettkampf um die bessere markt-
wirtschaftliche Wirtschaftspolitik. Ich glaube, es 
müßte richtig sein, daß wir gemeinsam die Positio-
nen durchdenken, die entweder uns allen schaden 
oder die uns allen zugute kommen. 

Ich glaube, niemand kann leugnen, daß wir es in 
der Bundesrepublik — lassen Sie mich, meine Da-
men und Herren, darüber am Ende meiner Ausfüh-
rungen noch einige Betrachtungen anstellen — mit 
einem Geldmengenproblem zu tun haben. Aus dem 
dauernden Geldüberhang resultiert das ständige Un-
gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage. In 
der Analyse der Konjunktur besteht Einigkeit dar-
über, daß ein Nachfrageüberhang besteht. Man 
macht dafür dann vorwiegend einzelne Bereiche des 
Wirtschaftslebens verantwortlich. Die Wissenschaft, 
die beiden Sachverständigengutachten und die Bun-
desbank verstehen dagegen den Nachfrageüber-
hang als ein gesamtwirtschaftliches Problem. Dem-
entsprechend sind die Ansichten über die Realität 
in allen Kreisen verworren. Aber alle Seiten des 
Hauses dürften tiefgreifende Störungen ohne prospe-
rierende Wirtschaft nicht zulassen, und genauso 
habe ich auch die Einlassungen der Opposition zu 
diesem Punkte verstanden. Dazu müßte selbstver-
ständlich eine gravierende schleichende Geldent-
wertung, die man nicht in den Griff bekommt, ge-
rechnet werden. 

Ich gebe zu, daß dies nicht überall lange Zeit hin-
durch richtig verstanden wurde. Nicht einmal der 
öffentliche Bereich konnte sich der aus der allgemei-
nen Geldfülle resultierenden Ausgabeninflation ent-
ziehen. Erst seit neuester Zeit wird auf dem Teilge-
biet der öffentlichen Kreditnachfrage versucht, das 
Geldmengenproblem anzugehen. Wir sind jederzeit 
bereit, dabei über die nicht im Stabilitätsgesetz ent-
haltenen beiden Unsicherheitsfaktoren zu sprechen. 

Den einen Unsicherheitsfaktor bildet die Zah-
lungsbilanz — ein Problem, mit dem sich gestern 
schon verschiedene Redner beschäftigt haben. Ich 
habe dennoch noch nicht gehört - das scheint mir 
aber ein Beweis dafür zu sein, daß auch Sie um 

die Probleme ringen, ohne in diesem Punkte bereits 
ein fertiges Rezept auf den Tisch des Hauses legen 
zu können —, mit welchen Mitteln die Opposition 
bereit ist, der Diagnose Geldmengenüberhang mit 
entsprechenden Maßnahmen Rechnung zu tragen. 
Allein mit der konjunkturellen Wirkung der Sätze 
der Umsatzsteuer für den grenzüberschreitenden 
Verkehr kann meines Erachtens das Problem nicht 
gemeistert werden. Ebensowenig können wir ihm 
überstürzt mit flexiblen Wechselkursen auf der 
Grundlage des ersten Sachverständigengutachtens 
entgegentreten. Freilich erwarten wir von der Bun-
desregierung, daß sie die Bemühungen zur Absiche-
rung der wirtschaftlichen Liquiditätszuschüsse auf 
internationaler Ebene fortsetzt und alte und neue 
Mittel überlegt, den hier möglicherweise auf uns 
zukommenden Gefahren — vor und nach der Ver-
abschiedung des Stabilitätsgesetzes, ohne daß wir 
nun die Forderung erheben, das in dieses Stabilitäts-
gesetz hineinzubauen — zu begegnen. Wir haben 
mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß der 
Bundeswirtschaftsminister in permanenten Verhand-
lungen mit anderen Ländern, insbesondere den 
EWG-Partnern, bemüht ist, hier den internationalen 
Gleichschritt herzustellen. 

Das zweite Problem, meine Damen und Herren, 
ist die Überbeschäftigung, und dies hängt wiederum 
aufs engste mit dem Arbeitszeitproblem zusammen. 
Wir werden auf die Dauer nicht darauf verzichten 
können, diesem Problem ernsteste Aufmerksamkeit 
zu widmen. In diesem Zusammenhang ist für mich 
der Hinweis des Kollegen Schiller von großem In-
teresse, daß die Regierung verpflichtet sein sollte, 
den autonomen Tarifparteien bei deren Entscheidun-
gen Orientierungs- und Entscheidungshilfen zu 
geben. Herr Schiller, das ist immerhin ein Hinweis. 
Sie müßten in unseren weiteren Beratungen noch 
näher erläutern, wie Sie das meinen und was Ihrer 
Ansicht nach Orientierungs- und Entscheidungshil-
fen über die bisherigen Gradmesser und Meßstäbe 
— Produktivitätszuwachs, realer Zuwachs des 
Bruttosozialprodukts — hinaus sind, wie weit Sie 
gehen wollen. Es würde mich auch interessieren zu 
hören, ob Sie diesen Vorschlag mit den Vertretern 
der Tarifpartner abgestimmt haben oder nicht und 
was die Tarifpartner zu ihm zu sagen haben. Aber 
wir sind auch über diesen Punkt zu jedem parlamen-
tarischen oder außerparlamentarischen Gespräch be-
reit. 

Meine Damen und Herren, das Geldmengenpro-
blem ist ein entscheidendes Problem. Dem knappen 
Angebot steht eine ungeheure Nachfrage gegen-
über. Wenn das Geld ebenso knapp ist wie das An-
gebot an Gütern und Dienstleistungen, dann ist die 
entscheidende Grundlage für die Stabilität gelegt. 
Ist diese Relation gestört, bleibt das Geld eben 
nicht mehr stabil; das Preisgefüge gerät auf der 
Suche nach einem neuen Gleichgewicht in Bewegung. 

Alles hängt infolgedessen von der auf ein opti-
males Wachstum abgestimmten Geldmenge ab. Das 
ist, glaube ich, einer der Punkte, Herr Schiller, in 
denen wir uns unterscheiden. Sie haben bisher oder 
jedenfalls früher diesen Weg abgelehnt und mehr 
nach der Seite des leichten Geldes und des billigen 
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Geldes tendiert. — Wenn ich mich irre, um so bes-
ser. Das entspringt natürlich wachstumstheoreti-
schen Vorstellungen, wonach ständig eine Investi-
tions- und Konsumlücke befürchtet wird. Treten 
Investitions- und Konsumlücken auf, ist weder ein 
maximales Wachstum der Masseneinkommen noch 
der damit verbundene Umverteilungsprozeß mög-
lich. Eine Politik des knappen Geldes widerspricht 
diesen Möglichkeiten, weil sie zunächst einmal die 
Geldwertstabilität sucht. Wenn wir also die Geld-
wertstabilität wollen, können wir dieses Ziel nur 
auf dem Wege erreichen, den die Bundesregierung 
beschlossen hat. Ich fürchte, wir können ihm mit 
neuen Institutionen und auch mit Hilfe einer volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung einschließlich einer 
kurzfristigen Finanzplanung nicht näherkommen. 
Dabei werden die autonomen Marktkräfte meines 
Erachtens nicht genügend berücksichtigt und außer-
dem das Keynessche Rezept für die Überwindung 
der Unterbeschäftigung durch Kreditschöpfung und 
staatliche Aktivität einfach auf die Situation der 
Überbeschäftigung ohne Beseitigung der kosten-
treibenden Wirkung übertragen. Und das, glaube 
ich, ist Ihre (zur SPD) Achillesferse. 

Diese Überlegungen führen mich zu dem Schluß, 
daß das Schwergewicht der Stabilisierungs- und 
Wachstumspolitik in der Herstellung des monetären 
Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage 
liegt. Die finanzpolitischen Maßnahmen sind ge-
eignet, drohenden Inflationsgefahren im öffentlichen 
Bereich und ihren gesamtwirtschaftlichen Auswir-
kungen einen Riegel vorzuschieben und damit die 
monetäre Politik qualitativ und quantitativ zu unter-
stützen. Sie haben eine Reihe von Vorschlägen vor-
gelegt: Konjunkturrat, Forschungskommission für 
Konjunkturbeobachtung, Gespräch am runden Tisch 
mit Tarifpartnern auf der Basis der neuesten ge-
samtwirtschaftlichen Analysen — „neuer sozialer 
Dialog" genannt —, Einrichtung von zwei neuen 
Unterabteilungen im Bundeswirtschaftsministerium, 
Ausbau — das habe ich schon genannt — der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. Dennoch, trotz 
dieser vielen Pläne, glaube ich, daß noch keine 
klare Vorstellung über die Beseitigung der Geld-
fülle besteht, und das scheint mir in der Tat das 
Kernproblem zu sein. 

Wie die Erfahrungen in anderen Ländern, auch 
sozialistischen Ländern, zeigen, wird man dort mit 
dem Problem der Geldfülle nicht fertig, trotz Fiskal-
politik und trotz zahlreicher institutioneller Einrich-
tungen dieser Art. Das Problem wird also wahr-
scheinlich anders gelöst werden müssen als durch 
Aufpfropfung neuer Institutionen. Als Ersatz der 
fehlenden monetären Lösungen werden zahlreiche 
neue Gremien und Planungsinstrumente vorgeschla-
gen. Diese können jedoch keine Wirtschaftsdaten 
ersetzen, so daß lediglich versucht wird, die Ver-
haltensweisen mit Institutionen zu bestimmen, ohne 
sie zu beeinflussen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Bitte! 

Dr. Schiller  (SPD) : Herr Kollege Pohle, ist Ihnen 
nicht aufgefallen, daß wir in unseren Vorschlägen  

zur Verbesserung des Stabilisierungsgesetzentwurfs 
an Stelle von zwei Ausschüssen nur einen vorge-
schlagen haben und keine zusätzliche Institution — 
außer der einen Tatsache, daß die Zusammenarbeit 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden nun in 
einem Gremium stattfinden soll, nichts weiter? Das 
heißt, wir haben bei dem jetzigen Entwurf von uns 
aus als Essential Nr. 4 sogar eine Verminderung 
von Institutionen gefordert. 

Dr. Pohle (CDU/CSU) : Darf ich diese Frage 
dahin verstehen, Herr Kollege Schiller, daß mit die-
ser Einlassung zum Stabilitätsgesetz und mit Ihrem 
Punkt 4 der sogenannten Essentials die früheren 
Vorschläge, die eine ganze Reihe solcher Institu-
tionen zum Inhalt hatten, zunächst als überholt und 
ad acta gelegt zu betrachten sind? 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Schiller (SPD) : Darf ich, da Sie mich jetzt 
gefragt haben, darauf antworten? — Ein Teil der 
Vorschläge ist dadurch erledigt, daß wir keinen 
Sachverständigenrat Nummer 2 oder 3 fordern, son-
dern fordern, daß bei bestimmten Überlegungen 
oder Feststellungen, die die Bundesregierung trifft 
— Jahreswirtschaftsbericht usw. —, in Zukunft der 
vorhandene Sachverständigenrat eingeschaltet wird. 
Der andere Teil der Vorschläge — Umorganisierung 
des Bundeswirtschaftsministeriums — bezieht sich 
auf den Tag der nächsten Wahl und die anschlie-
ßende Regierungsbildung. 

Dr. Pohle (CDU/CSU) : Ich bin Ihnen sehr dank-
bar, Herr Schiller, für diese Klarstellung. Dann kom-
men wir uns in dem ersten Punkt sehr viel näher 
und können die Debatte beim Stabilitätsgesetz auf 
die Frage beschränken, wieviel Ausschüsse und 
welche Ausschüsse wir einsetzen. 

Was die zweite Bemerkung anlangt, da müssen 
wir nun abwarten, wie sich die Dinge gestalten. Es 
besteht ja auch die Möglichkeit, daß ein Wirt-
schaftsminister unserer Prägung zu gleichen orga-
nisatorischen Überlegungen kommt wie Sie. Aber 
ich glaube, das gehört zur Prophetenabteilung, und 
deshalb wollen wir hier keine weiteren Überlegun-
gen darüber anstellen. 

Aber lassen Sie mich noch eines sagen. Herr Schil-
ler, ich finde, die Opposition legt zu entscheidendes 
Gewicht auf die Orientierungshilfen. Ich habe den 
Eindruck, sie sieht allein in diesen Orientierungs-
hilfen, die doch letzten Endes auch nicht der Weis-
heit letzten Schluß darstellen, eine Lösung wirt-
schaftspolitischer Probleme. Es könnte sein, daß 
diese Hilfen einen Beitrag liefern. Aber sie sind 
natürlich nicht das Allheilmittel; darüber sind wir 
uns einig. 

(Abg. Dr. Schiller: Haben wir nicht behaup
- tet!) 

Ich komme damit zum Schluß. Meines Erachtens 
können wir in diesem Hause nichts anderes tun, als 
dafür zu sorgen, daß das Stabilitätsgesetz so schnell 
wie möglich verabschiedet wird, natürlich nach ge- 
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wissenhafter Beratung. Dieses „so schnell wie mög-
lich" soll keine Terminsetzung bedeuten. Es bedeu-
tet, daß wir uns wegen all dieser essentiellen 
Punkte mit der Opposition in den Ausschüssen, die 
dafür in Frage kommen, zusammensetzen. Die ent-
scheidende Initialzündung für die jetzigen Preisstei-
gerungen ist ja letztlich durch die importierte Infla-
tion erfolgt, und das hatte dann die arge Wirkung 
eines Perpetuum mobile. Aber die Bekämpfung der 
Nachfrage in einzelnen Nachfragebereichen ohne Be-
seitigung der zugrunde liegenden Geldfülle ist nun 
einmal ein Kampf gegen Windmühlenflügel. Gerade 
deshalb brauchen wir Zugriffe, die die Verhaltens-
weise der öffentlichen Hand mit denen der Privat-
wirtschaft in Einklang bringen. 

Meine Damen und Herren, ich erkenne die heu-
tige marktwirtschaftliche Haltung der Sozialdemo-
kratischen Partei absolut an. Ich glaube, daß wir uns 
bei der Beratung dieses Gesetzes auf das Konstruk-
tive und Positive konzentrieren sollten, denn wir 
sitzen hier alle im gleichen Boot. Die Diskussion 
geht um die beste Methode, nicht um Prinzipien. 
Wenn wir unseren Platz in der Welt behalten wol-
len, dann ist dies nur unter Beibehaltung unserer 
wirtschaftlichen Stabilität möglich. Eine der weite-
ren Voraussetzungen dafür scheint mir die Verab-
schiedung des Stabilitätsgesetzes zu sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Menne. 

Dr. h. C. Menne (Frankfurt) (FDP) : Verehrte 
Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! 
Nach einer eineinhalbtägigen Debatte ist es wirk-
lich nicht mehr leicht, noch etwas Neues zu sagen. 

(Heiterkeit.) 

Ich will versuchen, den Standpunkt meiner Freunde 
zu erläutern. 

Auch wir haben Bedenken gegen manche Dinge 
in dem Stabilisierungsgesetz. Es ist keineswegs so, 
daß wir es für der Weisheit letzten Schluß halten. 
Wir sind aber der Meinung, es wird Zeit, daß die 
Regierung und die Bundesbank Instrumente bekom-
men, mit denen sie arbeiten können. Wenn der Re-
gierung vorgehalten wurde — meiner Auffassung 
nach weitgehend zu Unrecht; ich möchte aber nicht 
sagen: absolut zu Unrecht —, 

(Lachen bei der SPD) 

daß Zeit verloren worden sei, dann hängt das weit-
gehend damit zusammen, daß man die Instrumente 
nicht hatte. Was nützt es Ihnen, wenn Sie sich mit 
Problemen befassen, wenn Sie sie theoretisch stu-
dieren, wenn Sie zu Schlüssen kommen, aber nicht 
die Mittel haben, die Maßnahmen durchzuführen? 

Meine Fraktion ist der Meinung, daß das Stabili-
sierungsgesetz absolut erforderlich ist. Ich sehe es 
nicht als eine Wunderwaffe an und glaube keines-
wegs, daß von heute auf morgen nun plötzlich alles 

wunderbar glatt gehen wird. Aber nehmen wir nur 
einmal die Bundesbank. Sie war — und ist noch —
gezwungen, um die Überhitzung der Wirtschaft zu 
vermeiden, sich der Instrumente zu bedienen, die 
in einer Zeit gefunden worden sind, die solche 
Schwierigkeiten nicht kannte. Wenn die Bundesbank 
nun den Kreditplafond bekommt, muß man zwar 
sehr aufpassen, daß er vernünftig angewandt wird; 
sie erhält dadurch ein Mittel, mit dem sie die Dinge 
schneller in den Griff bekommt. 

Es hat 18 Monate gedauert, bevor die jetzigen 
Kreditrestriktionen der Bundesbank wirklich zum 
Zuge kamen. Sie haben zuerst den Teil getroffen, 
der für uns die Existenz bedeutet, nämlich die Wirt-
schaft. Die Wirtschaft hat schließlich das Primat, ob-
wohl ich ausdrücklich sagen möchte, Herr Kollege 
Schiller — „wir wollen auch nicht den Freiherrn von 
Stein noch einmal beerdigen!" —, wir müssen eine 
Lösung finden, die auch die Gemeinden in die Lage 
versetzt, das durchzuführen, was sie tun müssen. 
Allerdings muß man das zeitlich wahrscheinlich so 
machen, daß nicht alles zur gleichen Zeit geschieht. 

Ich habe z. B. kein Verständnis dafür — ich 
möchte hervorheben, daß ich das jetzt als meine 
persönliche Ansicht sage —, daß man in sechs oder 
sieben Städten — genau weiß ich die Zahl nicht — 
auf einmal Untergrundbahnen bauen will. Man hat 
Untergrundbahnen in allen Weltstädten. Aber es 
gibt bei uns manche Städte darunter — ich nenne 
sie hier unter keinen Umständen —, die nach meiner 
Ansicht eine solche kostspielige Apparatur wirklich 
nicht benötigen. Daß auch die Gemeinden große 
Schwierigkeiten Hatten, die Städte wiederaufzu-
bauen, nachdem sie als Schutthaufen am Kriegsende 
dagelegen haben, und dadurch die gemeindlichen 
Aufgaben wesentlich größer waren als normal, wird 
jeder zugeben. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Kollege Menne, sind 
Sie denn der Meinung, daß der Bau von Unter-
pflasterbahnen oder Untergrundbahnen in einigen 
Städten ein unangemessener Luxus sei? 

Dr. h. C. Menne (Frankfurt) (FDP) : Genau der 
Meinung bin ich, 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

und zwar in Relation zu den finanziellen Möglich-
keiten. Meine Damen und Herren, Sie werden doch 
nicht behaupten und auch nicht behaupten können, 
daß bei uns die Steuern zu niedrig sind. Irgendwo 
muß das Geld doch herkommen, wenn man etwas 
bauen will. 

Alles ist schön, alles ist wünschenswert, und ich 
glaube, daß der deutsche Mensch heute ganz andere 
Dinge zu seiner Verfügung hat als vor dem Krieg. 
So müssen wir natürlich auch mit Einrichtungen 
fertig werden, die in den Gemeinden geschaffen 
werden müssen. Aber man kann sich durchaus dar-
über streiten, ob die teuerste Sache, die U-Bahn, in 
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dem Augenblick notwendig ist, wo man die finan-
zielle Situation als besonders schwierig ansieht. 

Ich bin also der Meinung: Wir müssen den Ge-
meinden helfen, wir müssen ihnen die Auf-
gaben — —

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD: Aha! 
— Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sind Sie 
denn auch gegen die Frankfurter Unter

-

grundbahn?) 

— Ich habe gesagt, ich nenne keine einzelne Stadt. 

(Heiterkeit. — Abg. Schmitt-Vockenhausen: 
Man muß aber doch Roß und Reiter nen

-

nen!) 

— Ich bedauere, als Frankfurter Ihnen hierauf keine 
Auskunft geben zu wollen. 

(Abg. Dr. Schiller: Dann ist es klar, was Sie 
gesagt haben! Herr Menne, Sie haben es 

geschafft!) 

— Herr Schiller, Sie sind viel zu klug in ökonomi-
schen Dingen, um nicht zu wissen, daß es richtig ist, 
wenn ich sage: Man kann nur eine Sache nach der 
anderen machen. Dafür brauchen wir nämlich dieses 
Stabilitätsgesetz: zu erreichen, daß nicht alle Leute 
alles gleichzeitig machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Warum stehen wir denn hier und reden seit gestern? 
Doch nur, weil auf der einen Seite die Wirtschaft 
und auf der anderen Seite die öffentliche Hand zu-
viel zusammen verlangen. Es ist schwer, im Einzel-
fall zu entscheiden, welches Objekt überflüssig ist. 
Ich wünsche jeder Stadt, meinetwegen jedem kleinen 
Dorf eine U-Bahn, wenn sie sie bezahlen können. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Wie würden Sie 
denn in diesem Zusammenhang die sehr starken 
Investitionen großer Firmen wie beispielsweise der 
Farbwerke beurteilen, — wenn man von sprung-
haften Aufwärtsentwicklungen spricht? 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) (FDP) : Die starken 
Investitionen großer Firmen — Sie werden es mir 
verzeihen, wenn ich es für richtig halte, daß Sie 
meine Firma hier anführen — bringen das Geld, 
von dem wir alle leben. Sie können nicht sagen, daß 
die Ausgaben der öffentlichen Hand besonders pro-
duktions- und gewinnfördernd sind. In manchen 
Dingen müssen sie es sein; das gebe ich Ihnen sofort 
zu. Aber die Wirtschaft muß in allererster Linie 
ihren Apparat ausbauen, um die wirtschaftliche 
Position zu erhalten, ,die wir Gott sei Dank noch 
haben. Ich bin nämlich der Meinung, daß wir keine 
Wirtschaftskrise haben. Ich erkenne an, der Kohlen-
bergbau ist in Schwierigkeiten, und wir versuchen 
ihm zu helfen. Ich erkenne an, daß manche mittlere 
Firma auf Grund der Maßnahmen der Bundesbank 
und aus anderen Gründen nicht in der Lage ist, sich 
den Kredit zu besorgen, den sie braucht. Aber dafür 

wollen wir ja das Stabilitätsgesetz schaffen! So ein-
fach, meine Damen und Herren, ist das nämlich nicht. 
Wir dürfen nicht das Geld, das wir haben, auf einmal 
ausgeben, um dann anschließend in einem solchen 
Maße zu pumpen, daß unser Kapitalmarkt austrock-
net. Schauen Sie sich doch einmal die Börsenkurse 
an! Das ist natürlich auf die Restriktionen, zum Teil 
auch auf die Kuponsteuer, die ich nicht für sehr 
glücklich gehalten habe 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

— da stimme ich Ihnen zu , zurückzuführen, aber 
in erster Linie darauf, daß die öffentliche Hand viel 
mehr ausgegeben hat, als sie an Steuern einnimmt. 
Wir haben das höchste Steuerniveau, das im Westen 
überhaupt existiert. Da können wir nicht noch mehr 
Steuern erheben, sondern wir müssen das Geld ein-
teilen, und deshalb das Stabilisierungsgesetz. 

Herr Schmitt-Vockenhausen, Sie haben von einer 
Firma gesprochen. Wir müssen bei der Firma sehr 
genau rechnen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Die Gemeinden 
auch!) 

Wir haben nicht wie die öffentliche Hand die Mög-
lichkeit, uns vielleicht durch andere Dinge ein er-
höhtes Einkommen zu beschaffen. Ich fürchte, daß 
manche Gemeinde jetzt an die Grenze ihrer Steuer-
möglichkeiten geht, um die Zinsen für die Kredite, 
die sie schon aufgenommen hat, aufbringen zu kön-
nen. Wenn ich recht verstanden habe, so hat Herr 
Pohle vorhin gesagt: 1,6 Milliarden DM sind in die 
Taschen der Gemeinden geflossen. Meine Damen 
und Herren, dafür muß ein Regulativ gefunden wer-
den. — Bitte! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Menne, ist Ihnen denn wirklich unbekannt geblie-
ben, was beispielsweise die Expansion eines Groß-
betriebes an Zuzug in die umliegenden Städte und 
Gemeinden bringt und was dadurch an Wohnungs-
bau, Wasserleitungsbau, Straßenbau, Schulbau usw. 
notwendig wird? 

(Beifall bei der SPD.) 

Und dann wollen Sie den Gemeinden hier Vor-
würfe machen! 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) (FDP) : Herr Schmitt

-

Vockenhausen, ich mache überhaupt keine Vor-
würfe. Ich stelle nur fest, daß man sich nicht alles 
zur gleichen Zeit leisten kann, weil man es nämlich 
nicht finanzieren kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Natürlich ist mir bekannt, daß für die Angehörigen 
einer großen Firma Häuser gebaut werden müssen. 
Wenn ich Ihnen die Rechnung vorlege über das, 
was wir gebaut haben, werden Sie erstaunt sein. 
Aber wir haben es finanziert. 

(Zurufe von der SPD.) 

Nun ein Wort zur Frage der Abschreibungen. Wir 
können wohl alle mit Befriedigung feststellen, daß 
die deutsche Ausfuhr ganz günstig verläuft. Vorhin 
sind von Herrn Pohle Zahlen genannt worden, die 
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auch ich kenne: zwischen 6 1/2 und 9 Milliarden Über-
schuß ist notwendig pro Jahr, wenn wir unseren 
Devisenbestand in voller Höhe erhalten wollen. Also 
muß die Wirtschaft durch solche Betriebe, wie sie 
gerade erwähnt worden sind, und durch die vielen 
anderen versuchen, dieses Geld hereinzubringen. 
Daher das Primat der Wirtschaft! Ich wollte das nur 
zur Erklärung sagen, falls es vielleicht einigen noch 
nicht ganz klar sein sollte. 

Ich möchte auf die Kreditrestriktionen der Bun-
desbank zurückkommen. Heute ist es so, daß Fir-
men, die große Kapitalgüteranlagen ins Ausland 
liefern, mit einem Zinssatz von zirka 9 % rechnen 
müssen, daß aber die konkurrierenden Nationen — 
ich nenne sie beim Namen: Frankreich, England, 
Amerika — mit dem halben Zinsfuß arbeiten. Neh-
men Sie jetzt die Bedingungen der Berner Union 
mit fünf Jahren, so bedeutet dies, daß der auslän-
dische Kunde für eine Anlage von einer deutschen 
Firma 20 % mehr Zinsen zahlen soll als Lieferanten 
aus anderen Ländern. Ich habe heute noch gehört, 
daß wieder ein großes Geschäft wegen des hohen 
Zinsfußes verlorengegangen ist. Deswegen hoffe ich, 
daß der Kreditplafond die Bundesbank in die Lage 
versetzt, Restriktionen auszuüben, aber ohne daß 
derartig hohe Zinssätze entstehen, wie es das Resul-
tat der heutigen Restriktionsmethoden ist. Ich 
möchte die Bundesbank sehr dringend bitten, bei 
der Anwendung dieser Plafonds sehr vorsichtig zu 
sein. Es ist aber vielleicht ein Instrument, das uns 
wieder normale Verhältnisse auf dem Geld- und 
Kapitalmarkt bescheren kann. 

Was die Abschreibungen betrifft, auf die ich kurz 
zu sprechen kommen darf, so muß die Bundesregie-
rung selbstverständlich dieses Instrument haben. 
Ich appelliere aber an unseren Wirtschaftsminister, 
es mit größter Sorgfalt anzuwenden; denn die de-
gressive Abschreibung ist bei uns in Deutschland 
schon heute — und ich kann das beweisen — die 
niedrigste der westlichen Industriestaaten. Vor 
etwa vier, fünf Jahren hatten wir 28 %; wir haben 
heute nur noch 20 %. Geht man von diesen 20 % 
noch weiter nach unten, so kommt es allmählich da-
zu, daß sowohl die Finanzierung als auch die Kon-
kurrenzfähigkeit unserer Wirtschaft leidet. Deswe-
gen möchte ich — falls man von diesem Instrument 
Gebrauch machen sollte — anregen, die Dauer je-
weils auf ein Jahr zu limitieren. Überall im Gesetz 
steht: Limitierung auf ein Jahr. Ich bin der Mei-
nung, das läßt sich hier auch machen! 

Meine Damen und Herren, ich will Ihre Geduld 
nicht zu sehr in Anspruch nehmen. Ich möchte aber 
feststellen, daß die Sozialpartner in der Frage des 
Einkommens, der Löhne und Gehälter hauptsächlich 
deshalb eine gewisse Mäßigung an den Tag legen 
müssen, weil viele Teile der Wirtschaft nicht in der 
Lage sind, erhöhte Löhne, erhöhte Kosten anders 
als durch Erhöhung der Preise abzuwälzen. Ich denke 
dabei an das Handwerk, ich denke an den Handel, 
ich denke an die Verkehrsbetriebe, kurz, an das, 
was man als Dienstleistungsbetriebe bezeichnet. 

In der Produktion sind wir, was die Preiserhöhun-
gen betrifft — soweit man es übersehen kann —, 
zum Stillstand gekommen, was natürlich auch etwas 

mit den Bundesbankrestriktionen zu tun hat. Das 
erweist die Richtigkeit der Maßnahme. Wir müs-
sen aber darauf achten, daß keine weiteren Schwie-
rigkeiten noch größeren Ausmaßes entstehen; denn 
manche gute Firma hat ja in der letzten Zeit über 
Zahlungsschwierigkeiten und andere Dinge geklagt 
und in einigen Fällen sogar den Betrieb einstellen 
müssen. 

Nun wird darüber gesprochen, wie man sich gegen 
die Einflüsse durch den Export und die Einflüsse 
durch das Ausland schützen solle. Ich sehe Herrn 
Kollegen Schiller gerade nicht; ich bin nicht seiner 
Meinung, daß der § 23 des Außenwirtschaftsgesetzes 
dazu nicht genügen würde. Ich bin der Meinung, er 
genügt vorläufig. Wenn es nicht genügt, können wir 
darüber reden. 

Ich freue mich, daß das ganze Haus für dieses 
Gesetz ist, selbstverständlich mit Variationen der 
Meinungen. Ich habe die Hoffnung und glaube, daß 
wir uns bei den Beratungen in den Ausschüssen 
wohl in den meisten Fragen werden einigen kön-
nen. Wir scheinen ja doch alle das Ziel im Auge zu 
haben, die Verhältnisse zu stabilisieren, dadurch die 
Bevölkerung zu beruhigen und zu einer befriedi-
genden Regelung zu kommen. Ich habe nur eine 
Bitte: Wenn es zu diesen Beratungen kommt — und 
das wird ja jetzt unmittelbar danach der Fall sein 
—, sollten wir uns alle darum bemühen, diese 
Beratungen voranzutreiben. Da Herr Kollege Schil-
ler das letzte Mal gesagt hat, wir hätten bei dem 
Verstromungsgesetz keine Sachverständigen ge-
hört, möchte ich jetzt betonen, daß das in diesem 
Fall nicht geht. Wir müssen die Sachverständigen 
anhören; wir müssen Hearings veranstalten. Ich bin 
davon überzeugt, daß es in den Ausschußberatun-
gen nicht so schwer sein wird, zu einer einheitlichen 
Linie zu kommen, wenn wir alle guten Willen ha-
ben. 

Im großen und ganzen bin ich nach der heutigen 
Diskussion sehr zufrieden. Ich hoffe, daß wir bald 
eine Lösung finden werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Abge-
ordneter Schmidhuber hat seine Wortmeldung zu-
rückgezogen. Er gibt seine Rede zu Protokoll. — 
Damit besteht Einverständnis. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Sie werden sich wundern, aber ich bin 
jedenfalls in einer Hinsicht mit meinem verehrten 
Vorredner durchaus einer Meinung — Sie gucken 
mich schon so fragend an, weil Ihnen das wieder 
unangenehm wäre, Herr Menne —, nämlich daß 
man jetzt in dieser Debatte kaum noch reden kann, 
ohne zu wiederholen. In diesem Punkte bin ich mit 
Ihnen einer Meinung. 

Die andere Gefahr in diesem Stadium der De-
batte ist, daß wir jetzt allmählich in die Ausschuß-
beratungen hineingleiten, ohne daß das wirkliche 
Ausschußberatungen sind. Ich gestehe offen, daß ich 
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das bedaure, nicht weil ich genußsüchtig wäre und 
meinte, daß man noch sehr lange debattieren sollte, 
sondern weil wir die Debatte bis zu diesem Stadium 
gebracht haben und darüber nicht hinwegkommen, 
es sei denn, mein verehrter Herr Nachredner findet 
den großen Schwung, der bisher gefehlt hat. Die 
Bundesregierung hätte eine Möglichkeit gehabt — 
und ich bedaure es nun ernsthaft, daß sie davon 
keinen Gebrauch gemacht hat; vor allen Dingen der 
Chef hätte diese Möglichkeit gehabt —, indem sie 
nämlich, na, sagen wir bescheiden: mehr auf unsere 
Fragen, auf unsere Zweifel eingegangen wäre. Ich 
erwarte nicht, daß sie sie teilt, aber, daß sie sich mit 
ihnen auseinandersetzt, und das hat bis jetzt gefehlt. 
Vielleicht kommt es noch. Bis jetzt war das jeden-
falls noch nicht der Fall. 

Der Bundeskanzler hat an uns alle appelliert, der 
Bundestag möge ihm rasch die Zustimmung zu die-
sen Gesetzen geben, und der Herr Bundesminister 
für Wirtschaft hat diesen Appell zu begründen ver-
sucht. Das ist sicher seine Sache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er auch 
nicht schlecht gemacht!) 

- Nein, das habe ich auch nicht behauptet. Aber 
Sie werde von mir nicht erwarten, daß ich das bei 
den Spannungen, die es in dieser Frage in der Sache 
gibt, für ausreichend halte; nicht in der Sache, wie 
Sie oder einige von Ihnen es sich leider etwas billig 
machen zu fragen: Wollen Sie denn keine Stabili-
tät? Natürlich, da sagen alle: Selbstverständlich 
wollen wir sie; fragt sich hinterher, wessen. 

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit.) 
In dieser Debatte ist bezweifelt worden, ob der 

Herr Bundeskanzler mit einem guten Gesetz zurecht-
kommen würde; man kann es erweitern: ob über-
haupt eine Regierung mit einem guten Gesetz zu-
rechtkommen würde. Hier ist aber die Frage auf den 
Bundeskanzler mit seiner bekannten Auffassung ab-
gestellt — in diesem Fall stimmt bei ihm das, was 
er auffaßt, mit dem überein, was er tut oder nicht 
tut, nämlich seine Auffassung von der Wirtschaft 
und vom Gewährenlassen; er hat bestimmte Auffas-
sungen in diesem Punkt, über die jetzt nicht geredet 
werden muß —, ob er mit einem guten Gesetz — wir 
halten das vorliegende noch nicht für ein gutes —
zurechtkäme. 

Andererseits ist die Frage gestellt worden, natür-
lich etwas spitz, ob das Gesetz schließlich umgekehrt 
einen für dieses Gesetz geeigneten Bundeskanzler 
hervorbringen würde. Das war eine etwas rheto-
rische Frage des ersten Redners. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Sicher, Sie wissen das besser, weil eben nicht nur 
dazu gehört, was so der Außenstehende davon hal-
ten kann. 

(Zuruf des Abg. Strauß.) 

— Ja, das tut er. — Der Bundeskanzler hat meines 
Erachtens den Verdacht bestärkt, daß er zunächst 
mit der Art, in der er hier das Gesetz eingebracht, 
seinen Appell an uns gerichtet und nunmehr die 
Sache in dieser Runde zu einem Abschluß zu brin-
gen gedrängt hat, Entschlossenheit und Fähigkeit 
zum Durchsetzen demonstrieren will, vielleicht, weil 

er muß. Das ist sein gutes Recht, und man kann es 
verstehen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Die Bundesregierung hat sich nicht die Mühe ge-
macht, unsere Fragen aus der Sache heraus und zur 
Sache gehörend eingehender zu beantworten. Ich 
will die Hoffnung nicht aufgeben, daß es, wenn nicht 
jetzt noch, so doch in den Ausschußberatungen ge-
schieht. Dann wäre schon viel erreicht. Sie haben 
viel zuviel Zeit und Geist darauf verwendet und 
dabei die Unterstützung der Regierungskoalitions-
fraktionen gehabt, die Frage so zu verschieben, als 
ginge es darum, daß nun, weil nach Ihrer Auffassung 
ein Staatsvertrag nicht gehe, heute und hier ja oder 
nein zu der anderen Form, die Sie bevorzugen, ge-
sagt werden müsse. 

Mir tut nur eins leid, nämlich daß Sie auch gestern 
wieder bei dem, was Sie zum Staatsvertrag sagten, 
die Dinge so verwischen oder vermischen, als ob es,  

gäbe es einen solchen Vertrag, würde er geschlos-
sen sein, dann in der Hand eines einzigen Landes 
z. B. liegen könnte, das Ganze unwirksam zu ma-
chen. Darauf sollten Sie verzichten. Wenn Sie offen 
sagen, daß die Zeit bis zum Zustandebringen eines 
Staatsvertrages oder von Staatsverträgen zu lang 
wäre und daß Sie der Meinung seien und die Ent-
wicklung so einschätzten, daß man sich diese Zeit 
nicht lassen kann und soll, so wäre das eine Sache, 
über die durchaus ernsthaft geredet werden kann. 
Aber Sie tun das nicht, und ich nehme an, nicht aus 
Unachtsamkeit, sondern — — 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Frau 
Kalinke: Aber Herr Wehner!) 

— Ja, Sie sind ja nicht in der Regierung. Ich habe 
heute schon gemerkt, wie Sie mit Ihrem Charme 
unsere Redner aus ihrem Konzept bringen. Ich bin 
ihm natürlich besonders ausgesetzt, das wissen Sie. 

(Heiterkeit.) 

Aber ich werde versuchen wegzugucken. 
(Große Heiterkeit bei der SPD.) 

Nein, nein! Es ist doch so: Ginge die Regierung in 
diesem Punkt sauber und ordentlich in diese Debatte 
und sagte, das gehe deshalb nicht, weil dazu von 
nun an zuviel Zeit gebraucht würde, dann wäre die 
Regierung — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat sie ja 
gesagt!) 

— Ach so, Sie sagen, sie habe es gesagt. Dann muß 
ich es überhört haben. Es kann nicht sehr stark ge-
wesen sein, denn sonst wäre ja die Regierung in der 
für sie zugegebenermaßen unangenehmen Lage, sa-
gen zu müssen, warum sie dann nicht seit der und 
der Zeit, auf die die Vorredner meiner Couleur hin-
gewiesen und wozu sie Punkte und Daten genannt 
haben, gehandelt hat. Man müßte sagen, was getan 
worden ist. Die Regierung hat lange nichts getan, 
sie hat nicht einmal unsere Fragen beantwortet, und 
eben hat sie es jetzt erst auf diese Artikel 109 — 
Zusätze getan. Das ist — jedenfalls von mir aus ge-
sehen — eine bei der Regierung vorhandene Schwie-
rigkeit. 
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Und hier noch etwas — damit das nicht weiter in 

Zweifel bleibt, falls Sie darüber ernsthaft im Zwei-
fel sein sollten und es nicht nur zu Ihrer Taktik ge-
hören sollte —: Wir haben — ich meine diejenigen, 
die für uns verbindlich sprechen — nicht gesagt, 
auch nicht in unseren Körperschaften und Beschlüs-
sen: wenn nicht Staatsvertrag, dann überhaupt 
nichts! Wenn Sie uns so auslegen, dann ist das un-
korrekt gewesen, und ich hoffe, daß Sie das nun-
mehr sein lassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na gut!) 

— Ja, bitte, das muß einmal klargestellt sein. Was 
wir gesagt haben — und das ist auch jetzt noch in 
dieser Debatte gewesen, weil wir Ihnen diese Ge-
legenheit geben wollten; das unterscheidet uns 
von Ihnen —, war, daß und warum wir dieser Form 
einer Regelung den Vorzug geben. Das war unsere 
Stellung zu dieser Frage des Staatsvertrages, kei-
neswegs aber: entweder Staatsvertrag oder nichts. 
Meine Damen und Herren, bleiben wir doch auf dem 
Teppich und gemütlich! 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, Sie können die Form des 
Staatsvertrages verhindern. Das können Sie sicher! 
Und was wir können, wissen Sie auch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

— Na gut! Glauben Sie, daß das eine Debatte ist, 
wenn man sich gegenseitig den Bizeps zeigt? 

(Beifall und Heiterkeit.) 

Kommt dabei viel mehr heraus als das, was bei 
einem Mann, der kürzlich auf deutschem Boden 
einen sehr gewichtigen Schwergewichtskampf ge-
führt hat, immer herauskam? Er hat vorher immer 
gesagt: Ich bin der Größte! Ich bin der . . .! Da 
kommt nicht viel bei heraus, wenn man so handelt. 

(Heiterkeit und Beifall bei allen Frak

-

tionen. — Abg. Frau Kalinke: Welche Ein

-

sicht! — Zurufe von den Regierungs

-

parteien: Er hat gewonnen!) 

-- Nur in diesem Fall nicht mit dem, womit er ge-
sagt hat, daß er der Größte sei, mit dem Munde, 

(Heiterkeit) 

sondern er hatte,  und das ist hier noch zu be-
weisen, ob er auch hat. 

(Schallende Heiterkeit. — Beifall bei der 
SPD.) 

Aber, meine Damen und Herren, wir sehen ein, 
daß die Bundesregierung in dieser Frage in einer 
unbequemen Situation ist — wegen ihrer eigenen 
Versäumnisse, so jedenfalls sehen wir es. Darüber 
kann man streiten, aber wir haben gesagt, was wir 
davon halten. Nun, sehen Sie — weil Sie das 
gerade dazwischenriefen; Sie sind ja nicht unge-
schickt, Herr Kollege —, manche Argumente, die 
hier zu dieser von Ihnen an sich schon vorher ver-
schobenen Frage des Staatsvertrages vorgebracht 
worden sind, haben zwar weitverbreitetes Mißver-
gnügen und Unbehagen — wie man heute gern 
sagt —, die es gibt, aufgegriffen, von denen wir — 
ich persönlich z. B. — manche teilen, etwa in der 

Frage des Schuljahrsbeginn und ähnlicher Dinge. 
Aber nun erlauben Sie mir ein Wort. Das hat bei 
mir persönlich — ich habe mit meinen Kollegen 
noch nicht reden und sie fragen können, ob sie 
ähnliche Gefühle haben — den Verdacht erhöht, es 
solle der bundesstaatliche Aufbau und seine Konse-
quenz an sich bei dieser Gelegenheit einmal ein 
bißchen madig gemacht werden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Wenn es nicht so wäre, um so besser! Aber, bitte, 
da ist ein Unterton drin, und mir liegt ja gar nicht 
daran, die Dinge zu komplizieren. Ich werde dazu 
gleich noch einiges sagen. 

Bei Ihnen gibt es manche, die sagen: Föderalismus 
absolut, wenn ihr unseren Willen tut! 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Wir hatten schon einmal, bei der Debatte über 
die Regierungserklärung, Gelegenheit, festzustellen 
— es ist bedrückend; für mich ist es jedenfalls be-
drückend, ich bin etwas zu sentimental für dieses 
Gewerbe hier —, 

(Lachen in der Mitte) 

daß Sie dann, wenn Sie selber in einem Teil un-
seres Gemeinwesens die Mehrheit nicht haben, da-
nach trachten, wie man die Dinge überhaupt ändern 
kann, nicht danach, wie man dort die Mehrheit ge-
winnen kann, nicht danach, wie man sich in einer 
Kräftesituation zu benehmen hat, in der man die 
Mehrheit nicht hat. Da haben wir eine größere 
Übung als Sie, und insofern können Sie sich von 
uns einmal eine Scheibe abschneiden, wenn wir 
uns in dieser Frage rühren. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Entschuldigen Sie, es ist doch wohl nicht aus den 
Fingern gesogen, daß es bei Ihnen sogar Staats-
sekretäre gibt, die ihr Amt benützen, um zu ver-
suchen, gewisse Regelungen, Sprachregelungen, die 
durchaus in Widerspruch zu gesetzlichen Vorschrif-
ten stehen, in bezug auf Rundfunk und Fernsehen 
durchzusetzen. Geht es, läßt sich der andere düpie-
ren, ist es gut. Da haben wir also Erfahrungen. 

(Abg. Frau Kalinke: Da sind Sie aber auch 
nicht schüchtern!) 

— Ich bin kein Staatssekretär, Frau Kalinke. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Abg. Frau 
Kalinke: Ihre Freunde, meine ich!) 

Drittens möchte ich folgendes sagen. Wir haben 
hier ein übriges Mal gehört, daß die Änderungs-  
und Ergänzungsbedürftigkeit des Grundgesetzes 
auch häufig sogar besonders damit zu begründen 
sei, daß es Unzulänglichkeiten habe, die aus der 
Zeit und der Rolle der Besatzungsmacht bei seinem 
Zustandekommen herrührten. Ich will dazu nicht 
sehr viel sagen. Ich denke nur: wenn schon über 
das, was in der Zeit geschehen ist, in der das Grund-
gesetz geschaffen worden ist, geredet werden muß 
— und warum sollte darüber nicht geredet wer-
den? —, dann muß man über vieles reden und darf 
sich nicht nur das herausfischen, was einem gerade 
paßt, 

(Beifall bei der SPD.) 
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weil es gerade so in den Streifen paßt — von we-
gen Nationalbewußtsein! Da steckt leider etwas mit 
drin, leider! 

Unsere Stellung zum Grundgesetz und zu seiner 
Ausgestaltung haben wir in der Debatte zur Regie-
rungserklärung und später bei Gelegenheit von 
Sachdebatten dargelegt. Wir haben einen ernsthaf-
ten Versuch gemacht, von Ihnen herauszubekom-
men, was denn mit den Änderungen, die in Regie-
rungserklärungen und zusätzlichen Erklärungen da-
mals angekündigt worden sind, gemeint war, was es 
denn nun eigentlich an Änderungen geben soll. Das 
ist doch nicht ein Ausdruck unserer Neugierde, weil 
wir etwa nichts Besseres zu tun hätten. 

Wir haben dann versucht, von dem zuständigen 
Minister eine Auskunft zu bekommen, und diese 
Auskunft muß ich hier in diesem Stadium, auch 
wenn es an der Sache nichts mehr ändern kann, 
doch noch einmal ganz einfach wiedergeben. In dem 
entsprechenden Teil des Briefes heißt es: 

Entsprechend Ihrem Wunsch nach Mitteilung 
der von der Bundesregierung geplanten Grund-
gesetzänderungen kann ich Ihnen heute vorläu-
fig mitteilen, daß innerhalb meines Geschäfts-
bereichs in der laufenden Legislaturperiode die 
Einbringung folgender verfassungsändernder 
Gesetze vorgesehen ist: 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes für den Notstandsfall, 

2. Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Art. 10 GG, 

3. Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Art. 12 GG, 

— das ist die Bundesgrenzschutz-Dienstpflicht —

4. Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Art. 75 Nr. 1 GG, bzw. Art. 74: Erweiterung 
der Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
auf dem Gebiet des Besoldungsrechts. 

In einem dieses Schreiben ergänzenden Brief, den 
ich Ende Februar bekam, heißt es dann im Anschluß 
an dieses Schreiben, daß nun auch die von den an-
deren Ressorts für diese Legislaturperiode in Aus-
sicht genommenen Grundgesetzänderungen mitge-
teilt werden könnten: 

Das Bundesministerium der Justiz bereitet eine 
Änderung der Art. 92, 95, 96 vor mit dem Ziel, 
an Stelle des im geltenden Wortlaut des Art. 92 
vorgesehenen Obersten Bundesgerichts einen 
gemeinsamen Senat der oberen Bundesgerichte 
zu bilden, dem die Wahrung der Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung obliegen würde. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat dar-
auf hingewiesen, daß im Zuge der Finanzver-
fassungsreform Grundgesetzänderungen erfor-
derlich werden. 

Erlauben Sie mir die Bemerkung, daß das wenig ist, 
was uns hier mitgeteilt worden ist. Erlauben Sie mir 
die zusätzliche Bemerkung, daß ich es persönlich 
eigenartig find, daß ein Minister, der von uns mit 
Recht als der für Verfassungsfragen zuständige Mi

-

nister in der Regierung angesehen und angespro-
chen werden muß, sozusagen in einer Art Rund

-

frageverfahren feststellen muß, was denn übrige 
Ressorts planen. Ich hatte gedacht und so würden 
wir es jedenfalls halten —, das gehöre zu den Fra-
gen, die in die Größenordnung der Richtlinienfra-
gen kommen, das gehöre in die Kompetenz dessen 
— hinsichtlich dessen, was man in diesen Jahren 
vorhat —, der die Richtlinien der Politik bestimmt. 
Da hätte man doch nicht in einem Umfrageverfahren 
feststellen müssen, was denn nun eigentlich ansteht. 

Wir verstehen uns, glaube ich, in dieser Bezie-
hung nicht ganz richtig. Uns liegt daran, zu wissen, 
was in der Sache von Ihnen beabsichtigt ist, in die-
ser Frage jetzt, über die wir seit gestern gesprochen 
haben, wie auch in Beziehung solches Einzelfalls 
mit an sich weittragenden Folgerungen zum übrigen 
Gefüge der grundgesetzlichen Ordnung. Das ist 
unser Problem, mit dem wir uns eben so befassen, 
daß wir genau wissen müssen: Was kommt dabei 
heraus? Um das geht es, und da warten wir immer 
noch — und wenn es heute nicht möglich ist, dann 
muß uns das in den Ausschußberatungen klar gesagt 
werden — auf gültigen Bescheid in dieser Frage. 

Heute hat uns Herr Genscher von der FDP gesagt, 
er freue sich über den „Sinneswandel". Nun, was 
wissen Sie über unseren Sinneswandel? Das ist 
nicht sehr seriös gesagt worden. Herr Kollege, ich 
habe Ihnen darzulegen versucht, daß wir überhaupt 
nicht die Frage gestellt haben — das will und wollte 
man uns unterschieben —: Staatsvertrag oder nichts. 
Das wäre ja auch so bequem für Sie. Hier geht es 
jetzt um die Sache, und da muß Tacheles geredet 
werden. Sie haben dann hier ganz forsch gesagt, wie 
es Ihnen so gut ansteht: ja zur Verfassungsände-
rung und damit nein zum Immobilismus der Staats-
verträge wie beim Schuljahresbeginn. Das gehört 
zu dem, was ich Ihnen sagte: Das macht man sich 
zunutze als ein allgemeines Mißvergnügen in dieser 
Sache.  

Sie haben gesagt - und mir gefiel dann dieser 
Satz im Unterschied zu manchem anderen, was Sie 
sagten —, es gehe Ihnen um die Aufhebung der 
Diskrepanz zwischen Verantwortung und Möglich-
keiten. Ich frage Sie und nicht nur Sie, die Sie das 
so schön gesagt haben: Wie soll etwa die Diskre-
panz zwischen Notwendigkeit und Handlungsfähig-
keit bei Ihnen aufgehoben werden? Das ist doch 
wohl auch die Idee, die Sie haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie haben dann hier gesagt — und das 'hat offen-
bar Liebhaber gefunden —, die ganze Sache sei wie 
so oft ein Prüfstein oder Testfall für die Stellung 
der Sozialdemokraten zur Finanzreform. Wenn wir 
mehr Zeit hätten, dann würden wir jetzt über alles 
das reden, was in den Jahren, in denen wir in 
diesem Haus die einzige Partei waren, die sich für 
die Finanzreform, nämlich für den großen Finanz-
ausgleich zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, 
eingesetzt hat, von anderer Seite an Ausflüchten 
oder sonst gesagt worden ist. 

Es geht ja um diesen Finanzausgleich, nicht um 
irgend etwas Nebuloses „Finanzreform". Da wieder- 
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hole ich den Vorwurf, den meine Kollegen schon 
gemacht haben — ich meine jetzt nicht Sie persön-
lich, alle zusammen; wenn Sie es billigen, sind Sie 
dafür alle zusammen mit verantwortlich —, daß die 
Regierung sich aus verschiedenen Gutachten gerade 
das herauspickt, was ihr jeweils paßt, und das, was 
die Gutachten sonst insgesamt vorschlagen — und 
hier muß ja erst die Balance hergestellt werden —, 
unbenützt liegenläßt. Da habe ich hier zu erklären: 
Manches von dem, was im Zusammenhang mit 
Grundgesetzänderung und zugehörigen Fragen in 
Teilen dieser Debatte gesagt worden ist, macht uns 
nachdenklich, anderes macht uns hellhörig, anderes 
macht uns neugierig, und manches macht uns sogar 
gespannt. Ich jedenfalls kann doch einem Gesetz, 
und zwar einem so schwerwiegenden Gesetz wie 
diesem verfassungsändernden, wie jedem, das die 
Verfassung ändert, nur zustimmen, wenn ich seine 
Tragweite und seine Folgerungen beurteilen kann. 

Nun werden Sie natürlich sagen: „Warum bist du 
so beschränkt und kannst nicht beurteilen, was wir 
hier wollen?" Nein, nein! Es gibt unter meinen Kol-
leginnen und Kollegen solche, die auf diesem Fach-
gebiet viel weniger beschränkt sind als ich, und 
die fragen genauso insistierend, nicht aus Lust an 
der Debatte selbst. Sie möchten wissen, was eine 
Regierung mit so weitgehenden Vollmachten, um 
die sie wirbt — ich nehme an, sie wirbt darum, 
wenn ich es auch ein manchmal etwas seltsames 
Werben nennen muß, wie sie uns entgegentritt — — 

(Zuruf.) 

— Nun, es gibt ja viele Arten von Werben, Herr 
Kollege! Sie sind aus dem Alter heraus, in dem Sie 
das unmittelbar noch so erleben. Ich auch! Ich auch! 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Es geht auch um die Verschiebung der Gewichte 
innerhalb unserer grundgesetzlichen Ordnung, und 
ich sage Ihnen noch einmal: ich werde immer daran 
erinnert, daß auf Ihrer Seite — ich will das nicht 
jedem anrechnen — auch einmal so ein Wort gefal

-

len ist wie das Wort von „etwas außerhalb der Le-
galität". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

— Entschuldigen Sie mal! Ist das nicht ein schwer-
gewichtiges Wort? — Hier haben Sie den Entwurf. 
Alle haben ihn in ihrer Mappe noch einmal vorge-
funden. In dem Entwurf zu Art. 109 heißt es in 
Punkt 3: „Zur Abwehr von Gefahren für das gesamt-
wirtschaftliche Gleichgewicht können ...". Und dann 
kommt es. Was ist das? Das sind zwei Worte: „ge-
samtwirtschaftliches Gleichgewicht". Wieviel Ermes-
senspielraum liegt darin! Wieviel an Macht soll in 
wesentlichen Fragen, parlamentarisch unkontrolliert 
und unkontrollierbar, der Regierung in die Hand ge-
geben werden zu erklären, daß es so ist oder nicht! 
Etwas unter-, etwas oberhalb des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts oder etwas außerhalb wird es 
dann auch einmal gehen. Diese Gefahr von Ermes-
sensirrtümern möchten wir verringern. In diesem 
Punkt stehen Sie genauso wie wir vor Fragen, auch 
wenn die Motive nicht immer übereinstimmen. In 
der Sache selber ist es eine ganz schwierige Lösung, 
um die es dabei geht. Und da hätte ich — gerade 

auch, weil wir hier so forsch aufgefordert worden 
sind zu erkennen, daß unsere Stellung zum Finanz-
ausgleich, zur Finanzreform mit diesem Gesetz und 
unserer Stellung zu ihm geprüft werde — die Bitte: 
Nehmen Sie da auch einmal eine Auffassung unse-
rerseits mit. Wir sehen es jedenfalls so und möch-
ten, daß es so gesehen wird, bei allem, was da än-
derbar ist: Wir möchten die Gemeindeausgaben — 
einmal ins Unreine gesagt — nicht in Konkurrenz zu 
Bundesausgaben und Bundesaufgaben gesehen wis-
sen, sondern möchten als Maßstab genommen wis-
sen: Die Gemeinden sind die fundamentalen Organe 
unserer freiheitlich-demokratischen Ordnung, und 
wir müssen mit unserer Operation Finanzausgleich 
Bund, Länder und Gemeinden das, was unser Grund-
gesetz an Normen für ihre Aufgaben, für ihre Pflich-
ten enthält, in Einklang bringen mit dem, was sie 
zur Lösung brauchen. 

Und nun sage ich Ihnen ganz offen: wir befürch-
ten, daß von allem, was Sie sich mit diesem Gesetz 
und diesen Vollmachten geben lassen, nur die Vor-
mundschaft über die Gemeinden praktiziert wird. 
Das wäre eine schlechte Sache. Wenn es Ihnen ge-
lingt, diese Befürchtung auszuräumen, um so besser! 
Dann sind wir in diesem Punkte sachlich genug zu 
sagen, wir mußten uns überzeugen lassen. Aber 
überzeugen Sie uns, daß unsere Befürchtungen in 
dieser Beziehung grundlos sind! Es ist zu leicht, wenn 
Sie sagen, wir hätten Sie gefragt, wohin die Reise 
gehe, und Sie beantworteten das damit, die Reise 
gehe zur Stabilität. Ich denke, das ist, schon als es 
ausgesprochen war, von dem, der es ausgesprochen 
hat, gewogen und zu leicht befunden worden. Aber 
es ist ja menschlich, daß man das hinterher nicht 
sagt. 

Wir jedenfalls verlangen nichts Unziemliches, 
wenn wir wissen wollen, was Sie vorhaben. Es sind 
doch wohl keine Geheimnisse, und Sie wiederum 
brauchen ja unsere Überzeugung davon, daß Sie 
nichts vorhaben, was wir nicht gutheißen könnten. 
Sie sagen, Sie wollten Stabilität gewährleisten, und 
wir sagen, wir möchten sichergehen, ob Sie tatsäch-
lich das Notwendige dazu tun. Ob Sie es können, ist 
eine andere Frage, und welcher Meinung wir sind, 
ob Sie es können, noch eine andere. Aber wenn wir 
überzeugt würden, daß Sie es wollen, dann wäre das 
ein Fortschritt in dieser Diskussion, der zweifellos 
dem Ganzen helfen würde. 

Bei dieser Gelegenheit, meine Damen und Herren, 
möchte ich zu der weiteren Behandlung dieses Ge-
setzes einige Bemerkungen machen. Wir haben 
Ihnen unseren Antrag vorgelegt zu beschließen: 

1. Gemäß § 62 der Geschäftsordnung wird ein 
Sonderausschuß für die Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Grundge-
setzes und des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Förderung der wirtschaftlichen Stabilität — 
Drucksache V/890 — eingesetzt. 

2. Der Ausschuß besteht aus 31 Mitgliedern. 

Das ist ein Vorschlag, den wir an Stelle dessen ge-
macht haben, was, wie ich informiert worden bin, 
aus der Verwaltung gekommen ist, nämlich daß, 
wenn man keinen Sonderausschuß dafür bildet, für 
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die Überweisung dieser Entwürfe folgende Aus-
schüsse in Frage kämen: Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen, Finanzausschuß, Haushalts-
ausschuß, Ausschuß für Arbeit, Ausschuß für Sozial-
politik, Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord-
nung, Städtebau und Wohnungswesen und Rechts-
ausschuß. Das sind sieben Ausschüsse, die feder-
führend oder — die anderen sechs — mitberatend 
tätig werden müßten. Wir hatten die Hoffnung, daß 
Sie unseren Vorschlag zwar nicht, wie Sie es sonst 
so gern haben möchten, als einen Testfall auf unsere 
Bereitschaft ansehen würden, sehr bald in Ihrem 
Sinne dem Vorschlag für die beiden Gesetze — an 
dem wir viele Mängel sehen — zuzustimmen, aber 
doch als Zeichen dafür, daß Sie irren, wenn Sie an-
nehmen, wir legten es in der Sache, um die es geht, 
auf weiteren Zeitverlust an. Deswegen unser Vor-
schlag, einen Sonderausschuß einzusetzen. 

Statt dessen haben Sie wohl, wenn sich das in-
zwischen nicht wieder geändert hat — in diesem 
Falle wäre es ja gut, wenn sich das bei Ihnen schnell 
einmal änderte; wir würden es in diesem Falle nicht 
ausnutzen, daß Sie sich soviel drehen —, durch eine 
Art Koalitionsabsprache vorgesehen, den Wirt-
schaftsausschuß als alleinigen Ausschuß, abgesehen 
davon, daß der Rechtsausschuß einen anderen Teil 
der Aufgabe zu erfüllen hätte, vorzuschlagen. Ich 
verstehe das nicht. Das ist doch ein für die Bera-
tungsprozedur faires Angebot der parlamentarischen 
Opposition. Oder sollte es daran liegen, daß in die-
sem Falle nach unseren Regeln — die ja für alle 
gelten, nicht nur für die einen — der Ausschuß-
vorsitz einem Sozialdemokraten zufiele oder zu-
stünde und daß damit zu rechnen ist, daß die Sozial-
demokraten vorschlagen würden, unseren Kollegen 
Schiller mit diesem Vorsitz zu betrauen? Ich habe 
Ihnen keinen Rat zu geben, ob es besser ist, wenn 
ein Mann von den Fähigkeiten und von den Auf-
fassungen und Ansichten Schillers diesen Vorsitz 
führt, als wenn es ein anderer ist; aber eins können 
Sie jedenfalls von nun an, wenn Sie sich so verhal

-

ten, wie sie sich zu verhalten wohl entschlossen 
haben, nicht behaupten: daß es, wenn es in allen 
Fugen knirscht, unsere Schuld wäre. Wir haben es 
nicht darauf angelegt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, der Mei-
nung sind — und Sie müssen es ja besser beurtei-
len können als wir; wir sind in dieser Beziehung 
Außenseiter —, daß der Vorsitzende des Wirt-
schaftsausschusses eine straffere Beratung gewähr-
leistet — Sie werden ja mehr Erfahrungen haben 
als wir —, nun bitte, dann werden Sie sich so ent-
scheiden müssen. Unser Angebot war gut gemeint. 

Wenn Sie unseren Vorschlag zurückweisen, wenn 
Sie unser Angebot ausschlagen, mit dem wir ja 
keine Preise verbunden haben — wir stehen und der 
Vorsitzende des Ausschusses steht unter der öffent-
lichen Kontrolle, unter der Möglichkeit der öffent-
lichen Einsichtnahme —, wenn Sie das also für ge-
ring erachten, weil Sie, wie Sie sagen, andere Ge-
sichtspunkte haben — die wir dann zu respektieren 
hätten —, dann muß unserer Meinung nach Punkt 
für Punkt über die Beteiligung der Ausschüsse ent

-

schieden werden, die hier von der Verwaltung so-
wieso für den Fall angegeben worden sind; daß 
federführende und mitberatende Ausschüsse ausge-
sucht werden müssen. Dann werden wir hier bean-
tragen — und ich beantrage es hiermit —, daß die 
Ausschüsse für Finanzen, für Haushalt, für Arbeit, 
für Sozialpolitik, für Kommunalpolitik, Raumord-
nung, Städtebau und Wohnungswesen und der Aus-
schuß für Rechtswesen als mitberatende Ausschüsse 
eingesetzt werden. Wenn Sie anderer Meinung als 
wir sind, stimmen Sie Ausschuß für Ausschuß ab und 
begründen Sie, weshalb statt eines Sonderausschus-
ses, in dem die Creme der Creme sitzen würde, die 
alle Gesichtspunkte behandeln könnte — 31er-Aus-
schuß, sehr gute Besetzungsmöglichkeiten! —, eine 
derartige Vielzahl von Ausschüssen beteiligt wer-
den soll. 

Ich will hier nicht auf das zurückgreifen, was vor 
einigen Tagen darüber schon sozusagen aus den 
Reihen der CDU/CSU in ihr nahestehenden Mer-
kuren gestanden hat. Das können Sie selber nach-
lesen. Es hat sich also wohl etwas geändert. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch eine Bemer-
kung machen, die ich nicht besonders rubrizieren 
will. Es ist — so habe ich es jedenfalls empfunden 
— besonders nach der Regierungsbildung in Düssel-
dorf oft gemutmaßt und prophezeit oder orakelt 
worden, welchen Einfluß dieser Vorgang auf die 
Haltung der Sozialdemokratischen Partei im Bundes-
tag haben werde. Der Vorsitzende unserer Partei 
und der Vorsitzende unserer Bundestagsfraktion, 
mein Freund Fritz Erler, haben wiederholt öffent-
lich erklärt, daß wir nicht vergessen werden, was 
im Interesse der Bonner Koalition in Düsseldorf ent-
gegen den Interessen des Landes Nordrhein-West-
falen — so fassen wir es auf — geschehen ist 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU) 

— Sie können doch gar nicht wissen, was ich sagen 
werde; da brauchen Sie doch nicht schon vorher 
Beifallsgemurmel zu dem zu machen, was ich eben 
sage —, daß wir aber der Regierung Erhard nicht 
erlauben werden, sich hinter dem Gerede von an-
geblichen Obstruktionsabsichten oder Rachegelüsten 
der SPD zu verstecken, wenn sie ihre eigenen Un-
zulänglichkeiten kaschieren möchte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dann muß schon über sie gesprochen werden. 

Unsere Auffassung über die wesentlichen Pro-
bleme der deutschen Politik haben wir in der De-
batte über die Regierungserklärung deutlich darge-
legt, 

(Abg. Rasner: Jetzt hat er Munition ge

-

bracht bekommen!) 

zum Unterschied jedenfalls von der Schwammigkeit, 
mit der uns in der Regierungerklärung und nachher 
gedient worden ist oder mit der wir bedient worden 
sind. Wir haben in Sachdebatten seit der Debatte 
über die Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
Erhard in einer ungebrochenen Linie unsere Beiträge 
zur Lösung der Probleme geleistet. Das untersteht 
Ihrem eigenen Urteil. Wir brauchen uns davon 
nichts abhandeln und uns auch nichts vermiesen zu 
lassen. 
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Die Regierung, die Sie stützen, muß mit sich selbst 

klarkommen. Unserer ehrenden Nachrufe kann sie 
sicher sein, falls sie solcher bedarf. Unseres politi-
schen Rats in der Auseinandersetzung kann sie 
ebenfalls sicher sein, weil wir ja in einem Staat 
und in einem Parlament auch bei gegensätzlichen 
Auffassungen über gewisse, über eine ganze Reihe 
von Fragen unsere Pflicht zu erfüllen haben. Wir 
tun, wie wir es können, unsere Pflicht, unserem 
Volk zu dienen und es vor Schaden zu bewahren. 
Wir sind uns, so wie wir es verstehen, der Verant-
wortung bewußt, die wir unserem ganzen Volk ge-
genüber haben. 

Hier hat heute einer meiner verehrten Vorredner 
von gewissenhaften Beratungen gesprochen, vor 
denen wir stünden und auf die es ankomme. Ich 
greife dieses Wort gern auf. Wir jedenfalls sehen 
gerade unsere Beiträge zu solchen und in solchen 
gewissenhaften Beratungen als unsere Aufgabe an 
und werden uns darin weder beirren noch stören 
lassen durch das, was uns enttäuscht an der bisheri-
gen Runde der Auseinandersetzung über diese Fra-
gen. — Herzlichen Dank für Ihre Geduld! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Strauß. 

Strauß (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die vom Kollegen 
Wehner in seinen einleitenden Worten ausge-
drückte, ich sage nicht „Befürchtung", sondern Er-
wartung, daß etwa der Redner nach ihm der Debatte 
einen besonderen, feurigen Höhepunkt geben 
könnte, wird mit optimaler Wahrscheinlichkeit ent-
täuscht werden. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Dann wollen 
Sie also nicht?! — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Mit der Ihren Zwischenrufen eigenen Zielsicher-
heit haben Sie bewiesen, daß Sie zwischen Wollen 
und Können genau zu unterscheiden vermögen. 

(Heiterkeit. — Beifall in der Mitte.) 

Ich möchte deshalb auch die Frage — so sehr sie 
in der jüngsten Sportgeschichte aktuell ist — nicht 
aufgreifen, ob ich etwa nach Cassius Clay die Rolle 
Mildenbergers zu spielen habe. Ich möchte auch in 
keiner Weise den Kollegen Wehner etwa dem Stil 
nach in eine Beziehung zu Cassius Clay oder 
Muhammed Ali setzen. Ich möchte ihm aber gern 
zubilligen, daß er der Größte ist, wenigstens in der 
SPD, 

(Heiterkeit und Beifall) 

was sicherlich von meinen Freunden oft mehr aner-
kannt oder auch gefürchtet wird als von seinen 
eigenen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Dabei bin ich mir der, sagen wir mal, Ambivalenz 
des Wortes „Parteifreund" sehr wohl bewußt. 

(Erneute Heiterkeit. — Zurufe.) 

— Herr Kollege Wehner, wenn man 17 Jahre hier 
steht, dann hat man einiges an Erfahrung mitbe

-

kommen, so wie ich zum Beispiel heute eine ganz 
neue Erfahrung: daß dieser Raum von einem neuen 
Wehner-Gefühl erfüllt war, daß ein neues Wehner

-

Bild sich geboten hat. 
(Erneute Heiterkeit.) 

Ich möchte das durchaus nicht mit einer kritischen 
Anmerkung versehen, etwa: daß die Helden müde 
werden, sondern ganz im Gegenteil: daß Herr Weh-
ner dann um so mehr denkt, je ruhiger er ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Das Thema des Tages heißt Stabilisierungsgesetz. 
Von Experten nationalökonomischer, finanzwissen-
schaftlicher und verfassungsrechtlicher Art ist eine 
Fülle von Argumenten, übereinstimmenden oder 
auch kontradiktorischen Argumenten, gebraucht 
worden. Aber die Tatsache, daß Kollege Wehner, 
wie ich annehme, als letzter politischer Sprecher der 
SPD das Wort genommen hat — womit ich der 
nächsten Rolle des Kollegen Schiller nicht vorgrei-
fen will — 

(Abg. Wehner: Warum dieser Stich?) 

-- ich habe schon daran gedacht —, beweist, daß 
auch die Opposition sich der Tatsache bewußt ist, 

,daß es sich hier nicht um die Erreichung eines wirt-
schaftspolitischen Zieles handelt, sondern daß es 
sich um zwei eminent wichtige allgemeinpolitische 
Ziele handelt. Es handelt sich nämlich einmal — 
vielleicht in unvollkommener Diktion ausgedrückt 
— um die innere Ordnung in unserem Lande, soziale 
Gerechtigkeit, sozialen Frieden, und damit um ein 
stabiles Fundament unseres Staates. Wir wissen alle 
aus eigener Erfahrung aus dem Anfang der dreißiger 
Jahre — ohne daß ich damit dieses Gespenst in 
irgendeinem Zusammenhang mit der Situation von 
heute heraufbeschwören möchte —, wohin wirt-
schaftliche Unordnung, tiefgreifende soziale Störun-
gen führen und daß sie eines Tages in politische 
Erscheinungen ausmünden müssen, die alle demo-
kratischen Parteien unseres Landes und damit die 
gesamte demokratische Struktur in schwerster 
Weise treffen würden. 

Zum zweiten — und auch darüber dürfte es keine 
Meinungsverschiedenheiten ernsthafter Art geben 
— berechtigt unsere gesamte außenpolitische Situa-
tion angesichts der Vorgänge in der Welt und ange-
sichts gewisser Verschiebungen sicherlich nicht, zu 
sagen, daß wir zur Zeit Rückenwind haben. Uns 
bläst eher der Wind ins Geschicht, und die Frage, 
woher der Wind weht, kann nicht allein von der 
Bundesregierung entschieden werden; sie muß hier 
manche Dinge in Kauf nehmen oder sich — so wie 
sie kommen — nach ihnen richten. 

Aber es ist unbestreitbar, daß unsere Geltung als 
Partner im Gemeinsamen Markt, daß unsere Wert-
schätzung als Bündnispartner in der NATO mit dem, 
was damit verbunden ist, und daß die Durchsetzung 
des Alleinvertretungsanspruches der Bundesrepublik 
für die deutsche Nation mit dem zusammenhängen, 
was uns nach dem Kriege am meisten vielleicht 
nicht immer Liebe, aber zumindest Respekt und 
Achtung eingebracht hat, nämlich unsere wirtschaft-
liche Leistung, unsere soziale Stabilität, das heißt 
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die Gesamtheit dessen, was wir an materiellen 
Grundlagen für ein neues Deutschland wieder auf-
gebaut haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Redner hatten recht, die — sei es hier, sei es 
außerhalb des Bundestages — gesagt haben, es 
genüge nicht mehr, mit wirtschaftlichen Leistungen 
der Vergangenheit aufzuwarten und sozusagen die 
politische Legitimation nur aus dem zu beziehen, 
was in der 'Vergangenheit erreicht worden ist. Ich 
möchte hier in keiner Weise polemisch sprechen, 
aber doch zum Ausdruck bringen dürfen, daß natür-
liche Leistung der Vergangenheit und richtiges 
Orientierungsvermögen für die Zukunft zusammen-
genommen sehr wohl ein politisches Gesamtbild 
ergeben können, um das wir als die Mehrheit dieses 
Hauses natürlich ringen. Das ist unser gutes Recht, 
und Ihr gutes Recht ist es, das in Frage zu stellen, 
um dann gemeinsam vielleicht zu besseren Lösun-
gen zu kommen. 

Es ist wohl keine Übertreibung, wenn ich sage, 
daß die Erfolge der deutschen Wirtschaft in der 
Nachkriegszeit gemessen an den Erwartungen von 
damals, gemessen an den Umständen von damals 
unbestritten und einzigartig sind: Reallohnniveau 
oder allgemeines Einkommensniveau oder Lebens-
standard der Bevölkerung — im Durchschnitt ge-
sprochen — haben sich auch unter Inkaufnahme der 
Preisentwicklung seit dem Jahre 1950 mehr als ver-
doppelt. Kollege Barzel hat gestern in seiner Rede 
einige Zahlen genannt: an zweiter Stelle im Welt-
handel hinter den USA, an zweiter Stelle in der 
industriellen Leistungsfähigkeit nach den USA in 
der freien Welt, an dritter Stelle unter allen In-
dustrieländern, und das immerhin in dem kleinen 
Teil Deutschlands, der etwa die Hälfte des Staats-
gebietes der Weimarer Republik und nur dreiviertel 
der heutigen Bevölkerung Gesamtdeutschlands um-
faßt. Wenn man dann noch die Position im Gemein-
samen Markt nimmt — das dient nicht einer ange-
berischen Megalomanie, sondern nur der Feststel-
lung einer Tatsache —, bei der die Bundesrepublik 
allmählich an die 50 %-Grenze der gesamten In-
dustrieproduktion der Sechs heranreicht, dann kann 
man, wenn wir uns an die Anfangszeiten erinnern, 
als wir uns im September 1949 zum erstenmal in 
diesem Hause getroffen haben, sagen, daß hier 
durch den Fleiß unseres Volkes und durch eine 
gute Politik zusammen etwas erreicht worden ist, 
was in der Geschichte unseres Volkes fast als ein-
malig bezeichnet werden kann. - 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ging dabei nicht darum, unter Ausnutzung und 
Ausbeutung von Menschenkraft, unter Unterbewer-
tung dessen, was man den Menschen in unserer 
Gesellschaftsordnung nennt, Höchstleistungen her-
auszuholen. Wir können gleichzeitig für uns fest-
stellen, daß die Sozialleistungen in der Bundes-
republik je Kopf der Bevölkerung an der Spitze 
von sämtlichen Industrieländern der Welt stehen, 
daß die sozialen Sicherungen einschließlich der 
Sicherungen für den Lebensabend zwar nirgendwo 
paradiesisch, aber immerhin in unserem Lande an

-

gesichts der Ausgangssituation so geregelt sind, 
daß wir den Vergleich mit niemandem zu scheuen 
brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen allerdings feststellen: nach dem Er-
reichen der Vollbeschäftigung, verstärkt nach dem 
Versiegen des Zustroms von Arbeitskräften aus 
Mitteldeutschland — Bau der Mauer! —, konnte die 
weitere Produktionssteigerung in den raschen 
Wachstumssprüngen der 50er Jahre nur mehr zum 
Teil durch die Heranziehung von Gastarbeitern ge-
tragen werden. Auch hier zeichnen sich Grenzen ab, 
Grenzen des Möglichen und Grenzen des Wünsch-
baren. Beides gehört zusammen. 

Wir sind heute also darauf angewiesen, die Lei-
stungssteigerung sozusagen von innen heraus zu 
bewerkstelligen. Das kann nur — ich betone diesen 
Punkt wegen der folgenden Ausführungen bewußt 
deutlich, damit wir ein differenziertes Bild unserer 
wirtschaftlichen Situation bekommen, die man nicht 
über einen Kamm scheren kann; ich werde mich so 
deutlich, wie ich kann, darüber ausdrücken — durch 
intensive Investitionstätigkeit erreicht werden. 

Der heute erreichte Grad der Rationalisierung und 
Automatisierung stellt uns aber vor die Tatsache, 
daß der auf diesem Wege erreichbare Produktivitäts-
fortschritt künftig kleiner sein  wird als bisher. 
Auch hier sind von der Kapitalseite und der tech-
nischen Seite her Grenzen gezogen, die man nicht 
auf Grund eines Willensaktes etwa beliebig weit 
setzen kann. Sicherlich erschließen Forschung und 
Entwicklung immer wieder zusätzliche technische 
Möglichkeiten. 

Die 'Schlußfolgerung aus diesen Bemerkungen 
heißt: das aus dieser Konstellation heraus zwangs-
läufig abgeschwächte Wachstumstempo unserer 
Wirtschaft erfordert ein Zurückschrauben der Er-
wartungen und Ansprüche sowohl der öffentlichen 
Hand als auch des einzelnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist eine Schlußfolgerung, die nichts mit dem 
Scheitern einer Wirtschaftspolitik zu tun hat — was 
zu behaupten ja angesichts der gegebenen Verhält-
nisse heute immer noch ein Witz wäre —, sondern 
einfach eine Folge der unvermeidbaren Tatsache, 
daß wir gewisse Grenzen erreicht haben, darstellt. 
Wir müssen uns darauf einstellen, daß das Real-
bruttosozialprodukt künftig nicht wesentlich stärker 
als um 3 bis 4 % steigen wird. Wenn versucht wird, 
darüber hinausgehende Steigerungen zu erzwingen, 
sei es von der öffentlichen Hand her, sei es von der 
privatwirtschaftlichen Seite der Tarifpartner her, 
muß es zu Spannungen und Preissteigerungen kom-
men; sie können dann nicht verhindert werden. 

Es geht einfach darum, den Zuwachs an Kaufkraft 
und den Zuwachs an Produktion — oder würden 
Sie „Produktivität" sagen?, ich gehe gern in Ihr 
Seminar — — 

(Abg. Dr. Schiller: Herzlich willkommen!) 

— Ich würde sehr gern kommen. Ich würde viel 
davon profitieren. Außerdem würde das die Vor- 
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bereitung Ihres nächsten Programms ebenfalls er

-

leichtern. 

(Heiterkeit. — Beifall in der Mitte. — Zuruf 
von der SPD.) 

— Sie meinen: Oratio non erubescit, d. h. eine Rede 
errötet nicht. 

(Abg. Dr. Schiller: Dann wäre die Empfeh

-

lung, Sie sollten das Godesberger Programm 
übernehmen, bestätigt!) 

— Ich könnte allerhand daraus machen. 

(Heiterkeit.) 

Es geht einfach darum, den Zuwachs an Kaufkraft 
— es ist ja auch eine quantitative Größe — und den 
Zuwachs an Produktion in das Gleichgewicht zu 
bringen. Darum bemühen wir uns hier ja trotz 
der Sünden, die intra muros et extra begangen 
worden sind. In den letzten Jahren ist das Gleich-
gewicht ohne Zweifel verlassen worden. Mehr, 
besser und billiger produzieren, — das sind Stich-
worte; ich könnte vielleicht genauso gut sagen: 
Schlagworte. 

Das Resümee daraus ist die Feststellung, daß wir 
unsere Erwartungen zurückschrauben müssen, ja, 
daß wir uns vielleicht in einer Überschätzung der 
Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft und einer 
Überschätzung der daraus resultierenden finanziel-
len Möglichkeiten des Staates übernommen haben. 
Dabei haben wir hier gar keinen Grund, an der 
Klagemauer zu stehen, aber auch gar keinen Grund, 
Versäumnisse oder Bewertungen nicht zu korrigie-
ren, die als Fortsetzung einer in Grundsatz und 
Erfolg guten Politik jedermann unterlaufen können. 
Denken wir daran — ich möchte nicht in allgemei-
nen Schlagworten reden, aber wenigstens den einen 
Satz ausdrücken dürfen —, daß wir wahrlich den 
größten Krieg aller Zeiten verloren haben mit 
materiellen, moralischen und staatlichen Schäden, 
wie sie in der Geschichte der Menschheit außer beim 
völligen Untergang eines Volkes noch keiner Nation 
widerfahren sind. 

Denken wir ferner daran, daß wir an Kriegs-
folgelasten finanzieller Art in der Zeit vom Sommer 
1948 aus der damals noch in kümmerlichen Ansätzen 
emporstrebenden Wirtschaft bis zum Sommer 1966 
zusätzlich zu dem, was andere Nationen mit glück-
licherem Schicksal nicht aufzubringen hatten, insge-
samt 370 Milliarden DM — auch diese Zahl sollte 
in das Bewußtsein der Öffentlichkeit stärker ein-
gehen, als es weitgehend der Fall ist — heraus-
holen mußten. Wir mußten nicht nur wiederauf-
bauen und mit dem beschleunigten Wachstums-
tempo der allgemeinen Entwicklung Schritt halten, 
sondern wir mußten es auch wiedereinzuholen ver-
suchen. Das ist im großen und ganzen gelungen. 

Aber die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft ist 
nicht unbegrenzt. Das gilt auch für die öffentliche 
Hand. Der Staat ist einfach nicht in der Lage, alle 
individuellen und kollektiven Bedürfnisse gleich-
zeitig in vollem Umfang oder in geradezu idealer 
Vollendung zu erfüllen. Der Staat ist auch keine 

Kollektivprothese für Leiden und Mängel indivi-
dueller oder allgemeiner Art. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir aus dieser Maxime Schlußfolgerungen 
gemeinsam ziehen, werden wir zwar noch in man-
chen wesentlichen Details verschiedener Meinung 
sein, aber sicherlich eine gemeinsame Leitlinie 
haben. 

Es ist wohl keine Übertreibung, zu behaupten — 
ich sage das nicht als Vorwurf; man kann es genau: 
sogut mit Befriedigung, aber auch als Mahnung 
sagen —, daß wir, jedenfalls von den sechs Län-
dern der EWG und von vielen anderen noch dazu, 
in der Bundesrepublik die höchsten Löhne und Ge-
hälter, d, h. die höchsten Personalkosten, die kür-
zeste Arbeitszeit, die meisten Feiertage und gleich-
zeitig den höchsten sozialen Leistungsstand haben. 
Wenn das auf dem Hintergrund dieses Krieges und 
der eben geschilderten Kriegsfolgelasten, deren 
finanzielle Bewältigung bis in das nächste Jahr-
hundert hineinreicht, mit den wirtschaftlichen Er-
gebnissen, wie sie Herr Barzel und ich genannt 
haben, möglich war, dann haben wir erstens keinen 
Grund, uns dessen zu schämen, was wir in der Ver-
gangenheit erreicht haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zweitens auch wirklich keinen Grund, nunmehr 
auf diesem Ruhekissen zum Schlaf überzugehen und 
zu glauben, es sei von jetzt an schon alles bestens 
bestellt. Drittens haben wir aber sicherlich auf 
Grund von Leistungen und Erfahrungen der Ver-
gangenheit auch eine Legitimation für das, was in 
der Zukunft getan werden muß — auch wenn man-
ches etwas spät gekommen sein mag —, ein ver-
bindliches Wort zu sagen. 

Der Kollege Schiller  hat in seiner Rede dar-
gelegt, wofür und wogegen er ist. Das ist sein 
gutes Recht. Ich habe mich bemüht, seine Rede nicht 
nur zu hören, sondern nachträglich im Lesen auch 
zu durchdringen. An die Spitze seines Positivkata

-

logs hat er die Forderung auf Entschuldigung des 
Kanzlers vor dem deutschen Volk wegen seiner 
Entgleisung gestellt. Er hat damit wohl — es war 
die einzige mir zugängliche Quelle — das Bulletin 
zitiert. Der Text des Bulletins, Kollege Schiller, 
deckt sich aber nicht genau mit dem, was Sie gesagt 
haben — außer bei großzügiger Interpretation, aber 
die würde dann mehr dem Philologen als dem 
Nationalökonomen zukommen. Doch das sollte nur 
eine harmlose Bemerkung sein. — Bitte! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Strauß, ist 
Ihnen nicht bewußt, daß ich diese Möglichkeit der 
Entschuldigung im Zusammenhang mit der Frage 
gebracht habe, welche Begründungen, welche Moti-
vationen es für ein solches Gesetz gibt, und nicht 
etwa im Bereich der fünf Essentials? 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, das 
war kein Vorwurf an Ihre Adresse. Wenn Sie so 
lange wie ich in diesem Hause die homerischen 
Schlachten mitgekämpft hätten, dann wäre eine so 
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harmlose Bemerkung wie die meine von Ihnen 
sicherlich nicht allzu ernst genommen worden. 

Aber bei Ihren Ausführungen ist mir etwas ein-
gefallen, nämlich die Rede Wilsons am Dienstag, 
dem 6. September. Die Überschrift in der „Welt" 
lautet: „Es geht um die Zukunft Englands — Der 
Premierminister warnt in Blackpool vor einer neuen 
Weltwirtschaftskrise". In dem Bericht der „Welt", 
den ich als richtig unterstellen muß, weil ich keinen 
Originalbericht zur Hand hatte, heißt es: 

In einer Analyse der britischen Wirtschaftslage 
sagte der Premierminister, das Problem der 
Zahlungsbilanz sei die Folge einer 15jährigen 
Malaise. England habe noch immer nicht dem 
Ende seiner Weltmachtstellung Rechnung ge-
tragen und lebe auf zu großem Fuße. 

Jetzt könnte man beinahe „Ludwig Wilson" sagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er fährt fort: 

Wir sind zu sehr an Freizeit interessiert, die 
wir nicht verdient haben. Wir beten falsche 
Götter an. Es besteht die Gefahr der Entwick-
lung einer Glücksspielwirtschaft. Diese führt in 
ihrer mildesten Form zum Herumlungern in 
Wettbüros und in ihrer schlimmsten Form zum 
organisierten Verbrechertum. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich zitiere „Die Welt" wörtlich; ich glaube nicht, 
daß ich dafür eine Sonderausgabe bekommen habe. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Das ist noch 
schlimmer als die „Gammler" ! — Abg. Frau 
Kalinke: Wenn das der Kanzler hier gesagt 

hätte! — Heiterkeit.) 
Wenn der britische Premierminister das Herz hat, 
an die Adresse seines Volkes, das mit so großer 
Mehrheit seine Partei gewählt hat, solche Worte zu 
richten, dann sollten Sie den humanitären und ge-
radezu herabspielenden Stil unseres Bundeskanzlers 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Zuruf des Abg. Hermsdorf.) 

— Herr Kollege Hermsdorf, stellen Sie sich einmal 
umgekehrt vor, der deutsche Bundeskanzler hätte 
von „Herumlungern in Wettbüros bis zum organi-
sierten Verbrechertum" als Ausdruck einer falschen 
Geisteshaltung der deutschen Nation gesprochen! 
Ich möchte nicht wissen, welcher Sturm der Entrü-
stung sich in diesem Parlament — ich sage sogar: 
mit Recht —, in der deutschen Publizistik oder in 
der deutschen Öffentlichkeit erhoben hätte. Ich ver-
zichte mit Rücksicht auf die Zeit auf weitere Zitate; 
es geht nämlich da ganz munter weiter. 

Wir begrüßen die Erklärung des Kollegen Schil-
ler und der anderen Redner der Opposition, insbe-
sondere des Kollegen Wehner. Ich glaube — und 
ich betone das ausdrücklich; ich sage hier genau, 
was ich meine —, daß es der SPD aus Gründen der 
Gesamtverantwortung nicht darauf ankommt, hier 
eine obstruktive Haltung, sei es der Verzögerung, 
sei es des Sabotierens, einzunehmen, sondern dar-
auf, ihren Beitrag in der alten Form zu leisten: 
government must have its way, but opposition must  

have its say. Als allerdings die großen Ausgaben-
blöcke in der Vergangenheit beschlossen wurden, 
hatte ich doch manchmal den Eindruck, daß es hieß: 
opposition must have its way, and government 
occasionally its say. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte mich über die vom Kollegen Schiller 

(Abg. Schoettle: Das könnten Sie viel 
schöner auf bayerisch sagen!) 

— Ja, aber auf bayerisch klingt es so gemütlich; 

(Heiterkeit) 

außerdem hoffe ich, daß einige das Englische nicht 
ganz verstehen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Ich habe eine Bitte an den Kollegen Schiller, der 
ja doch sicherlich der Wortführer der Opposition in 
diesem Ringen um die Gestaltung des Gesetzes ist, 
nämlich die öffentlichen Hearings nicht allzu ausgie-
big und zu zahlreich zu gestalten. Was an wesent-
lichen Argumenten zu diesem Gesetz gesagt werden 
kann, liegt gesagt und geschrieben vor. Es ist ja 
eine durchaus gute Gepflogenheit, die wesentlichen 
Träger der Verantwortung oder der Mitverantwor-
tung außerhalb des staatlichen Bereiches zu der 
Urteilsbildung heranzuziehen. Ich scheue mich auch 
gar nicht zu erklären — manchmal muß m an  auch 
Individualist sein, wie Herr Wehner es auch ist —, 
daß die Argumente, die Sie für die Einsetzung eines 
Sonderausschusses vorgebracht haben, sehr viel 
für sich haben. Ich teile in diesem Punkte weit-
gehend Ihre Auffassung. Ich bin aber auch Demo-
krat genug zu sagen: Wenn meine Freunde Grund 
haben, sich anders zu entscheiden, so darf die Sache 
darunter nicht leiden. Das ist hoffentlich unsere 
gemeinsame Auffassung dazu. 

Herr Kollege Schiller hat gefordert, daß dieselbe 
Sprache wie in dem Gesetz über die Bildung eines 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung geführt wird, und in 
diesem Zusammenhang vom „magischen Dreieck", 
gesprochen. Das „magische Dreieck" ist, glaube ich, 
Vollbeschäftigung, Preisstabilität und ausgeglichene 
Zahlungsbilanz. Dieses wollen wir ja durch eine 
vierte Ecke ergänzen; dann wird es ein Viereck, 
nämlich ein konstantes organisches Wachstum. 

Kollege Schiller hat eine volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung verlangt, die eine mittelfristige Pla-
nung ermöglichen soll. Nun, es gibt hervorragende 
theoretische Vertreter einer volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung und eines Nationalbudgets. Ich 
glaube auch, daß im wissenschaftlichen Bereich, der 
vom politischen Bereich nicht hermetisch abgeschlos-
sen werden kann und soll, die Aufstellung eines 
Nationalbudgets durchaus ihren Sinn hat, aber nicht 
nur, um theoretische Angaben für Seminare oder 
für Doktorarbeiten zu liefern, sondern um der Poli-
tik Daten zu liefern. Ob diese Daten dann als ver-
bindliche Richtlinien aufgefaßt werden können, nach 
denen die Wirtschaftspolitik orientiert werden 
müßte, das allerdings mag zwischen uns umstritten 
sein. Das würde ich eher verneinen. 
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Sie haben sich im Zusammenhang mit einem SPD-

Programm von früher für ein Sofortprogramm zur 
Sanierung der kommunalen Finanzen ausgespro-
chen. Herr Wehner hat in dem gleichen Zusammen-
hang gesagt, man dürfe Gemeindeausgaben nicht in 
Konkurrenz zu Bundesausgaben setzen. Lieber Herr 
Wehner, es ist unvermeidbar, von der Gesamt-
annahme ausgehen. zu müssen, daß das Finanz-
volumen der öffentlichen Hand — ich möchte sogar 
noch die öffentlich-rechtlichen Körperschaften mit 
einschließen —, Steuern, Zölle, Abgaben, Gebühren, 
Tarife und was alles damit zusammenhängt, volks-
wirtschaftlich und finanzwirtschaftlich gesehen in 
einem inneren Zusammenhang steht und ein größe-
res, in sich zusammenhängendes Paket darstellt. Es 
ist doch nicht möglich, hier Gemeindefinanzen, dort 
Länderfinanzen und da Bundesfinanzen getrennt 
voneinander aufzustellen. Was immer man über 
ein Sofortprogramm zur Sanierung der kommunalen 
Finanzen sagen kann, es geht, wenn es nicht auf 
den Steuerzahler abgewälzt werden soll, was auch 
Sie ausdrücklich verneint haben, immer zu Lasten 
der Länder oder zu Lasten des Bundes, weil die 
Finanzmasse bei gleichbleibendem Steuerrecht un-
verändert bleibt und nur ein begrenztes Wachstum 
von 4 oder 5 % hat. 

Allerdings sollte man hier einmal einen Grund-
satz ansprechen, der auch zur Haushaltsdebatte ge-
hört. Die Gemeinden haben eine große Investitions-
lücke. Ich habe von dieser Stelle bei einer Haus-
haltsrede einmal gesagt, daß eine Denkweise, die 
die öffentlichen Investitionen als Verschwendung 
der öffentlichen Hand bezeichnet, reichlich antiquiert 
und obsolet ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU und bei 
der SPD.) 

Der Mensch von heute lebt in einer ganz anderen 
Welt als unsere Väter oder Großväter. Die techni-
sche Entwicklung und die medizinischen Erkennt-
nisse sind rasch fortgeschritten. Die Anforderungen 
an ein Krankenhaus, die Anforderungen an die 
Schule, die Anforderungen an die Hygiene, die An-
forderungen an das Minimum dessen, was man 
menschen- oder kulturwürdig nennt, sind inzwi-
schen objektiv größer geworden. Sie sind auch sub-
jektiv größer geworden, weil der Mensch von heute 
von der Gemeinde, die ihm oft näher ist als Land 
und Bund, von der Wiege bis zur Bahre sozusagen 
einen ganz anderen Service verlangt, als es früher 
bei wesentlich bescheideneren Ansprüchen und 
Möglichkeiten der Fall gewesen ist. 

In diesem Zusammenhang komme ich auf einen 
Punkt zu sprechen, den Professor Schiller eingehend 
behandelt hat, weil das ohne Zweifel im Mittel-
punkt der Auseinandersetzungen in den Ausschüs-
sen stehen wird und weil ohne ein Gesamtbild die-
ses Gesetzes einzelne Teile keinen allzu großen 
Wert haben. Ohne Zweifel ist in vielen Gemeinden 
die Investitionslücke dadurch noch größer gewor-
den, daß auf Grund von Vertreterbeschlüssen bei 
den gemeindlichen Transport- und Versorgungsein-
richtungen nicht kostendeckende Preise verlangt 
werden, weil man das in vielen Fällen auftretende 

Defizit aus der allgemeinen Gemeindekasse zu 
decken bereit ist. Ich kenne aus meinem Wahlkreis 
Fälle, in denen die Berechnung der Experten für 
eine Omnibusfahrt von einem Ende der Gemeinde 
bis zum anderen Ende einen Preis von 50 Pf als ko-
stendeckenden Preis ergab und der Stadtrat — ich 
erhebe den Vorwurf nicht gegen die SPD, sondern 
gegen meine eigenen Freunde — einen Preis von 
30 Pf beschlossen hat. Das Defizit trägt die allge-
meine Gemeindekasse. Das vergrößert automatisch 
die Investitionslücke in den Gemeinden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Strauß (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Strauß, sollte man in diesem Zusammenhang 
nicht einmal darauf hinweisen, daß im letzten Jahr 
sogar trotz Kreditrestriktionen das Kreditvolumen 
bei den Gemeinden gegenüber dem Vorjahr um 
17 % gewachsen ist, um den Betrag von rund 4 1/2 
Milliarden DM? 

Strauß (CDU/CSU) : Die Zahl ist mir bekannt, 
und sie entspricht der Wirklichkeit. Es geht ja hier 
nicht um die Frage, ob man für. oder gegen die Ge-
meinden ist, ob man für oder gegen die kommunale 
Selbstverwaltung ist. Wenn Sie sich, Herr Kollege 
Schiller, für eine Aufrechterhaltung der kommuna-
len Selbstverwaltung ausgesprochen haben, möchte 
ich Ihnen versichern, daß es in der ganzen 
CDU/CSU-Fraktion — vielleicht darf ich das sogar 
auf den Koalitionspartner ausdehnen — keinen ein-
zigen gibt, der nicht in Überzeugung und Wort für 
die Aufrechterhaltung der kommunalen Selbstver-
waltung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Jacobi 
[Köln] meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Lassen Sie mich noch zwei Sätze sagen, Herr Kol-
lege Jacobi, dann beantworte ich Ihre Frage. 

Aber es gibt ja auch im Landesbereich Grenzen 
für die kommunale Selbstverwaltung durch die all-
gemeine Dienstaufsicht des Landes. Es gibt heute 
Gemeinden, deren Investitionsprogramm — oben-
drein in der Massierung von vielen Großgemeinden 
und unzähligen mittleren und kleinen Gemeinden 
zusammen genommen — nicht mehr eine Frage der 
individuellen Entscheidungsberechtigung der einzel-
nen Gemeinde ist, sondern das zum gesamtwirt-
schaftlichen Bild, zur wirtschaftlichen Gleichge-
wichtslage, zur Kapitalmarktsituation einen ent-
scheidenden, unter Umständen negativen oder posi-
tiven Beitrag liefern kann. Darum muß man doch 
den Begriff Selbstverwaltung der Gemeinden — 
sicherlich eine Grundlage der Demokratie, Herr Kol-
lege Wehner; daran wird niemand zweifeln — in 
einen allgemeinen ökonomischen und finanzpoliti-
schen Zusammenhang hineinstellen und dann aus 
der Gesamtheit heraus den Begriff Selbstverwaltung 
der Gemeinden, gerade damit er nicht ad absurdum 
geführt wird, damit er erhalten bleibt, so formulie- 
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ren, wie es den Notwendigkeiten von heute ent-
spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Kollege Strauß, ich 
komme auf Ihre Bemerkungen bezüglich der kosten-
echten Tarife zurück und möchte Sie fragen, ob nicht 
zu der Erwägung, die Sie angestellt haben, zusätz-
lich noch darauf hingewiesen werden muß, daß die 
Verweigerung kostenechter Tarife, soweit sie sozial 
vertretbar sind, auch zu einem Stau in den Investi-
tionen führt und infolgedessen eine Gefahr für die 
Infrastruktur und deren Ausbildung bedeutet? 

Strauß (CDU/CSU) : Ich kann diese Frage nur 
mit Ja beantworten. 

Ich glaube, daß Ihr Vorschlag, Herr Kollege Schil-
ler, für die Offenmarktpolitik der Bundesbank, wenn 
ich Sie richtig verstanden habe, unter Umständen 
durch Hereinnahme langfristiger Schuldtitel erwei-
terte Möglichkeiten zu schaffen, ernsthaft geprüft 
werden muß. Auf den ersten Blick — ich habe das 
Ganze natürlich noch nicht durchdrungen — er-
scheint das sehr plausibel. 

Sie treten weiterhin für mehr Globalrechnung und 
Globalsteuerung ein. Nun, was heißt das? Sie kön-
nen es sicherlich gut definieren. Wenn Sie damit ein 
abgewogenes Instrumentarium von aufeinander ab-
gestimmten Mitteln der monetären und fiskalischen 
Politik meinen, in dem einmal die eine Seite, ein 
anderes Mal die andere Seite stärker betont wird, 
können wir Ihnen recht geben. Sonst glauben wir 
nicht, daß man viel mit Globalrechnung und Global-
steuerung anfangen kann, es sei denn, Sie meinen 
das, was ich ausgedrückt habe. 

Dann haben Sie eine wunderbare Überzeugung 
ausgesprochen, was die Autonomie der Tarifpartner 
anbetrifft. Ich glaube, wir sind mit Ihren Worten alle 
sehr einverstanden. Sie sagten: Lohn- und Preis-
stopp steht nicht in unserem Lexikon. Das ist ja im 
Zusammenhang mit den Restriktionsmaßnahmen in 
Großbritannien Thema des Tages geworden. Sicher-
lich haben Sie recht, wenn Sie sagen, man müsse 
Entscheidungs- oder Orientierungshilfen geben. 
Aber glauben Sie ernsthaft, daß bei Anhalten der 
heutigen Situation auf dem Arbeitsmarkt Orientie-
rungs- und Entscheidungshilfen im Sinne von allge-
meinen wissenschaftlich oder pragmatisch erarbei-
teten Richtlinien bei den harten Kämpfen um die 
Gestaltung der Tarifverträge eine moralisch bin-
dende oder politisch verpflichtende Kraft haben 
können? 

Hier ist allerdings eine Frage angeschnitten, bei 
der wir alle in diesem Raum hier, Regierungspar-
teien und Oppositionspartei, aufgerufen sind. Und 
warum? Herr Wehner hat das ja sehr richtig ge-
spürt. Er sagte, Stabilisierungsgesetz sei ein groß-
artiges Wort, und schon mit dem Wo rt  erzeugt 
man eine Art moralischer Seelenmassage. Denn 
niemand kann sagen: Ich bin gegen das Stabilitäts-
gesetz. Da kommt er ja gleich in den Ruf, gegen die 
Stabilität zu sein. 

Aber ist denn das wirklich ein umfassendes Stabi-
litätsgesetz? Da sage ich nein. Es kann es nach der 
Natur unserer Rechtsordnung nicht sein. Hier wer-
den Teile der Privatwirtschaft erfaßt, andere Teile 
nur indirekt in Mitleidenschaft gezogen. Hier soll 
die öffentliche Hand erfaßt werden, sonst hat das 
ganze Gesetz keinen Wert. Aber der Teil, aus dem 
heraus eine größere Steigerung der Kaufkraft 
kommt — und zwar etwa das Doppelte dessen, was 
wir an Produktivitäts- oder Produktionszuwachs ha-
ben —, kann von diesem Gesetz nur indirekt, nicht 
aber unmittelbar erfaßt werden. Darum. wären wir 
sehr froh, wenn Sie in den Ausschüssen hinsichtlich 
der Gestaltung von Entscheidungs- und Orientie-
rungshilfen mit dem vollen Gewicht Ihrer politi-
schen Partei, Ihrer politischen Organisation dazu 
beitrügen, auch diesen Teil, wenn er auch nicht 
rechtlich verbindlich und zwingend geregelt werden 
kann, so einzubeziehen, daß aus diesem Gesetz ein 
umfassendes Stabilitätsgesetz wird, wobei gewisse 
Teile dann wenigstens im Sinne allgemeiner Richt-
linien mit der politischen Verpflichtung und Wirk-
samkeit einer gemeinsamen Entscheidung dieses 
Hauses einbezogen werden könnten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sind für eine angemessene parlamentarische 
Kontrolle eingetreten. Gut, ich möchte mich nicht da-
gegen äußern. Ich glaube, nach meinen Aufzeichnun-
gen, Sie waren es, Herr Kollege Schiller, aber auch 
andere. Ich möchte, ohne daß ich hier die Meinung 
meiner Freunde zum Ausdruck bringe — vielleicht 
denken sie genauso; das ist sogar meine Überzeu-
gung; ich konnte aber nicht jeden zu jedem Satz, 
den ich sagen will, fragen —, sagen: ich habe etwas 
Bedenken dagegen, daß Entscheidungen und Ver-
antwortungen, die nach der Natur der Sache bei der 
Exekutive liegen, in immer größerem Umfang von 
Teilen der Legislative unter Verwischung der Zu-
ständigkeiten und Verantwortungen an sich gezogen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Damit Sie mich nicht mißverstehen: Wenn davon das 
Zustandekommen des Gesetzes abhängt, werden wir 
das bestimmt nicht zum Mittelpunkt unseres Ja oder 
Nein machen. Ganz im Gegenteil! Ich wollte das nur 
als Anmerkung gesagt haben. 

Auch was ,das Recht des Bundesrates betrifft, die 
Ermächtigung nach sechs Wochen in Kraft zu setzen, 
so kann man darüber reden. Aber wenn ich Mitglied 
des Bundesrates wäre, würde ich es mir sehr wohl 
überlegen, ob ich diese Vollmacht überhaupt haben 
und mir die Verantwortung dafür auf den Hals 
laden wollte. 

Wenn Sie schließlich — das hat Herr Kollege 
Wehner aufgegriffen, und dazu muß ich einige Sätze 
sagen — eine staatsvertragliche Regelung zwischen 
Bund und Ländern anführen, so darf ich dazu fol-
gendes erklären. Herr Kollege Schiller hat, wenn ich 
mich recht erinnere, von der Bewährungsstunde des 
kooperativen Föderalismus gesprochen. Ich glaube 
nicht, daß die Bewährungsprobe des kooperativen 
Föderalismus - die Tatsache, daß ich in Bayern 
geboren bin, die bayerische Staatsbürgerschaft habe, 
die es gar nicht gibt, und damit Bürger des ältesten 
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Landes mit Eigenstaatlichkeit in der Bundesrepublik 
bin und in der CSU sicherlich eine sehr föderalistisch 
denkende Partei repräsentiere, sei nur sozusagen 
überflüssiger- und arroganterweise hinzugefügt —
darin bestehen oder daß der kooperative Föderalis-
mus sich darin äußern und präsentieren kann, daß 
Bund und Länder wie jeweils verschiedene Völker-
rechtssubjekte miteinander verkehren und Staats-
verträge abschließen, die dann wahrscheinlich je 
nach Gestaltung der Länderverfassungen von den 
einzelnen Parlamenten ratifiziert werden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Strauß, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß der Ministerpräsident 
Ihres herrlichen Landes vor drei Wochen durch seine 
Kanzlei oder durch seine Gesamtverwaltung einen 
Modellentwurf hat machen lassen, in dem eine 
staatsvertragliche Lösung vorgesehen war? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum soll er 
das nicht tun?) 

Strauß (CDU/CSU) : Diese Frage habe ich erwar-
tet. Ich wollte es nicht selber bringen, um es Ihnen 
nicht unmöglich zu machen, die Frage zu stellen. 

(Abg. Dr. Schiller: Es wird Ihnen nicht ent

-

gangen sein, daß ich in meiner ersten Rede 
die drei in einem Vertrag genannten Län

-

der genannt habe. Damit wußten Sie, daß 
auch Bayern gemeint ist!) 

— Jawohl, und ich habe auch erwartet, daß Sie da-
mit kommen werden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Wir wissen doch, daß eine demokratische Partei 
kein monolithischer Einheitsblock ist, in dem von 
vornherein auf Grund eines Programms oder welt-
anschaulicher oder sozialer Umstände eine bestimm-
te Meinung vertreten wird, Der bayerische Minister-
präsident stand auf der einen Seite, und ich stand 
auf der anderen Seite. Ich habe im Frühjahr eine 
Rede gehalten, daß ich mir unter kooperativem 
Föderalismus — sehr zum Mißvergnügen auch eines 
Teils des bayerischen Kabinetts — andere Formen 
der Zusammenarbeit zwischen Bund und Gliedern 
des Bundes vorstelle, als in der Zeit von Konstantin 
Franz in der Mitte der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts als Wesenselemente des Föderalismus dar-
gestellt worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Rechtsrahmen für die Auseinandersetzung 
zwischen Bund und Ländern ist die heutige oder 
künftige Form des Grundgesetzes. Sicherlich sollten 
wir einerseits nicht wegen jeder Tagesnotwendig-
keit das Grundgesetz ändern — wo kämen wir denn 
da hin? —, aber andererseits sollten wir ruhig dort, 
wo die Weiterentwicklung der Zeit über das hin-
ausgeführt hat, was zum Zeitpunkt der Verabschie-
dung einer Verfassung noch allgemein angenommen 
werden konnte, ansetzen, um elastische Lösungs

-

möglichkeiten für einen längeren Zeitraum an des-
sen Stelle zu setzen oder in die Lücke zu setzen. Das 
ist meine Vorstellung davon. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben gerade, Herr Professor Schiller, fiska-
lische und monetäre Instrumente zusammen ver-
langt. Unser Grundgesetz reicht im großen und gan-
zen aus, um das fiskalische Instrument zu steuern. 
Es reicht nicht mehr aus, um das monetäre Element 
zu steuern. Wenn man fiskalische und monetäre 
Elemente im Sinne von Globalsteuerungen und Glo-
balrichtlinien, wie Sie es genannt haben, heute den 
für die Gesamtwirtschaftspolitik verantwortlichen 
Instanzen der Bundesregierung und diesem Parla-
ment an die Hand geben will, dann muß man ge-
wisse patriarchalische Vorstellungen über Bord wer-
fen, nämlich die Vorstellung des pater familias: 
Nicht mehr ausgeben, als man einnimmt; ein abge-
deckter Haushalt ist schon ein finanz- oder wirt-
schaftspolitisch richtiger Haushalt. Das glauben Sie 
zwar nicht, daß ein abgedeckter Haushalt schon der 
richtige Haushalt ist, aber wir haben doch erlebt, 
daß es heute auch bei einem abgedeckten Haushalt, 
wo also angeblich das finanzielle Gleichgewicht da 
ist, in zahlreichen Formen der Kreditaufnahme — 
der  weißen, der grauen, der schwarzen und der 
Zwischenmöglichkeiten — Möglichkeiten gibt, das 
wirtschaftliche Gefüge zu erschüttern, auch wenn der 
Haushalt ausgeglichen ist. Diese Lücke muß geschlos-
sen werden. 

Das ist kein Ermächtigungsgesetz für die Regie-
rung Erhard. Das ist bei Ihren Erwartungen auch 
das Instrumentarium, das wir für jedermann, der 
glaubt, uns ablösen zu können, schon sorgfältig und 
sorgsam vorbereiten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe zwar hohe Meinung von allen Länder-
chefs. Aber ich kenne auch die Bürokraten des Bun-
des und der Länder aus langjähriger Amtserfahrung. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wenn einmal ein Problem in die Mühlen bürokra-
tischer Instanzen mit meistens positiven Kompe-
tenzkonflikten, bei denen es Arger gibt, kommt, 
dann reichen irdische Zeitbegriffe nicht mehr aus, 
um ein glückliches Ende dieser Verhandlungen ab-
zusehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Außerdem sind die Länder ja in dieser Hinsicht 
souverän. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Dr. Schmid.) 

Wer sagt denn, daß alle Länder dem gleichen

-

Staatsvertrag zustimmen? Ich sehe doch nur zwei 
Möglichkeiten. Unterstellt, wir würden mit Ihrem 
Modell spielen, Herr Kollege Schiller, dann müßte 
der Bund verlangen oder müßten alle sich darüber 
einig sein, daß die Staatsverträge mit allen Ländern 
gleich sein müssen. Ich hielte aber das wieder für 
Unrecht; denn schließlich ist die Lage von Ländern 
wie Schleswig-Holstein, Niedersachsen oder Bayern, 
vielleicht auch Hessen, wegen der besonderen Ver-
hältnisse am Zonengrenzgebiet oder überhaupt am 
Grenzgebiet vielleicht anders als die von Nordrhein- 
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Westfalen. Aber wer soll die Möglichkeit haben, 
zwischen Ländern zu differenzieren, und wo gibt es 
daß Maß an Einsicht und Objektivität, daß der-
jenige, der mit weniger Rechten auskommen soll, in 
einem Staatsvertrag sich beugt, weil er einsieht, 
daß der andere mehr Flexibilität braucht, weil seine 
Lage — Zonengrenzgebiet, Sanierungsgebiete — 
eine andere Regelung erfordert? Darum glaube ich, 
daß diese hier vorgesehene Grundgesetzänderung 
und die damit verbundenen Gesetze eine elastischere 
und flexiblere Handhabung ermöglichen, als der 
starre Zwang, einheitliche Staatsverträge abzuschlie-
ßen angesichts der Unmöglichkeit, differenzierte 
Staatsverträge abzuschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das darf ich als Gedanken noch zu diesen Ausfüh-
rungen hinzufügen. 

Nun hat Herr Kollege Schiller sich auch mit Recht 
gegen zwei Konjunkturausgleichsrücklagen ge-
wandt. Er hat sich gegen das Zudrehen des angeb-
lich illegalen Kredithahns für die Gemeinden ge-
wandt. 

Nun  ja,  der deutsche Kapitalmarkt hat eben nur 
eine begrenzte Ertragsfähigkeit. Sicherlich ist das 
Kapitel „Kapitalmarkt" in diesem Gesetz nicht ange-
sprochen. Ich war, wie Sie wissen, immer der Mei-
nung, daß man zu diesem Gesetz ja sagen muß, 
daß aber zu diesem Gesetz noch ein Zusatzpro-
gramm „Haushaltsfragen, Kapitalmarktsanierung" 
kommen muß, weil das Gesetz allein bestimmt nicht 
die Wirkung tut. Denn mit dem Erlaß dieses Ge-
setzes ändert sich noch überhaupt nichts. Höchstens 
treten gewisse psychologische Wirkungen ein. Das 
Gesetz selbst schafft ja nur Vollmachtrahmen. Man 
muß wissen, was man mit diesem Vollmachtrahmen 
anfangen will, wenn der Zweck des Gesetzes er-
reicht werden soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist die entscheidende Frage. Dann muß man sich 
aber auch im klaren darüber sein, daß die Sanierung 
des Kapitalmarkts — gerade diese, Herr Kollege 
Schiller — eine Beschränkung der Kreditaufnahme 
der öffentlichen Hand erfordert. Sonst kann der 
Kapitalmarkt nicht mehr saniert werden. Und jetzt 
sage ich, was ich schon oft gesagt habe — was die 
allgemeine Zustimmung findet —: daß damit Hand 
in Hand auch die Kuponsteuer verschwinden sollte, 
weil sie in dem Zusammenhang keinen Sinn hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Mitgliedern 
der Regierungsparteien.) 

Ich sage damit auch, daß wir sorgsam sehen sollten, 
daß bei der künftigen Harmonisierung der Spar-
förderung das Wertpapiersparen gegenüber den 
anderen Sparformen bei entsprechender Festlegung 
über eine Reihe von Jahren nicht schlechter behan-
delt werden darf, damit wieder ein steuerlicher 
Anreiz zum Erwerb von Wertpapieren erfolgt, der 
zur Zeit ja angesichts der ganzen Verhältnisse 
überhaupt nicht mehr vorhanden ist. 

So gibt es eine ganze Reihe von Überlegungen, 
die man nicht zusätzlich in dieses Gesetz einbauen 
kann, die man aber zusätzlich zu diesem Gesetz im 

Zuge der weiteren Überlegungen und der weiteren 
Ausgestaltungen in der Lösung dieser Frage er-
wägen muß. 

Ich hoffe, den Vorwurf des Herrn Wehner, daß die 
CDU — trotz des Beitrages von Kollegen Luda — 
nicht auf die einzelnen Punkte der Äußerungen des 
Kollegen Schiller eingegangen sei, wenigstens zum 
Teil entkräftet zu haben. Es geht nicht darum, daß 
ich jetzt jeden Satz aufgreife, den Sie gesagt haben. 
Ich wollte Ihnen aber sagen, daß wir Ihre Rede 
ernst genommen haben, sie gelesen haben, uns be-
müht haben, sie zu verstehen — was sogar sehr 
leicht möglich war, weil sie in ihrer Art transparent 
war —, und ich habe auch sehr wohl vernommen - 
ich betone das, damit ein falscher Eindruck ausge-
räumt wird —, daß Sie trotz Ihrer Enttäuschung 
über unser Nein zum Staatsvertrag Ihre Zustim-
mung — Ihre eventuelle Zustimmung — zu Grund-
gesetzergänzungen im Zusammenhang mit den fünf 
von Ihnen erwähnten „essentials" immerhin als 
ein verhandlungsfähiges Objekt dargestellt haben. 
Das wollte ich, damit hier zwischen uns nicht mit 
primitiven Entweder-Oder-Standpunkten gearbeitet 
wird, als Ihre Position hier fixiert haben. Wenn 
dem nicht so ist, bitte ich mich hernach zu korrigie-
ren; aber so haben wir und so habe auch ich sie 
verstanden. 

(Zuruf: Ein ganz neues Strauß-Gefühl! — 
Heiterkeit.) 

— Jetzt erst? Nun lassen Sie mich, obwohl es eine 
große Fülle von Problemen gäbe, die man in diesem 
Zusammenhang erwähnen müßte, aber wir können 
es ja auf die Haushaltsdebatte verschieben, zusam-
menfassend in ganz wenigen Punkten — die Zeit 
erfordert es, wenn auch die Problematik einen 
geradezu reizt, sich näher mit ihr zu befassen, was 
aber nicht auf Ihre Zeitkosten erfolgen soll — dazu 
folgendes sagen. 

Das Stabilitätsgesetz hat im großen und ganzen 
gesehen zwei Teile. Seien wir uns darüber im kla-
ren, daß der Teil 2 bei weitem nicht mehr die Dring-
lichkeit hat, die heute dem Teil 1 zukommt. Das, 
was im Teil 2 geregelt werden soll, ist weitgehend 
durch die Restriktionsmaßnahmen der Bundesbank 
schon geregelt, und der Erlaß dieses Gesetzes muß 
ja deshalb sehr schnell erfolgen, weil die Restrik-
tionsmaßnahmen der Bundesbank schrittweise abge-
baut werden müssen, wenn nicht Wachstumsstörun-
gen unserer Wirtschaft auftreten sollen, die zu be-
heben dann viel schwieriger ist als die Verabschie-
dung des Gesetzes, wenn einmal die Decke zu rei-
ßen begonnen hat. Darum muß man durch Verab-
schiedung dieses Gesetzes der Bundesbank die 
Möglichkeit geben, ihre Restriktionsmaßnahmen 
aufzuheben. 

Man sollte überhaupt das Instrumentarium der 
Bundesbank flexibel gestalten, damit dort, wo Kri-
senbereiche oder Krisenansatzherde in der Wirt-
schaft sind, dort, wo Exportprojekte auf dem Spiel 
stehen, die Bundesbank nicht nach einem einheit-
lichen Schema verfahren muß, sondern vielleicht mit 
einer Zweidrittel- oder qualifizierten Mehrheit des 
Zentralbankrates in Einzelfällen so, wie es in ande- 
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ren Ländern auch der Fall ist, einer akuten Situa

-

tion, sei es der Verhinderung eines Nachteils oder 
der Erzielung eines Vorteils, Rechnung tragen kann. 

Dieses Gesetz muß in beiden Teilen verabschiedet 
werden. Es wäre Augenauswischerei zu sagen, wir 
verabschieden den Teil 2 mit den privatwirtschaft-
lichen Maßnahmen — die heute wegen der Maß-
nahmen der Bundesbank nicht mehr erste Priorität 
haben — und lassen den ersten Teil fallen, weil er 
politisch zu schwierig ist, weil er eine Grundgesetz-
änderung erfordert. Wer Teil 1 in einer prakti-
kablen Form mit einer Grundgesetzergänzung ab-
lehnt, der muß so ehrlich sein zu sagen, daß er, ob 
er es will oder nicht, damit das ganze Gesetz zu 
Fall bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen das Gesetz in beiden Teilen durchbrin-
gen. 

Ein letztes Wort dazu! Der Bundeskanzler wendet 
sich gegen das Wort „Krise". Auch ich bin der Mei-
nung, daß man das Wort Krise nicht allzu leicht in 
den Mund nehmen sollte, weil die Benutzung dieses 
Wortes genauso wie die Benutzung des Wortes 
„Inflation" psychologische Wirkungen auslöst, die 
zu Verhaltensweisen führen, die dann ihrerseits 
erst in die Situation hineinschliddern lassen, die 
man schon vorweggenommen mit dem Wort be-
zeichnet hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schiller.) 
— Ich habe Sie nicht gemeint, Herr Kollege Schiller. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Schiller? 

Strauß (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Strauß, ist 
Ihnen nicht aufgefallen oder haben Sie nicht ge-
merkt, daß in diesen ganzen zwei Tagen das Wort 
„Krise" von keinem der sozialdemokratischen Red-
ner gebraucht worden ist, daß es aber viele Male 
von Mitgliedern der Bundesregierung bzw. Mitglie-
dern der Mehrheitskoalition verwendet wurde? 

Strauß (CDU/CSU) : Ich habe selbst nicht gehört, 
daß das Wort hier gebraucht worden ist. Ich schaue 
Sie nur an, weil ich Ihnen auf Ihre Gesamtrede 
antworten wollte, nicht weil Sie das Wort gebraucht 
hätten. Es kann sein, daß das Wort innerhalb und 
außerhalb der Mauern — sicherlich auch von Ihren 
Rednern draußen im Lande und sicherlich auch von 
unseren — gebraucht worden ist. Aber dieses 
Podium hier ist ja auch ein Ort der Auseinander-
setzung mit gewissen in der Öffentlichkeit um-
laufenden Strömungen, Meinungen und Tendenzen. 
Wo gäbe es einen berufeneren Ort als diesen —
sei es ein Versammlungssaal oder ein Rundfunk-
interview —, ein Wort dazu zu sagen? 

Ich nehme aber das Wort gar nicht so leicht. Es 
ist zu einfach zu sagen, Krise gibt es nicht, das ist 
dummes Gerede. Wenn wir heute davon sprechen, 
daß die Zuwachsrate unserer Wirtschaft bei 4 %  

liege und damit normal sei, dann ist diese Aussage 
wegen ihrer Vereinfachung und wegen ihres Man-
gels an Differenzierung irreführend und deshalb 
gefährlich. Denn die Zuwachsrate beträgt in den 
letzten beiden Jahren in unserer Investitionsgüter-
industrie 2,8 % und in unserer Konsumgüterindu-
strie 8,5 %, und das zusammen gibt dann die be-
rühmten 4 %. Es fehlt jetzt die Zeit, das zu analy-
sieren; aber es ist klar, daß daraus ein gefährliches 
Ungleichgewicht entstehen kann, das auf die Dauer 
auch die Konsumgüterindustrie erfassen wird. Denn 
von der Investitionsgüterindustrie her kommen doch 
die stimulierenden Effekte, kommt der Fortschritt, 
kommt die Rationalisierung, kommt die Hilfe zum 
Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt. 

Darum muß eine konjunkturbewußte Mischpoli-
tik zwischen fiskalischen und monetären Mitteln 
dazu führen, daß wir wieder zu einem ausge-
wogenen Verhältnis im Zuwachs der Investi-
tionsgüterindustrie und der Konsumgüterindu-
strie gelangen. Es ist schlechthin unzulässig zu 
sagen, daß unsere Aufgabe hier die Konjunktur-
dämpfung oder Konjunkturbremsung sei. Das ist 
ja nicht wahr. Man kann nicht ein Bild gebrauchen, 
als ob man — Sie haben gestern von einem Tisch mit 
zwei Beinen gesprochen — wie bei einem Einrad 
entweder drauftritt oder bremst. Nicht einmal das 
Bild des Automobils ist heute mehr angebracht, wo 
ein Rad, das privatwirtschaftliche Rad, gebremst 
wird und raucht und trotzdem das öffentliche Rad 
in der Folge noch dahinsaust. Ich möchte ein noch 
komplizierteres Bild — nicht an meinem Holz ge-
wachsen — gebrauchen: Es ist beinahe wie bei einem 
Flugzeug, wo ein sehr kompliziertes System, Höhen-
ruder, Querruder, Seitenruder, Trimmung zusam-
mengenommen das Instrumentarium ergeben, mit 
dem man jeweils die einzelnen Bereiche erfassen 
muß. Deshalb kann man nicht sagen, wir müßten 
die Konjunktur bremsen. 

Wir müssen natürlich in gewissen Konsumgüter-
bereichen die Konjunktur bremsen. Wir dürfen aber 
nicht übersehen, daß heute von dem Geldmangel, 
Kapitalmangel bei Bundesbahn und Bundespost 
Wirkungen ausgehen, die zur Kürzung der Inves-
titionsprogramme usw. führen und daß die Kürzung 
der Investitionsprogramme dann noch eine ganze 
Fülle von Kettenwirkungen auslöst, die wir recht-
zeitig verhindern sollten, bevor ihre nachteiligen 
Effekte eingetreten sind. 

Das Ganze ist viel zu kompliziert, als daß man es 
mit einem so simplen Wort wie „Konjunktur dämp-
fen" oder „Konjunktur anheizen" etwa im Sinne 
der Konjunkturtheorien der Mitte der dreißiger 
Jahre abtun könnte. 

Das wollte ich im Zusammenhang mit den Begrif-
fen Konjunktur, Konjunkturdämpfung und Kon-
junkturbremsung gesagt haben. 

Hierzu gehört auch die Vorstellung, daß wir im 
Bereich der Montanunion und im Bereich der EWG 
in demselben Ausmaße wie andere durch nationale 
Eingriffe wider den supranationalen Geist der Ver-
träge wettbewerbsverzerrende Bedingungen und 
damit bei Kohle und vor allem bei Stahl und Metall 
verarbeitender Industrie für uns Nachteile schafften, 
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im selben Maße entweder durch politische Verhand-
lungsführung für Abstellung dieser Dinge oder durch 
neutralisierende Maßnahmen für gleiche Wettbe-
werbschancen der deutschen Industrie einschlägiger 
Branchen sorgten. Anders ist dieses Problem auf 
lange Zeit nicht mehr zu lösen. Sonst bleibt von 
Montanunion, was Union anbetrifft, sehr wenig 
übrig. Und auch in der EWG haben wir zwar die 
Termine des Ablaufs im Gemeinsamen Markt. Aber 
wir haben damit noch lange nicht den Gemeinsamen 
Markt, solange die Steuerungsinstrumente natio-
naler Art den Sinn und den Erfolg des Gemein-
samen Marktes verfälschen. 

Am Ende meines Beitrages, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, möchte ich eine organisa-
torische Bemerkung machen, weil von Herrn Weh-
ner und vorher auch von Herrn Schiller mit Recht 
die Frage gestellt worden ist: Ja, warum denn so 
spät dieses Gesetz? Nun, wenn Sie einmal in der 
Bundesregierung gewesen sein würden, würden Sie 
verstehen, warum manche Gesetze später kommen, 
als die Opposition sie wünscht. 

Ich erhebe hier gar keinen persönlichen Vorwurf, 
weil ich selbst lange genug Opfer und Mitglied die-
ses Apparats gewesen bin, um zu wissen, daß man 
sich gegenüber gewissen Dingen einfach nicht durch-
setzen kann. Clausewitz, glaube ich, sagte: Krieg-
führung ist Bewegung im erschwerenden Mittel. 
Politik ist noch mehr Bewegung im erschwerenden 
Mittel. Und Arbeit in der großen bürokratischen 
Apparatur ist noch viel mehr Bewegung im erschwe-
renden Mittel, beinahe in erschwerenden Wider-
ständen. 

Wir müssen entweder durch Zusammenfassung 
der Kompetenzen in einer Person oder durch Zusam-
menfassung der Kompetenzen in einer Institution, 
wo entschieden wird, dafür sorgen, daß monetäre 
und fiskalische Steuerungselemente der Konjunktur-
politik unverzüglich eingesetzt werden können. 
Wenn das der Abstimmung der Apparaturen mit 
ihren ganzen damit auch sonst noch verbundenen 
Imponderabilien bedarf, ist es unvermeidbar, daß 
die staatlichen Maßnahmen bei einer sich rasch ent-
wickelnden Technik und Wirtschaft nicht in glei-
chem Tempo Schritt zu halten vermögen, um das 
Flugzeug — um bei dem Vergleich zu bleiben — so 
steuern zu können, wie es für die Gleichgewichtslage 
bei ständigem Fortschritt erforderlich ist. 

Aber bei diesem Gesetz ist nicht die Regierungs-
mehrheit aufgerufen. Bei diesem Gesetz ist auch 
nicht die Regierung allein aufgerufen. Es geht um 
das Schicksal der Regierung Erhard. Bei diesem Ge-
setz sind wir alle aufgerufen zu entscheiden, ob wir 
nach 18 Jahren erfolgreicher gemeinsamer Arbeit 
die nächste Phase der deutschen Nachkriegspolitik 
so gestalten wollen, daß wir mit dem, was wir jetzt 
schaffen, vor der nächsten Generation bestehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Starke. 

Dr. Starke (Franken) (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Rede 
war gewaltig, Herr Kollege Strauß. Ich darf gleich mit 
dem Letzten beginnen. Sie haben ja zu so später 
Stunde eine Fülle von Diskussionsbeiträgen gelie-
fert. Über die Frage der Organisation des Übermi-
nisteriums werden wir uns noch sehr eingehend un-
terhalten müssen. Dazu gehört sehr viel Erfahrung, 
und es ist sehr viel schwerer, es einzurichten und 
dann zu handhaben, als darüber zu sprechen. Ich 
glaube, es ist gut, wenn man sich einmal ansieht, 
in welchem Umfang man das in anderen Ländern, 
wo man so etwas schon gehabt hat, immer wieder 
geändert hat, weil es eben so leicht ist, über das 
Überministerium zu sprechen, aber so schwer, es 
dann in Lauf zu halten und damit wirklich hinzu-
kommen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Über die Frage, ob das Überministerium den ande-
ren dient oder ob alle nur noch dem Überministe-
rium dienen, haben schon viele Gedanken ange-
stellt, und in dieser Beziehung sind auch schon prak-
tische Erfahrungen gemacht worden. 

Bezüglich dessen, was Sie zu den Nachteilen 
supranationaler Verträge gesagt haben — ich 
möchte das hier nur einmal anschließen —, sind wir 
ganz Ihrer Meinung. Ich habe vor einer geraumen 
Zeit einmal — vor ein paar Monaten, es ging da 
nicht eher — Ihr Gespräch gesucht, um solche er-
neuten Nachteile, die aus supranationalen Verträ-
gen uns zu erwachsen drohten und indessen einge-
treten sind, mit Ihnen zu besprechen. 

Nun darf ich den ganzen großen ersten Teil, den 
Herr Kollege Strauß hier brachte, dahin gehend zu-
sammenfassen — so sehen wir es —: wir haben 
Großes geleistet und haben unterdessen auch die 
Grenzen unserer Leistungsfähigkeit erkannt. Sie 
sind sichtbar geworden. Dementsprechend müssen 
wir handeln. 

Ich möchte jetzt nicht darüber streiten, Herr Kol-
lege Strauß — es liegt nahe —, ob der Ausdruck 
„Konjunkturdämpfung" am Platze ist. Ich z. B. nenne 
es „Konjunkturdämpfung". Vielleicht sind wir in der 
Sache gar nicht so sehr weit auseinander. Ich stimme 
Ihnen voll zu, daß wir uns noch sehr genau darüber 
unterhalten müssen, ob das Nationalbudget, wenn 
man so etwa schafft, verbindliche Richtlinie sein 
darf. Wir sind der Meinung: nein, weil sonst der 
gestaltenden Kraft des Staatsmannes kein Raum 
verbliebe. 

Mir liegt besonders am Herzen, auch etwas zu 
den öffentlichen Investitionen zu sagen. Es darf 
nicht so aussehen, als ob einzelne Parteien den 
öffentlichen Investitionen mehr Bedeutung beimes-
sen als andere. Ich glaube, wir sind uns alle darüber 
einig, von welcher Bedeutung sie sind. Nur setze ich 
den Satz hinzu — wie schon einmal in diesem Hause 
vor etwa einem Jahr  : sie müssen verdient wer-
den, und zwar mit einer Wirtschaft, die dem inter-
nationalen Wettbewerb gewachsen sein muß. Man 
darf nie dieses Folgeverhältnis vergessen, das hier 
besteht. 
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Dann ist von dem Kollegen Strauß über die Lücke 
in der Investitionsfinanzierung der Gemeinden ge-
sprochen worden. Ich möchte mir einmal erlauben, 
das generell zusammenzufassen, was der Kollege 
Strauß gesagt hat. Er hat nämlich gesagt: Man muß 
diese Etats sanieren, indem man die Subventionen, 
die direkt oder indirekt, sichtbar oder nicht sichtbar 
gezahlt werden, beseitigt, d. h. aber über Preise und 
über Tarife. So saniert man dann die städtischen 
Betriebe und braucht keine Zuschüsse zu zahlen. — 
Aber  eben das in der Öffentlichkeit und in der 
Praxis zu vollziehen, ist so sehr schwierig, weil das 
mehr Belastung für die Bevölkerung ist. Das muß 
man doch deutlich sehen. Ich wollte es nur einmal 
herausstellen. 

Ich bin dann wieder mit Ihnen einer Meinung be-
züglich der Einkommenspolitik. Auch hier würde 
ich bitten, daß die Sozialdemokratische Partei, die 
schon einmal über diese Fragen gesprochen hat, mit 
konkreten Vorschlägen kommt, wie man das im Ge-
setz faßt. Dann werden wir ein sehr gutes Gespräch 
in den Ausschüssen haben und das hoffentlich dann 
auch gemeinsam in die Tat umsetzen. 

Herr Kollege Strauß, vielleicht sprechen wir ein-
mal über die parlamentarische Kontrolle. Ich stimme 
mit Ihnen natürlich darin überein, daß in einer mo-
dernen Welt manches auf die Exekutive übergeht, 
was früher bei der Legislative lag. Aber, um Gottes 
willen, daraus darf man doch nicht den Schluß zie-
hen, daß die Regierung, der wir unerhörte Hand-
lungsvollmachten geben, damit sie handeln kann, 
nicht nachher einer Parlamentskontrolle unterliegt. 
Hier ist doch gar keine Kontrolle. Sie geben der 
Regierung eine Vollmacht, und sie kann handeln, 
und das Parlament und Sie — wenn Sie nicht zu-
fällig wieder Minister sein sollten — können nichts 
sagen. Das wollen wir nicht. Wir wollen, daß die 
Regierung handeln kann. Aber dann soll sie, wenn 
das Parlament will, d. h. eine Mehrheit, einer Kon-
trolle unterliegen. Wenn eine Regierung mutig ge-
handelt hat, ist es erfahrungsgemäß sehr schwer, im 
Parlament eine Mehrheit zu finden, die sagt: Was 
du gemacht hast, war falsch. Aber die Möglichkeit 
muß man offenhalten. Sie haben ja liebenswürdiger-
weise gesagt, daß Sie persönlich dieser Meinung 
sind. Ich hoffe, daß wir auch in der Koalition uns in 
dieser Frage der parlamentarischen Kontrolle im 
großen und ganzen werden einigen können. 

Etwas kurz war Ihr Beitrag zur Kuponsteuer. Ich 
gestehe offen, daß ich etwas anders denke. Sie hat 
uns gute Dienste geleistet. Ich möchte das feststel-
len. Herr Kollege Strauß, überzeugen Sie sich im 
übrigen einmal, ob nicht heute schon Wertpapiere 
ebenso steuerlich begünstigt sind wie Spargutha-
ben. Ich bilde mir ein, wir haben die letzte Benach-
teiligung beim Erwerb des Wertpapiers — nicht aus 
erster Hand — auch schon beseitigt. Meines Erach-
tens sind beide gleich begünstigt. 

Nun muß ich noch einmal etwas über die Restrik-
tionen sagen. Wir stellen uns hier vor die Noten-
bank und den Bundesbankpräsidenten. Die Restrik-
tionen der Notenbank, die Anwendung ihrer Mittel 
war richtig und notwendig. Daran lassen wir nicht 
rühren, auch wenn wir zugeben, daß im Laufe der 

Zeit, weil die fiskalische Seite nicht mitgezogen hat, 
die Dinge schwierig geworden sind. Aber erst wenn 
dieses Gesetz die Möglichkeit eines Gleichziehens 
im Bereich der Kredite und der öffentlichen Hand 
gibt, werden wir Herrn Blessing raten können, die 
Dinge aufzulockern. Daß er es tun kann, daran liegt 
uns allerdings ganz besonders; das gebe ich zu. 

Damit bin ich bei der Frage der Differenzierung 
der Maßnahmen der Notenbank. Herr Kollege 
Strauß, aus meiner praktischen Erfahrung heraus bin 
ich der Meinung: das ist leichter gesagt als getan; 
das ist sehr, sehr schwer. Wir sind nun einmal in 
einer Spätphase der Konjunktur. In dieser Spät-
phase wird es immer so sein, daß die einen noch gut 
laufen und die anderen weniger. Das wird man aber 
weniger durch die Differenzierung regeln können; 
die Apparatur, die Sie dann brauchen, um solche 
Differenzierungen in die Verwaltungspraxis umzu-
setzen, ist ungeheuerlich. Das muß man genau aus 
der Praxis kennen. Ich habe das noch ein wenig 
kennengelernt. 

Wir stimmen mit dem Herrn Kollegen Strauß voll 
und ganz überein, daß die Verabschiedung des Ge-
setzes nur als Ganzes erfolgen kann. Wer seinen 
Teil 1 ablehnt oder verwässert, bringt damit auch 
den Teil 2 zu Fall. 

Herr Kollege Wehner, Sie haben etwas gesagt, 
wozu ich doch eine Bemerkung machen möchte. Man 
kann über die Regierungsbildung in Nordrhein-
Westfalen natürlich — und das ist so in der Politik 
— unterschiedlicher Meinung sein. Ich bin aber nicht 
der Meinung — ich möchte das zurückweisen, wenn 
das gesagt wird —, Sie sei gegen die Interessen 
Nordrhein-Westfalens. Das werden wir vielleicht 
später einmal objektiver feststellen können. 

Ich gebe aber zu, Herr Kollege Wehner, Sie sind 
im Augenblick in einer sehr starken Stellung. Sie 
wissen: das Gesetz, das wir eingebracht haben, 
bedarf Ihrer Zustimmung. Wir hoffen, daß wir sie 
bekommen. Diese günstige Stellung veranlaßt einen 
wohl, auch einmal so etwas zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage? — Bitte! 

Wehner (SPD) : Ich bitte Sie um Entschuldigung, 
wenn ich Sie an diesem Punkte unterbreche. Aber 
Sie wissen — wie wir heute gern sagen — um die 
Relativität der Begriffe. Halten Sie z. B. in bezug auf 
die Stärke der Stellung die Bundesregierung Erhard 
jetzt für stärker oder für schwächer, nachdem der 
Bundeskanzlerminister seine Rücktrittserklärung 
abgegeben hat? 

Dr. Starke (Franken) (FDP) : Herr Kollege Weh-
ner, es ist für mich nicht möglich, darauf eine Ant-
wort zu geben. Erstens einmal hat er nicht eine 
Rücktrittserklärung abgegeben, sondern er hat ge-
beten, entbunden zu werden. Was daraus wird, wis-
sen wir noch nicht. Sie werden es mir auch ersparen, 
daß ich etwa Werturteile abgebe. Das ist nicht mei- 
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nes Amtes. Ob die Regierung in einem solchen Fall 
stärker oder schwächer würde, 

(Abg. Wehner: Im Sinne der Stabilität 
meine ich!) 

das ist noch gar nicht mal so leicht zu beurteilen. 

(Abg. Wehner: Wie schwer muß das erst 
für uns sein!) 

— Das gebe ich Ihnen gern zu. 

Ich möchte noch einmal den national- und staats-
politisch bedeutsamen Zeitpunkt umreißen, vor dem 
wir jetzt stehen, wo dieses Gesetz eingebracht wird. 
Wir haben unterdessen gelernt, daß die bisherige 
Nachkriegszeit, von der wir glaubten, sie sei schon 
die Zeit gewesen, in der alles, was mit dem Zusam-
menbruch endete, überwunden sei, nicht das Ende 
ist, sondern daß wir vor ganz großen Schwierig-
keiten stehen, die noch aus dieser Zeit vor dem 
Zusammenbruch resultieren. Dazu brauchen wir 
ganz besonders stabile Verhältnisse im Innern. 

Nun zu der Verfassungsänderung. Ich müßte lü-
gen, wenn ich Ihnen nicht sagte, Herr Kollege 
Wehner, daß ich mit allergrößtem Interesse alles 
das, was Sie zu der Verfassungsänderung gesagt 
haben, angehört habe. Ich muß Ihnen sogar zuge-
stehen, daß eine Fülle von Beispielen, die Sie ge-
bracht haben, mich nicht etwa empört hat, sondern 
mir noch einmal das vor Augen gestellt hat, was wir 
unternehmen. Ich kann Ihnen für die Freien Demo-
kraten erklären: wir verfolgen mit dieser Verfas-
sungsänderung nicht die geringste Absicht, die 
irgendwie über dieses Gesetz hinausginge. Wir wer-
den bei jeder Verfassungsänderung genauso wie Sie 
jedesmal neu überlegen, ob wirklich die Situation so 
ist, daß man ohne sie nicht auskommt. 

Dagegen möchte ich Ihnen, Herr Kollege Wehner, 
und Ihrer Partei zu dem Gegenstand, um den es sich 
hier handelt, noch etwas sagen. Herr Kollege Strauß 
hat aus der Rede von Wilson vorgelesen. Die Stelle 
war gut ausgesucht. Ich war beinahe etwas neidisch, 
daß es mir nicht eingefallen ist, das vorzulesen. 
Aber Scherz beiseite! Auch Sie brauchten, wenn Sie 
in der Regierung wären, das, was in diesem Gesetz 
verankert ist. Sie mögen es vielleicht etwas anders 
formulieren, Sie würden es etwas anders tun, aber 
im Prinzip wäre das, glaube ich, unumstritten. 

Helfen Sie mit, daß wir bezüglich dieser der Bun-
desregierung zugestandenen Rechtsetzungsbefugnis 
zu einer parlamentarischen Kontrolle kommen, näm-
lich auf eine Weise, die, wie es eben Herr Kollege 
Strauß sagte, der Regierung Handlungsvollmacht 
gibt, aber eine nachträgliche Parlamentskontrolle 
statuiert. 

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal von 
dieser Seite — es ist heute schon einmal geschehen 
— die Frage der Staatsverträge beleuchten. Staats-
verträge würden eine Situation schaffen, die die 
parlamentarische Kontrolle praktisch unmöglich 
machte. Ich darf hier darauf hinweisen, daß sich die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, geschaffen 
durch Staatsverträge von sechs Nationen, parlamen-
tarisch unkontrolliert, mindestens unwirksam, sehr 
stark an das annähert, was entstehen würde, wenn 

wir versuchten, konjunkturpolitische Dinge durch 
Staatsverträge zwischen den deutschen Ländern zu 
regeln. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Sachdiskussion hat heute begonnen. Wir dürfen sie 
um keinen Preis — ein paarmal waren wir ein biß-
chen in dieser Verlegenheit — in Polemik ersticken 
lassen. Die Freien Demokraten — das möchte ich mit 
aller Deutlichkeit sagen, auch zur Opposition hin — 
werden jede Annäherung, die sich bei den Beratun-
gen ergibt, auch bei den großen Fragen, die um die-
ses Gesetz herum in Bewegung kommen, begrüßen. 
Dabei wird es notwendig sein, daß wir von beiden 
Seiten, von der Koalition wie von der Opposition, 
nicht dogmatisch sind. Es erübrigt sich, darauf hinzu-
weisen, daß sich die Sozialdemokratische Partei in 
einer Fülle von Punkten dem angenähert hat, was 
die Koalition nun seit langem vertritt und was die 
Bundesregierung vertreten hat. Wenn wir hier jetzt 
das eine oder andere Neue aufbauen, weil es für 
eine wirksame Politik gebraucht wird, dann sollten 
wir nicht darüber rechten, wer dem anderen ent-
gegenkommt. Wir sollten gemeinsam versuchen, 
eine gemeinsame Basis zu finden. Ich bin überzeugt, 
eine gemeinsame Basis für dieses Gesetz, das ja 
nicht nur für die jetzige Regierung, sondern für alle 
gilt, ist eine wesentliche und wichtige Grundlage für 
die kommende Zeit. 

Lassen Sie mich noch ein Wort sagen, weil der 
Kollege Schiller heute hier ist — gestern war er 
nicht da, 

(Abg. Dr. Schiller: Was?) 

— als ich sprach —, ein Wort zu den komplemen-
tären Maßnahmen. Ich habe das gehört und gestern 
etwas dazu gesagt und sage es heute noch einmal: 
Wir schaffen dieses Gesetz, weil wir uns darüber 
klar sind, daß die Grenzen unserer Leistungsfähig-
keit sichtbar sind. Wir können nicht zu allem, was 
wir auf Grund dieses Gesetzes und mit ihm tun, 
komplementäre Maßnahmen in dem Sinne schaffen, 
daß alles genauso weitergeht wie vorher. So haben 
Sie es sicher nicht gemeint. Mir hat das gestern 
Herr Kollege Arndt zugerufen: Ich übernehme es. 
Ich stelle das noch einmal ausdrücklich fest. 

Insbesondere darf es natürlich nicht eintreten, daß, 
wenn im Zuge dieses Gesetzes etwa Kreditbegren-
zungen eingeführt werden, versucht wird, dort, wo 
die Gemeindeautonomie es erlaubt, durch Steuer-
erhöhungen einen Ersatz zu schaffen, sei es bei der 
Gewerbesteuer, sei es bei anderen Steuern. Das 
würde dem Geist dessen, worum es jetzt geht, wider-
sprechen, von Ausnahmefällen einmal abgesehen. 

Damit bin ich am Ende meiner Ausführungen. Wir 
Freien Demokraten halten es für gut und richtig, 
daß man bei diesem Gesetz, das eilig ist, den be-
währten Weg geht, zwei Ausschüsse zu beauf-
tragen, einmal den Rechtsausschuß für die Verfas-
sungsänderung und dann den Wirtschaftsausschuß 
für dieses im Tiefsten wirtschaftspolitische Gesetz. 
Wir sind nicht der Meinung, daß die Einsetzung 
eines neuen Ausschusses, bei dem die Mitglieder 
nicht aufeinander eingespielt sind, bei dem alles neu 
aufgebaut werden muß, bei der relativ kurzen Zeit, 
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die man für die Beratung dieses Gesetzes hat, wirk-
lich zu einer Abkürzung der Beratungszeit führt. 

Im ganzen — so möchte ich abschließen — brau-
chen wir das Gesetz. Die Diskussion hat mir gezeigt, 
daß alle Parteien dieses Hohen Hauses der Mei-
nung sind, daß wir das Gesetz brauchen. Ich bin über-
zeugt, daß das auch die große Öffentlichkeit glaubt. 
Die Bevölkerung wartet auf die Maßnahmen, die 
daraufhin getroffen werden, um die Stabilität und 
insbesondere die Kaufkraft des Geldes zu erhalten. 
Aus tiefen sozialen Gründen brauchen wir das Ge-
setz. Handeln wir also! Verabschieden wir es! Dann 
muß damit gearbeitet werden. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zum Wort gemel-
det hat sich der Abgeordnete Stein. Wie mir gesagt 
wurde, will er seine Ausführungen zu Protokoll 
geben. 

(Beifall.) 

Dann erteile ich das Wort dem Abgeordneten 
Professor Schiller. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auch ich will mir 
sehr große Mühe geben, jetzt nur in wenigen Wor-
ten ein Fazit, die Summe zu ziehen, so wie wir das 
vom Standpunkt der sozialdemokratischen Fraktion, 
aber auch von der Position des Gesamtparlaments 
sehen. 

Als erstes darf ich feststellen, daß die Aufforde-
rung des Kollegen Wehner, nun doch punctum 
contra punctum auf unsere fünf Fragen Antworten 
zu geben, auf denjenigen, der nach ihm sprach, nicht 
ohne Einfluß gewesen ist. 

Ich darf dann noch einmal feststellen, was der 
Kollege Wehner insgesamt für die Debatte bis dato 
schon konstatieren mußte: Soweit zu unseren Essen-
tials, soweit zu unseren Beiträgen, soweit zu unse-
ren Verbesserungsvorschlägen zum Entwurf und zu 
unseren Vorschlägen zur Auffüllung der Lücken 
konkret etwas gesagt wurde, kam das nicht von 
der Regierungsbank — mit der einen Ausnahme, 
daß die Eingangsrede des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers einen Teil der Meinungen, die wir in den 
Unterhaltungen mit ihm geäußert hatten, berück-
sichtigt hat. Daß muß honoriert werden, aber das ist 
die einzige Ausnahme. Sonst haben wir von der 
Regierungsbank gestern und bis jetzt praktisch 
keine konkreten Antworten auf unsere fünf Essen-
tials bekommen. Wir haben sie aus dem Haus be-
kommen, insonderheit von dem Nachredner von 
Herrn Wehner, aber auch von einigen Herren der 
CDU/CSU und der FDP, die hier am heutigen Tage 
aus ihren langen Erfahrungen in der deutschen 
Industrie gesprochen haben. Auch das muß fest-
gestellt werden. 

Ich darf nun inhaltlich als zweites feststellen: Die-
ser Entwurf soll also wirklich verbessert werden. 
Er hat noch nicht das Reifezeugnis. Er soll so ver

-

bessert werden, daß er nicht ein Notverband für 
eine nicht mehr ganz gesunde Regierung ist. Er soll 
ein Gesetz werden, das in die Zukunft weist, das 
eine neue Ara unserer Finanz- und Wirtschafts-
politik normativ möglich macht. 

Mehrere Redner haben mit uns darin überein-
gestimmt, daß ein gutes, vielleicht eines Tages so-
gar vollendetes Gesetz noch nicht ohne weiteres 
bedingt, daß die Regierung selber, die dann mit 
diesem Gesetz zu arbeiten hat, den nötigen Bizeps 
aufweist. 

Das ist das zweite, und an dieser Stelle sei es mir 
erlaubt, ein Wort zu einem personellen Vorgang 
zu sagen, ein Wort, das ich persönlich gern spreche. 
Aber ich möchte da in keiner Weise zu diesem 
personellen Vorgang etwa einen Übergang finden, 
der so wenig taktvoll wäre wie der, den gestern 
ein Redner dieses Hauses zu einem ganz anderen 
personellen Vorgang gefunden hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben etwas er-
fahren; ich glaube allerdings, noch nicht von der 
Regierungsbank. Ich habe dafür volles Verständnis. 
Der Herr Bundeskanzler ist — darüber sind wir 
orientiert worden — zum Herrn Bundespräsidenten 
gegangen und — wie ich jetzt sehe — nun zurück-
gekehrt. Sicherlich wird er das regierungsamtlich 
erklären, was ich auf Grund der Dinge, die wir er-
fahren haben, im Namen meiner Fraktion sagen 
darf. 

Wenn es stimmt, was die Meldungen besagen, 
daß Herr Bundesminister Westrick den Herrn Bun-
deskanzler um Entlassung aus seinem Amt ersucht 
und der Herr Bundeskanzler den Herrn Bundesmini-
ster Westrick gebeten hat, seine Dienstgeschäfte bis 
auf weiteres fortzuführen, und im übrigen den da-
mit im Zusammenhang stehenden Besuch beim Herrn 
Bundespräsidenten gemacht hat, dann möchte ich — 
das hat die Reihenfolge der Redner so ergeben, 
meine Damen und Herren — Herrn Westrick im 
Namen der sozialdemokratischen Fraktion für die 
langen Jahre der Tätigkeit im Dienste unserer Bun-
desrepublik erst als Staatssekretär im Wirtschafts-
ministerium und dann als Bundesminister unseren 
Dank aussprechen. Ich kenne seine Tätigkeit natür-
lich besonders gut, weil Herr Westrick gerade in den 
letzten Jahren in den Berlin-Angelegenheiten tätig 
gewesen ist und ich in meiner Berliner Regierungs-
funktion viel mit ihm zu tun gehabt habe. Ich bitte 
um Nachsicht, wenn ich das hier als vorläufig letz-
ter Redner meiner Fraktion jetzt vorbringe und 
wenn die Reihenfolge in diesem Falle nicht ganz 
dem Protokoll entspricht; denn selbstverständlich 
hätte das Wort dann erst der Regierungsseite zu-
stehen müssen. 

Meine Damen und Herren, ich will — obwohl 
draußen in dem Zusammenhang schon alles mög-
liche über Regierungsumbildung und ähnliches ge-
sagt wird — hier nicht etwa erklären: wir sind also 
schon bei Veränderungen. 

(Unruhe.) 
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Ich habe nur• unseren Dank ausgesprochen, jawohl, 
und nichts weiter. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU. — Abg. Schmitt-Vockenhausen: 
Wo es heute gezündet hat, das wollen wir 

mal abwarten!) 

Meine Damen und Herren, nehmen wir gerade 
die Rede des Herrn Abgeordneten Strauß, der uns 
sehr viel Aufklärung über seine Meinung und die 
Meinung seiner Fraktion zu unseren fünf Essentials 
gegeben hat, so könnten wir uns vorstellen, daß wir 
in der Arbeit der Ausschüsse sehr leicht und sehr 
gut weiterkommen. Wir müssen allerdings bei eini-
gen Punkten feststellen: Es ist schade, daß einige 
Redner zu einigen unserer Essentials ungewöhnliche 
Vorbehalte vorbringen; zu einigen! Ich möchte in-
sonderheit das zweite Essential erwähnen, und das 
betrifft auch den Kollegen Strauß, das betrifft auch 
den Kollegen Pohle und einige gestrige Redner. 
Meine Damen und Herren, warum machen Sie uns 
den Versuch, zu einer orientierenden Einkommens-
politik, zu einer stabilitätsorientierten Einkommens-
politik zu kommen, so schwer? Wir fußen bei die-
sem unserem Vorschlag, der ja doch vom Stand-
punkt etwa der Gewerkschaften keine leichte Sache 
ist, auf folgendem. Der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
hat in seinem letzten Schreiben vom vorigen Jahr 
und dann auch in seinen Hearings, besonders aber in 
seinem letzten Schreiben an die Bundesregierung, 
zum Ausdruck gebracht, daß die Bereitschaft beider 
Seiten, der Unternehmerverbände und der Gewerk-
schaften, gegeben sei, an einer konzentrierten Ak-
tion teilzunehmen und die Orientierungshilfen ent-
gegenzunehmen. Wir haben selber als politische 
Partei durch unmittelbare Fühlungnahme zweimal 
in großen Besprechungen zu Anfang dieses Jahres 
mit den Leitern des DGB und praktisch aller Indu-
striegewerkschaften dort die Bereitschaft festge-
stellt, diesen Weg einer modernen, orientierenden 
Einkommenspolitik zu versuchen, wenn Orientie-
rungshilfen — in grober Weise natürlich, nicht an 
détail — von Staats wegen gegeben werden. 

Bisher war die Regierung selber aus ihren eige-
nen Überlegungen heraus nicht dazu bereit, solche 
Orientierungshilfen zur Verfügung zu stellen. Wir 
sind der Meinung, wenn man ein Gesetz zur Förde-
rung der Stabilität macht, dann sollte die Regierung 
bei einem so hohen Anspruch, der mit dem Namen 
eines solchen Gesetzes verkündet wird, auch ver-
pflichtet sein, das Ihre in dieser Richtung zu tun. 

Ich sage noch einmal, die Autonomie der Tarif-
vertragsparteien wird damit in keiner Weise be-
einträchtigt. Aber es wird eine bessere Transparenz, 
was die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge be-
trifft, für die Tarifparteien bewirkt. Ich darf auch 
noch einmal darauf hinweisen, daß die Regierung, 
wenn sie auf der Basis von Sachverständigengut-
achten solche Orientierungshilfen gibt, gleichzeitig 
im Fall des Konflikts zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern für beide Seiten das Konfliktsfeld 
übersichtlicher macht, eben transparenter macht, und 
daß damit die Chance entsteht, daß beide Seiten 
ihren Konflikt einengen, einen Teil ihrer Konflikt

-

stoffe dann abbauen können. Es wäre schade, wenn 
die zarten Ansätze dieses letzten Winters zu einem 
gleichgewichtsorientierten Verhalten der Tarifpar-
teien im Rahmen einer „Konzertierten Aktion" gänz-
lich verschüttet würden. Wir sollten also durch das 
Gesetz noch einmal einen Versuch machen — daher 
unser Antrag dazu —, diese Ansätze pfleglich zu be-
handeln und einer guten Entwicklung Chancen zu 
geben. 

Zum Thema volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung, Jahresprojektion usw. hat Herr Minister 
Schmücker in seiner Eingangsrede schon Entspre-
chendes auf unsere Meinungen erwidert. Herr Strauß 
hat ebenfalls darauf geantwortet, einige andere 
Herren haben darauf geantwortet. Ich kann nur noch 
eines hinzufügen. Wir verlangen mit dieser Sache 
nichts Ungebührliches. Aber es ist für uns eine in 
der Sache wesentliche Geschichte. Wir verlangen 
eigentlich nur, daß das, was einige Beamte der Bun-
desregierung in Brüssel mitmachen und dort pro-
duktiv mitgestalten, auch hier im eigenen Hause, 
hier in der Bundesrepublik und in Bonn für die 
Formung der Wirtschaftspolitik angewendet wird. 
Das ist das, was wir zu diesem Punkt verlangen. 

Nun ist hier heute noch sehr viel über die außen-
wirtschaftliche Absicherung gesprochen worden. In 
diesem Punkt darf ich mich auf die Äußerungen 
sowohl von Herrn Dr. Möller heute wie von Herrn 
Dr. Arndt von gestern abend beziehen. 

Ähnliches gilt für die Frage der Zusammenarbeit 
in einem Ausschuß — unser viertes Essential —, 
die Weiterentwicklung der Ansätze im Gesetzent-
wurf in Richtung auf einen „Konjunkturrat", ebenso 
für die von mehreren Seiten befürwortete Ausdeh-
nung und Verdeutlichung der parlamentarischen 
Kontrolle. Dabei möchte ich nur eins sagen, Herr 
Pohle. Wir wollen keine Vermengung von Exe-
kutive und Legislative. Wir wollen parlamentarische 
Kontrolle. Die Verantwortung aber zur Feststellung 
des Ungleichgewichts soll bei der Regierung lie-
gen, auch die Verantwortung für den umgekehrten 
Fall. Bei den punktuellen Maßnahmen, den Einzel-
verordnungen usw. wollen wir allerdings, daß das 
Parlament von sich aus innerhalb von sechs Wochen 
ein Kassationsrecht ausüben kann. 

Nun habe ich mich gewundert, daß die Frage des 
Staatsvertrags in Konfrontation zur Verfassungs-
änderung in den Ausführungen von Herrn Strauß 
noch einmal eine so große Rolle spielte. Vorher 
hatten doch der Herr Justizminister und Herr Jahn 
schon eine sehr ausführliche Debatte über dieses 
Thema. Der Herr Justizminister hat uns dabei eine 
Frage gestellt, die ich ihm beantworten muß: Wie 
sollte Euer Modell denn aussehen? Ich möchte dar-
über jetzt nicht etwa sprechen, um damit zu sagen: 
conditio sine qua non. Das hat Herr Wehner alles 
schon viel deutlicher eingegrenzt. Ich will Ihnen 
nur sagen, wie dieses Modell gestaltet sein soll. 

Erstens. Natürlich ließe sich durch einen Staats-
vertrag zwischen Bund und Ländern eine gemein-
same Kasse, genannt Konjunkturfonds, schaffen. 
Das ist überhaupt keine Schwierigkeit. In sie würde 
im Aufschwung eingezahlt entsprechend den gemein- 
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Samen vertraglichen Bestimmungen und Beschlüssen 
des Gremiums, und aus ihr würden Zahlungen im 
Falle der Rezession geleistet. 

Zweitens. Ebenso könnte natürlich das Gremium, 
das auf Grund eines Staatsvertrages gebildet wird, 
Leitlinien für die jeweilige Phase der praktischen 
Politik, der Finanzpolitik von Bund, Ländern und 
Gemeinden beschließen. 

Ein Drittes ist die berühmte Kreditbegrenzung für 
die öffentlichen Körperschaften. Meine Damen und 
Herren, die Kreditbegrenzung für die öffentlichen 
Körperschaften wird in verfassungsändernder Form 
von anderen deswegen verlangt, weil man — von 
seiten der Regierungsparteien — sagt, der „Runde 
Tisch" habe nicht funktioniert. Darauf sagen wir ein-
fach: Der „Runde Tisch" war eben keine Institution, 
die auf der Basis eines Staatsvertrages errichtet war, 
er war ein Treffpunkt, eine Einrichtung durch ver-
waltungsmäßiges Übereinkommen, aber keine Insti-
tution, die durch Staatsvertrag geschaffen war, keine 
Institution, bei der ein Land, wenn es die Be-
schlüsse nicht mitgemacht hätte, dann vertragsbrü-
chig geworden wäre. Das ist doch der entscheidende 
Unterschied. 

Ein Viertes. Man sagt, man bekäme keine Aus-
kunftspflicht ohne die gesetzliche Regelung. Meine 
Antwort: auch die Auskunftspflicht der Vertrags-
partner gegenüber dem Bund ließe sich vertraglich 
stipulieren. 

Und als Letztes, meine Damen und Herren: Die 
parlamentarische Kontrolle wäre in diesem Fall 
dadurch gegeben, daß die Mitglieder des Regulie-
rungsorgans zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den nur parlamentarisch verantwortliche Mitglieder 
dieses Gremiums gewesen wären, die also von ihren 
eigenen Parlamenten — und zwar auch vor einem 
jeweiligen Beschluß — hätten kontrolliert werden 
können. Es wäre dann eine präventive Kontrolle. 
Nochmals, ich habe Ihnen dieses Modell nur des-
wegen geschildert, weil auf die entsprechende Frage 
Herrn Jaegers bisher nicht ausführlich geantwortet 
war. 

Im übrigen darf ich Ihnen noch einmal das sagen, 
was wir am Anfang formuliert haben und was Herr 
Wehner wiederholt hat: Wir legen auf unsere fünf 
Essentials Wert und lassen uns nicht in jene Alter-
native hineintreiben: unter allen Umständen nur 
Staatsvertag und sonst gar nichts! 

Meine Damen und Herren, deswegen habe ich 
mich sehr gewundert, daß Herr Strauß aus Bayern 
in diesem Punkt so außergewöhnlich lange gegen 
unsere Staatsvertragsidee polemisiert hat. Leider 
kann Herr Kollege Strauß nicht mehr hier sein; er 
hat das auch sagen lassen. Ich kann mir dabei nur 
folgendes denken: er mußte am Anfang seiner sehr 
einsichtsvollen Darlegungen eine Art von Kartoffel-
krieg mit den Sozialdemokraten führen, er mußte 
sich am Anfang seiner  Darlegungen an  diesem 
Punkte in einen gewissen Streit begeben, denn an-
schließend hat er uns in einer Fülle von Einzeldar-
legungen gezeigt, daß er bemüht ist, sozialdemo-
kratische Vorstellungen zu übernehmen. 

Er hat uns erfreulicherweise aus seinem Brief 
an den Kanzler mehr gesagt, als wir bisher den 
Zeitungen entnehmen konnten. Er hat dabei höf-
licherweise auch gesagt: Barzel und er, wobei ich 
nicht weiß, ob seine sachliche Wiedergaben aus dem 
Briefwechsel beide Briefe betreffen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer

-

Nicolaus? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Profes-
sor Schiller, nachdem Sie über den Staatsvertrag, 
wie Sie ihn sich vorstellen, Ausführungen gemacht 
haben, darf ich Sie bitten, daß Sie, der Sie ja früher 
Senator in Berlin gewesen sind, diese Ausführungen 
ergänzen und mitteilen, wie lange es wohl dauert, 
bis sich die Länder einigen. Weiterhin darf ich Sie 
fragen, ob Sie meine Auffassung teilen, daß man 
auch die Länderparlamente eingeschaltet und daß 
alle diese Staatsverträge mit Zweidrittelmehrheit 
verabschiedet werden müßten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Schiller (SPD) : Frau Kollegin, wir haben 
über das Zeitmoment schon sehr oft gesprochen, und 
ich möchte nicht noch so furchtbar lange reden. Ich 
kann nur einfach darauf hinweisen, daß wir diesen 
Vorschlag sehr früh, nämlich in diesem Hause 
praktisch im letzten Winter, gemacht haben. Ich 
kann weiterhin darauf hinweisen, daß schon im 
vorigen Sommer von unserer Seite an anderer Stelle 
in dieser Beziehung Beschlüsse gefaßt worden sind. 
Ich bin aus meiner Erfahrung, die ich zweimal in 
einer Landesregierung gemacht habe, der Meinung, 
daß man in den abgelaufenen Monaten längst zu 
Rande gekommen wäre, wenn man noch im Winter 
begonnen hätte. Wenn Sie jetzt natürlich dieses 
jetzige Gesetzgebungsverfahren nehmen, das heute 
anfängt, und dabei heute erst beginnen zu verhan-
deln, dann kann niemand von uns sagen, welches 
von diesen beiden Verfahren schneller zu einem 
guten Ende käme. Das ist meine Auskunft dazu. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, damit ist 
dieses Thema genügend behandelt worden. Ich kann 
die Ausführungen des Herrn Kollegen Strauß nur so, 
wie ich vorhin sagte, sehen. Im übrigen habe ich den 
Eindruck, er hat ausgezeichnete Definitionen zum 
Thema Globalsteuerungen übernommen, nachdem 
sich der Bundeswirtschaftsminister auch schon be-
jahend zur Sache als solcher geäußert hatte. Herr 
Strauß hat unsere kritische Haltung zum Thema 
Kuponsteuer übernommen oder eine identische 
Meinung uns zur Seite gestellt. Er hat zum Thema 
Kreditplafondierung endlich von der Seite der Re-
gierungskoalition gesagt, daß man das nicht so 
einfach im Bausch und Bogen hinnehmen kann. Er 
hat vielmehr den Vorschlag der Differenzierung 
gemacht. Das ist eine Sache für den Ausschuß, aber 
eine Bestätigung unseres Urteils zu Beginn der 
Debatte, daß die Frage der Handhabung der Kredit-
begrenzung und die Frage der Aufteilung der  Kre-
ditplafondierung absolut noch im Nebel seien und 
daß wir erwarten, daß die Bundesregierung in Bälde 
mit einer Aufklärung dieser Fragen kommt. Es 
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ist ganz selbstverständlich, daß es dabei um das 
Wachstum oder um die Stagnation ganzer Branchen 
geht. 

Meine Damen und Herren, zu den übrigen Pro-
blemen, die hier noch aufgeworfen sind, möchte ich 
zusammenfassend folgendes sagen. Es haben sich 
eine Reihe von doch, glaube ich, gemeinsamen Ur-
teilen in einigen Punkten ergeben. Aber in einigen 
neuralgischen Punkten haben sich verkehrte Fron-
ten ergeben, z. B. in der Einkommenspolitik und 
eigentlich auch in der Frage der außenwirtschaft-
lichen Absicherung. In der Frage der mittelfristigen 
Finanzplanung hat unser Kollege Möller so lange 
und viele Jahre hier pädagogisch gewirkt, daß wir 
nun wirklich feststellen können — das ist also eine 
Ausnahme gegenüber den beiden anderen Punk-
ten —: hier haben Sie von der Regierungskoalition 
„Godesberg" nun tatsächlich übernommen. 

Meine Damen und Herren, was mich an den pro-
duktiven und konkreten Auskünften des Redners 
nach Herrn Wehner, des Fraktionsvorsitzenden der 
CSU, enttäuscht hat, ist folgendes. Er hat eine groß-
artige Kandidatenrede gehalten, keine akademische 
Kandidatenrede, sondern — ich will es ganz grob 
sagen — er hat eine Kandidatenrede für den Koor-
dinierungsminister gehalten. Prompt kam ja auch 
von dem nächsten Redner nach Herrn Strauß das 
Wort „Überminister". 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Sagen wir 
die Hälfte!) 

— Das Wort kam ja nun von der FDP. Ich habe es 
sehr bescheiden, wie es mir geziemt, ausgedrückt, 
indem ich gesagt habe: Es war eine Kandidatenrede 
für einen Koordinierungsminister. 

(Abg. Blumenfeld: Sie kandidieren aber 
auch!) 

Zu diesem Thema und zu dieser Rede könnte ich sa-
gen: Man sieht, meine Prophezeiung stimmt — ge-
stern ist sie gemacht worden, heute von dem Vor-
redner von Herrn Strauß von unserer Seite wieder-
holt worden —: Jetzt schon, bei der Beratung dieses 
Gesetzes und seiner Verbesserungen, beginnt das 
Gesetz sich neue Minister zu suchen, eben in der 
Kandidatenrede des Herrn Strauß für einen Koordi-
nierungsminister. Es ist Ihre Sache, damit fertig zu 
werden. Aber Sie sehen den magischen Zwang eines 
Gesetzentwurfs, der nun also verbessert werden 
soll und der im Laufe zügiger Beratungen immer 
besser werden wird. Sie sehen den magischen 
Zwang, den dieses Gesetz auf gewisse Vorgänge 
ausüben wird, und daß es in der Tat wohl nicht 
überspitzt ist, daß das fertige Gesetz auf die Zu-
sammensetzung einer Regierung einen erheblichen 
Einfluß ausüben wird. 

Was mich am Inhalt dieser Rede enttäuscht hat, 
war, daß Herr Strauß alles vergessen hatte, was er 
zu Eingang dieser Legislaturperiode bei der Debatte 
über die Regierungserklärung hier nach der Rede 
von Fritz Erler dargelegt hatte, nämlich die lang-
fristigen Perspektiven, die Notwendigkeiten einer 
langfristig angelegten Wachstumspolitik, die Tat-
sache, daß wir für ein Modernisierungsprogramm 

Voraussetzungen schaffen müssen, daß eine reine 
Stabilisierungspolitik nicht genügt, daß wir Stabi-
lität und Wachstum brauchen. 

Was Herr Strauß über die Wachstumsmöglichkei-
ten unter den gegebenen Umständen sagte, war zu 
restriktiv. Er hat also seine fortschrittlichen Vor-
stellungen vom letzten Jahr vergessen. 

Wir, meine Damen und Herren, sind der Meinung, 
daß dieses Gesetz erst dann wirklich ein gutes Ge-
setz ist, wenn es nicht nur dazu dient, die jeweilige 
Konjunktur herauf- oder herunterzustabilisieren, 
sondern wenn es auch dazu dient, ein stetiges und 
angemessenes Wachstum mit einer optimalen 
Wachstumsrate zu sichern. Nur dann ist das Ge-
setz richtig. Die reine Orientierung am Zyklus 
würde das Gesetz im wesentlichen zu einem Gesetz 
der Dämpfung in Zeiten der Überhitzung machen. 
Die ganze Frage einer Krisenpolitik, wie sie in den 
dreißiger Jahren eine Rolle spielte — also immer 
die inverse Situation, die richtigerweise auch schon 
in dem Entwurf wenigstens berührt ist —, wird uns 
in Zukunft in der westlichen Welt kaum sehr stark 
beschäftigten, weil wir alle seit den dreißiger Jah-
ren Keynesianer geworden sind sind — in der gei-
stigen Haltung und in der Politik —, auch diejeni-
gen, die es selber noch nicht wissen, daß sie auf dem 
besten Wege sind, Keynesianer zu werden. Deshalb, 
meine Damen und Herren, müssen die dämpfenden 
Instrumente dieses Gesetzes eingegrenzt werden, 
und darauf muß dieses Gesetz in der ganzen Neu-
formung ausgeglichen werden in dem Sinne, daß es 
ein Gesetz für Stabilität u n d Wachstum wird. 

Das wäre meine Schlußfolgerung aus der bisheri-
gen Debatte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. Erhard, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Schiller hat 
auf einen Brief Bezug genommen, den Herr Bundes-
minister Westrick heute an mich gerichtet hat mit 
dem Ersuchen, ich möchte den Herrn Bundespräsi-
denten gemäß Art. 64 des Grundgesetzes bitten, sei-
ner Entlassung zuzustimmen. 

Meine Damen und Herren, die Gründe, die Herrn 
Minister Westrick veranlaßt haben, diesen Wunsch 
auszusprechen, sind mir persönlich wohlbekannt. 
Aber Sie werden von mir nicht verlangen können, 
daß ich hier vor diesem Kreise auch nur ein einziges 
Wort dazu sage. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich kann Ihnen jedenfalls eines versichern: der 
Gund liegt keineswegs, aber in gar keiner Weise, 
in den persönlichen menschlichen Beziehungen zwi-
schen Herrn Westrick und mir und in der Art der 
sachlichen Zusammenarbeit. Wenn ich nicht, wie 
Herr Kollege Schiller, Herrn Westrick hier das Ver-
trauen und den Dank ausspreche, dann deswegen, 
weil mir das sozusagen wie ein Hohn vorkäme und 
weil ich nicht den Eindruck erwecken will, als ob 
ich bereits eine Entscheidung getroffen hätte. Ich 
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habe ausdrücklich gesagt: die Entscheidung ist noch 
nicht gefallen. Ich werde in sorgfältiger Erwägung, 
und in weiterer Rücksprache mit Herrn Westrick die 
Situation klären, um dann eine endgültige Entschei-
dung zu fällen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Bundeskanz-
ler, gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeordne-
ten Wehner? 

Dr. Erhard, Bundeskanzler: Bitte! 

Wehner (SPD) : Herr Bundeskanzler, ich will hier 
nicht in dieser verdeckten Form eine Diskussion 
hervorrufen; ich wollte nur fragen, ob ich es richtig 
verstanden habe, wenn Sie von dem Plenum des 
deutschen Parlaments als von „diesem Kreise" ge-
sprochen haben. Vielleicht habe ich mich verhört. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU. — Abg. 
Rasner: Es gibt hier auch noch ein „wir"!) 

Dr. Erhard, Bundeskanzler: Ich habe gesagt: mir 
sind die Gründe, die Herrn Westrick bewogen ha-
ben, diesen Brief zu schreiben, sehr wohl bekannt; 
aber ich lehne es ab, darüber Rechenschaft abzule-
gen, denn diese Kenntnis ist eine vertrauliche 
Kenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Nachricht, die hier soeben 
Gegenstand der Zwischendebatte ist, hat auch uns 
überrascht. Es handelt sich um eine freie Entschei-
dung des verehrten Kollegen Westrick. Wir haben 
Verständnis dafür, daß sich der Herr Bundeskanzler 
seine Entscheidung in diesem Augenblick vorbehält. 
Ich möchte deshalb in diesem Augenblick nur —
ähnlich wie Herr Kollege Schiller — unsere beson-
dere Wertschätzung dem Kollegen Westrick zum 
Ausdruck bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte um 
Nachsicht, insbesondere nach den letzten Ereignis-
sen, wenn ich zum Schluß der Debatte noch einmal 
um das Wort gebeten habe. Ich verspreche Ihnen 
aber, ich werde etwas rasch sprechen; denn mein 
Flugzeug geht um 19.15 Uhr. Ich möchte morgen zur 
Industrieausstellung in Berlin sein. 

Ich möchte Ihnen, meine Damen und Herren, in 
erster Linie für die Diskussionsbeiträge danken. Wir 
sind sachlich ein beträchtliches Stück weitergekom-
men, nicht nur in der Tagesordnung, sondern in der 
Debatte schlechthin. Denn das Parlament schlägt 
wieder den Ton an, und ich glaube, das ist gut für 
uns alle. Wenn es in der Aussprache hin und wieder 

etwas Polemik gegeben hat, so kann ich nur sagen, 
das muß wohl so sein, besonders dann, wenn der 
Stoff für sich viel fachliche und trockene Argumen-
tation erfordert. Und außerdem hat die Polemik ja 
den Vorteil, daß sie, wenn sie uns schon in der 
Sache nicht weiterbringt, so doch in der Zeit, 
die sie vertreibt. Sie kann auch erheitern, und be-
sonders dann, wenn man versucht, es so darzustel-
len, daß Ludwig Erhard, der in härtesten Ausein-
andersetzungen, nicht nur gegen die SPD, die Markt-
wirtschaft durchgesetzt hat, ein Verfechter der zen-
tralen Verwaltung werden könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Weil ich idie Polemik so sehe, halte ich es für unan-
gebracht — und außerdem ist das zeitliche Soll er-
füllt —, noch näher auf sie einzugehen. Ich möchte 
daher nur kurz zu einigen Punkten Stellung neh-
men. 

Herr Kollege Wehner, Sie haben in Ihrer — darf 
ich den Ausdruck gebrauchen — sehr charmanten 
Rede, die uns alle erfreut hat, es immerhin verstan-
den, einige Gegensätze wieder aufzubauen, die nach 
meiner Meinung schon verschwunden waren. Nun, 
ich will einiges dazu beitragen, sie wieder zu be-
seitigen. 

Da ist zunächst die Zeitfrage. Herr Kollege Schil-
ler, ich wiederhole, was ich gestern in meiner zwei-
ten Wortmeldung gesagt habe. Die Zusage, das 
Stabilitätsgesetz bis Ende März dieses Jahres vor-
zulegen, galt, wie aus dem Text meiner Verlaut-
barung klar hervorgeht, als Verpflichtung gegen-
über der Bundesregierung. Diese Zusage ist dank 
der guten Zusammenarbeit der beiden federführen-
den Minister, des Finanzministers und des Wirt-
schaftsministers, auf den Tag genau eingehalten 
worden. Um der Öffentlichkeit und dem Parlament 
Gelegenheit zu geben, die Möglichkeiten eines Stabi-
litätsgesetzes frühzeitig zu diskutieren, habe ich be-
reits seit langem immer wieder, auch hier im Par-
lament, Einzelfragen zur Debatte gestellt. 

Ihnen, Herr Kollege Barzel, möchte ich für Ihre 
Rede im ganzen danken, insbesondere aber für die 
Feststellung, daß jedes Gesetz seine politische Land-
schaft braucht. Zu einer wichtigen Unternehmung 
braucht man - übrigens nicht nur in der Politik —, 
wenn man erfolgreich sein will, immer den richtigen 
Zeitpunkt; das ist eine ganz allgemein gültige Le-
bensregel, die man auch in der Politik nicht außer 
acht lassen sollte. So wünschenswert es gewesen 
sein mochte — wir hätten im Frühjahr oder im ver-
gangenen Jahr oder gar noch früher gar keine 
Chance gehabt, dieses Gesetz zügig voranzubringen. 
Heute steht die große Mehrheit des deutschen Vol-
kes hinter diesem Gesetz, und die öffentliche Mei-
nung ist der beste Helfer für die Verabschiedung. 
Sie hat doch auch in der SPD dafür gesorgt, daß nicht 
die überhastigen Pressesprecher, sondern die politi-
schen Sachverständigen sich durchgesetzt haben. Ich 
unterstelle die Vorgänge als bekannt und bringe 
keine Zitate. Natürlich bin auch ich der Auffassung, 
daß eine sorgfältige Beratung notwendig ist — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Schiller? 
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Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ja, 
bitte sehr! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Schmücker, sind Sie 
wirklich der Meinung, daß diese Anspielung, die 
eigentlich Anlaß zu einer Richtigstellung von un-
serer Seite gäbe, Ihrer Absicht entspricht, gewisse 
Gegensätze, die vorher, wie Sie behauptet haben, 
aufgebaut worden seien, nunmehr abzubauen? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Schiller, ich nehme an, Sie sind genauso großzügig 
in der Entgegennahme von kleinen Sticheleien, wie 
ich es bin. Ich nehme es Ihnen doch auch nicht übel, 
und ich freue mich doch, daß Sie sich durchgesetzt 
haben. Das ist doch ein Kompliment für Sie, ein 
echtes Kompliment. 

Natürlich bin auch ich der Auffassung, daß eine 
sorgfältige Beratung notwendig ist. Dazu sind aber 
nach meiner Meinung nicht viele Monate erforder-
lich. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zwi-
schenfrage! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Schmücker, Sie ge-
brauchten den Ausdruck „sich durchgesetzt haben". 
Ist Ihnen nicht bekannt, daß seit Monaten, ich 
möchte sagen, seit Jahren von den verschiedensten 
Sprechern der Sozialdemokratischen Partei diese 
Linie, die gestern und heute hier zum Ausdruck 
kam, vertreten wurde? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Nein, 
Herr Schiller, das ist mir nicht bekannt, und ich 
glaube auch nicht, daß das so ganz richtig ist. Aber 
die Debatte hat doch gezeigt, daß alle Fraktionen 
sich sehr intensiv mit dem Gegenstand befaßt 
haben. Ich kann mich nicht entsinnen, hier sehr 
viele Grundsatzdebatten mitgemacht zu haben, die 
so ins Detail klar abgegrenzte Anregungen ge-
bracht haben. Diese Tatsache beweist doch, daß die 
Grundgesetzänderung und das Stabilitätsgesetz 
keine Neuheiten sind. Das hat ja Herr Schiller eben 
mit seiner Intervention auch bestätigt; denn er sagt, 
er habe sich seit Jahr und Tag mit dieser Sache be-
faßt. Es sind also Vorhaben, über die sich jeder-
mann hier in diesem Hause, auch die Sozialdemo-
kratische Partei, seit langem gründlich Gedanken 
gemacht hat. 

Herr Dr. Starke hat völlig recht, wenn er darauf 
hinweist, daß auch seine Partei bereits 1961 eine 
Erweiterung des konjunkturpolitischen Instrumen-
tarismus angeregt hat, und er hat darum auch recht 
mit seiner Meinung, daß auf Grund dieser langen 
Vorberatung eine zügige Verabschiedung möglich 
sein müßte. 

Ich habe in meinen einleitenden Ausführungen 
schon darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung 
ohne Autorenehrgeiz in die Debatte geht. Als ich 
die Rede ausarbeitete, ist mir natürlich der Ge-
danke gekommen, daß mir eine solche Offerte unter 
Umständen als Schwäche ausgelegt werden könnte. 
Und das hat Herr Schiller dann auch prompt besorgt. 

Nein, meine Herren von der Sozialdemokratie, die 
Bereitschaft, in der Sache mögliche Kompromisse zu 
schließen, ist nicht ein Beweis für Schwäche, son-
dern ein Beweis für die Stärke dieser Vorlage. Die 
Demokratie kann doch ohne Kompromisse über-
haupt nicht auskommen. Daß dies so ist, werde ich 
in den fünf — um auch berlinerisch zu reden; denn 
ich muß ja gleich zur Industrieausstellung fliegen  — 
Essentials  der SPD beweisen. 

(Abg. Dr. Schiller meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Bitte, nehmen Sie es mir nicht übel, aber mein 
Flugzeug geht in einer Dreiviertelstunde, und ich 
möchte es gerne erreichen. 

(Abg Dr. Schiller: Nur eine kurze Frage!) 

— Nehmen Sie es mir nicht übel, ich muß ja das 
Flugzeug erreichen. Und wenn Sie — — 

(Abg. Dr. Schiller: Darf ich dann nur ein 
Wort dazu sagen?) 

— Gut. 

Dr. Schiller (SPD) : Ich habe Ihre Rede nicht als 
Zeichen der Schwäche bezeichnet, sondern gesagt, 
daß sie sich wohltuend von anderen Reden unter-
scheide. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Nein, 
Herr Schiller, dagegen wehre ich mich. Sie müssen 
nicht den Versuch machen, uns in der Regierung 
auseinanderzubringen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Ich bin hier federführend. Aber ich vertrete die Vor-
lage hier im Namen der gesamten Regierung und 
auch im Namen des Herrn Bundeskanzlers. 

Nun, meine Damen und Herren, ich will also die 
fünf Essentials — oder sagten Sie „five 
essentials" ? — 

(Heiterkeit) 

der SPD durchgehen. Ich fange beim ersten Punkt 
an. Ich bin ganz Ihrer Meinung, meine Damen und 
Herren von der SPD, daß die Initiative für das 
Handeln immer bei der Bundesregierung liegen muß; 
denn die Konjunktursteuerung ist — ich sagte es 
ja — eine politische Aufgabe. Genauso habe ich es 
in meiner Begründung dargestellt. Deswegen, meine 
Herren, hätten sie meine Begründung nur mit Ihren 
Reden zu vergleichen und sie als Antwort umzu-
kehren brauchen. Dann hätten Sie alles gehabt, was 
Sie vorhin vermißt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daß wir uns den Rat dort holen, wo der Sachver-
stand ihn bietet, ist doch selbstverständlich. Sie 
können versichert sein, daß wir dabei weder den 
Sachverständigenrat noch die Konjunkturinstitute 
übergehen. Aber es ist doch wohl eine ganz andere 
Frage, ob eine solche Aufzählung ins Gesetz gehört. 
Wenn es denn sein muß — mich stört's nicht. 

Wir sind uns auch bewußt — und auch das habe 
ich bereits in meiner Rede angedeutet —, daß mit 
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der mittelfristigen Haushaltspolitik ein neues Feld 
eröffnet wird. Aber eines sollte dabei sicher sein: 
Quantitative Ziele für einzelne Wirtschaftsbereiche 
wären ein Abrutschen in die Planifikation. Wir soll-
ten gerade hier — von mir aus: wenn es geht; und 
hoffentlich geht es — gemeinsam die Grenzen sehr 
sorgfältig beachten. 

In Ihrem zweiten Essential hat die SPD die Ein-
kommenspolitik angesprochen. Wir wissen sehr 
wohl, wie außerordentlich wichtig die Einkommens-
entwicklung für die Stabilität und das Wachstum 
ist. Das gilt vor allem für die Löhne, die sowohl die 
Nachfrage als auch die Kosten wesentlich beein-
flussen. Aber eine Lückentheorie darauf aufzubauen 
und zu sagen, daß das Gesetz hierfür kein greifen-
des Instrument enthält, halte ich, entschuldigen Sie, 
für etwas zu vordergründig. Ich halte es nicht für 
erlaubt. Wenn es uns mit diesem Gesetz besser 
als bisher gelingt, die öffentlichen Haushalte anti-
zyklisch zu beeinflussen und das Wachstum der 
privaten Investitionen von übermäßigen Schwan-
kungen frei zu machen, dann wird das auch auf die 
Lohnentwicklung einen wesentlichen Einfluß haben, 
ist also ein Stück Einkommenspolitik. 

Damit ist das Problem freilich noch nicht gelöst, 
noch nicht ganz gelöst. Vor allem die Schwierig-
keiten bei den Anpassungsverzögerungen bleiben. 
Wir sind deshalb weiterhin bereit, es den Sozial-
partnern leichter zu machen, gesamtwirtschaftliche 
Notwendigkeiten zu sehen und zu berücksichtigen. 
Wir wollen ihnen jede nur mögliche Information 
geben und unsere wirtschaftspolitischen Ziele erläu-
tern. Das ist übrigens immer geschehen, und nie-
mand kann sich damit entschuldigen, nicht ausrei-
chend informiert gewesen zu sein. 

Aber wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, eine Einkommenspolitik mit staatlichen 
oder gar gesetzlichen Maßnahmen fordern, dann 
sollten Sie konkret sagen, wie Sie sich das vorstel-
len. Wollen Sie, daß die Regierung bei wichtigen 
Lohnverhandlungen eingreift? Ich glaube, nein. Wol-
len Sie, daß ich „blaue Briefe" schreibe, Herr Schil-
ler? Ich glaube, nein. Möchten Sie der Regierung 
die Mitverantwortung für die Wettbewerbsposition 
einzelner Branchen aufladen? Ich glaube, nein. Sie 
müssen mir sagen, wie Sie sich die Einflußnahme 
auf die Gewinne vorstellen, ein Element, das in 
allen theoretischen Konzepten zur Einkommenspoli-
tik enthalten ist. Das sind Fragen und Probleme, 
die Sie nach meiner Meinung beantworten müssen, 
wenn die Forderung nach einer Einkommenspolitik 
nicht ein bloßes Plakat bleiben soll. 

Was Ihren dritten Punkt angeht, so waren weder 
Sie, Herr Schiller, noch Sie, Herr Arndt, übermäßig 
präzise. Wir kennen das Problem natürlich ebenso 
gut wie Sie; denn in der Wirtschaftspolitik und in 
den Fragen der weltwirtschaftlichen Verknüpfung 
unserer Volkswirtschaft sind wir natürlich auch 
keine heurigen Hasen. Ich bin wirklich gespannt, 
was Sie in diesem Punkt konkret zum Gesetzestext 
vorschlagen und nicht nur andeuten; das ist Ihr Aus-
druck, Herr Schiller: andeuten. 

Wir sollten übrigens nicht so tun — Sie haben es 
nicht getan, aber wir alle sollten nicht so tun —, als 

ob wir nur von außen die schleichende Inflation be-
zogen hätten. Auch andere Länder sind heute stabili-
tätsbewußt und werden es immer mehr, je mehr die 
tatsächliche weltwirtschaftliche Integration voran-
schreitet. Mehrere andere Länder haben den Kampf 
gegen die schleichende Inflationierung unter großen, 
ich möchte sagen, größten Anstrengungen und unter 
Opfern an Wachstum und Vollbeschäftigung geführt. 
Denken Sie z. B. an die große Anstrengung der 
Italiener. Seien wir also nicht zu selbstgerecht und 
tun wir doch zunächst einmal das, was wir selber 
zu Hause tun können. 

Es mag sein, daß wir wieder einmal vor der Not-
wendigkeit stehen, uns gegen einen Inflationsimport 
wehren zu müssen. Wie tröstlich ist es doch, daß die 
Wirtschaftspolitik nie aufhören wird! Aber wie wä-
ren dann die Möglichkeiten, meine Herren von der 
SPD? Die Aufwertung der D -Mark unter den Regeln 
des Internationalen Währungsfonds ist grundsätz-
lich offen. Aber Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, wissen doch ebenso gut wie ich, daß man 
nicht in mehr oder weniger regelmäßigen Abständen 
eine Währung aufwerten kann, weil damit Kapital-
bewegungen ausgelöst werden, die jede Stabilisie-
rungsbemühung unterlaufen. Es wird auch das 
System einer permanenten Aufwertung von Woche 
zu Woche und von Monat zu Monat stärker propa-
giert. Ich muß gestehen, daß diese Überlegungen in 
der Tat faszinierende Fragen anpacken. Aber wer 
hätte den Mut zu sagen, daß diese Probleme schon 
ausdiskutiert und damit reif für die Gesetzgebung 
sind? Dafür werden wir in der Tat nicht nur Monate, 
sondern noch Jahre brauchen. 

Was bleibt sonst? Etwa die Manipulierung des 
umsatzsteuerlichen Ausgleichs an der Grenze? Ja, 
wie sieht das denn aus, wenn wir das Umsatzsteuer

-

system in der EWG auch bei den Steuersätzen har-
monisiert haben und dann gar keine Umsatzaus-
gleichsteuer mehr erheben und keine Rückvergü-
tung mehr gewähren? — Dann die Beschränkung 
des Kapitalverkehrs, wenn die Stabilitätspolitik die 
Bundesrepublik zu einem gesuchten Land für die 
Anlage ausländischen Kapitals macht! — Nun gut, 
hierfür gibt es schon den § 23 des Außenwirtschafts-
gesetzes, womit ich allerdings keinen Freifahrts-
schein für seine Anwendung ausgesprochen habe, 
Im Gegenteil, ich rate zur äußersten Vorsicht. Wir 
haben den § 23, und das sollte genügen. 

Dem Kollegen Strauß möchte ich hinsichtlich der 
Kuponsteuer ganz freimütig sagen, daß wir hier 
unterschiedliche Auffassungen haben. Aber ich 
würde seine Unterstützung erbitten bei dem Bemü-
hen, die Kuponsteuer in der EWG zu harmonisie-
ren; denn sie besteht in anderen Ländern ja auch. 

In Ihrem vierten Essential spricht die SPD die 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Gemein-
den an. Ich habe in meiner gestrigen Rede betont, 
wie wichtig nach Meinung der Bundesregierung 
diese Zusammenarbeit ist. Aber bevor wir uns über 
neue Gremien und Institutionen unterhalten, sollten 
wir doch fragen, ob nicht die vorhandenen und be-
reits vorgesehenen Gremien ausreichen. Wenn sie 
nur einen neuen Namen haben sollen, nun denn, 
dann geben wir ihnen einen neuen Namen. 
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Die in ihrem fünften Essential angesprochene 

stärkere Einschaltung des Bundestages habe ich 
bereits erwähnt. Sie können gerade mir als altem 
Parlamentarier glauben, daß ich die Mitwirkung des 
Parlaments bei den wichtigen Entscheidungen für 
notwendig hatte. Ich danke Ihnen, Herr Kollege 
Alex Möller, daß Sie meine Urheberschaft so 
freundlich erwähnt haben. Ich habe auch nichts 
Gegenteiliges aus den Äußerungen meiner Freunde 
von der CDU/CSU entnommen. Daß wir Klarheit 
über die Abgrenzungen haben müssen, versteht 
sich doch von selber. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
können sicher sein, daß wir uns mit Ihren fünf 
Punkten in den Ausschußberatungen intensiv, offen 
auseinandersetzen werden. Insgesamt kann ich fest-
stellen, daß die Formulierungen des Kollegen Pro-
fessor Schiller so gehalten waren — — Herr Schiller, 
seien Sie doch mal so nett und hören Sie mir zu. 

(Abg. Schiller: Das tue ich unentwegt mit 
großem Vergnügen!) 

— Tüchtig wie Cäsar. — Insgesamt kann ich fest-
stellen, daß die Formulierungen, die Sie gebracht 
haben, so gehalten waren, daß, wenn Sie mir die 
textliche Auffüllung überlassen, ich gar keine 
Schwierigkeit hätte, das zu tun. Ich bin aber kei-
neswegs sicher, daß ich mit meinen Vorschlägen 
Ihre Absichten treffen würde. Darum können wir 
in der Tat über diese Dinge erst endgültig sprechen, 
wenn die Essentials Wort für Wort paragraphenreif 
im Text vorliegen, das heißt, wenn aus den Essen-
tials konkrete Vorschläge geworden sind; dann 
reden wir weiter. 

Lassen Sie mich aber noch ein Wort zu der 
finanziellen Situation der Gemeinden sagen. SPD-
Sprecher haben ausgeführt, bei der Kreditbegren-
zung blieben die Gemeinden mit ihren Sozialinvesti-
tionen als erste auf der Strecke. Seien Sie unbesorgt, 
eine solche Absicht, dies zu veranlassen, haben wir 
nicht. Im Gegenteil, wir werden jede Anstrengung 
machen, um solche Auswirkungen zu verhindern. 
Der Kredithahn soll doch nicht zugedreht werden, 
sondern im Interesse aller regulierend betätigt wer-
den. Eine sinnvolle Begrenzung der öffentlichen 
Kreditaufnahme wird doch gerade den schwächeren 
Gemeinden zugute kommen. 

Man spricht von der Notwendigkeit eines komple-
mentären Aktes. Hierzu möchte ich kurz folgendes 
feststellen. Die Bundesregierung anerkennt aus-
drücklich den bedeutenden Beitrag, den unsere Ge-
meinden durch ihre Infrastrukturmaßnahmen zur 
Sicherung unseres Wohlstandes und zur gedeih-
lichen Fortentwicklung des Ganzen leisten. Die Ge-
meinden müssen durch eine entsprechende Dotie-
rung in den Stand gesetzt werden, die ihnen oblie-
genden Aufgaben auch zu erfüllen, und zwar ohne 
einen für sie untragbaren Zwang zur Verschuldung. 
Wir alle kennen die Sorgen der Gemeinden, denn 
jeder von uns ist doch Bürger einer Gemeinde. 

Herr Kollege Dahlgrün hat einiges zur Finanz-
reform gesagt. Ich unterstreiche, daß es dabei we-
sentlich um die Kräftigung der Gemeinden geht. 
Diese Fragen sollen nicht auf die lange Bank ge

-

schoben werden. Sie sind aber zu komplex, um hier 
endgültig besprochen zu werden. Sie müssen im 
Rahmen der Finanzreform gesehen und beurteilt 
werden. 

Eines aber möchte ich mit aller Entschiedenheit 
sagen: Die Bundesregierung denkt gar nicht daran, 
die in 150 Jahren bewährte Selbstverwaltung der 
Gemeinden abzutragen. Sie wird auch mit diesem 
Gesetz zur Stärkung der Selbstverwaltung beitragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn Selbstverwaltung funktioniert doch nur bei 
einer Verantwortlichkeit gegenüber dem Ganzen. 

Meine Damen und Herren, beginnen wir mit den 
Beratungen und geben wir den Organen des Bundes 
und den Ländern die dringend benötigten gesetz-
lichen Vollmachten! Nicht nur psychologisch, son-
dern auch wirtschaftlich befinden wir uns genau an 
dem Punkt, da dieses Handeln erforderlich wird und 
damit bestimmend für die nächsten Jahre ist. 

Mit diesem Instrumentarium und der vernünftigen 
Anwendung durch die Regierung wird die soziale 
Marktwirtschaft auch in den durch ihre eigenen gro-
ßen Erfolge veränderten Verhältnissen in die Lage 
versetzt, die Vollbeschäftigung zu garantieren, ein 
beständiges Wirtschaftswachstum zu sichern und 
eine optimale Geldwertstabilität zu erreichen. Sie 
wird es tun, indem die binnenwirtschaftliche Ent-
wicklung normalisiert und unsere außenwirtschaft-
liche Position in gleicher Stetigkeit gefestigt wird. 

Stärker als in allen anderen Staaten ist aus un-
serer besonderen Lage heraus ,die Wirtschaft ein 
wichtiger Faktor der Politik. Solange wir die Wirt-
schaft in Ordnung halten — w i r , damit meine ich 
die Bundesregierung, das Parlament und die Wirt-
schaft selber —, werden wir in der Lage sein, in 
allen anderen Bereichen der Politik bis in die 
Außenpolitik hinein unsere Aufgaben zu erfüllen. 

Ich danke Ihnen noch einmal für die sachliche Dis-
kussion und bitte Sie um eine gründliche und zu-
gleich zügige Beratung der Vorlage. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich muß offen sagen, daß ich über die 
Ausführungen des Bundeswirtschaftsministers in 
einigen Punkten enttäuscht war. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Moment! Es ist nicht üblich, und wir sollten es 
als Parlamentarier nicht zur Kenntnis nehmen, ob-
wohl wir es immer wieder erleben, wenn die 
Regierung hier ein Gesetz einbringt und wir darüber 
debattieren, daß ein Mitglied der Bundesregierung 
hier heraufgeht und sagt: Jetzt ein Schlußwort. — 
Das Schlußwort hat das Parlament, niemand anders. 

Ich widerspreche insbesondere der Ausführung 
des Ministers Schmücker, daß er, nachdem er zum 
Schluß mit einer vorbereiteten Rede hier herauf-
gekommen war, sagte: Zwischenfragen kann ich 
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Hermsdorf 
jetzt nicht mehr entgegennehmen, denn in drei 
Viertelstunden geht mein Flugzeug. 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Minister, so geht es nicht, so können Sie eine 
Debatte, die, ich möchte sagen, von allen Seiten 
des Hauses mit so viel Goodwill geführt worden ist, 
nicht abschließen. 

(Abg. Frau Kalinke: Er hat sich dafür bedankt!) 

— Frau Kalinke, Ihre Argumente sind nicht immer 
logisch. Allerdings ist Ihr Charme so durchschla-
gend, daß ich mich dem nicht widersetzen kann; das 
ist gar keine Frage. 

(Heiterkeit.) 

Herr Minister, Sie haben in Ihren Schlußpassagen 
noch einige Behauptungen aufgestellt, die absolut 
den Ausführungen meiner Freunde Schiller und 
Alex Möller widersprechen. Niemand von uns, kein 
Sprecher der Sozialdemokraten, hat hier gesagt, daß 
wir in die Tarifautonomie mit gesetzlichen Mitteln 
eingreifen wollen. Das ist nicht gesagt worden, nicht 
hier und nicht heute. 

Deshalb meine ich, so kann man eine Debatte 
nicht abschließen. Wenn man hier schon ein Schluß-
wort von einer halben Stunde mit einer vorberei-
teten Rede sagt, muß man auch den Hauptsprechern 
die Möglichkeit zu Zwischenfragen geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe nicht 
um das Schlußwort gebeten, sondern gesagt: zum 
Schluß der Debatte. 

Herr Hermsdorf, es tut mir leid, wenn Sie meinen, 
ich dürfte nicht darauf hinweisen, daß das Flugzeug 
gleich abfliegt; es fliegt kein anderes. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Morgen früh um 
7.20 Uhr, Herr Minister!) 

— Herr Schellenberg, Sie kennen nicht alle meine 
Termine, ebensowenig wie ich Ihre kenne. Die Flug-
zeiten kennen Sie sicherlich besser. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich stehe ja hier. Ich 
habe Sie doch nur gebeten. Wenn Sie diese Bitte 
nicht erfüllen, werde ich eben bekanntgeben, daß 
ich nicht habe wegkommen können; das ist doch 
selbstverständlich. 

(Weitere Zurufe von der SPD.) 

Aber ich darf doch eine Bitte äußern. Wenn Sie mir 
sie abschlagen, nehme ich Ihnen das ab, wie Sie 
mir auch die Bitte abnehmen sollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Noch eins, Herr Kollege Hermsdorf: Jeder sollte 
seine Rede vorher gut durchdenken. Ich habe mich 
bemüht, das zu tun. Es gelingt nicht immer, und es 
gelingt nicht jedem immer. Ich habe jedoch nicht be-
hauptet, daß Sie der Meinung seien, die Regierung 
müsse in die Tarifautonomie eingreifen, sondern ich 

habe ausdrücklich gesagt: ich nehme an, daß Sie 
ebenfalls meiner Meinung sind. Bitte lesen Sie das 
im Protokoll nach, und ich wäre sehr dankbar, wenn 
Sie das dann auch entsprechend berichtigen wür-
den. Das, was Sie gesagt haben, habe ich nicht fest-
gestellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Bevor wir in die Abstimmung eintreten, möchte 
ich bekanntgeben, daß mich der Herr Vorsitzende 
des Ausschusses für Wirtschaft gebeten hat, Ihnen 
mitzuteilen, daß die für heute bzw. morgen vorge-
sehenen Sitzungen des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen ausfallen. 

(Zuruf von der Mitte: Zügige Beratung!) 

Wir kommen zur Abstimmung. Es liegen folgende 
Anträge vor — ich bitte, mich eventuell zu korrigie-
ren —: ein Antrag, einen Sonderausschuß einzuset-
zen, ein zweiter Antrag, die Materie an den Rechts-
ausschuß und an den Wirtschaftsausschuß zu über-
weisen, und ein im Falle der Ablehnung des ersten 
Antrages angekündigter dritter Antrag, die Über-
weisung an eine Reihe von Ausschüssen zur Mit-
beratung zu beschließen. — Herr Abgeordneter Gen-
scher! 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der Fraktionen der Regie-
rungskoalition beantrage ich, die Behandlung der 
Gesetzentwürfe der Drucksache V/890 wie folgt zu 
gestalten: Überweisung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes an den Rechtsaus-
schuß — federführend - und an den Wirtschafts-
ausschuß — mitberatend — sowie Überweisung des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung der wirt-
schaftlichen Stabilität allein an den Wirtschaftsaus-
schuß. 

Wir widersprechen zugleich der Einsetzung eines 
Sonderausschusses, weil wir der Auffassung sind, 
daß die auch von der sozialdemokratischen Oppo-
sition angekündigte dringliche Behandlung durch 
einen solchen Unterausschuß behindert würde. 

(Lachen bei der SPD.) 

Dieser Sonderausschuß, in dem Sie sowohl das ein-
fache Gesetz als auch die sehr komplizierte Verfas-
sungsänderung zu behandeln wünschen, würde sich 
in Wahrheit als ein die Behandlung verzögernder 
Flaschenhals erweisen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Darüber hinaus sind wir der Auffassung, daß ge-
rade nach den sehr schwerwiegenden verfassungs-
rechtlichen Bedenken, die hier von Ihrer Seite vor-
gebracht worden sind, die Behandlung der Verfas-
sungsänderung im Rechtsausschuß dringend geboten 
ist. Wir bitten Sie daher, unserem Antrag zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Mommer! 
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Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Für unseren Antrag auf Ein-
setzung eines Sonderausschusses spricht nicht nur 
das Argument der zügigen Beratung, weil auf diese 
Weise alles in einem Ausschuß konzentriert ist; 
es spricht dafür auch ein weiteres Sachargument. In 
der Debatte ist deutlich geworden, daß es bei dieser 
Vorlage wesentlich darauf ankommt, immer alles 
im Gesamtzusammenhang, ganzheitlich zu sehen. 
Das ist gewährleistet, wenn in einem Ausschuß die-
jenigen unserer Kollegen, die auf den verschiedenen 
Gebieten, die hier berührt werden, sachkundig sind, 
zusammenwirken. Der Vorschlag der FDP-Fraktion 
macht in Wirklichkeit den Wirtschaftsausschuß zu 
einem Sonderausschuß; denn plötzlich sollen in die-
sem Ausschuß all die Kollegen sitzen, die gar nicht 
zu diesem Ausschuß gehören, aber die sachkundig 
über die vielen Aspekte dieses Gesetzeswerks zu 
beraten wissen. Wir haben von Herrn Wehner ge-
hört, daß es nicht weniger als sieben Ausschüsse 
waren, die nach unserem üblichen Verfahren mit 
der Vorlage hätten befaßt werden müssen. Daß die-
ses Verfahren zur Verzögerung und Zersplitterung 
führen muß, ist klar. Deshalb unser Antrag: Einset-
zung eines Sonderausschusses. 

Wir bitten Sie noch einmal, diese Konsequenz zu 
ziehen. Ich weiß, daß man auch in der stärksten 
Fraktion dieses Hauses bereit war, sie zu ziehen. 
Unsere sachlichen Argumente für den Sonderaus-
schuß hatten sich durchgesetzt. Es ist dann aber wohl 
aus koalitionspolitischen Gründen schließlich zu 
einer nicht sachgerechten Entscheidung gekommen, 
zu einer nicht sachgerechten Entscheidung! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
FDP.) 

Noch ist die Entscheidung offen. 

Wir bitten Sie noch einmal, unserem Antrag zu-
zustimmen. Er ist ja wohl auch hier der weiter-
gehende; über ihn muß zuerst abgestimmt werden. 
Wenn er nicht angenommen werden sollte, wäre 
Weiteres zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Wortmel-
dungen mehr? — Dann kommen wir zur Abstim-
mung. 

Zunächst ist über den weitestgehenden Antrag zu 
entscheiden; das ist der Antrag auf Einsetzung eines 
Sonderausschusses. Ich brauche wohl nicht mehr zu 
beschreiben, wie er gemeint ist. Wer für diesen An-
trag ist, der möge die Hand heben. — Gegen-
probe! — 

(Zuruf von der SPD: Zügig! Ganz zügig! — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das zweite war die Mehrheit. Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Regierungskoalition, den Entwurf zur Verfassungs-
änderung an den Rechtsausschuß und an den Wirt-
schaftsausschuß als mitberatenden Ausschuß zu 
überweisen. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Umgekehrt die-
selbe Mehrheit; angenommen! 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag, 
das Gesetz zur Förderung der wirtschaftlichen Sta-
bilität an den Wirtschaftsausschuß allein, also ohne 
mitberatenden Ausschuß, zu überweisen. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Auch dieser Antrag ist 
mit der Mehrheit des bisherigen Beschlusses ange-
nommen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Meine Damen und Herren, 
die Mehrheit des Hauses hat soeben sachwidrig ent-
schieden. Ich möchte einen letzten Versuch machen, 
jetzt in sehr viel weniger zulänglicher Weise doch 
noch etwas zu retten, nämlich bei der Beratung die-
ser so wichtigen Vorlagen. 

Ich möchte nach allem, was hier und wochen- und 
monatelang in der Öffentlichekit gesagt worden ist, 
doch den Sachverstand in diesem Hause mobilisie-
ren, und zwar den ganzen Sachverstand, der für 
diese Vorlagen notwendig ist. Nach dem Beschluß, 
den Sie gefaßt haben, ist das jetzt nur durch zusätz-
liche Überweisungen zur Mitberatung an folgende 
Ausschüsse möglich. Die Vorlage für eine Grundge-
setzänderung muß zur Mitberatung außer an den 
Wirtschaftsausschuß — was schon beschlossen ist — 
überwiesen werden an den Finanzausschuß, an den 
Haushaltsausschuß, an den Ausschuß für Arbeit, an 
den Ausschuß für Sozialpolitik und an den Ausschuß 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen. Die Gesetzesvorlage über die 
wirtschaftliche Stabilität muß zusätzlich zu der Über-
weisung an den Wirtschaftsausschuß mitberatend an 
den Finanzausschuß, den Haushaltsausschuß, den 
Ausschuß für Arbeit, den Ausschuß für Sozialpolitik, 
den Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen und an den Rechts-
ausschuß überwiesen werden. 

(Zuruf von der Mitte: Gesundheitsaus

-

schuß!) 

— Nein Herr Kollege, spotten Sie nicht! Alle diese 
Ausschüsse haben auch bei den Kollegen, die bei 
Ihnen in diesen Ausschüssen sitzen, ihr brennendes 
Interesse an der Beratung dieser Vorlage bekundet. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich bitte darum, jetzt über diese Vorschläge zur 
zusätzlichen Überweisung im einzelnen abzustim-
men. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Mommer, wir sind 
im allgemeinen großzügig. Aber das, was Sie eben 
gesagt haben, haben Sie wohl nicht in Tat und 
Wahrheit ernst gemeint. 

(Zurufe von der SPD: Unerhört!) 

Sie wissen als erfahrener parlamentarischer Ge

-

schäftsführer ganz genau, daß eine solche Über

-

weisung die Behandlung dieses eiligen, auch von 
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Rasner 
Ihnen als eilig bezeichneten Gesetzes auf unendlich 
lange Zeit hinausschieben würde. 

Wir sollten so verfahren, wie wir das in diesem 
Haus, wo wir die Zahl der Ausschüsse immer be-
wußt begrenzt halten wollten, schon oft getan 
haben. Wir bitten den Wirtschaftsausschuß, diejeni-
gen Ausschüsse, die interessiert sind, unter Setzung 
einer Frist natürlich, gutachtlich zu hören. Dieses 
Verfahren hat vorzüglich geklappt und ist wesent-
lich besser als das, das Sie vorgeschlagen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sonst sind wir mit solchen Dingen — ich sage es 
noch einmal — großzügig. Aber das, was Sie vor-
geschlagen haben, Herr Kollege Mommer, lehnen 
wir um der Sache willen ganz klar ab. 

(Erneuter Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Menne. 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) (FDP) : Ich möchte 
nur eine kurze sachliche Mitteilung machen. Nach-
dem der Wirtschaftsausschuß durch die Majorität 
des Bundestages zu der Behandlung dieses Gesetz-
entwurfs berufen worden ist, berufe ich den Wirt-
schaftsausschuß für morgen früh, 9.30 Uhr, ein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid:  Meine Damen und 
Herren, das ist die vierte Mitteilung, die mir der 
Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses heute über 
seinen Ausschuß gemacht hat. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Wir kommen zur Abstimmung — zunächst über 
den Antrag, den Entwurf eines . . . Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes zur Mitberatung zu-
sätzlich an die genannten Ausschüsse, die ich wohl 
nicht mehr zu verlesen brauche, zu überweisen. Wer 
zustimmt, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit. — Das ist abgelehnt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Lauter gute 
Demokraten in der Fraktionsdisziplin! — 
Weitere Zurufe von .der SPD und Gegen

-

rufe von der Mitte.) 

Wir stimmen nunmehr ab über den Antrag, den 
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der wirt-
schaftlichen Stabilität zur Mitberatung an die ge-
nannten weiteren Ausschüsse zu überweisen. Wer 
zustimmt, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit. — Das ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Tages-
ordnung erschöpft. Ich berufe die nächste Sitzung 
des Deutschen Bundestages ein auf Mittwoch, den 
21. September 1966, 9 Uhr, und schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 18.43 Uhr.) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Abelein 4. 10. 
Dr. Achenbach*) 15. 9. 
Dr. Adenauer 5. 10. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 15. 9. 
Dr. Becher (Pullach) 16. 9. 
Biermann 16. 9. 
Dr. Birrenbach 15. 9. 
Blachstein 10. 10. 
Frau Blohm 15. 9. 
Börner 15. 9. 
Frau Brauksiepe 30. 9. 
Busse 26. 9. 
Dichgans *) 16. 9. 
Dr. Dittrich *) 16. 9. 
Dorn 23. 9. 
Eisenmann 16. 9. 
Frau Dr. Elsner 15. 9. 
Dr. Eppler 7. 10. 
Erler 30. 9. 
Ertl 23. 9. 
Franke (Hannover) 21. 9. 
Frehsee 30. 9. 
Frau Funcke 23. 9. 
Dr. Furler *) 15. 9. 
Gerlach *) 15. 9. 
Dr. Giulini 22. 9. 
Dr. Gleissner 15. 9. 
Glombig 17. 9. 
Dr. Götz 26. 9. 
Dr. Dr. Heinemann 28. 9. 
Hellenbrock 18. 9. 
Dr. Hesberg 16. 9. 
Hirsch 17. 9. 
Dr. Hudak 16. 9. 
Dr. Huys 5. 10. 
Iven 26. 9. 
Illerhaus *) 15. 9. 
Dr. h. c. Jaksch 22. 9. 
Kahn-Ackermann 6. 10. 
Klinker 15. 9. 
Dr. Kopf 4. 10. 
Frau Korspeter 30. 9. 
Dr. Kübler 30. 9. 
Frau Dr. Kuchtner 15. 9. 
Kurlbaum 30. 9. 
Leber 16. 9. 
Lemmer 15. 9. 
Lenz (Trossingen) 30. 9. 
Dr. Martin 6. 10. 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 29. 9. 
Mauk 15. 9. 
Metzger *) 15. 9. 
Michels 30. 9. 
Müller (Aachen-Land) *) 16. 9. 
Müller (Worms) 17. 9. 
Opitz 23. 9. 

*) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Peters (Norden) 20. 9. 
Picard  17. 9. 
Frau Pitz-Savelsberg 30. 9. 
Raffert 6. 10. 
Rehs 22. 9. 
Dr. Ritgen 18. 9. 
Rock 2. 10. 
Rollmann 16. 9. 
Saam 7. 10. 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 15. 9. 
Dr. Schulz (Berlin) 21. 9. 
Steinhoff 25. 9. 
Stiller 17. 9. 
Frau Strobel 16. 9. 
Strohmayr 16. 9. 
Teriete 20. 10. 
Dr. Dr. h. c. Toussaint 25. 9. 
Dr. Verbeek 15. 9. 
Weimer 5. 10. 
Wendelborn 16. 9. 
Windelen 23. 9. 
Dr. Wörner 30. 9. 
Wurbs 15. 9. 
Dr. Zimmermann 15. 9. 

Anlage 2 

Schriftliche Ausführungen 

des Abgeordneten Schmidhuber zu Punkt 2 a und b 
der Tagesordnung. 

Die von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
würfe eines Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes und eines Gesetzes zur Förderung der 
wirtschaftlichen Stabilität schaffen die Voraussetzun-
gen für eine umfassendere, schneller reagierende, 
feiner dosierende, aber auch mit unserer markt-
wirtschaftlichen Ordnung konforme Konjunktur-
politik. Wenn auch über einige Einzelfragen der 
Entwürfe noch zu reden sein wird, kann man nicht 
bestreiten, daß die Bundesregierung ein auf der 
Höhe der Zeit stehendes Gesamtkonzept vorgelegt 
hat. Die Entwürfe sollen das konjunkturpolitische 
Instrumentarium auf zwei Gebieten erweitern, einer-
seits auf dem Feld der öffentlichen Haushaltswirt-
schaft, andererseits durch Schaffung von Einwir-
kungsmöglichkeiten auf unternehmerische Entschei-
dungen in der Privatwirtschaft. 

Angesichts der Bedeutung, die !die Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte sowohl im Bereich der In-
vestitionen als auch bei der Einkommensverteilung 
- durch den großen Block  der Einkommensüber-
tragungen - haben, liegt der Schwerpunkt der Vor-
lagen auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzwirt-
schaft. In der Debatte über die verfassungspoliti-
schen Fragen, die heute vormittag geführt wurde, 
ist dies deutlich zum Ausdruck gekommen. Zwei 
Prinzipien müssen miteinander in Einklang gebracht 
werden, einerseits die in Art. 109 des Grundgesetzes 
statuierte Unabhängigkeit der Haushaltswirtschaft 
von Bund und Ländern - ohne Zweifel ein wesent-
liches Element des Föderalismus -, andererseits 
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die Notwendigkeit einer einheitlichen Konjunktur-
politik, die nicht an den Grenzen der Bundesländer 
haltmacht und daher nur Sache des Bundes sein 
kann. Diesen Konflikt zu lösen ist die staatspoli-
tische Hauptaufgabe, die uns in diesem Zusammen-
hang gestellt ist. 

Meine Fraktion ist daher dem Bundesrat als der 
Vertretung der Gliedstaaten sehr dankbar, daß er 
seine Bereitschaft bekundet hat, unter Zurückstel-
lung verfassungspolitischer Bedenken um des höhe-
ren Zieles der Stabilität von Wirtschaft und Wäh-
rung willen an der Lösung dieses Problems mitzu-
arbeiten. Damit ist der Wille der Gliedstaaten, einen 
kooperativen Föderalismus zu praktizieren, sinnfäl-
lig zum Ausdruck gekommen. Gelingt es, die vorlie-
genden Entwürfe ohne Veränderungen in ihrem 
wesentlichen Kern zu verabschieden, so hat damit 
unsere föderalistische Ordnung eine neue Bewäh-
rungsprobe abgelegt. 

Wie ich bereits eingangs betont habe, kommt es 
darauf an, daß das zu schaffende konjunkturpoliti-
sche Instrumentarium mit unserer marktwirtschaft-
lichen Ordnung konform ist. Wir haben mit Befrie-
digung zur Kenntnis genommen, daß Herr Kollege 
Professor Dr. Schiller insoweit offenbar unserer Mei-
nung ist. Allerdings sind wir nicht der Ansicht, daß 
der Entwurf in seinen Grundzügen der „freiheit-
lichen Durchlüftung" bedarf; denn sein Hauptanlie-
gen besteht darin, die öffentliche Finanzwirtschaft 
in die Gegebenheiten des Marktes einzufügen und 
die Voraussetzungen für ein konjunkturkonformes 
Verhalten der öffentlichen Hände zu schaffen. 

Lassen Sie mich noch kurz eine Frage aus dem 
privatwirtschaftlichen Teil des Stabilitätsgesetzes 
anbringen, die mir aus mehreren Gründen, insbe-
sondere aber in ordnungspolitischer Hinsicht, be-
deutungsvoll erscheint. § 19 Nr. 3 Buchstabe b des 
Entwurfs sieht vor, daß durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung die Bemessung der Absetzungen 
für Abnutzung in fallenden Jahresraten ganz oder 
teilweise ausgeschlossen werden kann. Hier wird 
meines Erachtens der Umstand nicht genügend ge-
würdigt, daß die degressive Abschreibung von allen 
Abschreibungsmethoden dem tatsächlichen Wertver-
zehr der Wirtschaftsgüter am nächsten kommt. Der 
Ausschluß der degressiven Abschreibung bedeutet 
daher einen unmittelbaren Eingriff in Kostenstruk-
tur und Kalkulation. Hinzu kommt, daß die Industrie 
in immer stärkerem Maße zu langfristigen, sich oft 
über viele Jahre erstreckenden Investitionsprogram-
men übergeht, die in ihrer zeitlichen Länge mehrere 
Konjunkturphasen überlappen und sich daher für 
konjunkturpolitische Beeinflussungen wenig eignen. 
Man wird daher auf diesem Weg die angestrebte 
Harmonisierung der Investitionen kaum erreichen 
können. Wenn man die Gewährung zusätzlicher Ab-
schreibungsmöglichkeiten als ein Instrument zur 
Überwindung einer Stagnation für nötig hält, so 
kann man dies auch tun, ohne gleichzeitig Möglich-
keiten vorzusehen, die geeignet sind, die Abschrei-
bungen unter den tatsächlichen Wertverzehr herab-
zudrücken. 

Der Hinweis, daß auch Beschränkungen der pri-
vaten Investitionen möglich sein müßten, wenn man 

der öffentlichen Hand auf diesem Gebiete Fesseln 
anlegte, vermag nicht zu überzeugen; denn die pri-
vatwirtschaftlichen Investitionen stehen im Gegen-
satz zu denen der öffentlichen Hand unter dem Dik-
tat der Rendite. Die Ertragsantizipationen der 
Unternehmer sorgen von vornherein für eine Selek-
tion der Investitionen und damit für eine volkswirt-
schaftlich sinnvolle Verwendung des Kapitals, die 
man im Bereich der öffentlichen Haushalte mitunter 
vermißt. Der Strom der privatwirtschaftlichen Inve-
stitionen ist die Grundlage für künftiges Wachstum 
und damit auch für eine Steigerung der Massenein-
kommen. Er sollte durch kurzfristige Überlegungen 
möglichst nicht geschmälert werden. Die mittelbare 
Einwirkung über die die Ertragsantizipationen be-
einflussende Zinspolitik dürfte ausreichen. 

Ähnliches gilt für die Sonderabschreibungen. Sie 
werden für Maßnahmen gewährt, die entweder zur 
Stärkung der nationalen Produktivkräfte in der Zu-
kunft (Forschungsaufgaben) oder zur Erfüllung von 
wichtigen Gemeinschaftsaufgaben (Luft- und Gewäs-
serreinhaltung) dienen. 

Man wird daher diese Einzelfragen in der Aus-
schußberatung noch sorgfältig prüfen und sich um 
praxisnahe Verbesserungen bemühen müssen. 

Die Bedeutung des vorliegenden Gesetzwerkes 
für die weitere gedeihliche Entwicklung der deut-
schen Volkswirtschaft sollte durch diese wenigen 
kritischen Anmerkungen in keiner Weise geschmä-
lert werden. 

Anlage 3 

Schriftliche Ausführungen 

des Abgeordneten Stein (Honrath) zu Punkt 2 a 
und b der Tagesordnung. 

Meine Zustimmung zu dem vorliegenden Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung der wirtschaftlichen 
Stabilität hätte ich leichteren Herzens gegeben, 
wenn der Ausbau des wirtschaftspolitischen Instru-
mentariums sich nicht bis in das Gebiet der steuer-
lichen Abschreibungen erstreckt hätte. Die Begrün-
dung des Regierungsentwurfs wirbt zwar mit be-
redten Worten für diese Einbeziehung der Ab-
schreibungspolitik, und ich bin mir dessen auch 
bewußt, daß der Wiederaufbau unserer produzie-
renden Wirtschaft nach der Währungsreform we-
sentlich durch Investitionsanreize auf dem Abschrei-
bungsgebiet gefördert worden ist. Aber damals — 
bei der Unterversorgung aller Märkte — waren 
die Investitionen weniger riskant. Jetzt aber tragen 
die Investoren ein großes Risiko, weil ihnen die 
Märkte nicht mehr jede Investition honorieren. 
Dieses Risiko sollte in einer Marktwirtschaft den 
Unternehmern nicht abgenommen werden; anderer-
seits muß ihnen dann die Entscheidungsfreiheit, 
wann und wie groß sie investieren wollen, ein-
geräumt bleiben. Sie mit Anreizen bald in Investi-
tionen, die sie sonst nicht vorgenommen hätten, zu 
lenken und bald wieder von Investitionsentschlüs-
sen abzudrängen, bedeutet, in unsere Marktwirt-
schaft ein Lenkungselement hineinzutragen, mit 
dem ich mich nicht befreunden kann. 
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In den „Monatsblättern für freiheitliche Wirt-
schaftspolitik", die Herr Dr. Volkmar Muthesius, 
der Präsident des Bundes der Steuerzahler, heraus-
gibt, ist vor kurzem eindringlich vor der „politisier-
ten Abschreibung" gewarnt worden. Im Februar

-Heft der zitierten Zeitschrift findet sich folgendes 
Zitat: 

Für alle Menschen, die davon überzeugt sind, 
ein Ministerialrat in einem der maßgeblichen 
Ministerien sei stets und auf alle Fälle klüger 
als ein Unternehmer, mag der Gedanke einer 
solchen Investitionspädagogik etwas geradezu 
Bestechendes haben. 
Das Verfahren sieht so aus, als greife der Staat 
materiell gar nicht in die Dispositionen der 
Unternehmer ein — er verändere ja nur die 
steuerlichen Bedingungen. 

Aber in Wirklichkeit würde eine solche Me-
thode eine schwere Unsicherheit in das Wirt-
schaftsleben bringen; und zum anderen müßte 
man nach Branchen differenzieren, was eine 
unübersehbare weitere Komplizierung in unser 
Steuerrecht bringen würde. 

Ein solches Verfahren würde einen Roheitsakt 
darstellen, ganz im Gegensatz zu der Vermu-
tung, es bedeute eine Lenkung mit leichter 
Hand. 

Ich werde in diesem Zusammenhang auch an ein 
Wort erinnert, daß der Herr Bundeskanzler in der 
Bundestagsdebatte vom 17. 2. 1966, als wir über 
das zweite Jahresgutachten des Sachverständigen-
rates diskutierten, gebraucht hat: 

Es ist in einer freien Wirtschaft völlig ausge-
schlossen, die Investitionen offizieller und pri-
vater Art, die Gewinne oder die Löhne oder 
die Preise in einem ganz bestimmten Verhält-
nis zueinander halten zu wollen. Das ist mit der 
Wirklichkeit einfach nicht in Einklang zu brin-
gen. 

Diese Einsicht gilt in ganz besonderem Maße gegen-
über allen Absichten zur Steuerung der Investi-
tionen. Der technische Fortschritt ist nirgendwo auf 
der Welt ein kontinuierlicher Strom, den man durch 
leicht verschiebbare Schleusentore eindeutig lenken 
könnte. — Soviel zu meinen grundsätzlichen Beden-
den gegenüber der Einbeziehung der Abschreibun-
gen in das Stabilisierungsgesetz. 

Nun sind in diesem Hohen Hause wichtige Argu-
mente vorgetragen worden, die für eine Änderung 
der steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten als ein 
zusätzliches konjunkturpolitisches Instrument spre-
chen. Es wurde vor allem gesagt, die Bundesregie-
rung wolle den Spielraum erweitern, der ihr im 
Steueränderungsgesetz von 1961 durch die Ermächti-
gung gemäß § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe s des Ein-
kommensteuergesetzes geschaffen worden sei. Nach 
dieser Ermächtigung kann die Bundesregierung in 
konjunkturellen Schwächeperioden befristet allge-
meine Sonderabschreibungen gewähren. Ich gebe zu, 
daß die im § 19 Nr. 3 des Entwurfs des Stabilisie-
rungsgesetzes vorgesehene Änderung dieses Buch-
stabens s eine Verfeinerung bedeutet. Wir haben 
noch keine Erfahrungen mit der Formulierung aus 

dem Jahre 1961 gemacht. Aber Wissenschaft und 
Praxis haben darauf hingewiesen, daß die damalige 
Ermächtigung wahrscheinlich in den Schwächezei-
ten, für die sie geschaffen wurde, zur Wiederbele-
bung des Investierens nicht ausreichen würde. Inso-
fern ist zuzugeben, daß die jetzt vorgesehene Rege-
lung einen Fortschritt bedeutet. Aber wir dürfen 
nicht übersehen, daß der vorgeschlagenen Erweite-
rung für schwache Zeiten auch eine Verschlechte-
rung des bisherigen Abschreibungsrechts gegenüber-
steht, die in Phasen überschäumender Investitions-
tätigkeit zur Anwendung kommen soll. Sie greift 
über das Operieren mit Sonderabschreibungen hin-
aus. Dem Absatz 1, der die Erweiterung bringt, soll 
nämlich ein Absatz 2 folgen, in dem es wörtlich 
heißt: 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, ohne Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung Vorschriften zu erlassen, nach denen die 
Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen 
und erhöhten Absetzungen sowie die Bemes-
sung der Absetzungen für Abnutzung in fallen-
den Jahresbeträgen ganz oder teilweise ausge-
schlossen werden können, wenn die Nachfrage 
nach Investitionsgütern oder Bauleistungen das 
Angebot wesentlich übersteigt und daraus eine 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts mit erheblichen Preissteigerungen ent-
standen ist oder zu entstehen droht. 

Mit dem Satzteil „sowie die Bemessung der Abset-
zungen für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen" 
wird beträchtlich über die Variierung der steuer-
lichen Abschreibungen hinausgegangen. Hier wird 
nämlich generell mit der zeitweiligen Entziehung 
des Rechts, die Investitionen degressiv abzuschrei-
ben, gedroht. 

Als dieses Hohe Haus über das Steueränderungs-
gesetz vorn 18. 7. 1958 debattierte, lag ihm zur de-
gressiven Abschreibung ein Bericht seines Finanz-
ausschusses vor, in dem es dem Sinne nach hieß, der 
Ausschuß habe sich die Auffassung zu eigen ge-
macht, daß die degressive Abschreibung auf dem an-
erkannten Besteuerungsprinzip beruhe, wonach 
echter betrieblicher Aufwand auch als Aufwand an-
erkannt werden müsse und nicht als Gewinn ver-
steuert werden dürfe. Der Ausschuß fuhr dann fort: 

Über das Ausmaß der notwendigen Abschrei-
bung müssen jeweils die wirtschaftlich-tech-
nischen Bedingungen entscheiden. Diese dürfen 
nicht durch Finanzierungsbedürfnisse oder 
Finanzierungwünsche verdrängt werden, die in 
dem Substanzverbrauch keine Rechts-, sondern 
nur eine formale Begründung finden. Die Ab-
schreibung ist also keine Finanzierungshilfe. 

Die Bemessung der Absetzungen für Abnutzung in 
fallenden Jahresbeträgen ist aber in Zeiten eines 
raschen technischen Fortschritts die einzig mögliche 
Antwort der Unternehmen in der produzierenden 
Wirtschaft auf diesen technischen Fortschritt. 

Ich befürchte, daß das starre Festhalten an der 
Entwurfsfassung des § 19 Nr. 3 die Bundesregierung 
und die sie tragenden Koalitionsparteien draußen 
in der Wirtschaft dem Verdacht aussetzt, bei uns 
habe ein investitionsunfreundliches Denken die 
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Oberhand gewonnen. Dies wäre ein Bruch mit der 
Tradition dieses Hohen Hauses. Wir haben seit 1949 
vieles unternommen, um das Verständnis für ein in-
tensives Investieren in den breitesten Schichten un-
seres Volkes wachzuhalten und ein Wiederaufleben 
der ehemaligen klassenkämpferischen Feindselig-
keit gegenüber den Investoren und Kapitalgebern 
zu verhindern. Ohne die vorbildliche hohe Investi-
tionsquote wäre unserer Volkswirtschaft der An-
schluß an die Weltwirtschaft nicht gelungen. Ohne 
dieses unentwegte Investieren wäre die Arbeits-
losigkeit nie beseitigt worden. Die Investitionsfreu-
digkeit ist nicht anders wie die Sparfreudigkeit zu 
beurteilen, ja, sie verleiht dieser überhaupt erst 
ihren produktiven Sinn. Wer die Investitionsfreu-
digkeit beeinträchtigt, schadet uns allen. Das Inve-
stieren muß dem Forschen und Erfinden in der Rang-
ordnung gleichgestellt sein. Dem Zwang, sich durch 
Investitionen wettbewerbsfähig zu erhalten, ist nicht 
nur die kapitalintensive Großindustrie ausgesetzt. 
Für die mittleren und kleinen Unternehmen, das ge-
samte Handwerk und auch für die Landwirte gilt 
dieser Zwang nicht minder. Ohne Investitionen wä-
ren alle diese Bereiche bald hoffnungslos wett-
bewerbsunfähig. 

Ich glaube aber, daß wir bei der Bundesregierung 
offene Türen bei dieser Anerkennung der volkswirt-
schaftlichen Bedeutung des Investierens einrennen. 
Daher vertraue ich auch der Aussage des Herrn Bun-
deswirtschaftsministers, daß die unternehmerische 
Investitionsfreiheit nur in Fällen der äußersten Not-
wendigkeit gelenkt werden soll. Insoweit stelle ich 
meine Bedenken gegen die Entwurfsfassung des § 19 
zurück. 

Es ist mein Wunsch, daß eine möglichst breite 
Mehrheit mit mir anerkennt: die produktiven In-
vestitionen der Unternehmen — also die Aus-
rüstungsinvestitionen und die dazu nötigen Bauten 
— sind die volkswirtschaftlich sinnvollsten und 
nützlichsten Vermögensanlagen. Niemand kann 
leugnen, daß diese Investitionen es sind, die in 
hervorragender Weise die Steigerung des allgemei-
nen Lebensstandards bewirken und ermöglichen. 
Sie lassen eine sich unausgesetzt ausweitende Nach-
frage die zu ihrer Befriedigung nötige Produktions-
stätte finden. Um es zu präzisieren: investieren 
heißt, Sachvermögen bilden, heißt die Betriebsan-
lagen auf einen Stand bringen, der den vom Stande 
der Technik, von der Marktlage und von den Renta-
bilitätsrücksichten aufgegebenen Notwendigkeiten 
Rechnung trägt. Ich möchte noch einmal unterstrei-
chen, daß die Investitionsentscheidungen nur das 
einzelne Unternehmen in seiner Verantwortung und 
seiner Risikobereitschaft fällen kann. Es gibt keine 
Zentrale, die genügend Überblick hätte, um Ver-
antwortung und Risiko dem Unternehmen abzuneh-
men. 

Wir wollen, daß neben die Prinzipien des ange-
messenen Wachstums unserer wirtschaftlichen Hilfs-
quellen und der Verbesserung der realen Versor-
gung gleichberechtigt das der monetären Stabilität 
tritt. Hier sind Konfliktsituationen denkbar, zu 
denen, wie ich zugebe, auch eine übersteigerte In-
vestitionsgüternachfrage beitragen kann, eine Nach-
frage, die sich zeitlich und in bestimmten Sach

-

bereichen zu sehr konzentriert. Die Folge ist, daß 
die Kapazitäten zur Herstellung gewisser Investi-
tionsgüter zeitweilig nicht ausreichen, daß kürzere 
Lieferfristen mit Preiskonzessionen erkauft werden, 
daß Arbeitskräfte um den Preis exorbitanter Lock-
löhne schnell angeheuert werden und daß alle diese 
zusätzlichen Lasten an die Abnehmer weitergewälzt 
werden. Ich will betonen, daß diese Situationen bei 
uns bislang nicht lawinenartig eingetreten sind bzw. 
da, wo sie sich auf Teilmärkten ankündigten, bald 
wieder verflogen. Hier erwies sich das ausländische 
Angebot an Maschinen als recht zuverlässige 
Bremse. 

Um die jüngste Industriegeschichte geht es aber 
nicht. Es ist vielmehr so, daß eine kluge voraus-
schauende Politik tunlichst auch Extreme in ihre 
Rechnung einzustellen hat. Dazu zwei Gesichts-
punkte! 1. Es gibt sicherlich auch auf dem Gebiet 
der produktiven Investitionen die Erscheinungen 
des Hortens und der Mode. Warum sollte man sie 
nicht zu glätten suchen? 2. Es ist keineswegs ange-
bracht, den Schwarzen Peter im Ernstfall immer nur 
der öffentlichen Hand weiterzugeben. Denn auch 
die öffentlichen Investitionen dürfen nicht in Miß-
kredit gebracht werden, sie sind in vielen Fällen 
doch die Anschlußinvestitionen der privaten Ent-
wicklung. 

Die Schlußfolgerung ist: mit dem Mangel an mo-
netärer Stabilität wird ein Wirtschaftswachstum, 
das immer und nur auf dem Stand von übermorgen 
sein möchte, unter Umständen zu hoch bezahlt. Für 
heute und morgen up to date zu sein, genügt auch. 
Wir wollen daher wirtschaftspolitische Maßnahmen 
und Instrumente ins Auge fassen, die helfen können, 
das unternehmerische Investieren stetiger werden 
zu lassen durch Stützung bei übermäßiger Verlang-
samung ebenso wie durch Bremsen bei zu großer 
Beschleunigung. 

Ich greife auf meine eingangs vorgetragenen Be-
denken zurück: Oberster Grundsatz muß sein, daß 
diese Vorkehrungen den Unternehmern unter kei-
nen Umständen die Freude am Investieren nachhal-
tig verderben. Das bedeutet nicht nur, daß das In-
teresse am technischen Fortschritt wachgehalten 
werden muß; auch die Finanzierungsatmosphäre 
muß freundlich bleiben. Die Geschichte lehrt uns, 
Absentismus der Produzenten wie Attentismus der 
Geldgeber sind Zeichen dafür, daß im politischen 
Verhalten etwas nicht gestimmt hat. Gewöhnlich 
war es ein Mangel an Gleichgewicht, an außen- und 
innerpolitischer Stabilität. Also nicht nur privatwirt-
schaftlich, sondern auch wirtschaftspolitisch gelten 
die Stichworte: Kooperation und Koordination. 
Wenn wir für die vor uns liegenden Aufgaben 
einen gesetzlichen Maßanzug schneidern wollen, 
dann müssen wir diese Stichworte im Auge behal-
ten: die Kooperation zwischen den öffentlichen Hän-
den und die Kooperation zwischen diesen und der 
Wirtschaft. Das Prinzip sollte sein: die konzertierte 
Aktion geht vor Befehl. Nur so kann Verständnis 
für das Erforderliche geweckt werden. Dann werden 
sich auch die Investitionspläne der Wirtschaftsunter-
nehmen auf die allgemeinen übergeordneten Inter-
essen ausrichten. 
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